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Dr. O. Bülow in Tübingen, Dr. H. Degenkolb in Tübingen, Dr. V. Ehrenberg in 
Rostock, Dr. A. Pranken in Jena, des Herrn General - Procurator Dr. J. Glaser in 
Wien, der Herren Professoren Dr. A. Grawein in Czernowitz, Dr. A. Haenel in 
Kiel, Dr. R. Heinze in Heidelberg, Dr. A. Heusler in Basel, Dr. R. v. Jhering in 
Göttingen, Dr. P. Krüger in Königsberg, Dr. P. Laband in Strassburg, Dr. F. v. Martits 
in Tübingen, Dr. Ernst Meier in Halle, Dr. Th. Mommsen in Berlin, Dr. P. Regels- 
berger in Breslau, Dr. W. v. Rohland in Dorpat, Dr. A. Bohmidt in Leipzig, Dr. R. Böhm 
in Strassburg, Dr. A. Wach in Leipzig, des Herrn Dr. R. Wagner in Leipzig, des Herrn 
Professor Dr. B. Windscheid in Leipzig 

herausgegeben von 

Dr. Karl Binding, 

Professor in Leipzig. 



Aus obigem Handbuch erscheint soeben der 1. Band des 3. Theiles 
| der in. Abtheilung: 

Handbuch des Seerechts von Rudolf Wagner, 

1. Band. 

Der Mitte April v. J. zur Ausgabe gelangte erste Band von Dr. Julias 
Glascr’s Strafprozess eröffnete das seit Jahren vorbereitete 

Systematische Handbuch der Deutschen Rechtswissenschaft, 

herausgegeben unter Mitwirkung hervorragender deutscher Juristen 
von 

Professor Dr. K. Binding. 

Der Grundgedanke des Werkes ist einem Wunsche entsprungen, in welchem 
Herausgeber und Verleger sich zusainmenfanden. Es sollte der deutschen 
Rechtswissenschaft die Anregung gegeben werden zu thun, was noch keine 
Rechtswissenschaft gethan: in geschlossenen Darstellungen ihrer 
sämmtlichen Disciplinen den Bestand ihrer Forschung zum 
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'■rsten Male übersichtlich zusammenzufassen. Ein solches Werk, 
wenn es gelang, war geeignet die starken Ungleichheiten in der Bearbeitung 
der einzelnen Zweige unserer juristischen Theorie auszuebnen, und somit eine 
Quelle allseitigster Belehrung zu werden. In solchem Werke that aber die 
deutsche Rechtswissenschaft auf ihrem ganzen grossen Gebiet gleichzeitig 
einen bedeutenden Schritt vorwärts und gab neuer wissenschaftlicher Arbeit 
kräftigen Anstoss. 

Dieser Grundgedanke bestimmte den Plan. Weit über die Kräfte auch 
des bedeutendsten Mannes hinausreichend bedurfte das Werk der Theilung. 
Aber nur soweit als unbedingt nöthig, war der Einheit Abbruch zu thun : eine 
Zersplitterung des Stoffs machte von vornherein das Ziel unerreichbar. Jede 
Disciplin musste deshalb ganz und ungetheilt einem einzigen Bearbeiter anver- 
traut werden. So ist das Handbuch eine Sammlung juristischer 
Werke, aber kein Sammelwerk. Die Einheit des Ganzen liegt in der 
Einheit des Gegenstandes, ausserdem aber in der gemeinsamen Anschauungs- 
weise der Verfasser, der sie sich als Genossen einer und derselben wissen- 
schaftlichen Periode nicht entziehen können. 

Um der Vergangenheit wie der Gegenwart gleichermassen gerecht zu werden, 
insbesondere um die Rechtsgeschichte zu retten vor der Zersplitterung in eine 
Anzahl historischer Einleitungen zu dogmatischen Werken, andererseits um 
diese soweit möglich ihrer Aufgabe für das geltende Recht zu erhalten, waren 
neben den dogmatischen umfassende rechtsgeschichtliche Werke in Aussicht 
zu nehmen. Wie der Stoff vertheilt und die Theile zum Ganzen gefügt sind, 
zeigt der nachfolgende Anlageplan. 

Den einzelnen Darstellungen aber war nicht der Charakter des Lehrbuchs, 
sondern der des Handbuchs zu geben. Der Autor sollte nicht nur Raum haben 
seine Ansicht zu sagen, sondern auch sie eingehend zu begründen. 

Die Ausführung des Plans bedurfte vor Allem der berufenen Männer. Ob 
diese schwierigste Aufgabe der Wahl glücklich gelöst ist, das kündet das 
Verzeichniss unserer Mitarbeiter, das wird nach unserer Ueberzeugung der 
Fortgang des Werkes bestätigen. Sehr erleichtert wurde uns dieselbe durch 
die überraschend günstige Aufnahme, die der Plan bei denen fand, deren 
Hülfe zu seiner Ausführung erbeten wurde. 

In der dankenswerthesten Weise ward uns von massgebender Seite 
fördernder Beistand so reichlich zu Theil, dass nur wenige Wochen nach 
Anregung des Plans das Kollegium unserer Mitarbeiter fast vollständig gebildet 
war und dass wir den raschen und ungestörten Fortgang des Handbuchs in 
sichere Aussicht stellen können. 

Leipzig. 



Prof. Dr. Karl Binding als Heraasgeber. 
Dnncker & Hiunblot als Verleger. 
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Anlageplan. 

I. Römisches Recht. 

1. Allgemeine Römische Rcchtsgeschichte. 1 Band. Prof. Dr. t>. Jhering. 

2. Geschichte der Römischen Rechtsquellen. 1 Band.* Prnf. Br. Krüger. 

3. Geschichte des Römischen Staatsrechts. I Band.* Prof. Dr. Mummsen. 

4. Geschichte des Römischen Strafrechts und Strafprozesses. 1 Band.* Prof. 

Dr. Brunnenmn fiter . 

5. Geschichte des Römischen Civilprozesses. 1 Band.* Prof. Dr. Schmidt. 

6. Institutionen des Römischen Privatrechts. 2 Bände. Prof. Dr. Degenkolb. 

7. Pandekten. 3 Bände. I*rof. Dr. Regelfiberger. 

II. Deutsches Recht. 

1. Deutsche Rechtsgeschichte. 3 Bände. Prof. Dr. Brunner. 

2. Institutionen des Deutschen Privatrechts. 1 Band. Prof. Dr. Jieusler. 

8. Deutsches Privatrecht. 2 Bände. Prof. Dr. Franken. 

III. Handels-, Wechsel-, See- und Versicherungsrecht. 

1. Handelsrecht. 2 Bände. Prof. Dr. Laband. 

2. Wechselrecht 1 Band. * Prof. Dr. Grawein. 

3. Seerecht 2 Bände.* Dr. Wagner. 

4. Versicherungsrecht. 2 Bände.* Prof. Dr. Ehrenberg. 

IV. Völkerrecht. 

1 Band. Prof. Dr. t. Martitz. 

V. Staatsrecht (Reichs- und Staaten-Staatsrecht). 

2 Bände. Prof. Dr. Haenel. 

VI. Verwaltungsrecht (incl. Verwaltungsgerichtsbarkeit). 

2 Bande. Prof. Dr. Meier. 

VII. Strafrecht. 

1. Gemeines Strafrecht, ausschliesslich des Militärstrafrechts. 3 Bände. Prof. 

Dr. Bintling. 

2. Militärstrafrecht 1 Band. Prof. Dr. v. Rohland. 

VIII. Kirchenrecht. 

2 Bände. Prof. Dr. Sohm. 

IX. Gerichtsverfassung und Prozess. 

1. Verfassung der Civil- und Strafgerichte. 1 Band.* Prof. Dr. Heime. 

2. Civilprozess (ordentl. und summar. Verfahren). 2 Bände. Prof. Dr. Wach. 

3. C'onkursrecht und Conkursprozess. 1 Band. * Prof. Dr. Bühne. 

4. Strafprozess. 2 Bände. Gcneralprocurator Dr. Glaser. 

X. Allgemeiner Theil der Rechtswissenschaft. 

2 Bände. Prof. Dr. Binding. 

XI. System des deutschen Civilrechts. 

3 Bände. Prof. Dr. TPwufschrid. 

Anmerkung: Die nicht mit * versehenen Bände sind durchschnittlich auf 40 Bogen, 
die mit * bezeichneten durchschnittlich auf 25 Bogen berechnet 



Wir bitten um Beachtung der nichaten Seite. 
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Zu dem vorstehenden Anlageplan des Handbuchs der Deutschen Rechts- 
wissenschaft gestattet sich die Unterzeichnete Verlagshandlung erläuternd zu 
bemerken , dass die Ausgabe nur in abgeschlossenen Bänden , nicht in Halb- 
bänden oder Lieferungen erfolgen wird. Jeder Band ist einzeln käuflich und 
es werden Subscriptionen auf das ganze Unternehmen sowie Bestellungen auf 
einzelne Abtheilungen und Werke von jeder Buchhandlung entgegengenommen. 

Der Preis der Bände wird sich nach dem Grundsatz regeln, dass der 
Bogen Lexikon-8 0 durchschnittlich mit 35 Pf. angesetzt und so ein Band von 
25 Bogen etwa 9 Mark, einer von 40 Bogen aber 14 Mark kosten wird. 

Neben der gehefteten Ausgabe liefern wir eine solche in gediegenem 
und geschmackvollem Halbsaffianband. Der l*reis des gebundenen Bandes 
(incl. starker Pappumhüllung) wird sich um 2 Mark 50 Pf. erhöhen. Den 
Abnehmern von gehefteten Exemplaren liefern wir Einbanddecken in Halb- 
saffian zum Preise von 1 Mark 50 I*f. Bis jetzt sind ausgegeben worden: 

Handbuch des Strafprozesses 

von 

Dr. Julius Glaser, 

Gtnerml-Procarator io Wien. 

Erster Band. 48*/s Bogen Lex.-8°. Preis 16 Mark. Gel), in Halbsaffian 18 Mark 50 Pf. 

Handbuch des Seerechtes 

von 

Dr. Rudolf Wagner, 

Dozent an der Universität Leipzig. 

Erster Band. 29/'* Bogen Lex.-8. Preis 10 Mark. Geb. in Halbsaffian 12 Mark 50 Pf. 

Leipzig, im Juni 1884. Duncker & Humblot 



Bei Herrn 



bestelle ich hiermit : 

Binding, System. Handbuch der Deutschen Rechts- 
wissenschaft, und zwar alle Theile je nach Erscheinen, 
geheftet — gebunden, resp. Einbanddecken dazu. 



Aus Rindings Handbuch die folgenden Abtbeilungen resp. Werke: 



(geheftet — gebunden — mit Einbanddecken.) 
Ort: Kama: 



Piertrach« Hofburivdruek*r*i. Stephan k Co. io Alltaba/g. 
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Systematisches Handbuch 

der 

Deutschen Rechtswissenschaft. 



Unter Mitwirkung 

der Professoren Dr. H. Brunner in Berlin , Dr. E. Brunnenmeister in Halle, 
Dr. 0. Biilow in Tübingen, Dr. H. Degenkolb in Tübingen, Dr. V. Ehrenberg in 
Rostock, Dr. A. Franken in Jena, des General-Procurators Dr. J. Glaser in Wien, 
der Professoren Dr. A. Grawein in Czemowitz, Dr. A. Haenel in Kiel, Dr. R. Heinze 
in Heidelberg, Dr. A. Heusler in Basel, Dr. R. V. Jhering in Gottingen, Dr. P. Krüger 
in Königsberg, Dr. P. Laband in Strassburg, Dr. F. V. Martltz in Tübingen, Dr. E. Meier 
in Halle, Dr. Th. Mommsen in Berlin, Dr. F. Regelsberger in Breslau, Dr. W. v. Rohland 
in Dorpat, Dr. A. Schmidt in Leipzig, Dr. R. Sohm in Strassburg, 0r. A. Wach in 
Leipzig, des Dr. R. Wagner in Leipzig, des Professors Dr. B. Windscheid in Leipzig 

herausgegeben von 

Dr. Karl Binding, 

Professor in Leipzig. 



Dritte Abtheilnng, dritter Tbeil, erster Bend : 

Wagner, Handbuch des Scerechts. Band I. 




Leipzig, 

Verlag von Duncker & Hum blot. 
1884. 
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Handbuch des Seerechts. 



Von 

Dr. Rudolf Wagner. 



Erster Band. 




Leipzig, 

Verlag von Duucker & Hum blot. 
1884. 
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Das Recht der Uebersetzung bleibt Vorbehalten. 



Piorer'tcb« Holbucbdmckerei. Stephan Oeibel k Co. in Altenburg. 
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Herrn Professor Dr, Otto Stobbe 



in dankbarer Verehrung 



zupeeipnet 
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Erläuterung der Abkürzungen. 



A 




Archiv. 


At mt 




Archiv für das Handelsrecht, 
1818. 1820. 


AG 


= 


Ausführungsgesetz. 


ALR 




Allgemeines Landrecht für 
die preuss. Staaten. 


Anm 


=* 


Anmerkung. 


Asher 




Rechtsfalle aus dem Gebiete 
des Handelsrechts, Ham- 
burg 1834—1837. 


AV 




Ausführungsverordnung. 


B 


— 


Band. 


B. 


= 


Buch. 


b. betr. 


=. 


betreffend. 


Bek. 


= 


Bekanntmachung. 


Ber. 


= 


Berichte. 


BG 




Bundesgesetz. 


BR. 


= 


Bruttoraum. 


Bremer 


Sammlung *■» Sammlung der 



Entscheidnngsgründe des OAG der 
vier freien Städte zu Lübeck in 
bremischen Civilrerhtssachen . Bre- 
men 1846—1866. 

Buchka und Budde = Entscheidungen 
des grossh. mecklenb. OAG zu 
Rostock, seit 1855. 

Büschs A = Archiv für Theorie und 
Praxis des allgemeinen deutschen 
Handelsrechts, seit 1862. 



c. = 


caput etc. 


CabO — 


Cabinetsordre. 


C. de c. *= 


Code de commerce. 


Cm. — 


Cubikmeter. 


ConcO = 


Concursordnung. 



Cod. per la m. m. — Italienischer Codicc 
per la marina inercantile vom 25. Juni 
1865, revid. 24. Mai 1877. 



CO NF 




C'entralorgun für den 
deutschen Hamlelsstand, 
Neue Folge, 1865 — 1873. 


CPO 


=• 


Civilprozessordnung. 


d. 


= 


deutsch. 


E 




Erkennt niss. 


EG 




Einführungsgesetz. 


EnLsch. 


=» 


Entscheidung. 


Entw 


Bä 


Entwurf. 


EV 




Einfuhrungsverordnung. 


Ges 


=- 


Gesetz. 


GewO 




Gewerbeordnung. 


GG 


— 


Gesetzgebung. 


GO 




Gerichtsordnung. 


GVG 




Gerichtsverfassungs- 

gesetz. 


GZ 


— 


Gerichtszeitung. 


HA 


mm 


Hundeisarchiv. 


Hamb. GZ 




Hmnhurgischc Gerichts- 
zeitung, 1861 — 1868. 


Handbuch 




Endemanns Handbuch. 


Hamb. Sanmd. 


=» Sammlung der Er- 



kenntnisse und Entscheidungsgründe 
des OAG zu Lübeck in lmmburgischen 
Rechtssachen, 1849 — 1871. 

Hans. GZ ■= Hanseatische Gerichts- 
zeitung, Hauptblatt, seit 1880. 

Hermann und Hirsch — Sammlung see- 
rechtlicber Erkenntnisse des Handels- 
gerichts zu Hamburg, 1871 — 1876. 
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X Abkürzungen. 



HEnc 




Holtzendorffs Encyklo- 
pädie der Rechtswisscn- 
schaft. 


HG 


= 


Handelsgericht. 


HGB 




Handelsgesetzbuch. 


HGZ 




Hamburgische Handels- 
gerichtszeitung, Haupt- 
blatt, 1868—1879. 


HR 


«= 


Handelsrecht. 


HRLex 


“■ 


Holtzendorffs Rechts- 
lexikon. 


J 


= 


Jahrbuch. 


J. de dr. i. p. 


= 


Journal de droit inter- 
national prive. 


■IMB1 




Justizministerialblatt. 


K 


*= 


Kammer. 


Kierulff 




Sammlung der Ent- 
scheidungen des OAG 
zu Lübeck, 1866 ff. 


1 




lex. 


Lüb. Samml. 




Entscheidungen desOAG 
zu Lübeck in lübecker 
Rechtssachen, herausg. 
von Brüh n 1858. 


Mag 


=. 


Magazin. 


Mot 


=» 


Motive. 


M. Sh. Act 


= 


Merchant Shipping Act 


MV 


= 


Ministerialverordnung. 


NA 




Neues Archiv. 


NA f. HR 


= 


Neues Archiv für Han- 
delsrecht, 1858 — 1866. 


N. B. tot R. en W. — Nienwe Bijdragen 


tot Regtgeleerdheit en Wetgeving. 


NF 




Neue . Folge. 


Nr 




Nummer. 


NR. 


«= 


Netto raum. 


N. R. 


= 


Nieuwe Keeks. 


n. R. 


— 


neue Redaction. 


0 


= 


Ordnung. 


OAG 


= 


Olierappellationsgericht 


OG 


= 


Obergericht 


OSA 




Oberseeamt. 


OTr 


— 


Obertribunal. 


P 


= 


pagina. 


P 


= 


Prozess. 


P- 


«= 


pars etc. 



Pard. Pardessus =- Pardessus, Collection 
de lois maritimes. 



PGO 


*= 


Preussischc Gerichts- 
ordnnng. 


PLR 


c= 


Allgemeines Landrecht 
für die preuss. Staaten. 


Prot 




Protokolle der Commis- 
sion zur Bcrathung eines 
allgemeinen deutschen 
Handelsgesetzbuchs. 


PSR 




Königlich preuxsisclies 
Seerecht de dato Berlin, 
den 1. Dec. 1727. 


QO 


= 


Quarantäneordnung. 


QR 


= 


Quaireglement 


Rev. Stat 




Rcvised Statutes of the 
United States, Wash. 
1875. 


RG 




Entscheidungen des 
Reichsgerichts in Civil- 
sachen. 


RG. 




Raumgehalt 


ROHG 




Entscheidungen des 
Reichs - Oberbandelsge- 
richts. 


Rost Samml. =■ 


Sammlung von Entschei- 
dungen des grossh. hohen 
OAG u. der städtischen 
Gerichte in rostock’schen 
Rechtsfällcn, 1849-1861. 


RT 




Register Tons. 


S 




Seite. 


S. s. 


=» 


siehe. 


SA 




Entscheidungen des 
Oberseeamts und der 
Seeämter des Deutschen 
Reichs. 


Seebohm 




Sammlung seerechtlicher 
Erkenntnisse des Han- 
delsgerichts zu Hamburg, 
1865 t 


s. sech 


«= 


section. 


SeemO 


— 


Seemannsordnung. 


Seuffert 




Archiv für Entschei- 
dungen der höchsten 
Gerichte. 


SR 


= 


Seerecht 


StG 


=« 


Strafgesetz. 
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Abkürzungen. XI 



StGB 


= Strafgesetzbuch für das 


Ullrich 


= 


Sammlung seerechtlicher 




Deutsche Reich. 






Erkenntnisse des Han- 


StPO 


■= Strafprozessordnung; 






delsgerichts zu Hamburg, 




insbesondere deutsche 






1858—1861. 




Strafprozessordnung. 


V 




Verordnung. 


StrO 


= Strandungsordnung. 


vo 


=» 


Vermessungsordnung. 


Stricthorst 


= Archiv für Rechtsfälle, 


VZG 




Vereiuszollgesetz. 




die zur Entscheidung 
des kgl. Obertribunals 


WO 




W ecliselordnung. 




gelangt sind. 


Z 


=« 


Zeitschrift. 






Z f. HR 




Zeitschrift für das ge- 


Twiss 


= Monumentajuridiea, the 






summte Handelsrecht, 




Black Book of the Ad- 






herg. von Goldschmidt 




miralty 1871 — 1876. 






u. s. w. 



Die Werke, welche nur nach den Verfassern citirt werden, sind in den §§ 14 
und 15 leicht zu finden. „Lewis, Secrecht“ bedeutet den Commentar dieses 
Schriftstellers, von welchem Band I nach der zweiten Auflage (Leipzig 1883), 
Band II nach der ersten Auflage (Leipzig 1878) benutzt ist; „Lewis, Handbuch“ 
bedeutet die Darstellung in Band IV des Endemann’schen Handbuchs des deutschen 
Handels-, See- und Wechselrechts. Das Werk von Bereis, Handbnch des allge- 
meinen öffentlichen Secrechts im Deutschen Keiche, Berlin 1884, konnte von § 46 
an noch benutzt werden, es füllt eine empfindliche Lücke in dankenswerthcr W eise 
aus (vgl. S 1 Anra 2). Sind Gesetzesbestimmungen nur nach Ländern citirt, so 
Bind damit die betr. Handelsgesetzbücher liezw. Seerechtc gemeint Werden Gesetzes- 
artikel nur nach den Nummern allegirt, so ist das allgemeine deutsche Handels- 
gesetzbuch gemeint 
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I. Allgemeine Einleitung. 



§ 1. Begrenzung der Aufgabe 1 . 

1. Unter Seereclit im weitesten Sinne könnte man verstehen den 
Inbegriff deijenigen Rechtsnormen, welche in irgend einer Weise auf 
das offene Meer Bezug haben, wobei es gleichgiltig wäre, ob das 
letztere als Territorialmeer oder als die keiner Gebietshoheit unter- 
liegende gemeinschaftliche Verkehrsstrasse und Erwerbsquelle aller 
Nationen in Betracht käme. Ein solcher Begriff hätte aber keineu 
Werth, man hat sich daher zunächst auf solche Rechtsnormen zu be- 
schränken, hinsichtlich welcher sich Abweichungen vom allgemeinen 
Recht herausgebildet haben, demnach das Seerecht als sachliches 
Specialrecht aufzufassen. 

2. Diese Rechtsnormen beziehen sich theils auf das Verhältniss 
mehrerer Privaten zu einander, theils auf das Verhältniss eines Staats 
zu den Personen, welche ihm dauernd oder vorübergehend unterworfen 
sind, theils endlich auf das Verhältniss mehrerer oder aller Staaten 
zu einander. Danach theilt man das Seerecht ein in Privat-, Staats- 
und Völkerseerecht *. Gegenstand der nachfolgenden Darstellung ist 



1 v. Kaltenborn §§ 1— 6a; Nizze 1—4; W. Hartmann, Einleitende 
Gesichtspunkte für das Seerecht, im Central -Organ NF VI 444 — 467; Lewis, 
Handbuch § 1 IV 3 — 8: de Wal, Het Xedcrlandsehe Handelsregt II 1 — 3; 
Desjardins I 1 — 73; Valroger I 1 — 72. 

* ln Bezug auf das Völkerseerecht verweise ich hier ein fiir allemal auf 
F. Bereis, Das internationale öffentliche Secrecht der Gegenwart, Berlin 1882 
(daselbst auch Literaturangaben S XVI ff.), und Th. Ortolan, Rögles inter- 
nationales et diplomatie de la iner, 4. ed. Paris 1864; auch H. Bischof, Grund- 
riss eines positiven öffentlichen internationalen Seerechts, 1868. Das Werk von 
Xizzc (§ 15 A I) umfasste das gesammte öffentliche Seerecht, ist aber veraltet. 
Das Staatsseerecht des Deutschen Reichs hat eine Bearbeitung gefunden in Horn, 
Das Staatsrecht des Deutschen Reichs 11 583 — 653. Vgl. auch G. Meyer, Ver- 
waltungsrecht I 515—529. Vieles davon enthalt auch das Werk von Berels. 

Rimting, Hsndbnch, UI. 8. I: Wag n fr. Spracht. I. 1 
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§ 1. Begrenzung der Aufgabe. 



im wesentlichen das Privatseerecht, und zwar das Privatseerecht eines 
einzelnen Staates, des Deutscheu Reichs, es lässt sich indessen aus 
praktischen Gründen eine völlige Sonderung dieses Rechtsgebiets nicht 
durchführen, es wird daher auch derjenige Theil des öffentlichen See- 
rechts. welcher unmittelbar mit dem Privatseerecht in Zusammenhang 
steht, berücksichtigt werden. 

3. Das Seerecht wird weiter eingetheilt in Seerecht des Friedens 
und Seerecht des Kriegs 5 . Das letztere umfasst theils die Rerhts- 
befugnisse, welche einem kriegführenden Staate gegenüber den An- 
gehörigen des gegnerischen Staats und der neutralen Staaten zustehen, 
theils die Wirkungen, welche die Eröffnung des Kriegszustandes auf 
privatrechtliche Verhältnisse ausübt. Nur die letzteren sind hier dar- 
zustellen, während die ersteren im Völkerrecht zu behandeln sind. 

4. Das Privatseerecht wird nach seinem Geltungsbereich ein- 
getheilt in allgemeines, gemeines und particuläres (einzelstaatliches). 
Das erstere ist dasjenige, welches allen (oder mehreren) Staaten ma- 
teriell gemeinsam ist, während seine formelle Geltung in den einzelnen 
Gebieten auf verschiedenen Gründen l>eruht; das zweite umfasst die- 
jenigen Rechtsnonnen, welche auf Grund einer und derselben rechtlichen 
Thatsache für alle oder mehrere Rechtsgebiete formelle Geltung er- 
langt haben: particulär ist dasjenige Seerecht, welches nur für einen 
Staat oder den Theil eines solchen Geltung hat. 

5. Von den Normen des Privatseerechts beziehen sich fast alle 
auf die Rechtsverhältnisse der Schiffahrt. Diese kann entweder mit 
oder ohne Erwerbsabsicht unternommen werden. Nur die erstere hat 
im allgemeinen eine gesetzliche Regelung gefunden, man wird aber 
berechtigt sein, diese Rechtssätze, soweit es der Natur der Sache nach 
möglich ist, auch auf die seltneren Fälle anzuwenden, in denen die 
Seefahrt nicht zum Zwecke des Erwerbs unternommen wurde. Der 
Erwerb durch die Seefahrt ist ein doppelter: er kann geschehen da- 
durch, dass man die I’roducte des Meeres in gewinnsüchtiger Absicht 
occupirt — hi&u gehört vor allem die Seefischerei — , oder aber, in- 
dem man durcli den Transport über die See Gewinn zu machen sucht : 
dieser Transport kann wieder zum Gegenstände haben Sachen oder 
Personen. Das Privatseerecht , wie es sich historisch gestaltet hat, 
bildet in der Hauptsache einen Theil des Transportrechts, wobei sich 
die eigenthümlichsten Institute desselben im Anschluss an den Güter- 



5 Ich erwähne diese Kintlicilung hier, weil einige Schriftsteller, z. B. Jacnhsen 
und v. Kaltenborn, sie zur Grundlage ihres Systems genommen haben. Bei dem 
ersteren erklärt sich dies, wenn inan die Zeit bedenkt, in welcher er schrieb. 
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transport entwickelt haben, um dann auf den Personentransport und 
noch weiter Heftende Verhältnisse übertragen zu werden. Dazu tritt 
die Regelung der Rechtsverhältnisse derjenigen Personen, welche die 
Schiffahrt praktisch ins Werk setzen, der Schiffsbesatzung. Schiff'. 
Ladung und Besatzung sind daher die drei Hauptobjecte des Privat- 
seerechts, die Regelung der Rechtsverhältnisse der Interessenten an 
Schiff und Ladung und der Personen der Schiffsbesatzung ist es also, 
die den Gegenstand unserer Aufgabe ausmacht. Diese Verhältnisse 
gehören theils dem Personen-, tlreils dem Sachen-, theils dem Ob- 
ligationenrecht an. 

6. Juristisch durchaus zu trennen vom Seerecht ist das Seever- 
sicherungsrecht, obwohl dasselbe ökonomisch mit dem ersteren in der 
allerengsten Verbindung steht und auf die Entwicklung einzelner In- 
stitute desselben, ja des ganzett modernen Seerechts überhaupt, von 
entscheidendem Einfluss gewesen ist. Die Seeversicherung beruht 
stets attf einem Vertrage. Dieser Vertrag hat zurrt Gegenstände 
.irgend ein in Geld schätzbares Interesse, welches Jemand daran hat. 
dass Schiff oder Ladung die Gefahren der Seeschiffahrt bestehe“ 
(HGB Art. 782); er wird geschlossen, weil der Versicherungsnehmer 
für gut findet, durch einen kleinert sicheren, oder so gut wie sicheren 
Verlust sich gegen einen grösseren, aber ungewissen Verlust ztt deckett. 
Das Seeversicherungsrecht setzt daher stets die Existenz des Seerechts, 
der einzelne Seeversicherungsvertrag die Existenz privatseerechtlicher 
Verhältnisse voraus, keineswegs al>er findet das umgekehrte Verhält- 
niss statt ; wohl aber kann durch die Existenz eines Seeversicherungs- 
vertrags die rechtliche Stellung gewisser Personen oder es können 
überhaupt Verhältnisse, welche dem eigentlichen Seerecht angehöreu, 
in Bezug auf jenen Vertrag, aber nie mit Wirkung Dritten gegen- 
über, in wesentlicher Weise modificirt werden, daher man das See- 
versicherungsrecht nicht unpassend ein Seerecht in zweiter Potenz 
nennen könnte*. Die klare Erkenntniss jeder der beiden Rechts- 
disciplinen wird um so mehr gefördert werden, je mehr man dieselben 
bei der juristischen Behandlung auseinanderhält . je mehr man ins 



4 HOHO v. 8. Sept. 1875 (Will 288 f.): „Die Beschlüsse, welche der Schiffer in 
solcher Lage fasst, würden in ihren Folgen auch für den Versicherer dann verbind- 
lich sein, wenn der Assecuranzcnntract diesen völlig an die Stelle des Rheders 
setzte. Dass aber dies nicht der Kall ist lehrt ein Blick auf die Bestimmungen der 
Assecuranzgesetze und insbesondere der bestehenden conventioneilen Assecuranz- 
regulative. Eine Regel, die Versicherer mussten jedes Verhalten der Versicherten 
und deren Vertreter gelten lassen, wenn dieselben dabei von dem Standpunkte 
»Nicht versichert er aus richtig gehandelt haben sollten, giebt es nicht.“ 

1 * 
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Auge fasst, dass, soweit die rechtlichen Verhältnisse des eigentlichen 
Seerechts in Frage stehen, der Versicherungsvertrag als eine res inter 
alios acta anzusehen ist, und, soweit die Seeversicherung in Frage 
kommt, man zunächst auf dem festen Boden des Seerechts stehen muss, 
um die Einwirkungen jenes Vertrages scharf und sicher beurtheilen 
zu können. Es ist ein Verdienst der deutschen Rechtsprechung und 
Rechtswissenschaft, dieses Verhältniss zuerst klar erfasst, der deutschen 
Gesetzgebung, dasselbe in seinen Consequenzen scharf durchgeführt zu 
haben 6 . 

5 Man wird versucht sein, anzunehmen, dass die Verwirrung der beiden liechts- 
tlieile der kaufmännischen Auflassung ihren Ursprung verdanke, welche ja bei jedem 
Seetransport nicht nur das Transportverhaltniss, sondern immer zugleich auch die 
Sicherstellung desselben durch die Assecnranz im Auge zu haben pflege. Dem 
gegenüber ist es beschämend, gestehen zu müssen, dass dem nicht so ist, dass es 
vielmehr die Rechtswissenschaft ist, der diese Verschiebung des Verhältnisses zur 
Ijist fällt, ja es sind sogar zwei der hervorragendsten Schriftsteller, auf welche die 
wichtigsten Consequenzen der falschen Auffassung zurückzuführen sind, welche 
namentlich in den romanischen Seerechten zum Tlieil noch jetzt gesetzlich an- 
erkannt sind. Auch im preussischen Landrerht ist ein Kinfluss dieser Doctrin be- 
merkbar. Einige Punkte mögen besonders hervorgehoben »eitlen : 1. C'asaregis 
giebt dem Schiffer ohne weiteres ein Klagrecht gegen die Versicherer wegen der 
havarie-grosse-Beiträge, die er von den Ladungsintercssenten zu fordern berechtigt 
ist (Disc. I n. 186). 2. Der Versicherer hat wegen seines Anspruchs auf die 

Prämie ein Pfandrecht an der fortune de mer, die Rechte eines Schiffsgiäubigers, 
Frankr. 191 s. 10. Diese Bestimmung ist auf Vorschlag ValinB (zu Ord. I, 
14, 16) aufgenommen, sie findet sich in der Ordonnance nicht (vgl. Emörigon, 
C. 4 la gr. 12, 4 und Ass. 8, 9; wie Frankr. PGO I .50 g 384. ADR 1 20 § 320 
und II 8 § 2115 (nicht PSR 10, 59). Span. 596, Port 1800. auch jetzt noch 
Italien 671, 7. 673, 5. 675. 10 (=» früher 285), Belgien 4 suh 12, dagegen Bvn- 
kershoek, (juaest. j. priv. IV 2 a. E., Urtheil des Hoog. Raad v. Holland vom 
30. Juli 1605, s. auch Hand). GZ 1861 S 268. 8. Der Abandon soll nach einigen 
Gesetzen und Schriftstellern sich auch auf den Versicheningsansprurh erstrecken: 
AI.R II 8 § 1530 (preuss. Entw zum HGB 407 al. 2), franz. Ges von 1874 Art. 17, 
Norw. 37, dafür Valin zu Ord. I, 12, 3 und III, 5. 18. dagegen Emerigon, C. 
ä la gr. 12, 7 und die jetzt herrschende Meinung, vgl. Desjardins 1 272 f., 
II 95 ff., auch Niederlande 321 al. 5, Belg. 7 al. 8, s. OAG Lübeck (vom 
29. April 1852. Samml. in hamb. Rechtssachen II 616 ff.). 4. Vor allem ist daraus 
die in der französischen Seercchtsliteratur und Gesetzgebung allgemeine Ver- 
mengung der Bodmerei mit der Versicherung herzuleiten, welche einer Menge un- 
erquicklicher, auf dem bisherigen Wege unlöslicher Controversen Thür und Thor 
geöffnet hat; vgl. Guidon 19, 5, Ord. in, 5, 16 und 18, Valin zu dem letzteren 
Artikel, Frankr. 326 und 330 f., Italien (auch jetzt noch) 608 und 599 al. 4 
(früher 444 f.), Span. 882 und 837, Port. 1665, Niederlande 587, auch ALR II 8 
§ 2425. Schon Lange nlieck bemerkt zu den Bestimmungen der Ordonnance: 
„Dergleichen Constitutione* confundiren die Natur der Sachen. Wir bleiben hey 
unserem Rechte“ (Anm. zum hamb. Schiffr. S 290), s. auch Bynkcrshoek, Q. j. 
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$ 2. Entwicklung des Seehandelshetriebs. 

Die Seefahrt, soweit sie zum Zwecke des Erwerbs unternommen 
wird, wird wesentlich 1 betrieben, um die örtliche Preisdifferenz der 
Waaren auszunutzen, indem dieselben an einem Orte billiger ein- 
gekauft, an einem anderen theuerer verkauft werden sollen. Hierzu 
bedarf es als Transportmittels eines Schiffs und der Personen, welche 
dasselbe zu navigiren vermögen. So stehen sich jederzeit drei Inter- 
essenten gegenüber: der Ladungsinteressent, der Schiffsinteressent 
(Rheder) und die Schiffsbesatzung, obwohl es Vorkommen kann, dass 
dieselben Personen gleichzeitig mehrere oder alle Arten von Inter- 
essen vertreten. Schon aus allgemeinen volkswirthschaftlichen Grün- 
den wird man aimelmien dürfen, dass, je höher die Culturstufe eines 
Volkes ist, um so mehr eine Trennung nach diesen einzelnen Be- 
ziehungen hin stattgefunden hat, und diese Annahme wird auch durch 
die geschichtliche Forschung allenthalben bestätigt. Eine solche For- 
schung hat sich verständigerweise auf diejenigen Gebiete und Zeit- 
räume zu beschränken, innerhalb welcher eine wirkliche Einwirkung 
stattgefunden hat. Daher können wir hier die aussereuropäischen 
Verhältnisse* ausser Betracht lassen. 

In Europa aber sind zunächst zwei grosse Perioden der Entwick- 
lung zu unteischeiden, die antike und die moderne, von denen 
die erstere auf dem Betriebe durch Sklaven, die letztere auf dem 
durch freie Arbeit beruht. Als Grenzscheide zwischen denselben bat 
man die Epoche anzusehen, in welcher die Herrschaft der Sarazenen 
ihre höchste Aasdehnung gewann, also die Zeit vom 7. bis zum 10. 
Jahrhundert. Während dieser Zeit stirbt die alte Betriebsweise all- 
mählich ab, und im bewussten Gegensatz zu derselben entwickelt sich 
die neue. 

Betrachten wir kurz die Entwicklung im Alterthum, so mag auch 
hier anfangs ein genossenschaftlicher Kleinbetrieb geherrscht haben, 
so dass also die Eigenthümer des Schiffs für eigene Rechnung Waaren 



priv. III 16, 6; Holtius, Voorlezingen II 399 ff. und jetzt namentlich de l'ourcy, 
Questions de droit maritime I 37 ff. 

1 Wir können hier den Erwerb durch Beförderung von Reisenden, durch die 
Seefischerei, durch Bugsiren anderer Schiffe u. s. w. übergehen, da sowohl der 
.Seehandelsbetrieb als auch das Seerecht im wesentlichen sich im Anschluss an 
den Gütertransport entwickelt hat. 

8 Z. B. die Verhältnisse des rothen Meeres (vgl. darüber die vortreffliche 
Schilderung bei Klunzinger, Bilder aus Oberügypten, Stuttgart 1877, S 283 ff.), 
die des indischen Oceans, über welche die bei I’ardessus VI 385-—480 abge- 
druckten Rechtsquellen Aufschluss geben. 
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einkauften und mit Hilfe ihrer Sklaven Seeexpeditionen unternahmen, 
um ihre Speeulation durch Verkauf zu realisiren und durch Einkauf 
eine neue zu beginnen. Später beschränken sich dann die Eigen- 
tümer des Schiffs auf den Erwerb durch den Transport der Waaren, 
während die Ladungsinteressenten ihren Gewinn aus der Preisdifferenz 
suchen. An die Stelle unbestimmter Expeditionen treten dann all- 
mählich bestimmte Einzelreisen, an die Stelle der Einzel- oder Mit- 
eigen thttmer juristische Personen, welche einen regelmässigen Gross- 
betrieb ins Werk setzen. Immer aber bleibt der Betrieb im wesent- 
lichen Sklavenbetrieb, und wir finden daher wohl Bestimmungen über 
die Haftung des Betricbsuntemehmers für freie Personen, die denen 
über die Haftung des Herrn für seine Sklaven nacligebildet sind, nicht 
aber Bestimmungen über das Dienstverhältnis« zwischen dem Unter- 
nehmer und seinen Angestellten. Ein besonderes Gewaltverhältniss, 
wie es das modenip Seerecht allenthalben kennt, tritt hier nicht her- 
vor, einfach deshalb, weil es unnüthig war, denn die Herrschaft über 
die Sklaven machte es entbehrlich. 

Im schärfsten Gegensätze zu derjenigen Betriebsweise, welche zur 
Zeit der höchsten Entwicklung der antiken Verkehrswelt die übliche 
war, stehen die ältesten Fonneu des mittelalterlichen Seehandels- 
betriebs, indem nicht nur freie Arbeit an die Stelle der Sklavenarbeit, 
sondern auch ein genossenschaftlicher Betrieb an die Stelle des Einzel- 
betriebs getreten ist’. Und zwar tritt dieser letztere Unterschied fast 
noch mehr hervor als der erstere, mit der Maassgabe, dass je weiter 
man das mittelalterliche Leben zurückverfolgt, um so stärker das ge- 
nossenschaftliche Element in die Augen fällt. Und umgekehrt zeigt 
die gesammte Entwicklung des Seehandelsbetriebs bis auf die Gegen- 
wart herab eine beständige ununterbrochene Abschwächung dieses ge- 
nossenschaftlichen Elements, so dass, je mehr wir uns der Gegenwart 
nähern, um so grösser die Aehnlichkeit mit den Verhältnissen wird, 
welche in der römischen Kaiserzeit vorhanden waren, nur freilich mit 
dem wichtigen Unterschiede, dass wir es mit einem Betrieb durch 
freie Personen, nicht mehr durch Sklaven zu thun haben. 

Ist dies richtig — und das soll weiter unten im einzelnen ge- 
zeigt werden — , so muss der Ausgangspunkt der national-ökonomi- 
schen und folgeweise auch der rechtsgeschichtlichen Betrachtung nicht 
im antiken, insbesondere nicht im römischen Recht gesucht werden, 
sondern in den Zuständen des Mittelalters, wie sie uns in den ältesten 

1 Das pseudorhodisehe Seerecht (§ 7 A) zeigt uns den t! ebergang aus der 
einen in die andere Periode. 
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Rechtsdenkmälem entgegentreten. Dass dieser Ausgangspunkt für 
unsere Betrachtung der richtige ist, wird überdies dadurch unwider- 
sprechlich bewiesen, dass auch diejenigen Rechtsinstitute, welche 
zweifellos aus dem antiken Recht übernommen sind, im frühesten 
Mittelalter bedeutungsvolle Umwandlungen erfahren haben *. Uni so 
wichtiger bleibt eine genaue Durchforschung dieser Epoche, insbesondere 
der uns aus derselben erhaltenen Urkunden, und die Feststellung der 
Entstehungsweise der ihr ungehörigen Rechtsquellen. 

Bevor wir nun zur eigentlichen Betrachtung übergehen, ist darauf 
aufmerksam zu machen, dass zwei Arten von Verhältnissen wohl unter- 
schieden werden müssen, die wir kurz als die obligatorischen und die 
personenrechtlichen bezeichnen können 5 . Unter den ersteren sind die 
vertrngsmässigen Verpflichtungen die wichtigsten, welche zwischen dem 
Rheder, dem Ladungsinteressenten und der Besatzung bestehen: Ver- 
letzungen derselben erzeugen civilrechtliche Ansprüche, welche durch 
gerichtliche Klage — dem Rheder gegenüber ausserdem auch durch 
Arrest , dem Iaidungsinteressenten gegenülter durch Retention — gel- 
tend gemacht werden können. Dass in vielen Fällen solcher Ver- 
letzungen auch eine strafrechtliche Ahndung eintritt, ist dem Seerecht 
nicht eigenthümlich , wohl aber ein besonderes Gewaltverhältniss, 
welches sich auf die auf dem Schiffe befindlichen Personen, insbe- 
sondere die Schiffsbesatzung bezieht und eine unmittelbare Herr- 
schaft Uber diese Personen gewährt. Es wird ebenfalls zu betrachten 
sein, welches die Entwicklung gewesen ist, die dieses dem Personen- 
recht ungehörige Verhältniss, die Sehiffsgewalt, wie wir es bezeichnen 
werden, genommen hat. 

Seit dem Mittelalter lassen sich nun zwei grosse Epochen des 
Seehandelsbetriebs unterscheiden: in der ersten befindet sich der La- 
dungsinteressent auf dem Schiffe, in der zweiten ist dies nicht mehr 
der Fall. Obwohl nun selbstredend der Uebergang von der einen 
Betriebsart in die andere in keinem Lande und für keine Art der 
Schiffahrt ein schroffer gewesen ist, sondern sich nur sehr allmählich 
vollzogen hat, so kann man doch das 16 . Jahrhundert als dasjenige 
bezeichnen, in welchem die Aenderung geschehen ist. Ja man wird 
sagen können, dass wie die erste Periode beginnt mit der höchsten 
Ausbreitung der Sarazenenherrschaft , sie ebenso endet mit der Ver- 
treibung der Araber aus Spanien. Und wenn schon äusserlich die 

* Z. B. Aufgabe des Princips der lex Khodia, der Anwendung der Societäts- 
grundsätze auf das Seedarlehen; s. unten. 

5 Die sachenrechtliehen Verhältnisse können hier übergangen werden, weil in 
Bezug auf sie sieh regelmässig nicht besondere Rechtssütze ausgebildot haben. 



Digitized by Google 




8 



§ 2. Umwicklung des Seehandelsbetriebs. 



Entdeckung neuer Continente mit diesem Ereigniss zusammenhängt, 
so ist dasselbe für den Seehandel fast ebenso wichtig deshalb, weil 
nunmehr die Trennung wegfiel, welche zwischen dem Gebiete des 
Mittelmeeres und dem der übrigen europäischen Meere bislang l>e- 
standen hatte und namentlich in den Bestimmungen der Seerechte 
sehr deutlich zur Erscheinung kam. 

A. Bei der Betrachtung der ältesten mittelalterlichen Betriebs- 
weise erfordern die Zustände, welche im Mittelmeere geherrscht haben, 
eine besondere Beachtung, weil hier eine neue Cultur sich auf den 
Trümmern einer älteren erhob. Wenden wir uns aber zu den vier 
grossen italienischen Handelsrepubliken, in denen der Seehandel zu- 
erst zur Blüthe gelangt ist, so finden wir in den ältesten Quellen der- 
selben vier verschiedene Systeme als die herrschenden vorausgesetzt, 
welche zunächst folgendennaassen kurz charakterisirt werden mögen: 

1. In Amalfi stehen Rheder und Besatzung in einem Gesell- 
schaftsverhältniss — besondere Ladungsinteressenten giebt es nicht. 

2. In Pisa ist die Besatzung abhängig von der Genossenschaft 
der Ladungsinteressenten, der Rheder als solcher tritt völlig zurück. 

3. In Venedig giebt es auf dem Schiffe Rheder und Ladungs- 
interessenten, von der Genossenschaft dersellmn ist die Besatzung ab- 
hängig, wobei den Ladungsinteressenten der überwiegende Einfluss 
zusteht. 

4. In Genua giebt es eltenfalls Rheder und Ladungsinteres- 
senten auf dem Schiffe, die Besatzung aber hängt lediglich von den 
ersteren ab. 

Da keins dieser Systeme mit dem heute üblichen übereinstimmt, 
so ist eine genauere Betrachtung schon um deswillen unerlässlich, 
weil nur durch eine solche ein tieferes Verständnis der gesetzlichen 
Bestimmungen und damit der Rechtsentwicklung ermöglicht wird. 

1. In Amalfi 6 liegt ein reines Gesellschaftsverhältniss vor, und 

* Die ältesten Zustände sind zu ersehen aus den lateinischen Kapiteln der 
Tabula (s. S 7 14 II 1) und einer sein- wichtigen Vertragsurkunde aus dem Jahre 
1105 (abgedruckt bei M. Camera, Memorie storico-diplomatiche (teil’ antica citta 
c durato di Amalti I 208 f.). Im allgemeinen vgl. über diese Betriebsweise, welche 
man colonna nannte, La band in der Z f. HR VII 805 ff. Anm 8, dessen Dar- 
stellung in der deutschen Literatur des Handelsrechts meist wörtlich übernommen 
wird ; jedoch halte ich es nicht für richtig, das Wort socii auf besondere Ladtmgs- 
interessenten zu beziehen, wie mit Berufung auf den viel späteren Targa von La- 
ll a n <1 geschieht, vielmehr werden darimter besser wohl die Miteigenthümer de» 
Schiffs (abgesehen vom patronus), die patroni de caratis, wie sie genannt werden, 
zu verstehen sein. Dies geht selbst noch aus dem italienischen eap. 47 hervor 
(caricare a comprn). 
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es erscheinen somit alle Betheiligten, insbesondere auch die Seeleute, 
als Unternehmer. Sie haben daher nicht nur nautische Dienste zu 
leisten, sondern haben auch das Recht, vielleicht sogar die Pflicht, für 
Anschaffung von Laduugsgegenständen zu sorgen. Diese geschah ur- 
sprünglich wohl entweder für gemeinschaftliche Rechnung oder auch 
pro rata des Gesellschaftsanteils 7 . Fehlte es den Seeleuten hierzu 
an den nötigen Geldmitteln, so pflegten sie sich dieselben durch Auf- 
nahme von Seedarlehen von den capitalbesitzendeu Rhedem zu ver- 
schaffen, welche dadurch wirtschaftlich natürlich ein grosses Ueber- 
gewicht erhielten 8 . Auf einer späteren Stufe der Entwicklung wurde 
die Ladung nicht mehr für alleinige Schiffsrechnung angeschatft. sondern 
es wurden statt dessen Commandavertrftge abgeschlossen — s. u. — , 
wodurch freilich ein grosser Theil des Gewinns den Seefahrern ent- 
zogen blieb 9 . Der Verkauf der Waaren und der Einkauf anderer 
Güter geschah nach Majoritätsbeschluss sämmtlicher Gesellschafter, 
auch der Seeleute l0 . Ebenso stand auch die Herrschaft über das 
Schiff der Gesaininteit zu, nur in gewissen F'ftllen — nämlich dann, 
wenn ilie Mannschaft als Partei zu betrachten war hatte dieselbe 
keinen mitbestinnneuden Einfluss“. — 

Wesentlich anders sind die vorherrschenden Betriebszustände in 
den übrigen Gebieten. Zwar spielt auch hier das genossenschaftliche 
Element noch eine hervorragende Rolle, alter daneben treten doch 
auch andere Verhältnisse, anfangs nur unbedeutend, später immer be- 
deutsamer hervor. 

Zunächst sind hier zwei gesellschaftliche Verhältnisse zu unter- 
scheiden, dasjenige, in welchem die auf dem Schiffe befindlichen Per- 
sonen zu einander, und dasjenige, in welchem sie zu auf dem Lande 
zurttckbleibenden Personen stehen. Dieses letztere, welches sich, wenn 
auch unter verschiedenartigen Benennungen, so doch materiell überall 



1 Das eratere wird in der Tabula, das letztere in jener Urkunde vorausgesetzt. 

8 Vgl. die citirte Urkunde von 1105 und damit rap. 17 der Tabula, auch 
rap. 47. 

* Vgl. rap. 6, 7. 81, auclt rap. 11. 

10 Diesen Sinn hat rap. 18: Item quod nullus patronus debeat implirare et 
explicare sine expressu consensu (so nach Handschrift B) et voluntate ornniiun 
nautarum rel sotionun. saltem majoris partis. I. n b a n d deutet diesen Satz auf die 
Aufnahme in die rolonna und die Entlassung aus derselben, es heisst aber soviel 
wie einen Speculationskauf und einen Realisationsverkauf absrldiessen; in diesem 
Sinne sehr häutig, z. B. Mon. hist. patr. rhart. II n. 857. 1285. amalf. ürk. von 
1254 (Camera S 483 f-X auch Tabula rap. 11, Cont. von Montpellier von 1228 
(I* ard. IV 254): implieatura. 

11 Vgl. Tabula cap. 10, 18. 23 und andererseits cap. 1 und 9. 



Digitized by Google 




10 



§ 2. Entwicklung des Seehandelsbetriebs. 



ziemlich gleichartig vorfindet, muss hier berührt werden, da es in der 
frühesten Zeit, weil zumeist geknüpft au die Expedition eines be- 
stimmten Schiffes, als speciliseh seerechtliches Institut auftritt 1 *. 

Die Personen, welche solche Expeditionen mitmachten und kein 
oder kein genügendes Capital zur Abschliessung grösserer Geschäfte 
besassen, traten mit Capitalisten in ein Societätsverhältniss und nahmen 
Seedarlehen auf. Auch auf das letztere Verhältniss wurden übrigens 
in älterer Zeit die Societätsgrundsätze in weitem Umfange angewendet, 
so sehr eine solche Anwendung dem Wesen des Darlehens zu wider- 
sprechen scheint 1S . Wirthschaftlich überwiegend 14 waren indessen die 
eigentlichen Societätsverhältnisse 15 , welche überall in zwei Grundformen 

79 Dass diese Verhältnisse dem Seehandel entstammen und auf den Land- 
haiulel später ül>ertragen wurden, bezeugt namentlich die Stellung der Rubriken 
21 — 23, 24 — 26 des Constitutum usus, ferner die Xichtregelung derselben in den 
Statuten der Binneuhandelsstädte Eures, Siena, Parma, Piacenza, Bologna etc. Im 
Liber constietudinum Mediolani wird in dem Titel de societatihus fast nur von der 
socida und ähnlichen Verhältnissen gesprochen (Mon. hist. patr. XVI 1 col. 8S7 f.). 

19 Besonders charakteristisch ist, dass nach dem Const usus mbr. 24 der 
Darleiher sich eine Reduction der stipulirten Prämie gefallen lassen muss, wenn 
nicht genügend Gewinn erzielt wurde. Eine vertragsmässige Abweichung hiervon 
ist nichtig. Dass im übrigen gleiche Grundsätze wie bei der societas und com- 
manda galten, zeigt eine Vergleichung der rubr. 24 und 22 des Const. usus, sowie 
die Statuten von Genua (Pera) und Marseille, in denen das nmtuurn immer neben 
den Gesellschaften genannt wird, s. auch unten Anm 19. 

14 Unter 458 Urkunden (aus dem Notularium des Job. Scriba zu Genua) 
zähle ich 280 societates, 103 commandae, 82 Seedarlehen und nur 43 andere 
Geschäfte. 

19 Griechischer Ursprung dieser Verhältnisse ist wahrscheinlich, wegen des 
Wortes hentica (=» fj'tojxij, s. pseudorhodisches Seerecht III cap. 11, 21 und 52, 
vgl. 14 f.), das in Pisa, und des Wortes taxidium. das in Amalfi, Pisa und Venedig 
gebraucht wird. Aelteste Erwähnung der collegantia und rogadia in venetianischen 
Urkunden aus den Jahren 970 (Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechts- 
Geschichte Italiens IV Nr 29). 1038 und 1061 ( Archiv! O veneto VI 312 ff.). — 
Quellen: 1. Amalfi: Consuetudines von 1274 cap. 19 (Ausg. von Camera 1. c. 
S 465 ■— Aliauelli S 136); Urkunden vou 1254 u. 1256 bei Cam. S 433 ff.). 
2. Pisa: Const. usus rubr. 21 und 22, ferner rubr. 5 (ed. Ronaini S 839) und 18 
(S 878); Urkunden in Documenti sidle relazioni delle cittä toscane coli’ Oriente 
(1879) Xr 71 A, D, F (aus den Jahren 1271 — 1284). 8. Venedig: Statuta III 1—3 
und I 48 ; dazu vgl. Stat. von Spalato (ed. II a n e 1 ) III 73, VI 37 ; ferner Capib 
uaut. cap. 124; Urkunden im Arcbivio veneto VII 361. 366 f., IX 114 f.. XX 74 f. 
76 f. 325 f. 4. Genna: Fragment Datta cap. 4—6 (Atti della soc. ligure I 81 ff.); 
Statuten von Pera V cap. 207 — 232 (cd. V. Promis in den Mise, di storia ital. 
XI 515 ff), auch Statuten von Bonifacio (I’ard. VI 595 ff); Urkunden von 1155 bis 
1164 aus dem Notularium des Joh. Scriba in Mon. hist patr. charb II n. 240 ff.). 
Ferner Statuten von Marseille III 19 — 25 (meist pisaner Recht), Montpellier: Gr. 
Thalamus fol. 50 hei Pard. IV 255 und bei Germain, Hist, du commerce de M. 
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auflreteu, neben welchen wir in den Vertragsurkundeu die mannich- 
fachsten Modilicationen vertreten finden. Entweder nämlich legte der 
Capitalist doppelt so viel zu, als der Reisende: dann wurde der 
Reingewinn zwischen ihnen zur Hälfte getheilt, oder aber der Capi- 
talist gab das gesainuite Capital her: dann gebührte dem Reisenden 
ein Viertel vom Reingewinn. Beide Arten von Gesellschaftsformen 
nannte man in Pisa und Amalti societas maris, in Venedig die erste 
eollegantia, die zweite rogadia, in Genua und Marseille die erstere 
societas, die letztere acomendatio l»ezw. commanda. Trotz der ver- 
schiedenen Bezeichnungen, an deren Stelle wir eollegantia für die 
erste und commanda für die zweite Art vorschlagen möchten, fanden 
doch überall gleiche Rechtsgrundsütze bei beiden Arten von Verhält- 
nissen Anwendung. Häufig schloss ein Reisender eine Anzahl solcher 
Verträge ab oder nahm, abgesehen von denselben, Waaren oder Geld 
für eigene Rechnung mit. Wichtig wurden diese letzteren Verhält- 
nisse namentlich wegen der Auslagen, welche regelmässig pro rata 
der mitgenommenen Werthgegenstände verrechnet wurden. Diese Aus- 
lagen bezogen sich vor allem auf den Lebensunterhalt (comestio) des 
Reisenden, auf Kleidung und Schuhwerk desselben jedoch gesetzlich 
nur, n enn die Gesellschaft länger als ein Jahr gedauert hatte l6 , auf 
die Kosten der Krankheit dessellten, insbesondere ärztliches Honorar, 
und auf die des Begräbnisses, wenn derselbe starb, in welchem Falle 
auch die Kosten der Rücksendung auf diese Weise verrechnet wurden **. 
Ob die Transportkosten — also die Fracht, wie wir sagen würden — 

II 98 Nr 1, V iler arrag. Könige von 1269, 1271 (— Recognoverunt proceres von 
1288 cap. 69 und 72) und 1804 bei l’ardessus V 847 f. 849 ff. — Literatur: 
Goldschmidt, L)e societate en eommandite, Halae 1861, S 4 ff.; Lästig, I)e 
couunandn et eollegantia. Halae 1870. Jetzt s. aueli noch A. Lattes. II diritto 
eommerciale nella legislazione statntaria delle cittä italiaue, Mil. 1883, 8 147 — 177, 
und W. Silber Schmidt, Die t'ommenda, Wilrzb. 1884 (diese beiden Schriften 
konnten nicht mehr benutzt werden). 

’* Const. usus rühr. 22 S 889 (Bonaini): De liavere nliruius etc., s. auch 
S 892. Andere Cap. naut cap. 124, wonach die Ausgaben hierfür 1 °/o jährlich 
nicht ubersteigen, niemals aber mehl' als 30 libr. jährlich ausmachen durften. 

17 Auch diejenigen, welche den Nachlass ordneten, erhielten vielfach einen 
Theil des Gewinnes, gewöhnlich ein Achtel, als Honorar für ihre Bemühungen. 
Const. usus rühr. 18. CouL von Montpellier cit Ueberhaupt ist für die ältere 
Zeit anzunehmen, dass auch die oft erwähnten nuncii und certi missi in dem Ver- 
hältnisse der commanda gestanden haben, vgl. Urk. vom 27. Nov. 1249 (bei Ger- 
m a i n , Hist, du commerce de Montpellier I 205) : inter quos merratores dixit quod 
erat Wuillelmus Xycholaus de Figiaco, nuncius seu capitularius suus, cmn rebus 
et mercibus quas secum portabat, et qnas habuerat in societatem et comandam ab 
ipso etc. Ueber capitularius vgl. Ficker a. 0. IV Nr 28 (I’rk. von 975). 
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hierbei in allen Fallen und an allen Orten in Rechnung gestellt wurde, 
oder ob nicht wenigstens dann, wenn der Reisende — sei es als 
' Rheder oder als Schiffsmann — das Recht hatte, Waaren ohne Fracht 
mitzunehmen, eine solche nicht verrechnet wurde, lässt sich vorläufig 
aus den bisher publicirten Quellen, wie es scheint, noch nicht mit 
Sicherheit ermessen ,B . Das Verhältniss des Capitalisten zum Reisen- 
den konnte im übrigen natürlich vertragsinässig sehr verschieden sein, 
und auch die Gesetzgebung hatte für die wichtigsten Fälle reichhaltige 
Dispositivbestininiungen erlassen; hier sei nur bemerkt, dass der Ca- 
pitalist regelmässig capitaneus der Gesellschaft war, d. h. das Recht 
hatte, zu verlangen, dass nach der Rückkehr des Reisenden, in ge- 
wissen Fällen schon vorher, ihm zunächst die Detention der Gesell- 
schaftsgegenstände eingeräumt wurde, worauf dann die Theilung zu 
erfolgen hatte. Noch wichtiger sind dann die Bestimmungen, durch 
welche das Gesellschaftsvermögen auch Dritten gegenüber rechtlich 
gesondert wrurde, Bestimmungen, welche dem römischen Rechte unbe- 
kannt waren I9 . Diese rechtliche Absonderung zeigt sich weniger darin, 
dass den Gesellschaftsgläubigern ein Vorzugsrecht vor den Privatgläu- 
higem gegeben wurde, obgleich ein solches gewiss auch dort bestand, 
wo es nicht ausdrücklich gesetzlich statuirt wurde: denn bei der da- 
maligen Art des Handels, welcher ja regelmässig Zug um Zug ge- 
schah, war das Bedürfniss für den Erlass solcher Bestimmungen 
nicht eben gross. Vielmehr ist es in erster Linie der Schutz des 
einen Gesellschafters gegen die Privatgläubiger des anderen, womit 
sich die Rechtsquellen beschäftigen Der Privatgläubiger soll sich 

18 Die Gesetze schweigen darüber, und aus den Urkunden lässt sich eben- 
falls ein sicheres Resultat nicht erreichen. Tab. Amalph. cap. 11 gehört nicht 
hierher. 

18 Aehnliche Grundsätze galten bei der colonna, 8. Tab. Amalph. cap. 6. ja 
auch beim Seedarlehen, s. Stat. von Bari nibr. de pecunia nautica (Pard. VI 624, 
Alianelli S 150) und oben Anm 13. 

80 Const. usus rtibr. 5 (S 839): Insuper ordinamns, qnod si inter socios eius- 
dem hentice, seu societatis maris, questio de rebus societatis fuerit. licet aliqui 
socii sint priores tempore, et habeant etiam ypothecas. tarnen in predictis bonis 
eius quod quisque sociorum recipcre habet romuniter mlmittantur, et per libram 
dividant. Si vero inter socios societatis maris vel terre, et creditores 
alios de bonis socii questio fuerit, socii in rebus societatis aliis creditoribus qui 
non sint creditores eiusdem hentice, licet creditores sint priores tempore, 
preferantur; in aliis vero bonis secimdum ordincm iuris observetur (Bestimmung der 
Redaction von 1248). Vorzug der socii vor den Privatgläubigem ihrer socii, ins- 
besondere der Ehefrau: Const. usus ib. S 838 f., Stat. von l’era cap. 211 («= Frag- 
ment Datta cap. 6), V des Königs Jakob von Arragonien vom J. 1271 (Pard. 
V S47) Recognoverunt proceres cap. 69 (ibid. 8 348), Statut von Bonifacio (bei 
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nur an das halten dürfen, was sein Schuldner nach der Theilunji er- 
hält. inafr auch die Schuld vor Eingehung des Gesellschaftsverhältr 
nisses existent geworden sein, untl mag der Schuldner als Eigenthümer 
sänuntlicher Werthgegenstände nach den Grundsätzen des römischen 
Rechts zu l>etrachten sein. 

Die spätere Entwicklung, welche die beiden soeben besprochenen 
Gesellschaftsverhältnisse erfahren haben, ist eine sehr verschiedene ge- 
wesen. Aus der auf kurze Zeit in Bezug auf ein bestimmtes Schiff 
geschlossenen societas ist später die offene Handelsgesellschaft und die 
Commanditgesellschaft geworden, die den seerechtlichen Charakter 
völlig abgestreift hat* 1 und auf lange Dauer berechnet zu sein pflegt, 
auch die ganze Arbeitsthätigkeit der geschäftsführenden Gesellschafter 
absorhirt. Aus der commanda wurde zunächst die implicita, bei 
welcher der Reisende nicht mehr einen Antheil vom Nettogewinn, 
sondern gewisse Procente vom Erlös erhält**, und auch dieses Ver- 
hältniss war nur der Uebergang zur reinen Dienstmiethe gegen 
fixes Salär einerseits und zur Ausbildung des Commissionsgeschäfts 
andererseits. 

Blicken wir nach dieser Abschweifung auf die Verhältnisse, in 
welchen diese Reisenden, henticales, wie sie in Pisa genannt wer- 
den, unter einander und zu den sonstigen seerechtlich in Betracht 

Pardessus VI 595 ff.). Ks galten also ähnliche Grundsätze wie HOB Art. 779, 
nicht so weitgehende wie Art. 119 f. 

21 Doch verdankt die offene Handelsgesellschaft in erster Linie ihre Aus- 
bildung nicht dem See-, sondern dem Landhandel, und zwar dem Platzgeschäft, 
namentlich ist die solidare Haftung der Gesellschafter mit ihrem Privatvermögen 
aus dem letzteren abzuleiten. Treten mehrere Personen in uua starione mit dem 
Publicum in Geschäftsbeziehungen, so sollen alle Personen, die möglicherweise aus 
dem Geschäfte Vortheil ziehen, auch persönlich zu haften haben. Das ist die Auf- 
lassung des Mittelalters, die besonders in dem Hauptfalle, liei der Kamiliengemein- 
schaft, zu Tage tritt Ks ist aber zu eng, wenn man, wie Kuntze, Lästig und 
neuerdings K. G. A. Schmidt (Handelsgesellschaften in den deutschen Stadtrechts- 
quellen des Mittelalters, Breslau 1883), aus der letzteren die Solidarhaft herleiten 
will ; dagegen spricht, dass gerade in älterer Zeit auch die factores zu haften haben. 
Vgl. die mailänder Capitula de mercatoribus fugitivis von 1341, 7, 22 und 24. 1346 
nach Piacenza mitgetheilt (Stat varia civ. Plac. ed. Bonora 1 199 ff.), überge- 
gangen in die Statuta mercantiae von Cremona (von 1388) cap. 109 und Brescia 
(von 1429) cap. 100; vgl. ferner Stat. antiqua rnerc. Plac. cap. 550 und Stat. von 
Spalato III 122 (ed. Hanel). 

22 Die implicita ist als vorhanden anzunehmen, wenn Kactoren als auf dem 
Schiff anwesend in den Rechtsquellen Vorkommen, z. B. Tab. Amalph. cap. 48. 
Der Gebrauch dieses Wortes in cap. 18 der Ordinamenta von Trani macht das 
Alter dieser Rechtsquelle ganz besonders verdächtig, lieber die implicita vgl. na- 
mentlich Stat. von Genua von 1588, IV 12; Decisiones Rotae Genuae, dec. 124. 
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kommenden Personen standen, so ist zunächst der oben nur kurz au- 
gedeutete Unterschied genauer auszuführen. 

2. In den pisanischen Rechtsquellen tritt uns eine Auffassung ent- 
gegen, die der unsrigeu direct entgegengesetzt ist und die sich kurz 
dahin fonnulireu lässt, dass, während bei uns das Schiff Ladung sucht, 
dort die Ladung ein Schiff sucht 8S . Es tritt nämlich daselbst eine Anzahl 
jener Reisenden zusammen und beschliesst gemeinschaftlich eine See- 
expedition zu unternehmen. Um dieselbe zu ermöglichen, wird dann 
ein Schiff entweder gekauft oder gemiethet. und es werden dann die 
nöthigen Hilfepersonen: Seeleute und Bewaffnete (su]>ersalientes) ge- 
miethet, hier gegen einen bestimmten Lohn und mit dem Recht, ein 
Quantum Waaren mitführen zu dürfen * 4 . Der Schiffseigenthttmer als 
solcher tritt hier also zurück, die Bestimmung der Reise und die 
Herrschaft über das Schiff, insbesondere die Besatzung, steht der 
Genossenschaft der Ladungsinteressenten, den henticales zu; letzten 1 
können zugleich auch als marinarii erscheinen * 5 . Der Vertrag zwi- 
schen Schiffseignern und Ladungsinteressenten ist also ein reiner 
Miethvertrag, doch tritt uns auch schon der Frachtvertrag insofern 
entgegen, als die Miether des Schiffes solche mit drittem Personen ab- 
schliessen iG . Fast übergangen wird in den ältesten pisaner Quellen 
der Fall, dass sich neben den Ladungsinteressenten auch ein Vertreter 
der Rheder auf dem Schiffe befindet, dieser Fall aber ist der regel- 
mässige in Venedig und Genua. 

3. Ganz eigenthümlirh sind die Verhältnisse, welche wir in den 
venetianischen Seerechtsquellen des’ 7 13. Jahrhunderts vorausgesetzt 



88 Diese eigenthfunliche Auffassung war mir noch nicht klar, als ich in meinen 
Beiträgen zum Seerecht, S 10 ff., einzelne Bestimmungen des Constitutum usus zu 
erklären suchte. Einer späteren Entwicklung scheinen die beiden Abschnitte der 
rulir. 28 des Const. usus: Si aliqua navis etc. (Bon. S 919) anzugehören, wo par- 
tionarii und niercatores erwähnt werden, (ranz andere Verhältnisse werden im 
Breve curiae maris vorausgesetzt. 

84 Dass dieser Lohn vom Miether des Schiffs ztt zahlen ist, geht klar hervor 
aus den Bestimmungen des Const. usus rühr. 28 (Bon. S 911), ebenso in Bezug 
auf den supersaliens (ibid. S 915 f.). Ueber den letzteren vgl. Partidas II, 24, 61 
(Pard. VI 231, Cap. naut. cap. 93 und 106, 8 tat. von Zara IV 31 und 37, von Spa- 
lato VI 51 und 66, auch schon Decret der genueser Constiln vom J. 1134 (Mon. 
hist. putr. 511 col. 46, auch hei Cunen, Banca di S. Giorgio S 242). 

8,1 Marinarii non henticales in Const. usus rnbr. 29 (Bon. S 922). 

88 Const. usus rnbr. 28 (Bon. S 919), darunter gehört wohl auch die vivata 
(ibid. S 920 und 912). Wahrscheinlich das nämliche bezeichnen die Worte : de 
vivo en sus (?) in der V des Königs Jakob I. von Arrag. von 1258 Art. 5. 

87 Leider konnte bei der folgenden Darstellung das Seerechtsstatut des Dogen 
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finden : hier werden die patroni, die Schiffseigenthümer, genau von 
den inercatores und der Schiffsbesatzung unterschieden , und jeder 
dieser Gruppen von Personen besondere Rechte und Verpflichtungen 
zugewiesen. Die patroni haben gewisse I*flichten, namentlich vor der 
Abreise zu erfüllen, während der Reise tritt ihre Bedeutung sehr 
zurück, indem regelmässig nur einer derselben sich auf dem Schifte 
befinden soll, und selbst als Mitglieder der Schiffsbesatzung nur eine 
ganz geringe Anzahl — höchstens zwei — mitfahreu dürfen * 8 . Zweck 
dieser merkwürdigen Bestimmung ist wohl zu verhindern, dass der 
Einfluss der patroni auf die Unternehmung ein überwiegender werde. 
Auch hier schliessen nämlich die Laduugsinteressenten mit den patroni 
im Grunde einen Miethvertrag ab : die Herrschaft über das Schiff steht 
der Majorität der Ladungsinteressenten und der patroni zu**, welche 
auch unter Umständen Abänderungen des ursprünglichen Reiseziels 
beschliessen darf (Cap. naut. c. 86 f.). Ebenso steht die Schiffs- 
besatzung in unmittelbaren Beziehungen nicht nur zum patronus. 
sondem auch zu den Ladungsinteressenten: ohne Genehmigung der 
letzteren darf keine Person derselben entlassen werden (Cap. naut. 
c. 46), doch wird die Heuer von dem patronus gezahlt (ibid. c. 28). 
Bemerkenswerth ist ferner der auf den venetiauischen Schiffen übliche 
aus fünf Personen bestehende Ausschuss, welcher weitgehende ad- 
ministrative, ja selbst richterliche Functionen ausübte: derselbe be- 
stand aus drei inercatores, einem patronus und dem nauelerius, d. h. 
dem technischen Director der Seeunternehnnuig * # . 

4. In Genua endlich kommen nur die Rheder als Betriebsunter- 
nehmer in Betracht, von deneii der geschäftsführende sich auf dem 
Schiffe l>o findet: von diesem allein ist dann die Mannschaft abhängig. 
Die Zustände sind hier die nämlichen, welche im Laufe des Mittel- 
alters allmählich im gesammten Mittelmeere sich herausbildeten, und 
die aus dem Consulat am genauesten erkannt werden können. 

Bevor wir aber zur Darstellung dieser Zustände übergehen, bleibt 



Ticpolo nicht benutzt werden. Audi eine neue Ausgabe des Capitulare nauticum 
wilre sehr erwünscht. 

** Cap. naut. rap. 31. 

ä ’ Cap. naut. cap. 107, auch cap. 48 und 78. wo die marinarii mit erwähnt 
werden, s. ferner Stat. von Zara IV 13 und 38 und von Spalato VI 62 und 67. 

M Cap. 88, 91 und 92. ln der älteren Verordnung vier Personen. Aehnlich 
war die Einrichtung in Catalonien, V von 1258 cap. 21 (Ausschuss von sieben, auf 
kleineren Schiffen von vier Personen), s. auch genueser Statut vom .1. 1330 (ed. 
Sauli in Mon. hist. patr. leg. I col. 323 ff.) cap. 30. Vgl. auch Seerecht von 
Ancona rubr. 11. 
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die Frage zu beantworten, ob die bisher dargestellten Betriebsarten 
als völlig particuläre zu betrachten sind, oder ob nicht vielmehr au- 
zunehmen ist, dass uns hier nur verschiedene Stufen der Entwick- 
lung vorliegen, welche überall durchlaufen worden sind. Wir stehen 
nicht an, uns für die letztere Auffassung zu entscheiden, obwohl 
nicht verkannt werden darf, dass diese Entwicklung keineswegs eine 
durchaus gleichzeitige gewesen ist, dass eine Uebergangsstufe sich in 
dein einen Gebiete auffallend lange erhalten hat, während sie ander- 
wärts vielleicht gar keine wirtschaftliche Bedeutung besass. Für diese 
Ansicht lässt sich vor allem geltend machen, dass ein der eolonna 
ähnliches Rechtsverhältniss sich fast in allen Gebieten des Mittel- 
meeres aus der älteren Zeit nachweisen lässt 31 , welches sich sogar in 
der Küstenschiffahrt, deren Betrieb ja den altertümlichsten Charakter 
zu behalten pflegt, noch Jahrhunderte lang, an einzelnen Orten selbst 
bis zur Gegenwart erhalten hat 33 . 

Und ebenso, wie eine solche Gemeinschaft in Bezug auf Ge- 
winn und Verlust, lässt sich auch als weitere Stufe der Entwicklung 
wenigstens das gemeinsame Tragen aller — nicht nur der absicht- 
lich im gemeinschaftlichen Interesse zugefügten — Schäden und Ver- 
lust«' als ehemaliges gesetzliches Institut fast überall wahrscheinlich 
machen. Nicht nur ist dieses in den Rechtsquellen des adriatischen 
Meeres der Fall 33 . woselbst das Princip der lex Rhodia allerdings am 



M Schon im psendorhodischen Neerecht III 9, 27, 28 und 82 und II 1 — 7 
muss ein ähnliches Verhältniss vorausgesetzt sein. Weiter findet sieh ein solches 
in den Statuten von Spalato VI 17 und besonders 81 (soeietas pellagum nauigandi) 
und von Bonifacio (bei Pard. VI 595 ff.), s. ferner Monum. spect hist. Slav. 
merid. XIII 86 (ragusaner Vertragsurkunde vom J. 1347). Auch in Genua selbst 
und den abhängigen Städten ist es üblich gewesen. Ich schliesse dies aus der 
folgenden Aufzählung von auf dem Schiffe befindlichen Personen: nauclerii parti- 
cipes lnarinarii et omnes qui in lignttm ipsum ire debebunt (Mon. hist patr. VII 
n. 427. 431. 432. 445. 446. 562 aus den Jahren 1199 ff.), damit vgl. 1 teeret der 
Consuln von Genua von 1134 (ibid. VII col. 46 f.). Cebrigens kommt die eolonna 
noch heutzutage in Genua vor, s. Journal de droit international prive II 227. Die 
eolonna wird ferner erwähnt in der Verordnung des Königs Jakob I. von Arrag. 
vom .1. 1258 cap. 6, 15 — 18 (in letzteren Stellen mit der comnumda zusammen). 
Kraglieh ist der Sinn von cap. 79 und 109 des venetianischen Gap. mtut. 

** Ueber die späteren Verhältnisse vgl. Tnrga, Ponderazioni cap. 36. Casa- 
regis zu cap. 217 des Consulats (= cap. 175 hei Pardessus), Azuni in seinem 
Dizionario s. v. eolonna und weitere bei Alianelli S 88—99 angeführte, ferner 
Hol tius (Ahh. übersetzt von Sntro S230ff.), I. ab and in der Z f. HR VII 905 ff., 
wonach Kenuud und Grüuhut, Grossi im Arohivio giuridico IX 528 — 5S4. 

81 Psendorhodisehes Seereeht III 9; Cap. naut cap. 89 — 94 und 108; Stat 
Ven. VI 68; Seerecht von Trani cap. 1, 3 und 13; Stat von Zara IV 39. von 
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allerspätesten wieder gesetzliche Anerkennung gefunden hat 34 , sondern 
auch in den weiter westlich entstandenen Rechtsdenkniillern finden wir 
noch einzelne Spuren der filteren Anschauung ss , welehe hier freilich 
weit früher durch den Einfluss der römischen Rechtsquellen über- 
wunden wurde, aber trotzdem noch in späterer Zeit sieh in dem sog. 
Genninamentovertrage 36 erhalten hat, welcher, wie seine genaue ge- 
setzliche Regelung zeigt , zu den gewöhnlichsten Verträgen des See- 
verkehrs gehört haben muss. 

Die weiteren Uebergänge aus dem reinen Gesellschaftsverhältnisse 
der colonna zu der Abhängigkeit der Mannschaft von den Kaufieuten 
und Schiffseignern, und von der Sachmiethe zum Frachtverträge lassen 
sich elxmfalls in allen Gebieten verfolgen, wie aus der folgenden Dar- 
stellung hervorgehen wird. 

Die ausführlichste Schilderung des Seehandelsbetriebs im späteren 
Mittelalter, jedoch vor dem Aufkommen des Versicherungswesens, ge- 
währt uns das Consulat der See, und wir sind berechtigt, die Zu- 
stände, welche in demselben vorausgesetzt werden, als solche anzu- 
sehen, welche sich schliesslich im ganzen Mittelmeergebiet in der 
Hauptsache gleichförmig gestaltet haben, denn dies geht aus einer 
Vergleichung mit den übrigen Seerechtsquellen namentlich des 14. Jahr- 
hunderts hervor 35 . Als geschäftlicher Unternehmer erscheint hier der 

Spalato VI 68, von Lesina V 2, s. auch 10; Scerccht von Ancona cap. 86, sehr 
beachtenswerth auch cap. 66 ilaselhst (Haftung von Schiff und I, u düng für 
Delicto). 

54 Selbst eine V vom 9. Juni 1428 (Pardessns V 64) ist abweichend vom 
römischen liecht. 

** Für Genua scheint ein Schiedsspruch vom J. 1168 (Not des Job. Scriha. 
Mon. hist. patr. (hart. II n. 1342) zu beweisen, dass im Kalle des Schiffbruehs 
eine ltepartition stattfand, es heisst darin; qnod communis vox esset connautorum 
eins quod solummodo solidos triginta per singultun ainisissent (in einem naufragium). 
Für I’isa kommt rubr. 29 des Const. usus in Betracht, welche, wie eine Vergleichung 
mit den Statuten von Marseille IV 80 zeigt, vielfache Abänderungen erlitten haben 
muss. Die beiden letzten Absätze scheinen spätere Zusätze zu sein, der letzte ent- 
spricht der 1 5 pr. Dig. 14. 2, der vorletzte hat einige Aehnliehkeit mit der 1 4 
Dig. 14, 2. Ich halte dafür, dass durch ihre Aufnahme älteres Recht hat verändert 
werden sollen, gebe aber zu. dass dies lediglich eine Muthmanssung ist, die freilich 
durch sonstige Rechtsquellen bestätigt wird. 

** Hierüber vgl. Costums von Tortosa cap. 82 (IX 27); Konsulat cap. 150 — 152 
und 187: femerTarga, Ponderazioni cap. 76; Pardessus, Coli. I 168; Lahand 
in der Z f. IIR Vn 305 ff. Anm 8. 

* 7 In Betracht kommt namentlich das Seerecht von Ancona, ferner die see- 
rechtlichen Bestimmungen der Costums von Tortosa. Diese Entwicklung scheint in 
der Hauptsache zu Ende des 18. Jahrhunderts vollendet gewesen zu sein, s. aber 
ol>en Anm 88 und 34. 

Binding, Handbuch. 111. 3. 1: Wagner. Herrscht. I. 2 
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senyor de nau, der dem patrouus entspricht und entweder geschäfts- 
fuhrender Rhpder ist oder das Schiff in commanda hat* 8 . Einen 
Unterschied macht dies übrigeas regelmässig nur gegenüber den Mit- 
thedern, indem er im letzteren Falle einen Theil des Reingewinns, 
gewöhnlich ein Viertel, erhält, während er im ersteren den nämlichen 
Lohn erhält, wie der nautische Director, der notxer (= nauclerus). 
Auch werden seine Befugnisse und Verpflichtungen im ersteren Falle 
nach den Grundsätzen des Commandavertrags regulirt, während sich 
für den letzteren hier zuerst besondere Grundsätze aufgestellt finden, 
unter denen namentlich der verschiedene Umfang seiner Befugnisse, 
je nachdem er seiner Mitrheder mächtig ist oder nicht, für die weitere 
Entwicklung maassgebend geblieben ist 39 . Im übrigen aber ist Dritten 
gegenülier seine Stellung die nämliche, in beiden Fällen haftet nur er 
persönlich aus Verträgen und Delicten, während die übrigen Mitrheder 
nur mit dem Theile ihres Vermögens, den sie der See anvertraut 
haben, also mit Schiff und Fracht haften: nur ausnahmsweise kommen 
Fälle vor. in denen eine persönliche Haftung der Mitrheder statuirt 
wird 40 . Was sodann die Stellung der Mannschaft gegenüber dem 
Rheder und den Ladungsinteressenten anlangt, so steht dieselbe weder, 
wie in Amalfi, dem ersteren gleichberechtigt gegenüber, noch, wie 
in Pisa, in einem unmittelbaren Vertragsverhältnisse zu den letzteren, 
sondern das Verhältniss zu ihnen ist ein mittelbares geworden: die 
Mannschaft steht in Beziehungen nur zum senyor de nau, aber diese 
Beziehungen sind abhängig von dem Vertragsverhältnisse , in dem 
dieser letztere zu den Ladungsinteressenten steht. Per Heuervertrag 
ist also abhängig von dem Frachtverträge, soweit es sich um die Lohn- 
forderung handelt. „Fracht ist die Mutter der Gage“ : wird keine 
Fracht verdient, fällt auch die Heuer weg, wird sie erhöht, so hat 
auch eine Erhöhung der Heuer einzutreten (eap. 59, 99. 105. 134. 
146 f„ 184, 190, 230) 41 . Der Frachtvertrag gehört jetzt lediglich dem 



“ Eine commanda von Schiffen wird erwähnt Consuetudines von Amalii 
eap. 19 (der Ausg. von Camera), Mars. IV 20: ferner Consulat eap. 173, 174, 242 
und 244. Ein Seedarlchen ad na vom faeiendam vel operandam, ('onst. usus rubr. 24. 

3,1 Diese Unterscheidung lässt sieh hhrigens auf den Grundsatz des Commanda- 
rcchts zurückführen, wonach der tractator, sobald er an den Wohnort des stans 
zurückgekehrt ist, diesem als dem cupitaneus zu gehorchen hat und ohne seine 
Einwilligung überhaupt keine Rechtsgeschäfte bindend mehr vornehmen darf. 

40 Vgl. Cropp in Heise und Cropp, Abhandlungen I 449 ff. 

41 Schon aus der consequenten Durchführung dieses Princips ergieht sich, dass 
die Heuer regelmässig für die ganze Reise bestimmt worden sein muss. Daneben 
kennt das Consulat freilich noch mehrere andere Arten der Verheuerung, nach 
zurückgelegter Meilenzahl (cap. llü), a cosiment (cap. 181, vgl. auch cap. 15). auf 
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Obligationenrecht an, er gewährt keine Allein- oder Mitherrschaft über 
das Schiff, d. h. die Schiffsmannschaft, diese letztere hat lediglich dem 
senyor de nau Folge zu leisten, doch steht demselben noch keineswegs 
ein unbedingtes Befehlrecht zu, vielmehr ist er in den wichtigsten 
Fällen an die Zustimmung der Mannschaft gebunden. Der Schifferath, 
bestehend aus dem senyor und der gesummten Mannschaft, spielt im 
Consulat noch eine sehr bedeutsame Rolle, bei gewissen Angelegen- 
heiten haben auch die Ladungsinteressenten mitzusprechen das Recht, 
doch wird die Ausübung desselben nur durch einen Vermögensrecht - 
liehen Schutz gewährleistet, denn auf die Mannschaft halien sie eben 
keinen Einfluss mehr. Dies zeigt sich auch darin, dass, während nach 
früherer Auffassung Personen der letzteren nur mit Zustimmung der 
Kaufleute entlassen werden durften, nunmehr der senyor de nau dazu 
berechtigt, aber vertragsmässig verpflichtet ist, eine Ergänzung vor- 
zunehmen (c. 240). Eine bedeutsame Umbildung hat sich auch in 
Bezug auf die Stellung der Seeleute zum Rheder vollzogen. Während 
in den älteren Rechtsquellen der Fall als ein ganz gewöhnlicher 
vorausgesetzt wird, dass die Seeleute zugleich Ladungsinteressenten 
sind**, finden wir im Consulat davon nichts mehr. Hier ist zwar das 
Gewöhnliche, dass der Seemann nicht nur einen bestimmten Lohn 
für die Reise erhält , sondern ausserdem noch das Recht hat , eine 
Quantität Waaren mitzuführen, aber der Unterschied liegt darin, dass 
er. auch soweit er Waaren mitführt , nicht als Ladungsinteressent in 
Betracht kommt, vielmehr diese Befugniss nunmehr als Accessorium 
der lleuerforderung betrachtet wird 4 *. Vor allem braucht er daher 
bei der havarie -grosse nicht mehr zu contribuiren (enp. 86), und 
während es früher gleichgiltig war, ob er jene Waaren für fremde 
oder für eigene Rechnung mitnahm, darf er nunmehr nur das letztere 

Frachtantheil (cap. 202 f.). endlich die Monatsheuer (cap. 85. 187 und 190). Diese 
letztere muss zwar nur Ausnahme gewesen sein, doch muss ich meine Be- 
merkung (Z f. HR XXVII 414 Anm 45) als zu weitgehend zurücknehmen, da die 
Monatsheuer noch in anderen Rechtsquellen des Mittelmeeres erwähnt wird (arrag. 
Ord. von 1340 Art. 9. Ancona cap. 20 und 54, Zara IV 53). Vielleicht hängt diese 
Art von Monatsheuer noch mit dein alten .Schiffsmiethvertrage zusammen, welcher 
ja oft monatweise eingegangen wurde. Dass sie mit der Ausbildung des Fracht- 
vertrags verschwand, geht aus der Bemerkung Targas (cap. 85) hervor, dass die 
Monatsheuer zu seiner Zeit nur in der idierseeischen Schiffahrt üblich sei. Das 
älteste hamburger Recht (Art. 6) kennt sogar die Wochenheuer, s. aber Art. 17. 

4 * S. oben Anm 25. ferner arrag. V von 1258 cap. 11: alii niarinarii qni non 
sunt partiarii nec conductores nec mercatores. 

44 Nicht richtig ist die Behauptung Olivers, Hist, del derecho en Cataluna 
III 266 Anm a, duss das Institut der Führung in Tortosa unbekannt gewesen sei, 
s. Z f. HU XXIX 419 Anm 11. 

2 * 
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thun (cap. 89). Etwaige Zwischenreisen ist der Seemann verpflichtet 
niitzumachen, ob aber solche vorgenommen werden, hängt nicht mehr 
von den Ladungsinteressenten allein, oder von der Majorität derselben 
und des patronus ab, sondern es kommt der Mannschaft gegenüber 
lediglich der Wille des letzteren in Betracht 44 . Was die Stellung des 
senvor zu den Kaufleuten betrifft, so finden wir hier schon die Grund- 
sätze des heutigen Frachtvertrags vor: dieser hat jene ältere Schiffs- 
vemiiethung, welche als verfrachten a scar noch erwähnt 45 und recht 
missgünstig behandelt wird (cap. 138, 143 f., 148 und 154), so ziem- 
lich verdrängt 46 . Der Unterschied von dem heutigen Frachtverträge 
liegt nur darin, dass die Kaufleute regelmässig auf dem Schiffe an- 
wesend und daher in der Lage sind, ihre Interessen Dritten und dem 
geschäftsführenden Rheder gegenüber selbständig wahrzunehmen. Der 
senyor erscheint daher nicht als Vertreter derselben, er ist nicht 
legitimirt, Rechtsgeschäfte mit für sie verbindlicher Wirkung abzu- 
schliessen, obwohl freilich die Eigentümlichkeiten des Seeverkehrs es 
mit sich bringen, dass ihm ein weitgehendes Eingriffsrecht in Bezug 
auf die Ladung in Notfällen zusteht. Das Verhältniss der Ladungs- 
interessenten unter einander ist ein Genossenschaftsverhältniss. inner- 
halb dessen der Wille der Majorität in Bezug auf wichtige Fragen 
maassgebend ist 47 . 

Die Anwesenheit der verschiedenen Interessenten auf dem Schiffe 
brachte die Möglichkeit mit sich, dass abändemde Verträge unter den- 
selben abgeschlossen werden konnten, und obwohl wir eine Reihe von 
Bestimmungen finden, welche gewisse auf hoher See abgeschlossene 
Verträge für ungiltig erklären (cap. 208 f., 241), so treffen wir doch 

44 lieber das ältere Hecht s. namentlich Const. usus. rubr. 28 (Bon. S 921): 
Presenti constitutione tirmnuius etc. (Zusatz von 1241). Cap. naut cap. 86 f., Zar» 
IV 34 und 54, vgl. Spalato VI 55. 

45 Das Constitutum usus regelt fast nur (s. al>er o. Aum 26) die Vermietbung 
von Schiffen, nicht den Frachtvertrag, die Statuten von Marseille, welche in IV 7 
eine Stelle desselben (Bonaini S 913) fast wörtlich übernehmen, fugen hinzu: et 
hoc intelligimus et dicimus de nave vel ligno ad scarnm conducta vel conducto. Der 
Uehergang lässt sich ferner erkennen aus Art. 11 der arrag. V von 1258, wo mer- 
cator und conductor navis sich entgegengesetzt werden (s. öltet) Anm 42), ferner Stab 
von Mars. IV 20, wo von Personen gesprochen wird, qui velut exercitores navem 
ducent in eo viagio. Vgl. ferner arrag. V von 1340 Alt. 20, 24. 

4,1 Die Anfänge des Unterfrachtvertrags finden sich in Art. 218 des Consulats. 

41 In der älteren Zeit wurde zunächst ein Gesellsrhattsvertrag zwischen den 
Ladungsinteressenten abgeschlossen, s. oben S 14. Dass auch, nachdem das Verhält- 
niss derselben das einer communio incidens geworden, der Wille der Minorität galt, 
selbst in Bezug auf Abänderung des Reiseziels (s. Seerecht von Ancona cap. 1, 
Majorität von zwei l>rittcl Werth der Ladung), muss uns sehr anomal erscheinen. 



Digitized by Google 



8 2. Entwicklung des Seehandelsbetriebs. 



. 21 



in allen Seerechtsquellen des Mittelmeeres, zuweilen, wenn auch selten, 
in denen der nördlichen Meere, eine besondere Urkundsperson, den 
Schiffsschreiber 48 , an. welcher öffentlichen Glauben genoss und viel- 
fach behördlich unbestellt, jedenfalls aber auf sein Amt beeidigt wurde. 
Seine Hauptthätigkeit bestand darin, dass alle Handlungen und Ge- 
schäfte, welche rechtlich relevant waren, in seiner Gegenwart vorge- 
nommen werden mussten, damit er sie bezeugen konnte, zu welchem 
Zwecke er Eintragungen in das Schiffsbuch machte. Daneben er- 
scheint er zugleich als Angestellter der Rheder und hat als solcher 
namentlich auch die Thütigkeit des senyor de nau zu controliren 49 . 

Der Seehandel , wie er vor dem Aufkommen des Versicherungs- 
geschäfts betrieben wurde, war naturgemäss ein gewagteres Geschäft 
als heutzutage, indessen gab es doch gewisse Mittel, welche das Risico 
zu vermindern geeignet waren, und diese Mittel, welche wir in täg- 
licher Anwendung sehen, waren namentlich die Eingehung von Gesell- 
schaftsverhältnissen und der Kleinbetrieb. Eine gemeinsame Ueber- 
nahme der Gefahr findet sowohl zwischen den Schiffs- und Ladungs- 
interessenteu eines und desselben Schiffs häufig statt, selbst nachdem 
die gesetzlichen Bestimmungen zu den Grundsätzen des römischen 
Rechts zurUckgekehrt waren, als auch zwischen mehreren Schiffen, ja 
ganzen Hotten 50 . Auf umgekehrte Weise wurde die Gefahr dadurch 
verkleinert, dass der betreffende Interessent die ihm angehörigen 
Werthgegenstände verschiedenartigen Gefahren aussetzte, indem er die- 
selben als Ladung auf verschiedene Schiffe vertheilte, oder an Stelle 
eines oder mehrerer ganzer Schiffe eine grosse Anzahl von Sehiffs- 
parteu zu Eigenthum erwarb. Dem Charakter jener Zeit entsprechend 
äussert sich das erstere dadurch, dass ein und dieselbe Person in einer 
ganzen Anzahl von Gesellschaftsverhältnissen mit verschiedenen Personen 
stand, und dass diese Rechte als Veräusserungsobjecte betrachtet wurden 51 . 



4 " Vgl. namentlich t'ons. cap. 12—15, 50, 54, 66. 194, 202. 219, 222, 242, 
249 lind dazu Tortosa Alt. 8 — 18, 15 f., 19. Sonstige (Quellen des Mittelineeres 
aufzuführen wurde zu weit fuhren. Aus dem Norden s. Mich eisen, Oberliof 
Nr 15 vom Jahre 1468: Hanserecessc C 11 Nr 509 s. 67. 79. 82, Nr 510 s. 18 und 
40: ferner Hanserecesse von 1572 Art. 6, von 1591 Art. 6, 8 und 22: Hans. See- 
recht V 8 (nicht aller IV 16 und V 2). 

4 " Im consulat cap. 15 a. E. ist ihm sogar ein Retentionsrecht wegen der 
Fracht an der Ladung zngeschrieben, s. aber cap. 88 und Tortosa Art. 17. 

50 Ueber die conserva (im Norden Admiralschaft) vgl. insbes. Tab. Amalph. 
cap. 88, Lib. jur. rcip. Jan. 1 Nr 54 f., Stat. von Mars. IV 23. arrag. V von 1258 
Art. 4, Tortosa Art. 29. Consulat cap. 43 f. und 241. 

51 Dies geht aus den oben citirten, auch für die (Jeschichte der Wertpapiere 
höchst wichtigen venetianer Urkunden hervor, insbesondere Arch. ven. VII 366 f. 
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Dasselbe gilt auch hinsichtlich der Sehiffsparten. Obwohl wir hin und 
wieder ein gesetzliches Vorkaufsrecht anerkannt finden, so war die 
freie Veräusserlichkeit derselben in dieser Periode namentlich in den 
grösseren Handelscentren durchaus die Regel Ä *. Selbst staatsrecht- 
liche Verbote trifft man in dieser Zeit nicht so häufig, als man glau- 
ben sollte, und das eigentliche Retractrecht an Sehiffsparten hat sich 
wohl erst seit der Ausbildung des Assecuranzwesens Anerkennung zu 
verschaffen vermocht. 

Wir mussten die Entwicklung des Seehandelsbetriebs im Mittel- 
meere eingehend betrachten, um zu zeigen, dass sich hier im Gegen- 
sätze zu den älteren Culturzuständen völlig neue Verhältnisse heraus- 
gebildet hatten, welche nur zu verstehen sind, wenn man diesen 
Gegensatz nachdrücklich betont; um so kürzer können wir die Zu- 
stände in den übrigen Meeren behandeln, wo eine eigentliche Unter- 
brechung der Culturentwieklung wohl überhaupt nicht, jedenfalls nicht 
in so schroffer Weise stattgefunden hat. Auch hier finden wir übri- 
gens in geradezu überraschender Weise dieselben Stufen der Ent- 
wicklung vor, die im Mittelmeere durchlaufen worden sind, — ein 
Beweis, dass sie nichts Zufälliges sind, sondern in der Natur der 
Dinge ihre Begründung finden. Auch hier finden wir in den älteren 
skandinavischen Quellen ein der colonna ähnliches Verhältniss er- 
wähnt * s , und während des ganzen Mittelalters wird der Waarenhandel 
zur See durch zwei Arten von Gesellschaftsverhältnissen betrieben, 
von denen die eine, die wedderleginghe. wie sie in den hansischen 
Quellen genannt wird, der collegantia, die andere, welche man sendeve 
nannte, der commandn entspricht 64 , auch haben diese beiden Ver- 



(Erbtheilimg im J. 1160 in Bezug auf eine im Jahre 1138 auf zwei Jabre einge- 
giuigene collegantia). XX 325. aber auch aus den übrigen oben in Anm 15 citirten 
Urkunden. Vgl. fempr in Bezug auf den Norden, wo ja ähnliche Verhältnisse lie- 
standen, Pauli, Lüb. Zustände im Mittelalter III 84 IT. 

** Wo das Setzung* recht anerkannt war, hat das Vorkaufsrecht keine wirtli- 
sehaftliche Bedeutung, s. meine Beiträge zum Seerecht S 24, so namentlich nach 
dem Cousulat cap. 10. Hin Vorkaufsrecht kennen die Statuten von Bari A 11, 
B 87 (hei Alianelli), freie Veräusserlichkeit die Stat. von Zara III 40 und 
IV 46. von Spalato VI 52. 

r '* Z. B. im schwedischen BSjarkeya-Rccht 20 pr. und im Stadtrecht von Wisby 
III, 8. 8 pr.. vgl. dazu v. Amira, Altschwed. Oblig. Hecht S 678, ebenso neueres 
norweg. Biarkeyar liecht VI 5 (l’ard. III 30). 

M Vgl. schon neueres norwegisches Biarkeyar-Ileclit VI 21 u. 22. Stadtrecbt 
von Medebach (jetzt auch im Hans. Urk. B. I Nr 17). dann Schra v. Nowgorod 
bei Sart. Lappenberg. Urkundl. Besch. II 200 f. 278 und V für das brügger 
Contor vom 20. April 1354 (ebendas. S 399), ferner lies. Itec. von 1447 (Ilecesse B, 
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hältnisse die gleiche Entwicklung gehabt, wie die Schwesterinstitute 
im Süden. Auch im Norden ist sodann die Schiffsiniethe die ältere 
Art der Benutzung von Seiten der Xichteigenthümer, welche erst all- 
mählich dem Frachtverträge zu weichen beginnt 51 . Ein genaueres 
Durchforschen dieser Zustände wird sich gewiss verlohnen, für unsere 
Zwecke ist es aber nicht unbedingt nothig. es genügt vielmehr hier 
auf die Abweichungen aufmerksam zu machen, die den Seehandels- 
betrieb in diesen Gebieten zu Ende des Mittelalters von dem des 
Mittelmeeres unterscheiden 56 . Dies soll geschehen bei der Besprechung 
der folgenden Periode, in welcher der Seehandelsbetrieb des Nordens 
der des Grosshandels überhaupt und demnach in seinen Hauptzügen 
im Süden angenommen wurde; nur auf eine Erscheinung mag schon 
hier kurz aufmerksam gemacht werden: viel früher als im Mittel- 
meere ist hier der nautische Director, der Schiffer, wie wir ihn nennen, 
die erste Person auf dem Schiffe, neben ihm giebt es keinen geschäfts- 
führenden Rheder, sondern er selbst hat die Geschäftsführung zu 1 k*- 
sorgen. er ist nicht nur Seehandelsgehülfe, sondern auch Seehandels- 
bevollmächtigter. was beim nauclerus des Mittelmeeres nicht der 
Fall ist 57 . 

B. Aeusserlich charakterisirt sich die zweite Periode des See- 
handelsbetriebs dadurch, dass die Kaufleute nicht mehr ihre Waaren 
liegleiten, und zu gleicher Zeit finden wir, dass auch im Gebiete des 
Mittehm>eres die Sitte aufhört, einen besonderen Vertreter der Schiffs- 
eigenthümer zur Besorgung der Geschäfte und Controle der Schiffs- 
besatzung mitzuschicken 5 *. Dieses letzten* vollzog sich in der Weise. 



11] Nr 288 unter 58 und 62). Vgl. Pauli, Lül>. Zustände I 187 ft', und F. G. A. 
Schmidt. Handelsgesellschaften in den deutschen Stadtrechtsquellen des Mittel- 
alters, 1888. 8 80 ff. Genaue Regelung dieser Verhältnisse in den Rechtsquellen 
von Kämpen, auch von Groningen. 

** Vgl. v. Amira 1. c. S 283. 324 ff. 645 ff. 650-654. 678 ff. 

** I Hese Durchforschung muss sich namentlich auf die skandinavischen (Quellen 
richten, mir ist dieselbe schon aus sprachlichen Gründen unmöglich. Weitere Auf- 
klärungen sind von v. Amira zu erwarten. 

M Ursprünglich ist nautischer Director der styriman oder guberaator, neben 
welchem es nur Kaufleute, erst spater auch einen dominus navis giebt (Hans. 
Urk. B. II Xr 76). Auch hier wird der gul>emator schliesslich Schiffsoffizier unter 
dem Schiffer. Ausser sänuntlichen skandinavischen (Quellen sind zu vergl. Hans. 
Urk. B. I Nr 174, 565. 1265. aber auch Nr 8, 746 und 1 128. 

** Besonders klar zu ersehen ist der Uebergang in Genua. In den Decisiones 
Rotae Genuae wird der patronus navis in mari von dem patronus in terra unter- 
schieden (dec. 20 Nr 1. 25 Nr 4. 149 Xr 3, 170 Nr 2, 182 Xr 1). Der ersten; wird 
dann bei grösseren Schiffen als capitäno bezeichnet, V der Couserv. del man von 
1712 cap. 1 u. ö., wie noch heutzutage (Cod. per la mar. merc. I 2 cap. 5: dei 
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dass der bisherige patronns auch nautischer Director wird, während 
der frühere nautische Director, der nauclerus. zu einem unter ihm 
stehenden Schiftsoffizier herabsinkt. Als Geschäftsführer der Rhederei 
wird ein sorius bestellt, welcher nunmehr auf dem Lande zurück- 
bleibt. I>as Mitfahren der Kaufleute hat natürlich nicht plötzlich ein 
Ende genommen, sondern sehr allmählich hat diese Sitte aufgehört. 
War schon durch die auf längere Dauer berechneten Niederlassungen, 
wie wir sie in den hansischen Contoren, im Süden in Pera und Ga- 
lata u. s. w. finden, es nothweudig geworden, dass nicht der eigent- 
liche Handlungsherr, sondern häufig ein Angestellter desselben, der 
Factor oder Lieger, die Waaren binbrachte 5 *, so wurde, nachdem sich 
besondere Commissionsgeschäfte gebildet hatten, die Sachlage eine 
derartige, dass es auch des letzteren nicht mehr bedurfte, und nur aus- 
nahmsweise, nämlich dann, wenn die Reise Orte zum Ziele hatte, in 
denen solche Geschäfte nicht existirten, war eine persönliche Begleitung 
nöthig; diese aber besorgte nunmehr nicht der Handelsherr selbst, 
sondern Angestellte desselben, welche, wenn für diesen speciellen 
Zweck bestellt, mit dem Namen supercargo bezeichnet wurden 60 . 

Ein weiteres Motiv für das Nichtbegleiten der Waaren lag in dem 
Aufkommen des Versicherungsgesrhäfts. Wann und wo sich das 
letztere ausgebildet hat, darüber hat man freilich zur Zeit noch keine 
völlig sichere Kunde, doch scheint das Ende des 14. und der Anfang 
des 15. Jahrhunderts die Zeit gewesen zu sein, in welcher dasselbe 
zuerst von wirthschaftlicher Bedeutung geworden ist. Und zwar scheint, 
trotz der gegentheiligen Aufstellungen eines modernen Schriftstellers, 
Italien das Vaterland auch dieser Geschäftsbildung gewesen zu sein, 
es scheint ferner die Waarenversicherung älter als die Cascoversiche- 
rung zu sein, es sind ferner Gründe vorhanden, die die Annahme aus- 
schliessen, dass die Entstehung der Versicherung auf ein Gesetz des 
Königs Ferdinand von Portugal zurückzuführen sei, und an Stelle 
dieser Annahme das allmähliche Entstehen aus dem Seedarlehen wahr- 



eapitani e padmni). der patronus in terra entspricht zwar im allgemeinen unserem 
< 'orrespondentrlieder, doch ist der Name als solcher in Italien verschwunden, im 
18. Jahrhundert wurden deputati gewählt (cit. V c. 5), jetzt gebraucht man den 
Ausdruck armatore (Cod. per la mar. merc. c. 52 — >6). 

** Ord. Phil. II. von 1563 IV 4: coopman oft zvnen commis bzw. oft zyne 
ghecommitteerde (vgl. damit rotterd. Ass. O. von 1721 Art. 144: koopman oft zijn 
gemagtigde, auch 142): (iuidon V 11: facteur ou cominissionaire. Vgl. Anm 22. 

*° Meines Wissens zuerst erwähnt in einer Nachtragsverordnung zu den Sta- 
tuten von Curzola vom J. 1443 (Hanel S 163 f.), in der bestimmt wird, dass die 
Schiffsschreiber und sopracharghi Einheimische sein sollen. Vgl. Targa cap. 40, 
Ord. von Bilbao Titel 16, und noch jetzt HOB von Spanien 723 ff., Portugal 1424 ff 
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scheinlich machen. Dass erst durch einen obrigkeitlichen Zwang es 
ermöglicht worden sei, eine l’rämienberechnung mit einiger Sicherheit 
herzustellen, wird schon dadurch widerlegt, dass wir eine solche für 
das Seedarlehen bereits im 12. Jahrhundert iin pisanischen Constitutum 
usus vorfinden, und es erscheint die Annahme nicht zu gewagt, dass 
die Versicherung dadurch entstanden sei, dass man von den beiden 
Bestandteilen des Seedarlehens: dem Darlehen und der Ueberuabme 
der Seegefahr den ersteren allmählich fallen liess und so zur Prämien* 
Versicherung gelangt ist. Diese Entstehung wird dadurch noch wahr- 
scheinlicher gemacht, dass wir beide Geschäfte, Seedarlehen und Ver- 
sicherung , bis tief ins 18. Jahrhundert hinein neben einander fort- 
laufen sehen, und. was das Charakteristische ist, gerade im Verkehr 
mit den neu entdeckten Continenten spielt das ältere Institut eine be- 
deutende Rolle, während im sichereren europäischen Verkehr diese 
Bedeutung sehr bald zurücktritt •*. 

Die Folgen, die das Nichtbegleiten der Ladungsgegenstände mit 
sich brachte, waren sehr bedeutend: zunächst wird die Haftung des 
Schiffers für unbeschädigte Ablieferung der angenommenen Waaren 
wieder sehr in den Vordergrund gerückt, welche in älterer Zeit viel 
weniger betont zu werden pflegte 6 *. “Daran schloss sich die Ausbildung 
des Connossements 63 : das Empfangsbekenntniss des Schiffers, dass er 
bestimmte Waare zu einem bestimmten Transporte erhalten habe, übt 



U1 Heatx (Geschichte des europäischen Seeversicherungsrechts 1, 1870) hat 
die Ansichten aufgestellt, gegen »eiche das im Text Gesagte gerichtet ist. l>ie 
Bestimmungen des Constitutum usus rubr. 25 : de constitutione facta de prode maris 
non nominale, in welcher die zwischen 3 Vs und 35 °/o variirenden Prämiensätze für 
Seedarlehen nach allen Häfen des Mittelmeeres genau angegeben sind, sind ihm 
damals unbekannt gewesen, da dasselbe erst 1870 edirt wurde: auffallend dagegen 
ist ilie Ignorirung einer wichtigen Urkunde vom 10. Juli 1395 (Bonaini a. O. 
III 357 Anm), zumal Reatz diesen Band des Bonaini'schen Werkes im Übrigen 
benutzt hat. Aus derselben geht hervor, dass damals die Prämienversichcrung in 
Florenz üblich gewesen ist, es heisst darin: Joliannozius de Bitiottis et Leonardus 
de Altovitis et soeii Ambrosio Grisolti de Janua pro florenis trccentis sieut est 
eonsuetudo tnercantium sicurarunt. Bei der Wichtigkeit der Frage, ob das Ver- 
sichenuigsgeschäft nur durch einen Eingriff der Staatsgewalt hat entstehen können 
oder nicht, möchte eine erneute Untersuchung derselben sehr wünschenswerth sein. 
Die Entscheidung muss sich mit Leichtigkeit aus dem Studium der italienischen 
Notariatsakten, z. B. in Genua ergeben. 

6S Deshalb war das römische Recht mit seiner Lehre vom receptum in dieser 
Periode vollständig im Einklang mit den Forderungen des Verkehrs. Vgl Gold- 
sebmidt in Z f. HR III 341 ff. 

65 Darüber s. Goldschmidt, Handbuch I 2 S f>50 ff., auch A. Polak, 
Historisch-juridisch ouderzoek naer den aard van het cognoscement, Atnst. 1865. 
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die wichtigsten Rechtswirkungen aus: es ist nicht nur von Wichtig- 
keit, um dem Schiffer gegenüber die Auslieferung zu erlangen, sondern 
auch im Verhältnisse des Absenders zum Empfänger, und vor allem 
in Bezug auf das Versicherungsgeschäft, indem es dem Versicherer die 
Grösse und Art der zu übernehmenden Gefahr mit Sicherheit anzeigt. 

Eine weitere Folge war die, dass jetzt zwei verschiedene Ka- 
tegorien von Ladungsinteressenten vorhanden sind, der Absender und 
der Empfänger. Der Verkehr gestaltet sich so, dass der Frachtvertrag 
von dem Absender abgeschlossen zu werden pflegt, welcher daher Be- 
frachter genannt wird, während die Gegenleistung für die Ausführung 
des Transports, die Fracht, regelmässig nicht von ihm selbst, sondern 
von dem Empfänger bezahlt wird, und nur wenn dieser als solcher 
nicht hervortreten will, oder, wie die Sache gewöhnlich aufgefasst wird, 
die auf ihn gezogene Anweisung nicht acceptirt. dem Schiffsinteressenten 
ein Regress gegen den Befrachter zusteht. 

Betrachten wir sodann die Stellung, in welcher Rheder, Ladungs- 
interessenten, Schiffer und Mannschaft in dieser Periode zu einander 
stehen, so zeigt sich auch hier ein allmählich immer mehr zunehmen- 
des Zurücksinken des genossenschaftlichen Elements und ein immer 
stärkeres Hervortreten des Einzelbetriebs. 

Was zunächst die Stellung des Rheders zu den Ladungsinteres- 
senten anlangt, so war es im Norden, so lange die letzteren die Reisen 
mitzumachen pflegten, üblich gewesen, dass sie nicht nur dem Rheder 
für den Transport die Frachtvergütung zu bezahlen hatten, sondern 
sie hatten auch vielen Personen, mit denen sie nach unserer jetzigen 
Anschauung in gar keinen contractlichen Verhältnissen stehen würden, 
Nebenleistungen zu gewähren, so dem Schiffer den sog. Kaplaken, der 
Mannschaft das Windegeld, Kühlgeld u. s. w. , dem Lootsen das 
Lootsengeld 81 . An die Stelle der meisten dieser Extravergfltungen 
trat in dieser Periode die Auffassung, dass dieselben gemeinschaftlich 
von Schiff und Ladung zu tragen seien, und zwar gestaltete sich die 
praktische Hebung ziemlich übereinstimmend dahin, dass das Schiff 
ein Drittel, die nach Lasten berechnet*' Ladung aber zwei Drittel dieser 
Unkosten zu tragen habe *\ Im Laufe der Zeit wurde aber auch 

84 Vgl. z. B. betreffs des Windegelds: Wisby Art. 5. liamb. Srhiffrerbt 
Art 16 und 30, Hans. Urk. B. I Nr 810 (Stralsund 1278) und Nr 868 (ebendas. 1280), 
Stadtrecht von Wisbv 111, 3, 7, Urag. Big. Stut XI 9 (== Lib. reddituum ed. Na- 
liiersky 1881, II Nr 462 f.); in Betreff des Kühlgeldes Wisby 48, llanserecess von 
1412 Art. 3 u. ö. (Pard. 111 459 Nr 4), in Betreff des Lootsengeldes Wisby 61. 

Sog. kleine Haverei, vgl. Uuidon V 12—19; Ord. de lu mar. III. 7. 8: 
PSR VIII 42-47; ALR § 1774- 1784; dnnziger Willk. von 1761 IV. 9. 25 f.: 
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diese Auffassung verdrängt durch eine andere, wonach dem Rheder 
als Iietriebsunternehmer diese gewöhnliehen Schiffahrtskosten allein 
zur Last fallen, und obwohl jene ältere Uebung noch sehr lange ge- 
setzliche Geltung gehabt hat, so war dieselbe doch schon längst 
durch den Parteiwillen unpraktisch geworden, als sie endlich auch 
jene verlor. 

Die Idee, dass der Rheder allein der Betriebsuntemeluner sei, 
hatte noch weitere Folgen. Die altgermanische Auffassung, dass, 
wenn durch eine Sache Schaden entstanden ist, diese Sache für die 
Wiedererstattung desselben angegriffen werden könne 66 , hatte dahin 
geführt, dass insbesondere der durch eine Schiffscollision hervorgerufene 
Schaden von dem Schiffe und der Ladung zu tragen war 67 . Dieser 
Grundsatz hatte lange Geltung behalten, sowohl bei zufälligem Scha- 
den, als auch bei demjenigen, der durch die Schiflsbesatzung ver- 
schuldet war; allmählich ändert sich die Auffassung, der Ladungs- 
interessent braucht nicht mehr zu haften, wohl alter der Rheder, der 
Unternehmer eines solchen für Dritte gefährlichen Betriebes, filr alle 
Dienstdelicte seiner Angestellten, aber nur beschränkt mit so viel, als 
Schiff und Ladung werth ist, später nur mit Schiff und Fracht. Die 
Haftung für zufällig entstandenen Schaden wird zw.'ir noch lange fest- 
gehalten, verschwindet dann aber ebenfalls. Als Betriebsdirector er- 
scheint der Schiffer und zwar wird er in dieser Periode noch fast all- 
gemein, zum Theil auch jetzt noch als Mitunterüehmer des Betriebs 
aufgefasst, m. a. W. es wird nicht seine Stellung als Angestellter 



rotterd. Ass. 0. 93 und 143; hamburger Asa. 0. XXI 2 — 6; schwed. Ass. 0. 1 1 
bis 3 (kein bestimmtes Verhältniss, sondern Berufung auf Localgewohnheiten). Im 
Laufe des 18. Jahrhunderts treten filr einzelne Reisen bestimmte Procente der 
Fracht an die Stelle der kleinen Haverei, vgl. Langenberk S 163 f hamb. 
Assec. 0. XXI 4 (bei dem Commercio rogulirte Ilaverey). 

•* Am deutlichsten geht dies hervor aus einem Ausgleich zwischen Hamburg 
und Harderwijk vom .1. 1280 (Hans. Urk. B. I Xr 846): Item si aliquis ex navibus 
illorum de Herderwich in aliquem de Hamburg in rebus sive membris aut vita de- 
linqueret, dominus navis, si i|isum abduceret et alienaret, ita quod leso non satis- 
tieret. pro eodem tenebitur respondere per onrnia (und umgekehrt). Vgl. OAG 
Lübeck bei Wunderlich 1 377 ff. und Lamprccht (s. folg. Anm) S 16 f. 

67 Das Quellenraaterial in Bezug auf Schiffscollisionen findet man zusammen- 
gestellt in dem Aufsatze von Lamprecht in der Z f. HR XXI 12— 99. Haftung 
des Ladungsinteressenten namentlich noch Wisby 27 und 68, Ord. Karls V. von 
1551 46, von Phil. 11. von 1563 II, 5. 1. dagegen Wisby 48 und 71; Haftung 
mit Schiff und Ladung: rotterd. Ass. 0. 255, hamb. Ass. 0. VIII 1, 2, schwed. 
Ass. 0. VIII 11 und 13. dagegen namentlich PSR IX 27, auch HOB Art. 736 
al. 2. Vgl. auch K. W. Harder, Zur Lehre von der Ansegelung, Hamburg 1861. 
S 1 — 34 und oben Anm 33 a. E. 
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des Rheders, sondern seine Stellung als Mitrheder, der er ja meist 
war, betont, das letztere Übrigens selbst dann, wenn er nicht Mit- 
eigen thhmer war, und zwar konnte dies geschehen deshalb, weil 
er regelmässig einen Theil der Fracht, gewöhnlich 10 % für sich lie- 
zog, insofern also unter allen Umständen an den Früchten des Be- 
triebs direct betheiligt war. Daher finden wir in dieser Periode wie 
in der vorhergehenden das Princip der directen Stellvertretung noch 
keineswegs anerkannt, der Schifter haftet persönlich aus allen ab- 
geschlossenen Verträgen, ja noch mehr, auch für die Delicte seiner 
Untergebenen wird er persönlich verantwortlich gemacht. Diese Auf- 
fassung, welche noch gegenwärtig im englisch -amerikanischen Recht 
als die geltende bezeichnet werden kann, ist erst in diesem Jahr- 
hundert, theils bewusst, theils unbewusst, verlassen worden. 

Verschieden davon ist die Entwicklung, welche die Stellung des 
Schiffers als Geschäftsführer durchlaufen hat. Auch in dieser Beziehung 
war man in älterer Zeit davon ausgegangeu, dass der Schiffer als 
socius aufzufassen sei. mul in Uebereinstimmung mit den sonstigen 
Societätsgrundsätzen des kaufmännischen Gewohnheitsrechts wurde 
seine Contrahirbefugniss bald als eine engere, bald als eine weitere 
aufgefasst, je nachdem die übrigen socii in der Lage waren, mit hau- 
delii zu können oder nicht. Diesem Verhältnisse wurde nun ebenfalls 
ein Mandatsverhältniss substituirt, jedoch mit einer doppelten Modi- 
fication. Einmal behielt man jenen Unterschied bei und es war daher 
die Stellung des Schiffers eine verschiedene, je nachdem er seiner 
Rheder mächtig war oder nicht, oder, wie der Unterschied später ge- 
fasst wurde, je nachdem er am Domicil seiner Rheder, noch später, 
am Domicil des Schiffes, im Heimatshafen war oder nicht. Anderer- 
seits wurden ilie Mandatsgrundsätze des Civilreehts im letzteren Falle 
zu Gunsten der dritten Personen, die mit dem Schiffer in Verbindung 
traten, abgeändert, indem man demselben eine weitgehende gesetzlich 
fixirte Vollmacht gab, welche der Rheder nicht ohne weiteres mit recht- 
licher Wirkung gegen Dritte beschränken konnte. 

Parallel hiermit entwickelte sich die Auffassung, dass der Schifter 
während der Reis« 1 auch als gesetzlicher Vertreter der Ladungsintere 
essenten aufzufassen sei, wobei ebenfalls der Unterschied, ob er der- 
selben mächtig war oder nicht, als rechtlich relevant betrachtet wurde. 
Es scheint vorläufig ungewiss zu sein, nach welcher Richtung hin sich 
diese Rechtsstellung entwickeln wird. Während einerseits die durch 
die formellen Wirkungen der Connossementsausstellung entstehende 
Ungewissheit darüber, wer der berechtigte Ladungsiuteressent sei, dazu 
drängt, diese Stellvertretungsbefugniss nicht nur festzuhalten, soudem 
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sogar gegen Einschränkungen zu salviren, hat die immer weiter fort- 
schreitende Verbesserung des Connnunieationswesens schon jetzt dahin 
geführt , dass gewiegte Kenner des Seewesens sich überhaupt gegen 
ein solches Recht des Schiffers ausgesprochen haben 88 . Es muss sich 
hier wie in anderen Fragen zeigen, ob das formelle oder das materielle 
Element sich als kräftiger erweisen wird. 

Auch in Bezug auf die contractliche Stellung der Mannschaft zum 
Rheder verschwinden in dieser Periode die übriggebliebenen Reste des 
Societätselements fast vollständig, und an seine Stelle tritt immer mehr 
die Pienstmiethe. Zunächst zeigt sich dies darin, dass der Grundsatz 
„Fracht ist die Mutter der Gage“ allmählich theils überhaupt aufge- 
geben, theils in einer Weise interpretirt wird, welche mit seiner ur- 
sprünglichen Bedeutung keineswegs hannonirt. An die Stelle dieses 
Grundsatzes tritt die beschränkte Haftung des Rheders für die Heuer- 
forderung : ilie Ansprüche der Schiffsbesatzung sind nunmehr also nicht 
mehr davon abhängig, dass der Rheder einen Gewinn macht, aber sie 
bleiben doch davon abhängig, dass er keinen Verlust macht, d. h. das 
von ihm der See anvertraute Vermögen nicht untergeht. Persönlich 
hat der Schiffsmann anfangs überall keine Forderung gegen den Rheder, 
allmählich hält man auch diesen Gnindsatz für zu hart, obwohl man 
zu seiner Rechtfertigung die wirthschaftliche Noth wendigkeit anführt, 
welche verlange, dass auch der Schiffsmann am Risiko persönlich be- 
theiligt sei. Die Rechtsprechung und Gesetzgebung unterscheiden 
zwischen verschiedenen Reiseabschnitten und statuiren, dass, sobald 
ein neuer Abschnitt angetreten worden ist, nunmehr die restirenden 
Fordeningen aus den früheren gegen die fortune de terre des Rheders 
geltend gemacht werden können, ausserdem wird von gewissen Neben- 
verpfiichtungen des Rheders, welche zum Theil von nicht unerheblicher 
Bedeutung sind, angenommen, dass die beschränkte Haftung auf sie 
keine Anwendung finde. Aber auch diese Concessionen sind für das 
moderne Bewusstsein ungenügend, und so wird denn die persön- 
liche Haftung des Rheders für die Heuerforderung in unserem Jahr- 
hundert von der grössten Seemacht unbedingt anerkannt, zunächst 
allerdings davon abhängig, dass der Schiffsmann seine gute Führung 
beweise 89 . Aber sehr bald wird auch dieses Requisit fallen gelassen, 
nachdem man sich schnell davon überzeugt hat, dass jene Befürch- 
tungen völlig grundlos gewesen, und nunmehr tritt der Grundsatz der 



* 8 de Courcy, Questions de dr. in. I 221, s. aber iliid. S 32. 

89 1 s Vict. cap. 112 seet. 17 (an die Stelle dieser Bestimmung trat dann 
M. sh. act 1854 seet. 183). 
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persönlichen Haftung seinen Lauf durch die civilisirte Welt an. und 
kein Staat ist in der Lage, demselben auf die Dauer die Aufnahme 
zu versagen. Was noch von jenem Societätselemeut übrig ist, besteht 
darin, dass durch den Untergang des Schiffs das Dienstverhältniss 
ipso jure aufhört, insofern also auch der Schiflsmann am Betriebe be- 
theiligt ist, ein Grundsatz, der übrigens vertragsmässig von den grossen 
Dampfergesellsehaften . namentlich in Bezug auf die Schiffer, nicht 
selten ausgeschlossen wird. 

Auch in Bezug auf die Gegenleistung des Rheders für die Dienste 
der Besatzung findet eine gleiche Entwicklung statt. In den nörd- 
lichen Meeren treffen wir zu Anfang dieser Periode als herrschendes 
System ebenfalls eine zweifache Art der Vergütung. Der Schiffsmanu 
erhielt einmal eine Geldsumme: hinsichtlich dieser hatten sich be- 
stimmte Sätze für die häufigsten Reisen und auch bestimmte L T sancen 
in Rezug auf die Auszahlung derselben gebildet : wurde die Reise ört- 
lich verlängert, so musste ein bestimmtes „Versegelgeld“ bezahlt wer- 
den 7# , wurde dagegen nur die Reisezeit insbesondere dadurch ver- 
längert, dass das Schiff gezwungen wurde, „Winterlage“ zu halten, so 
fiel nur die Beköstigung der Mannschaft dem Rheder zur Last 71 . 
Ausserdem hatte jeder Schiffsmann, je nach seiner Rangstellung, das 
Recht, eine bestimmte Quantität Waaren frachtfrei mitzunehmen, und 
diese Befugniss wurde' meist auch staatlich dadurch noch besonders 
begünstigt, dass dieser „Führung“ 7 * das Privileg der Zollfreiheit zuge- 
standen wurde. Aber gerade diese letzterwähnte Begünstigung scheint 
ganz besonders zu Missbräuchen geführt zu haben, und da nun auch 
das Interesse der Rheder bei den veränderten Verhältnissen gegen 
eine solche Einrichtung sich richten musste, so sehen wir, dass in 
dieser Periode die Gesetzgebung dieses Institut mit missgünstigen 
Augen ansah und es zu beschränken, ja völlig abzuschaffen suchte, 
was ihr auch zu Ende derselben überall gelungen war 73 . Aber 
auch was die Heuerzahlung anlangt, so fand in dieser Periode eine 

70 Vgl. Haas. Urk. II III Nr 230 (=> Kampener Hoeck van liechten fol. 2ui. 
ferner Z f. IIR XXVn 413 f. 

71 "Vgl. PSR IV 7, danziger Willkülir von 1761 IV, 6, 17. 

73 Schon 1252 in Flundern : et si forte contigerit, quod navis ouerata de 
alienis partibus in portu de Sweno applicnerit et aliquis nauta discedcre voluerit 
de navi, bene licet ei vorlastum suuin extrahere de navi, ita quod mercamlisie 
remanentes in navi per dictum vorlastum extractum mitluni theoloneum dabunt nee 
ad hoc tenentur etc. (Hans. Urk. B. I 147 Nr 432). 

7 * Vgl. schwed. Seer. I 10. danz. Willkülu- von 1597 1, 4. 13 (vgl. mit der 
von 1455 Art. 18 hei Pard.), nicht mehr in der Willk. von 1761, V der General- 
Staaten vom 26. Juli 1597. ferner Valin I 679 ff. 
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gewichtige Umbildung statt, die freilich nicht durch die Gesetzgebung 
hervorgerufen, sondern von derselben nur. und zwar erst spät, anerkannt 
wurde. Die grossartigeu Erweiterungen, welche die Schiffahrt erfuhr, 
brachten es mit sich, dass ausser den bisher üblich gewesenen Reisen 
eine Menge neuer und Combinationen verschiedener eintraten, welche 
längere als die bisher üblich gewesene Dauer beanspruchten, meist 
auch bei Beginn der Ausreise noch ganz unbestimmt waren. Damit 
war aber zugleich die Heuerberechnung zu Beginn unmöglich ge- 
worden, und als Ausgleichung finden wir nun allmählich das Auf- 
kommen der monatlichen Berechnung der Heuer, welche zuerst neben 
der älteren Art erwähnt wird, allmählich aber immer mehr hervortritt 
und jetzt durchaus als die herrschende aufzufassen ist 7 *. Die Heuer- 
forderung emancipirt sich hierdurch noch mehr von der Frachtforderung, 
von der sie ja zu Anfang dieser Periode abhängig war. Was die 
Lohnforderung des Schiffers insbesondere anlangt, so wird auch hier 
immer mehr die Idee herrschend , dass n u r der Rheder der Unter- 
nehmer sei, der jenem zwar den vertragsmässigen Lohn zu gewähren 
habe, dafür aber verlangen könne, dass alle Einnahmen des Schiffes 
ihm zukämen, und infolge dessen sind denn gegenwärtig alle Neben- 
emolumente des Schiffers so ziemlich verschwunden, welche demselben 
noch im vorigen Jahrhundert unter den verschiedensten Bezeichnungen 
zuzukommen pflegten 71 . 

Endlich zeigt sich die Abschwächung des genossenschaftlichen 
Elements ganz besonders deutlich noch in Bezug auf die personen- 
rechtliehe Stellung der auf dem Schiffe Befindlichen, nur mit dem natur- 
gemässen Unterschiede, dass nicht der Rheder, der ja gar nicht auf 
dem Schiffe mitfährt, sondern der Schiffer es ist, dessen Einzelpersön- 
lichkeit immer mehr hervortritt. Stand die Herrschaft über das Schiff 
zu Beginn dieser Periode in vielen Beziehungen noch der Gesannnt- 
heit der Besatzung, ja sogar auch den Kaufleuten zu, so ändert sich 
dies zunächst in der Weise, dass nur gewisse Personen der Mannschaft, 
die Vornehmsten der Besatzung oder die Schiffsoffiziere, wie sie ge- 
nannt werden, neben dem Schiffer an der Herrschaft über das Schiff 
theilnekmen und zwar in doppelter Weise. Einige Gesetzgebungen 
suchen die Geschäftskreise dieser Persönlichkeiten abzugrenzen und 

74 Antwerpen (1608) IV, 8, 177 und 192 (die Ord. Phil. II. von 1563 erwähnt 
die Monatsheuer nicht), Danske Lov von 1683 IV, 1. 26 a. E. (vgl. Seer. von 
1561 Art. 4, wo die Monatsheuer noch nicht erwähnt ist), schwed. Seer. I 4 pr. 5, 
6 etc., PSR IV 1, 11. 13. 14 u. ö. (eltenso danziger Willk. von 1761), Langen- 
heck S 47 und 68. Ueber den Süden vgl. oben Anni 41. 

,s Vgl. Langen!) eck 8 145. 
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suchen dieselben innerhalb dieser Grenzen unabhängig von dem Ein- 
flüsse des Schiffers zu machen, wobei sie an Vorschriften der mittel- 
alterlichen Seerechte Uber die Stellung des Schiffsschreibers an- 
knüpfen 7S . Ob dies«' Bestimmungen auch praktisch in Hebung ge- 
wesen sind, ist billig zu bezweifeln, jedenfalls haben sie sich nicht 
lange halten können. Andererseits besteht in allen Gebieten eine 
Pflicht des Schiffers, in bestimmten wichtigen Fällen jene Personen als 
Schiffsrath um sich zu versammeln und sich den Majoritätsbeschlüssen 
desselben auch zu fügen”. Auch in dieser Beziehung haben sich die 
Anschauungen wesentlich geändert. Heutzutage ist es der Schiffer, 
und er ganz allein, der die Herrschaft über das Schiff ausübt, er allein 
hat zu bestimmen, was zu geschehen hat und was nicht, bleibt dem- 
entsprechend aber auch für alle Maassregeln verantwortlich, mag er 
einen Schiflsrath berufen haben, wozu einige Gesetze ihn in gewissen 
Fällen noch verpflichten, und mag seine Meinung in demselben ge- 
billigt worden oder mag eine andere adoptirt worden sein, der er sich 
gefügt hat: auf seine Verantwortlichkeit hat dies alles keinen Einfluss. 
Gegenwärtig ist der Absolutismus des Schiffers die Herrschaftsform, 
welche rücksichtlich der auf dem Schiffe befindlichen Personen gilt, 
nur ist die Verantwortlichkeit nicht wie beim staatlichen Absolutismus 
in das Jenseits verlegt, sondeni sie kann, ganz abgesehen von der 
civilrechtlichen Schadenersatzpflicht , auf maunichfaltige Weise ver- 
wirklicht werden, durch Absetzung von Seiten des Rheders, durch 
Unfähigkeitserklärung seitens des Seeamts, durch Eintreten des Cou- 
stils oder anderer Organe der Staatsgewalt, durch Einleitung eines 
Strafverfahreas. Aber nicht nur die Schranken sind völlig gefallen, 
welche in älterer Zeit in Bezug auf die Ausübung der Herrschaft be- 
standen, sondern es ist auch der Umfang dieser Herrschaft in neuerer 
Zeit nicht unbedeutend ausgedehnt worden, denn während wir im 
Mittelalter finden, dass die Mannschaft zu einer Menge von Ver- 
richtungen nicht verpflichtet ist und nicht gezwungen werden kann, 
giebt es jetzt im allgemeinen keine mit dem Schiffsdienst auch nur 
lose in Verbindung stehende Handlung, zu deren Erfüllung sie nicht 
angehalten werden dürfte. 

Ord. de la marine II. 4. 3 und 8. I.angenbeck S 51 sagt sogar mit 
Berulimg auf diesen Artikel: „Der Schiffer hat ihm (dem Steuermann) auch in 
Sachen seiner function nicht zu befehlen, und wenn sie wegen des (Jourses disore- 
piren sollen, muss die Meynung der anderen Oflicianten und erfahrensten im Schiffe 
den Ausschlag geben.“ Ebenso Wedderkop, Introd. in jus naut. I 40 Anm 2. 

71 Ord. de la marine II, 1, 15. 19. 22: 4, 8. PSR III 59. Rotterdam 1721 
Art. 144 f. 
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C. lu dem Beginne einer neuen Periode stehen wir gegenwärtig 
und kaum wird sieh eine Zeit finden, in welcher die Umwandlung 
des Betriebes eine radicalere und schnellere gewesen ist. Bass diese 
namentlich seit dem Auftreten der Dampfschiffe datirende Umwand- 
lung auch auf die rechtlichen Verhältnisse Einfluss gehabt hat und 
noch haben wird, ist selbstverständlich. Zwar die Gesetzgebung hat 
es bisher im allgemeinen unterlassen, die neuen Verhältnisse zu 
regeln, aber bereits zeigen sich in den verschiedensten Materien die 
Einwirkungen der neuen Entwicklung’ 8 und verlangen laut und 
dringend Abhilfe, und je schwieriger sich die Berücksichtigung für 
die Gesetzgebung gestaltet, da der Einzelstaat dieser Bewegung fast 
hilflos gegenübersteht, und nur ein gemeinschaftliches Vorgehen aller 
Culturstaaten helfen kann, um so mehr ist es die l*flicht der Rechts- 
wissenschaft und Rechtsprechung, diese Verhältnisse rechtlich zu be- 
wältigen zu versuchen nicht durch rigorose Anwendung veralteter 
Gesetzestexte, die für ganz andere Verhältnisse gegeben waren, son- 
dern durch eingehende Berücksichtigung moderner Rechtsbildungen 
und Verkehrsbedürfnisse. 

§ 3. Entwicklung des Seerechts. 

Die Entwicklung des Seerechts ist naturgemäss der Entwicklung des 
Seehandelsitetriebs gefolgt, deshalb liegt auch hier der Ausgangspunkt 



T * Zu erwähnen ist liier zunächst das Institut der durchgehenden Konnosse- 
mente, durch welches die bisher streng eingehaltenen Grenzen zwischen Land- und 
Seetransport, ja zwischen jedem einzelnen Seetransport, verwischt worden sind, 
vgl. darüber Voigt, Zum See- und Versicherangsrecht, 1880, insltcs. S 19 ff. So- 
dann übt die grossartige Verbesserung des Nachrichtenwesens schon jetzt eine nicht 
unbedeutende Wirkung auf die rechtlichen Beziehungen aus, welche sich natur- 
gemäss immer mehr verstärken muss, je weiter sieh dasselbe entwickelt. Es zeigt 
sich dies in dem Institute der Frachtverträge, hei welchen das definitive Reiseziel 
erst in einem Ordrehafen festgestellt werden soll, einem Institute, an welches sich 
eine Menge neuer, noch nicht erledigter Rechtsfragen knüpft. Je mehr das Nach- 
richtenwesen vervollkommnet wird, um so mehr wird die Stellung des Schiffers wieder 
lediglich die eines nautischen Directors werden, während die als Handelsbevoll- 
mächtigter des Rheders zurücktreten wird, eine Entwicklung, die sich schon jetzt 
bei den grossen Dampferlinien deutlich zeigt. So wird denn der Betrieb wieder 
eine gewisse Aehnlichkeit erhalten mit dem im frühesten Mittelalter, nur mit dem 
Unterschiede, dass damals die Rheder auf dem Schiffe selbst anwesend waren, 
wahrend sie heutzutage durch den Telegraphen die Erachtunternehmungen ohne 
Vermittlung des Schiffers zu leiten vermögen, dem letzteren nur die Ausführung 
grösstentheils technischer Verrichtungen überlassend. Ueber ein anderes Beispiel 
einer Aehnlichkeit des mittelalterlichen mit dem allernenesten Betriebe s. de (,'ourcy, 
(juestions I 53. 

Binding, Hendbncb. TI1. 3. I: Wagner, .Seerecht. I. 3 
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unserer Betrachtung in den frühesten Zeiten des Mittelalters, dies uni 
s« mehr, als die Rechtsentwicklung der antiken Welt dahin gegangen 
war, das Seerecht als sachliches Specialrecht verschwinden und in dem 
allgemeinen Verkehrsrecht aufgehen zu lassen. Seit dem Mittelalter 
vollzog sich dann aufs neue eine Absonderung dieses Rechtstheils, 
welche sieh bis auf die neueste Zeit erhalten hat und erst von jetzt 
an, wie es scheint, allmählich an Schärfe verlieren wird. 

Um zunächst einen allgemeinen Uelierblick der Rechtsentwickluug 
zu geben, so lassen sich zeitlich drei Perioden mit Deutlichkeit 
unterscheiden, von denen die erste ungefähr bis zum Jahre 1500, die 
zweite bis zum Jahre 1800 gerechnet werden kann, während die letzte 
noch fortzudauern scheint. Freilich sind die zeitlichen Divergenzen 
in Bezug auf den l’eriodenUbergang in den einzelnen Gebieten mit- 
unter sehr bedeutend. Will man diese Perioden kurz charakterisiren. 
so kann man vielleicht sagen: in der ersten Periode wird das Recht 
auf Grund unmittelbarer Anschauung gefunden, in der zweiten durch 
die Thätigkeit der Rechtswissenschaft, in der dritten noch mehr durch 
die der Gesetzgebung vermittelt. Daher finden wir denn in der ersten 
Periode zunächst eine reichhaltige particulare Rechtsbildung, ent- 
sprechend den Verschiedenheiten des factischen Betriebs, in der zweiten 
Periode dagegen ist ein gemeines Seerecht bei allen Nationen an- 
erkannt und wird durch eine internationale Literatur fortentwickelt, 
bis in der dritten Periode eine Abschliessung der Gesetzgebung gegen 
ein solches erfolgt und eine neue reichhaltige Particulargesetzgebung 
thätig wird. 

Aber auch die räumlichen Grenzen der Rechtsgebiete wechseln 
mit den drei Perioden. In der ersten lassen sich zwei grosse Gebiete 
scharf von einander unterscheiden, das Gebiet des Mittelmeeres einer- 
seits und das Gebiet der westlichen und nördlichen Meere anderer- 
seits, dagegen verschieben sich die örtlichen Grenzen in der zweiten 
Periode dahin, dass nunmehr ganz F rankreich und die iberische Halb- 
insel sich dem ersteren Gebiete anschliessen , während sich eben- 
falls schon in dieser Periode die Absonderung des englischen Rechts- 
gebiets, wenn auch noch mehr unbewusst, vorbereitet. In der dritten 
Periode endlich erweitern sich die Grenzen des südlichen Rechtsgebiet« 
äusserlich über die Niederlande, wogegen sich von germanischer Seite 
eine kräftige Reaction geltend macht. Doch scheint die immer weiter 
um sich greifende Präponderanz des englisch-amerikanischen Seerechts 
dieser Periode ihre Signatur aufdrücken zu wollen. 

Nach Vorausschickung dieser allgemeinen Gesichtspunkte ist nun 
die Rechtsentwicklung in den einzelnen Perioden zu betrachten. 
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A. In der ersten Periode überwiegt das Gewohnheitsrecht, welches 
sich im Anschluss an den Seehandelsbetrieb, im Gebiete des Mittel- 
meeres im Anschluss au die Veränderungen in demsellten, im Kreise 
der Interessenten allmählich bildete *, und zwar vollzog sich diese 
Rechtsbildung zum Theil in scharfem Gegensätze zum bürgerlichen 
Recht, theils wurden Grundsätze angenommen, welche erst später auf 
das letztere, speciell wie es sich in den Städten bildete, übertragen 
wurden. Diese Absonderung vollzog sich äusserlich am frühesten auf 
den Gebieten des Prozesses und des Beweisverfahrens, erst später tritt 
sie auch auf dem des materiellen Seerechts hervor. Ueherall, im 
Süden wie im Norden, ist es zunächst die Abkürzung lästiger Prozess- 
fristen, welche den eisten Anstoss zur Bildung besonderer Special- 
gerichte und damit im Laufe der Zeit zur Bildung eines Specialrechts 
giebt. Ausserdem lagen andere Gründe vor in den Gebieten, wo ger- 
manische Gerichtsverfassung und germanisches Beweissystem galten, 
andere dort, wo das römische Recht seine Geltung behalten oder 
wieder gewonnen hatte. In den letzteren Gebieten musste ein Haupt- 
augenmerk der Interessenten dahin gehen, gelehrte Richter von der 
Beurtheilung von Rechtsstreitigkeiten auszuschliessen, die aus Ver- 
hältnissen entstanden, die das römische Recht nicht gekannt hatte, 
die sich vielmehr im Gegensätze zu den Anschauungen der antiken 
Welt herausgebildet hatten. Dagegen waren es dort, wo germanische 
Volksgerichte ihr Urtheil abzugelien berufen waren, zunächst die 
Mängel des Beweisverfahreus , welche ausserdem zur abgesonderten 
Beurtheilung solcher Rechtsstreitigkeiteu drängten. So lange der 
Zweikampf oder gar das glühende Eisen als Beweismittel rechtlich 
anerkannt war, konnte von einem eigentlichen Handel wohl überhaupt 
nicht die Rede sein und es ist daher die Abschaffung derselben für 
Seeleute und Kaufleute, die demselben zue ist den Weg gebahnt hat *. 
Weiterhin sehen wir dann, dass diese Beweismittel in gewissen 



1 Ueber einen Zeitraum von 400 Jahren fehlen uns (Quellen fast gänzlich. wir 
gewinnen Aufschlüsse über diese Epoche nur durch Vergleichung des pseudo- 
rhodischen Seerechts (8. Jahrh.) mit den ältesten italienischen Seerechtsquellen (von 
Amulfi, Venedig und Pisa) und den wenigen erlialtenen Erkunden. Dass einzelne 
Rückschlüsse aus diesen Documenten nicht zu gewagt sind, hoffe ich in § 2 ge- 
zeigt zu haben. Im Folgenden wird diese .byzantinische“ Periode des Seehandels 
übergangen, obwohl zu betonen ist, dass jede Geschichte des modernen Handels- 
rechts von ihr wird ausgehen müssen. Kür die Rechtsgesehichte des Handels ist 
der Byzantinismus von derselben Bedeutung wie für die Kunstgeschichte. 

5 Vgl. 7, f. HR XXVII 649 ff. und ausser den dort citirten Stellen Hansisches 
Urk. B. 1 Nr 28. 37. 46. 97. 99. 146. 282 unter 9 und 10. 898. 421. 433. 

3* 
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Gerichtshöfen 3 allgemein, also auch für die einheimische Bevölkerung 
ausgeschlossen werden, bis dann durch die Entwicklung des Städte- 
wesens dieselben überhaupt ihre Bedeutung verlieren. 

Unter den Gerichten, welche zur Ausbildung des Seerechts bei- 
getragen haben, lassen sich drei Gruppen unterscheiden, von denen 
die Competenz zweier eine persönliche war, während die der dritten 
Gruppe sachlichen Inhalt hatte. Am wenigsten von Bedeutung für 
das Seerecht ist die richterliche Thfttigkeit eigentlicher Innungs- 
gerichte gewesen, also solcher Gerichte, welche auf Grund subjecti- 
ver Unterwerfung über ihre Angehörigen Recht sprachen*. Freilich 
wurde dieser ursprüngliche Grundcharakter häufig nicht beibehalten, 
sondern die Bedeutung der Innungsgerichte wurde dadurch verstärkt, 
dass ihren Urtheilen unmittelbare Execution gewährt und ihre Com- 
petenz auch auf Nichtgenossen ausgedehnt wurde. In je grösserem 
Umfange dies geschah, um so grösser war dann auch regelmässig der 
Einfluss derselben auf die Rechtsentwicklung. Die zweite Gruppe 
bilden die Consulargerichte oder diejenigen Recht sprechenden 
Behörden, welche die einzelnen oder auch mehrere Städte oder 
die einzelnen Staaten fllr ihre Angehörigen im Auslande bestellten. 
Schon der Umstand, dass durch diese Gerichte die Rechtsentwicklung 
in den einzelnen Gebieten auf anderen bekannt wurde, ist von grosser 
Wichtigkeit für die Ausgleichung der Verschiedenheiten in derselben 
geworden, von Bedeutung war es dann auch namentlich, dass das 
Bedürfnis dieser Gerichte vielfach dahin geführt hat, zuerst eine 
schriftliche Fixining des Rechtsstoffes vorzunehmeu, weil man eine 
gleiche Rechtsanwendung wie in der Heimat zu gewinnen suchte 4 . 



3 So namentlich im Königreich Jerusalem, s. Zf. HR a. a. 0. 

4 Dagegen waren diese Innungen selbst — ich gebrauche diesen Ausdruck ganz 
allgemein — von der grössten Bedeutung fllr die Entwicklung des Seerechts, da in 
ihnen sich zuerst besondere Rechtsanschauungen bilden mussten. Leider sind uns 
nnr wenig Rechtsdenkmäler erhalten, welche über den Gang dieser Entwicklung 
Anschluss geben: ausser den Quellen von Pisa, Trani, Barcelona und Bayonne 
kommen hier besonders in Betracht das Oldennansbuch von Groningen und Boeck 
van Hechten von Kämpen fol. 18 f. (van der gherden), s. n. § 9 B III. vgl. ferner 
Statut der Schiffergilde von Deventer (Hans. l’rk. B. II Xr 398, auch I Xr 1336), 
Statuten der Kaufleute zu Middelburg (ibid. I Xr 694), der Malmöfahrer (ibid. II 
Xr 486), der Bornholmfahrer (ibid. II Nr 493). der Rij>enfahrer zu Stade (ibid. III 
Xr 183), auch Hans. Ult B. II Xr 48 und 666. ferner Livl. Urk. B. I Xr 247. n 
Xr 950. Vgl. noch Hasse, Das schleswiger Stadtrecht S 80 ff.; Gross, Gilda 
mercatoria. Göttingen 1888, und ganz besonders Nitz sch in den Monatsberichten 
der berliner Akademie 1879 S 4 — 44. 1880 S 370—408. 

3 So das genueser Recht für Pera und Kaffa. das hamburger für Utrecht. 
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Den maassgebeudsten Einfluss haben aber die eigentlichen Seege- 
richte 6 ausgeübt, Si»ec.ialgerichte mit ganz allgemeiner Competeuz, 
die also auch die seerechtlichen Streitigkeiten von Fremden entschieden. 
Der Thätigkeit dieser letzteren Gerichte verdanken wir die Entstehung 
der wichtigsten Seerechtsquellen in dieser Periode. 

Ueberraschend ist der Parallelismus, in dem sich die Entwick- 
lung des Seerechts in den beiden Gebieten, welche zu unterscheiden 
waren, vollzogen hat. Anfänglich bildet sich an den verschiedensten 
Orten particulares liecht ohne gegenseitigen Einfluss. Allmählich lässt 
sich dann ein solcher wahrnehmen, es finden sogar eigentliche Ile- 
eeptionen statt: Rechtsquellen, zunächst bestimmt für einen be- 
schränkten Bezirk, finden, anfangs langsam, dann immer mehr um sich 
greifend, weitere Verbreitung und verdrängen die früheren Rechts- 
denkmäler zum Theil gänzlich, so namentlich im Süden, wo sich diese 
Entwicklung übrigens erst im 17. Jahrhundert abschliesst 7 , oder aber 
sie treten als subsidiäres Recht hinter das Particularrecht. welches sie 
dann bald mehr, bald weniger zurllekdrängen, oder endlich die Be- 
stimmungen des nunmehr gemeinen Rechts werden überdies durch 
die Particulargesetzgebung theils wörtlich, theils dem Sinne nach über- 
nommen. 

I. Sehen wir hier ab von der Gesetzgebung der byzantinischen 
Kaiser, so sind es zunächst die vier grossen italienischen Handels- 
republiken, welche unter den für die Entwicklung des Seerechts 



6 Von diesen sind zu erwähnen im Süden: Amalfi, darüber s. Alianelli 
S 77, vgl. indessen Kacioppi im Arch. stör. nap. IV 257. 281 ff. In Messina 
gab es nicht, wie meistens behauptet wird, schon im Jahre 1122 eonsules maris, 
wohl aber 1402, s. Itacioppi im Arch. stör. nap. III 702 Anm 1. Ueber Genua 
s. Bensa im Archivio giuridico XXVII 281 ff. (eonsules maris seit 1206), über 
Montpellier s. Germain, Hist- du commerce de Montp. II 70 ff. 307 f. 385 ff 
Ueber die catalanischen Seegerichte unten Anm 12 und 13. lieber das Gericht des 
mayor von Oleron s. Z f. HR XXVII 652. Ueber Damme vgl. Lüh. Urk. B. I 
Nr 741, II Nr 117, IV Nr 11 ferner Z f. HU XXVII 399 ff-, auch Coutuiues de 
la ville de Bruges ed. Gilliodts van Severen II 102 ff. 395 — 405, über Danzig 
s. die in § 8 angef. Schriften von Holtius, Hirsch und Goldschmidt, auch 
Töppen, Stündetage I 425 ff., über Königsberg Güter bock, De jure inaritimo etc., 
über Wisby s. Z f. HR XXVII 415 f. — Blosse Verwaltungsbehörde waren die 
eonsules maris von Florenz (seit 1421), s. Doc. stille relazioni delle citta tose, coli’ 
Oriente I 279 ff. 

’ Noch 1604 war die Tabula Amalphitana in Süditalien in Geltung, dagegen 
nicht mehr 1642 (Roccus, Resp. I 24), s. Alianelli S XXII. In Venedig ent- 
hält die älteste Ausgabe der Statuten von 1477 einheimisches Seerecht, die späteren 
nicht mehr. Der Anconitaner Straccha (Mitte' 16. Jahrhunderts) kennt nur das 
Consulat, nicht das Seerecht von Ancona (vor 1397). 
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wichtigen Handelsplätzen des Südens hier in Betracht kommen. Bis 
ins 14. Jahrhundert findet in denselben eine durchaus originale Rechts- 
bildung statt, von da an tritt der Einfluss des catalanischen Rechts 
hervor, welcher im Laufe der Zeit übennächtig wird und die älteren 
Quellen fast völlig verdrängt. Für die italienische Rechtsentwicklung 
ist es charakteristisch , dass ein gegenseitiger Einfluss der Gesetz- 
gebungen jener vier Städte sich nicht nachweisen lässt, obwohl die 
Handelsverhältnisse im wesentlichen gleichartige geworden waren und 
auch die rechtliche Regelung derselben auf gleichen Grundlagen beruhte. 
Aber wie uns die Geschichte von der Feindschaft und den Kriegen 
jener Handelsrepubliken berichtet, wie die maritime Stellung Amalfis 
durch Pisa, die Pisas durch Genua vernichtet wird, während das 
letztere fast in beständigem Kriege mit Venedig sich befindet, so 
blieb die Rechtsentwicklung im einzelnen eine durchaus isolirte 8 . 
Hier finden wir keine Anfragen um Rechtsbelehrung, keine Reception 
von verständigen Satzungen der einen Stadt durch die andere, sondern 
jede der vier Republiken verfolgt ihre eigenen Wege und sucht die 
Ausbreitung auch der Gesetzgebungen ihrer Schwestern in der Fremde 
möglichst zu verhindern. Von diesen Gesetzgebungen haben sich die 
der Venetianer und die der Genueser hauptsächlich mit dem öffent- 
lichen Seerecht befasst, welches von ihnen mehrfach in detaillirter 
Weise geordnet worden ist Ihre privatrechtlichen Bestimmungen 
haben nur in denjenigen Städten Aufnahme gefunden, welche in Ab- 
hängigkeit von ihnen standen 8 , sie sind für die Geschichte des See- 
rechts nicht von der hervorragenden Wichtigkeit, wie man mit Rück- 
sicht auf die maritime Stellung der beiden Republiken annehmen 
sollte. Wichtiger ist Amalfi . dessen curia maritima in der älteren 
Zeit ein wohlverdientes Ansehen besass; aus der Praxis dieses See- 
gerichtshofs ist wohl der älteste Theil der Tabula Amalphitana her- 
vorgegangen, dem wir so werthvolle Einblicke in die älteste Form 
des mittelalterlichen Seehandelsbetriebs verdanken. Aber diese Be- 
stimmungen haben sich in der ursprünglichen Bedeutung nicht lange 
erhalten können, seitdem der Betrieb selbst sich so wesentlich ver- 
änderte, und so finden wir denn bereits im 14. Jahrhundert catalanisclie 



* Ganz anders ist das Verhältniss der italienischen Industriestädte zu einander : 
hier linden Receptionen in weitem Maasse statt; so wird z. B. mniländer Recht in 
1‘iacenza. Creniona, Brescia, Trema und Bergamo reeipirt. Gerade umgekehrt Anden 
sieh in Deutschland in den Hansestädten zahlreiche Receptionen, in den süddeutschen 
Industriestädten dagegen wenige oder keine. 

» S. § 7 B 1 1 ü und IV. 
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Reehtshesthumungen als Anhang zur Tabula aufgenommeu 10 , ein 
Prozess, der endlich, freilich erst iin 17. Jahrhundert, dadurch sein 
Ende fand, dass das Consulat als Ganzes recipirt wurde und die Ta- 
bula allmählich in vollständige Vergessenheit gerieth. Wichtiger noch 
ist die pisanische Gesetzgebung, zunächst schon um ihrer praktischen 
Bedeutung willen, ln dieser Beziehung ist sie nicht nur maassgebend 
gewesen für die Pisa unterworfenen Seestädte, sondern es ist pisa- 
nisches Recht namentlich in Marseille recipirt worden 11 und hat von 
da im 13. Jahrhundert wohl auch nach Spanien hin anregend gewirkt. 
Freilich haben diese Anregungen aufhören müssen, als im 14. Jahr- 
hundert die Bedeutung der Stadt sich so wesentlich veränderte. Aber 
obwohl auch hier das Consulat das frühere Recht verdrängt hat, so 
ist doch die pisanische Gesetzgebung sodann diejenige, welche für die 
Erkenntniss der älteren Rechtszustände von der allergrossten Bedeutung 
ist Schon die eigentümliche Entwicklung ist für uns lehrreich. Hier 
vollzog sich eine Trennung nicht zwischen Handels- und Seerecht 
einerseits und Civilrecht andererseits, sondern zwischen den Materien, 
in Bezug auf welche das römische Recht Geltung behalten bezw. wieder 
gewonnen hatte, und denjenigen, in Bezug auf welche im Gegensätze 
zu dem letzteren eine, vielfach auf germanischer Grundlage beruhende, 
moderne Rechtsentwicklung stattgefunden hatte. Die Institute des 
Handels- und Seerechts bilden den wichtigsten Theil der letzteren. 
Für jeden dieser Rechtstheile gab es liesondere Gerichte und besondere 
Gesetzbücher. In der Stadt richten die judices nach dem Constitutum 
legis, die previsores (fünf an der Zahl, darunter ein legis iteritus) nach 
dem Constitutum usus, in den District werden drei sapientes als Richter 
gesendet, davon ein juris peritus und zwei de usu scientes. Die reich- 
haltigen Bestimmungen, welche das Constitutum usus enthält, sind 
nicht das Werk eines Gesetzgebers, sondern können nur sehr all- 
mählich in der Praxis jenes Gerichts entstanden sein : wir wissen nur, 
dass das Gesetzbuch in wesentlich dersellteu Gestalt, in der wir es 
besitzen, bereits im Jahre 1160 bestanden hat, daher haben wir 
an ihm diejenige Rechtstpielle, welche uns den sichersten Einblick 



10 Art. 59 — 62 der Tab. Amalpli. sind dem t'onsidnrreglement für Valencia 
cap. 27 f. 32 — 34, entnommen. 

11 Man vgl. Statuten von Mars. III 19 mit tonst, usus (ed. Bonaini) c. 22, 

S 885; III 20 mit S 886: III 21 mit S 892: III 22 mit S 896: III 28 mit S 891; 

IV 7 mit c. 28. S 918; IV 8 mit S 913; IV 9 mit S 914; IV 10 mit S 918; 

IV 15 mit S 918 und IV 30 mit tonst, usus c. 29. Es ist dieser bisher noch 

nicht bemerkte Umstand ein sehr wichtiges Erkenntnissmittel fi'ir die Geschichte 
des Handelsrechts. 
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in die älteren Zustände gewährt Neben der curia usus gab es in 
Pisa auch eine curia consulum umris. welche eine beschränkte Corn- 
jteteiu: in gewissen Seerecht.ssachen hatte, aber gegenüber der Wichtig- 
keit des Constitutum erscheinen die Breven dieser Consuln nur als 
Rechtsquellen zweiten Ranges. 

Auch die sonstigen Rechtsbildungen im Gebiete des Mittelmeeres, 
das Seerecht von Trani, die seereehtlichen Bestimmungen der Assisen 
von Jerusalem, der Statuten von Marseille, Montpellier u. s. w. wur- 
den durch das Consulat verdrängt, ja dies geschah selbst mit solchen, 
welche, wie das Seerecht von Ancona, nachweisbar unter dem Ein- 
flüsse desselben entstanden waren. 

In älterer Zeit, noch im 13. Jahrhundert, nahmen die catalanischen 
Seestädte einen ziemlich untergeordneten Rang ein, nicht von ihnen, 
sondern von den Königen gingen die ältesten Rechtsdenkmäler aus. 
die uns erhalten sind. Aber schon in einem der ältesten derselben 
(der V von 1258) wird ausdrücklich erwähnt, dass dieselbe mit dem 
Rathe der probi homiues der riparia von Barcelona erlassen worden 
sei **. Als dann die communale Selbständigkeit der Seestädte an- 
erkannt worden war und besondere Seegerichte mit weitester Coin- 
j>etenz die maritime Judicatur besorgten 1S , da war der Boden ge- 
wonnen, auf dem sich die Ueberlegenheit des catalanischen Seerechts 
ausbilden konnte. Auf Grund der reichhaltigen Rechtsprechung des 
Seegerichts zu Barcelona entstand jenes berühmte Rechtsbuch, welches 
bestimmt war. als Grundlage eines gemeinen Seerechts selbst über 



Es werden erwähnt probi homines Barchinone (zuerst Urk. v. 2. Juni 1204 
in Colleccion de documentos ineditos del archivio general de la eorona de Aragon. 
VIII 35) und probi homines riparie civitatis Barchinone: diesen wird im Januar 
1258 gestattet einen mujor zu wählen und Bestimmungen zu erlassen, die König 
Jakob zu bestätigen verspricht (ibid. VIII Nr 45). Daraufhin ist die V von 1258 
erlassen worden. Es scheinen diese probi homines rii«trie eine Schiffergilde ge- 
bildet zu haben, die wahrscheinlich den wohlhabendsten Tlieil der Bevölkerung um- 
fasste; in den Kreisen dieser Personen müssen die ursprünglichen Costumes de la 
mar entstanden sein, s. Z f. 1IH XXIX 428. 

,a Ob schon die probi homines riparie gerichtliche Competenz batten, ist 
zweifelhaft; in der elien citirten wichtigen Urkunde heisst es: quiequid predictus 
major cum ronsilio proborum hominum riparie super hiis fecerit nos ratum hatiebi- 
mus ac firmuin. Volumus etiam et promittimus quod in jamdicto comuui nos vel 
bujulus aut vicariua noster aut aliqua alia persona nomine nostro non tanget immo 
defendemus illud eis dum tarnen fiat sine lesione dominacionis et fidelitatis que 
nobis debetnr. Vgl. auch die Urk. von 1279 la-i Capmany, Memoria» II 367 
(keine Gerichtsbarkeit der inercatores). Ein eigentliches Seegericht erhielt Barcelona 
erst im J. 1347, vorher Valencia 1283, Mgjorca 1)343, Perpignan 1388, weiteres 
s. Capmany. Codigos 1 S X f, l’ardessus V 324 ff. und Z f. HK XXIX 428 f. 
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das Mittelinper hinaus anerkannt zu werden. Diese Wirk uni’ ver- 
dankt das Consulat keineswegs allein seiner Reichhaltigkeit, in Bezug 
auf welche es freilich von keiner Rechtsquelle, weder der alten noch 
der neuen Zeit übertroffen wird, sondern in erster Linie dem Bestreben, 
eine systematische Darstellung des Seerechts der damaligen Zeit zu 
geben. So wenig es auch in dieser Beziehung unseren Ansprüchen 
gerecht zu werden vermag, so sehr entsprach es den Bedürfnissen und 
Anschauungen der damaligen Zeit, den Bedürfnissen, insbesondere der- 
jenigen Personen, die als Richter in den Seegerichten zu fungireu 
hatten, insofern, als es sich von dem Einflüsse des römischen Rechts 
völlig frei gehalten hat, obwohl wir ersehen, dass es dem Verfasser 
nicht unbekannt war u , den Anschauungen jener Zeit insofern, als es 
mit seinen Eintheilungen und Unterscheidungen durch und durch scho- 
lastisch gehalten ist und somit auf der Höhe der damaligen Wissen- 
schaft stand. Dabei hat der Verfasser diesem formalistischen Element 
doch materiell nur einen unbedeutenden Antheil eingeräumt ; trotz der 
Anwendung dieser Methode zeigt er sich doch als ein genauer Kenner 
der Bedürfnisse des Seeverkehrs, er wendet sie in der Regel nur dann 
an. wo sie nicht von praktischer Bedeutung und somit imschädlich ist, 
während er bei wirklich wichtigen Fragen immer die richtige Antwort 
findet, und sollte er selbst aus weit entfernten Rechtsquellen schöpfen 
müssen. Seine Entscheidungen und Unterscheidungen werden in der 
Regel motivirt, und zwar ist es meist die der Natur der Sache ent- 
sprechende Billigkeit, auf welche dieselben zurürkgeführt werden, oder 
aber es wird der Rechtssatz begründet auf die Autorität der Voreltern, 
welche zuerst die Meere durchsegelt haben, so regelmässig dann, wenn 
es sich um allgemein anerkannt«' Rechtssätze handelt. Aus dem Ge- 
sagten erklärt sich, weshalb das Consulat eine so nachhaltige Wirkung 
erlangen und lange Zeit hindurch behalten konnte. Das Rechtsbuch 
entsprach dem damaligen Zustande der Wissenschaften, ja es im|>onirte 
selbst den romanistischen Schriftstellern der folgenden Periode so, dass 
sie dasselbe mehr zur Wirkung kommen Hessen, als bei ihrer sonstigen 
Stellung zum modernen Recht zu erwarten war. Es ist charakteristisch, 
dass der letzte und hervorragendste Vertreter dieser Richtung, dass 
Casaregis einen ausführlichen Connnentar zu dem Rechtsbuch ge- 
liefert hat. Erst durch Valin und Emörigon wurde eine neue 
Methode der Behandlung zur Herrschaft gebracht und durch ihre 



14 S. z. B. Pardesstis, Collection II 52 Nr 2, 58 Nr 3, 270 Nr 1. Iiu 
übrigen gehen die Behauptungen I’ardessus’ von der Benutzung des römischen 
Rechts im Consulut oft zu weit. 
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Werke ist auch die praktische Bedeutung des Consulats geschmälert 
und vernichtet worden. 

II. In dem zweiten grossen Rechtsgebiet findet die Rechtsbildung 
zunächst in selbständiger Weise in drei grossen Gruppen statt, die wir 
als die skandinavische, die fränkische und die hanseatische 
bezeichnen dürfen. Von diesen sind für das gegenwärtige Recht nur 
die beiden letzteren von wirklichem Einfluss gewesen. Inhaltlich sind 
die skandinavischen Seerechtsquellen, wie sie uas in der isländischen 
Grägäs und den Stadtrechten der drei Länder erhalten sind, die alter- 
tümlichsten, sie zeigen uns zwar, eine wie hohe Ausbildung wie das 
gesamuite Rechts] eben, so auch das Seerecht schon in alter Zeit in 
jenen Gegenden erlangt hatte, auf die flauer konnten sich aber diese 
Rechtssätze gegenüber dem eindringenden fremden Rechte doch nicht 
halten, vielleicht, weil auch sie auf Betriebszustände 1 «rechnet waren, 
welche später fortfielen. So sehen wir denn, dass nur eine einzige 
Rechtsquelle, das neuere schwedische Stadtrecht, in Einzelheiten in 
die spätere Gesetzgebung libergegangen ist, und charakteristisch genug 
ist es gerade diejenige, welche die am wenigsten originale ist. bei 
welcher allein fremde Einflüsse sich nachweiseu lassen. 

Um so grösser ist die Bedeutung gewesen, welche die Quellen 
der beiden anderen Gmppen für die Weiterentwicklung des Seerechts 
gehabt haben. Ursprünglich hat sich auch hier die Ausbildung des 
Rechts vollzogen in den Genossenschaften der Seefahrer. In diesen 
Gilden entstanden zuerst bestimmte Rechtsanschauungen, die sich als 
Abweichungen vom gewöhnlichen Recht darstellten, und obwohl in der 
Regel schriftliche Fixiruugen derselben nicht stattfanden, demnach uns 
nur wenig Material über dieselben erhalten ist. so muss doch ange- 
nommen werden, dass in diesen Vereinigungen der erste Grund zur 
Weiterentwicklung des Seerechts gelegt wurde ,s . Als dann der Ver- 
kehr ein regerer geworden war, sehen wir auch hier, wie allmählich 
die bunte particulare Entwicklung einfacheren Rechtszuständen Platz 
macht, indem diejenigen Rechtssammlungen, die am meisten den Ver- 
kehrsanschauungen entsprechen, die weiteste Verbreitung finden. Will 
man indess diese Thatsache, welche in West- und Xordeurojai fast 
noch überraschender zu Tage tritt als im Gebiete des Mittelmeers, 
richtig würdigen, so muss man nicht ausser Acht lassen, w T elch tiefer 
Unterschied zwischen der damaligen und der heutigen Rechtsprechung 
stattfand. Während in unseren Tagen das geschriebene Gesetz, den 
Hichter bindend, zur Anwendung zu kommen hat und sein Verständniss 



15 S. oben Anm 4 
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demselben mühsam durch die Wissenschaft vermittelt wird, galt in 
jener Zeit volle Unmittelbarkeit nicht nur im prozessualen Verfahren, 
sondern auch hinsichtlich des materiellen Rechts. Der anzuwendende 
Rechtssatz war stets vorhanden, nur das Finden desselben machte, je 
nach der Verwickeltheit der tliatsächlichen Verhältnisse, bald mehr, 
bald weniger Schwierigkeit , aber gefunden wurde er immer aus der 
unmittelbaren Anschauung selbst heraus. Diese war es, die in erster 
Linie zur Geltung kam und berücksichtigt werden musste. Nahm 
daher auch der Richter gern seine Zuflucht zu Rechtssammlungen, in 
denen ähnliche und gleiche Fälle schon entschieden waren, so war er 
doch keineswegs gewillt, diesen Entscheidungen den Vorrang vor seiner 
eigenen Rechtsanschauung zu gewähren. Trat ein Widerspruch zu 
Tage, so ging stets die letztere vor, aber in den häufigen Fällen der 
Ungewissheit — dann freilich griff er zu jenen alten Satzungen und 
suchte in ihnen Rath und Hilfe; je reichhaltiger ihr Inhalt war, um 
so mehr konnte er hoffen, Antwort in ihnen zu finden; mochten auch 
selbst die handgreiflichsten Widersprüche in ihnen vorhanden sein, 
nichts lag ihm ferner, als, wie die späteren Schriftsteller, mehr oder 
weniger gelingende Vereinigungsversuche zu unternehmen, um auf diese 
Weise sein juristisches Gewissen zu beruhigen: denn in dieser Periode 
war der Richter nicht ein Sklave der Schrift •*, sondern die Schrift 
war ein Mittel zu dem Zwecke, eine Rechtsanschauung zu gewinnen, 
und war sie gewonnen, dann wurde des geschriebenen Worts nicht 
mehr bedurft 17 . 

1. Von diesen Rechtssammlungen hat keine eine weitere Ver- 
breitung gefunden, als die merkwürdige Sammlung von seereohtlichen 
Urtheilen. welche als die Rollen von Oleron bezeichnet zu werden 
pflegt (s. §8 1). Während man jedoch früher anuahm, dass derselben 
kein originaler Charakter zukäme, dass sie vielmehr mittelländisches 
Seerecht enthalte, welches infolge der Kreuzzüge und insbesondere 
durch den König Richard Löwenherz auf die französische West- 
küste übertragen worden sei, muss diese Ansicht jetzt als unhaltbar 
aufgegeben werden. Inhaltlich ist die Rechtsquelle vielmehr als rein 
germanisch zu bezeichnen, und zwar sind es entweder Abweichungen 



Ich gebrauche den Ausdruck Schrift, weil das im Text Ciesagte nicht blos 
von den gewohnheitsrechtlich recipirten Rechtssammlungen, sondern ebenso auch 
von eigentlichen Gesetzen galt 

11 Xur durch diese Erwägung wird uns der Umstand erklärlich, dass die 
gröbsten Widersprüche in den Rechtssammlungen Vorkommen durften. Dass solche 
von jenen Männern gerade so gut bemerkt wurden, wie von uns. wird man wohl 
nicht leugnen wollen. 
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von dem allgemeinen Recht, welche für die Verhältnisse des Seehaudels 
als rechtlich nothweudig hier anerkannt werden, oder aber es werden 
die allgemeinen Grundsätze auf die wichtigsten seerechtlichen Fragen 
zur Anwendung gebracht. Schon im 13. Jahrhundert, wenn nicht uoeh 
früher, erlangte die Sammlung in England, vielleicht auch in Castilien 18 , 
gesetzliches Ansehen, im 14. Jahrhundert wurde sie in das Vlämische 
übersetzt und im Seegerichtshof von Damme recipirt, und von da aus 
erlangte sie durch Vermittlung der Hansa in den deutschen Seestädten 
und den skandinavischen Ländern Eingang, ebenso — in welcher Zeit, 
ist vorläufig noch ungewiss — in Schottland und Portugal. Auch die 
späteren Gesetze, welche in einzelnen dieser Gebiete erlassen wurden, 
beruhen zu einem Theile auf den Rollen von Oleron. 

2. Von universeller Bedeutung ist auch das Seerecht der Hanse- 
städte' geworden. Im Gegensätze zu der Entwicklung in den italieni- 
schen Seestädten finden wir in ihnen gemeinschaftliche Berathschlagung 
und gegenseitige Berücksichtigung schon in sehr alter Zeit. Mochte 
hierzu auch namentlich der Umstand beitragen, dass die Bürger der 
einzelnen Städte im Auslande mit einander in die engste Berührung 
traten, so ist uns doch auch ein schönes Denkmal aus der Mitte des 
13. Jahrhunderts erhalten, welches uns zeigt, dass die Regelung des 
Seeverkehrs ein Gegenstand war, der im gegenseitigen Einverständniss 
behandelt zu werden pflegte 18 . Schon hier treten die beiden Städte 
auf, welchen viele Jahrhunderte hindurch die leitende Stellung zu- 
kommen sollte. Hamburgs Recht war maassgebend für die Nordsee, 
bereitwillig nimmt die mächtigere Schwesterstadt an der Trave die 
Sätze des hamburger Stadtrechts für ihre Angehörigen an, die nach 
Flandern und wohl überhaupt nach Westen Seefahrt treilien, anderer- 
seits wird lübisches Recht im ganzen Ostseegebiet, von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen, wie in allen Rechtstheilen, so auch im Seerecht 
maassgebend. Im Anfang des 15. Jahrhunderts wird dann das oleronsche 
Seerecht und gleichzeitig eine hansische Rechtsaufzeichnung, die man 
kurz als modemisirtes hamburger Seerecht bezeichnen kann, in allen 
Hansestädten als subsidiäres Recht recipirt. doch behalten die älteren 



Vgl. Tw iss I S LXVII f. Jedenfalls war sie lange vor 1364 in Castilien 
recipirt, da in diesem Jahre König Karl V. den Kaufleuten von Castilien, welche 
nach llarfleur Handel trieben, ein Privileg erthcilte, worin er ihnen gestattete, 
ihre Streitigkeiten „selon les Coustiunes de la Mer et lcs droiz de Layron dehors 1- 
zu entscheiden, s. Twiss II S LV. Unter den Coustumcs de la Mer könnte viel- 
leicht die dem Cousulat zu Grunde liegende ältere Sammlung zu verstehen sein, 
s. unten § 6 Anm 2. 

18 Siehe Hans. Urk. B. I Nr 558, unten § 9 B II 1 a. 
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hamburger und namentlich lübischen Bestimmungen daneben weite 
particularrechtliche Geltung, die letzteren treten dann ein Jahrhundert 
später als ein dritter Bestandteil jenem gemeinen Recht hinzu, und 
nunmehr gewinnt dieses wisbysche Seereoht, wie es merkwürdiger- 
weise Jahrhunderte hindurch bezeichnet wurde, Geltung weit über das 
Gebiet der Hansestädte hinaus, namentlich in den Niederlanden und 
den nördlichen Reichen. Ausser diesen Bestandteilen der deutschen 
Seerechtsentwicklung beruhte dieselbe schon im 14. Jahrhundert auf 
Beschlüssen der Hansetage. bezw. auf Verordnungen der auf diesen 
mit grösseren Vollmachten ernannten Abgesandten. Für das Privat- 
recht werden diese Beschlüsse von grösserer Wichtigkeit erst seit der 
Mitte des 15. Jahrhunderts. 

Die sonstigen Quellen des particulareu Seerechts sind ähnlich wie 
im Süden, so auch in diesen Gebieten fast völlig verdrängt worden, 
teilweise sogar soweit, dass wir nur von ihrer ehemaligen Existenz, 
nicht aber von ihrem Inhalt Kenntniss haben. Auch wenn das letztere 
der Fall ist, so haben sie doch Jahrhunderte lang vergessen in den 
Archiven gelegen, und erst unserer Zeit war es Vorbehalten, sie wieder 
zu entdecken 110 . 

B. Im 16. Jahrhundert verschwinden nunmehr die Schranken 
zwischen den beiden vorher scharf abzugrenzenden Gebieten. Lassen 
sich zwar auch vorher Einflüsse der Rechtsquellen des einen Gebiets 
auf die des andern nachweisen, so waren dieselben doch weder sehr 
häufig, noch sehr bedeutungsvoll Dies ändert sich nunmehr, wir 
finden jetzt nicht nur einzelne Bestimmungen, sondern die Quellen 
als solche benutzt"*. Aber wichtiger noch als die Verallgemeinerung 
gegenseitiger Einflüsse waren zwei Thatsachen, die dieser Periode ihre 
eigentümliche Signatur aufdrücken, nämlich die Reception des rö- 
mischen Rechts und das Entstehen einer universellen Literatur. In 
dem Mittelmeergebiete hatte das römische Recht allerdings schon 
mehrere Jahrhunderte vorher seine volle Geltung wieder gewonnen, 
doch hatte es gerade bei der Beurteilung von Seerechtsstreitigkeiten 
unmittelbare Anwendbarkeit bisher nicht zu erlangen vermocht ”, 



10 Als Beispiel fahre ich die seerechtlichen Bestimmungen der Stadthttcher 
von Kämpen an. 

** Ein Beispiel in meinen Beiträgen zum Seerecht S 13 — 19, vgl. oben Anm 18. 

n Vgl. z. B. Pardessus II 488 Anm 1 a. E., s. auch Verwer, Nederlants 
Seerechten S 42 ff. und unten § 6 Anm 3. 

*• Einfluss auf die Gesetzgebung : Const. usus von Pisa, Fueros von Valencia, 
angeblich von 1250 (besonders liemerkenswerth), Costums von Tortosa und Siete 
partidas. 
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Theils hing dies mit der Gerichtsorgauisation zusammen, durch welehe 
meist Laien in diesen Fragen zu urtheilen berufen waren, theils gab 
es eine Rechtsquelle, das Consulat, welche reichhaltiger und leichter 
anwendbar erschien, als die Bestimmungen der römischen Quellen. Im 
Norden war dies anders, hier empfand man weit mehr das Lücken- 
hafte des bisherigen Zustands, und es ist eine schon von anderer 
Seite 1(4 hervorgehobene interessante Thatsaehe, dass in keinem Rechts- 
theile die Bestimmungen des römischen Rechts so früh Aufnahme ge- 
funden haben als im Seerechte. Erleichtert wurde diese Aufnahme 
wohl auch dadurch, dass die Betriebszustände des Seehandels nun- 
mehr den römischen ähnlicher geworden waren als im früheren 
Mittelalter. 

Alter nicht so sehr das Eindringen in die Gesetzgebung hat dem 
römischen Rechte in dieser Periode das grosse Uelterge wicht verliehen, 
als vielmehr das Entstehen einer romanistisch gebildeten, nicht das 
Seerecht eines Landes, sondern ein gemeinsames Seerecht aller Völker 
darstellenden Literatur. Die Methode der ersten Schriftsteller dieser 
Richtung hebt sie mit nichten hervor über die Verfasser der Rechts- 
büchcr. speciell des Consulats, was sie aber unterscheidet und ihnen 
den grossen Einfluss verschafft hat. das ist zunächst der Gebrauch der 
lateinischen Weltsprache, der es ermöglichte, dass ihre Werke, durch 
den Druck verbreitet, für die ganze civilisirte Welt benutzbar wurden, 
und sodann namentlich der Umstand, dass sie wieder eine Verknüpfung 
unseres Rechtstheils mit dem allgemeinen Recht ins Auge fassten, ein 
Zusammenhang, welcher nur allzu sehr verloren gegangen war. Da- 
durch ermöglichten sie nun namentlich ihren Nachfolgern eine Ver- 
tiefung der Auffassungen, die bei ihnen selbst freilich nur zu häufig 
vermisst wird. Auf der anderen Seite darf man auch die grossen 
Nachtheile nicht verkennen, welche diese Literatur zunächst zur Folge 
hatte. Bisher war es das Bedürfniss des Verkehis gewesen, welches 
fast ausschliesslich die Rechtsregeln dictirt hatte, jetzt werden die 
modernen Rechtsgestaltungen mit äusserst missgünstigen Augen be- 
trachtet, am liebsten ignorirt, jedenfalls so viel wie möglich einge- 
schränkt und nur widerwillig anerkannt. Freilich finden wir hin und 
wieder auch im 16. und 17. Jahrhundert noch Juristen, auf die das 
soeben Gesagte keine Anwendung findet, und es ist namentlich 

** I.appcnherg. Hamit. Rechtsalterth. S CLI f.. s. auch unten § 13 B III. 
Früheste Spuren: Zusatz zum oleronseheu Seereeht Art 35 (liei Pard.), fraglich 
ob rigaer ttmg. Statuten XI. 22. Sehr interessant ist sodann die Entscheidung des 
hamburger Raths vom 20. Dec. 1423 in Betreff des Strandrechte (Lüh. Urk. B. VI 
Nr 553): sie ist gestützt auf stellen des römischen und kanonischen Rechts. 
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Hugo Grotius, dessen Einleitung in die holländische Rechtsgelehr- 
samkeit jahrhundertelang als einziges Werk dasteht, in dem eine sach- 
gemässe Verschmelzung römischen, germanischen und modernen Rechts 
vorzufinden ist, aber gerade dieses Werk hat nicht den gebührenden 
Einfluss ausgeübt, ist doch seine Bedeutung ja selbst heutzutage noch 
zu wenig gewürdigt. Abgesehen von diesen Ausnahmen aber wiegt 
eine extrem romanistische Richtung vor, die sich an den Italiener 
Straccha und den Niederländer Peckius anschliesst und namentlich 
in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts zur unbeschränkten Herr- 
schaft gelangt. Der Einfluss dieser Richtung war so mächtig, dass er 
sich selbst in dem Lande, wo das römische Recht nicht reeipirt war. 
fühlbar machte: das englische Admiralitätsgericht erkennt diese 
Schriften als Autorität an und es wird durch sie eine gleiche Grund- 
lage für weite Gebiete gewonnen. Im übrigen musste im Laufe der 
Zeit eine Gegenströmung gegen eine Methode eintreten, welche darauf 
hinausging, tolles unter die Rechtsnonnen des römischen Rechts zu 
zwingen; es war noch gut, wenn keine speciell seerechtliche Ent- 
scheidung desselben vorhanden war, denn dann suchte man doch aus 
den übrigen Quellenstellen eine sachgemässe Entscheidung zu ge- 
winnen, aber schlimm, wenn ein „textus“ vorhanden war. und der- 
selbe, wie ja häufig genug der Fall war. mit den Bedürfnissen des 
Verkehrs in Widerspruch stand. So lange diese Methode sich übrigens 
blos in der Literatur breit machte, konnte sie unlieachtet bleiben, 
anders wurde es, als sie auch auf die Praxis Einfluss auszuüben be- 
gann. Alsbald entwickelte sich, namentlich in den Niederlanden und 
in Deutschland, eine kräftige Reaction von Seiten des Handelsstandes 
gegen diese Alt von Rechtsprechung, und das praktische Resultat 
davon war die Bildung besonderer Seegerichte, in welchen Nicht- 
juristen mitzuwirken berufen wurden * 6 . Und wenn dieselben sich 



25 Uclier das hnmhurger Adtnirnlitatsgericht s. Langenheck, Anmerkungen 
S 810 ff., lies. 321 — 329, und Werlhof. De iudieio adniiralitatis sec. stat. Ilanih.. 
Heimst. 1709. ferner die Bescheide v. 31. Juli 1656 und SO. Juli 1663, hei Lan- 
genheck S 364 ff. telier das lübische Seegericht vgl. § 10 11 III 1 c. Es bestand 
mir 10 Jahre (seit 1655) und die Entscheidungen desselben sind im Staatsarchiv zu 
Lübeck noch vorhanden. Es wäre nicht ohne Interesse, wenn sie nach ihrem rechts- 
historischen Werth geprüft würden. Vgl. noch die Schrift von Ranle 1680, unten 
§ 13 C I. lieber die Seegerichte zu Amsterdam (seit 1641) und Rotterdam (seil 
1655) vgl. jetzt Goudsmit 1 381 — 384. 407—410. 435—438. lieber Seegerirhte 
in Schleswig- Holstein s. Kalck, Handbuch des schleswig-holsteinischen Privat- 
rechts 111 208 — 210. auch Wedderkop S 210 f. Zu untersuchen bleibt der 
Zusammenhang mit dem „Vlot-en Zeevaardig-Regt". darüber s. Bi heil in Bijdr. 
tot R. en W. III 500 f., van Hall in Nieuwe Bijdr. tot R. en W. V 307 — 818, 
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auch theilweise nur kürzere Zeit hindurch erhalten konnten, so war 
doch nunmehr das absolute Uebergewicht der Romanisten um so mehr 
gebrochen, als auch die Gesetzgebung zu neuem Leben erwachte. 

Zwar war dieselbe zu keiner Zeit völlig unthütig gewesen. Ln 
Süden freilich war die Autorität des Consulats so mächtig, dass die 
Gesetzgebung daneben nur dürftige Ergebnisse zu Tage förderte, da- 
gegen waren es im Norden die Niederlande, die in dieser Epoche zu- 
nächst die Führung übernahmen und namentlich im 17., zum Theil 
noch im 18. Jahrhundert einen maassgebendeu Einfluss ausübten. Noch 
aus dem 1 6. Jahrhundert sind die Ordonnanzen Karls V. und Philipps II., 
das dänische Seerecht von 1561 und das hanseatische Seerecht von 1591 
zu erwähnen ; diese und ebenso das revidirte hanseatische Seerecht von 
1614 beruhen im wesentlichen auf dem wisbvschen Seerecht, dessen 
Vorschriften sie vielfach wörtlich aufgenommen haben. Daneben be- 
hielt auch das frühere Particulairecht von Lübeck und Hamburg durch 
Aufnahme in die Revisionen von 1586 bezw. von 1603 Geltung. Im 
Gegensatz zu diesen im ganzen die alten Bestimmungen wiederholen- 
den Gesetzen enthalten nun die Verordnungen, welche einzelne nieder- 
ländische Städte, namentlich Amsterdam und Rotterdam, erliessen. 
eine Weiterfortbildung des Seerechts, und diese Gesetzgebung war es 
nun ganz besonders, welche in den Hansestädten, sowohl was das Ver- 
sicherungsrecht anlangt, als auch in anderen Beziehungen angenommen , 
oder nachgeahmt wurde i6 , wozu wohl auch der Umstand beigetragen 
hat, dass seit dem Ende des 16. Jahrhunderts sich in Hamburg eine 
ansehnliche Colonie niederländischer Flüchtlinge befand. 

Durch die berühmte Ordonnance de la marine von 1681 wird 
die Sachlage aufs neue verändert, indem mm wirklich ein romanisches 
und ein germanisches Seerechtsgebiet unterscheidbar werden. Unter 
den Ursachen, welche der Ordonnance zu dem ül>e mischenden Erfolge 
verhaften, der ihr zu Theil wurde, ist eine die, dass sie das erste 
Gesetz war, welches die beiden Seerechtsgebiete der vorigen Periode 
durch einheitliche Satzungen zufrieden zu stellen suchte, eine Aulgabe, 



und Keuren von Amsterdam (IV 4. XII 5, XIII «I. I’ijnacker Hordijk in N. 
Bijdr. N. R. V), Rotterdam Art. 58 vgl. 46 u. 49 (ed. Fruin ib. II). Enkkuizen 
Art. 12 u. 14 (ed. Soutendam ibid. IV). Feber Gastgerichte vgl. Meviug zu 
Stat. Lub. III, 4, 7 n. 2 und V. 4. 2 n. 5; Peckius, De jure sistendi 87 n. 7 
(nicht im Opus de merc- enthalten), lüneb. Nieder. GO (bei I‘ ufendnrf, Obs. III 
366 ff.), hremer GO von 1751 Titel 3, rostocker GO Titel II. 

M Wie schnell diese Reception stattfand, beweist ausser der Einrichtung der 
Seegerichte namentlich der Art. 2 der hremer V vom 30. Dec. 1687, welcher fast 
wörtlich einer nmsterdamer V vom 31. Jan. 1687 entspricht. 
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die, wie schwierig sie auch war, iu meisterhafter Weise gelöst wurde. 
Diese Lösung ermöglicht zu haben ist ein Verdienst der romanistischen 
Rechtswissenschaft gewesen. Unter dem Einflüsse derselben war am 
Ende des 16. Jahrhunderts in Nordfrankreich von unbekanntem Ver- 
fasser ein Rechtsbuch verfertigt worden, welches die Grundlage der 
Ordonnance und damit des heutigen Seerechts der romanischen Völker 
geworden ist. Wer immer der Vei-fasser desGuidon de la mer ge- 
wesen sein mag, aus seinem Werke ist jedenfalls zu ersehen, dass er 
der neuen Richtung der Rechtswissenschaft angehört, die in Frankreich 
aulgekommen war. So wenig das Consulat die Methode der Post- 
glossatoren verleugnet, ebensowenig der tiuidon die des Cujacius 
und Donellus — wie verschieden auch der Inhalt der beiden Rechts- 
bücher von dem der Werke jener Juristen ist. Keine Regriffsspalterei, 
und doch überall das Hervortreten allgemeiner Rechtsgnmdsittze, kein 
Sich- verlieren in den Irrgitngen einer nichtssagenden Casuistik und 
doch überall eine liebevolle Berücksichtigung des Individuellen, das 
sind die grossen Vorzüge, welche dieses Rechtsbuch aufzuweisen hat. 
Fügen wir hinzu, dass es die erste und für lang«' Zeit einzige brauch- 
bare Darstellung des Versicherungsrechts * 7 enthielt, so wird man den 
Erfolg desselben begreiflich finden. Es war ein glücklicher Griff von 
den Redactoren der Ordonnance de la marine — deren Namen uns 
ebensowenig erhalten sind — , dass sie den Guidon zur Grundlage des 
Gesetzes machten, und auch die Art imd Weise, welche sie bei der 
Benutzung des sonstigen Materials anwandten, verdient die vollste 
Anerkennung. So ist denn das Gesetz stets für die gelungenste unter 
den Ordonnanzen Ludwigs XIV. gehalten worden und für diejenige, 
welche aui meisten als Vorbild unserer modernen Codificationen gelten 
kann. Die universelle Bedeutung, welche die Ordonnance erlangte, 
verdankt sie übrigens nicht allein ihrem inneren Werth, sondern zu 
einem guten Theile der sich im 18. Jahrhundert an sie anschliessen- 
den Literatur. In Italien hatte die altere Richtung derselben mittler- 
weile in Casaregis ihren letzten und hervorragendsten Vertreter 
gefunden, vor ihm hatte Targa eine neue Art «1er Behandlung be- 
gonnen, welche wesentlich auf das Praktische gerichtet war, und ihm 
schliessen sich dann die späteren Italiener an. In der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts tritt nunmehr die französische Rechtswissenschaft 
an die Spitze der seerechtlichen Literatur durch zwei Männer, von 
denen nicht nur jeder, einzeln betrachtet, zu den ersten Juristen aller 

81 Denn die in den antwerpcncr (,'ompilatae enthaltene kommt, weil tinge- 
druckt, nicht in Betracht. 

Binding, Handbuch. UI. 8. I: Wagn«r, Sprecht. I. 4 
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Zeiten zu rechnen ist, sondern deren Verhältniss zu einander ins Auge 
gefasst werden muss, will man ihre ganze Bedeutung würdigen*®. 
Nicht nur nimmt der spätere Emörigon die grösste Rücksicht auf 
die Meinungen seines Vorgängers Valin, sondern auch dieser ist 
häufig in der Lage, auf Grund brieflicher Mittheilungen seines Freun- 
des die abweichenden Ansichten desselben einer eingehenden Prüfung 
zu unterwerfen, wodurch der Werth seiner eigenen Auffassung nur 
gewinnen kann. Dazu kommt, dass jeder der beiden Schriftsteller die 
Verhältnisse eines anderen Seehandelsgebiets am genauesten kannte, 
Valin die des atlantischen Oceans, Emörigon die des Mittelmeeres, 
und so musste denn ihre gemeinschaftliche Arbeit ähnliche Wirkungen 
auf dem Gebiete der Literatur haben, wie die gemeinschaftliche Re- 
gelung dieser Verhältnisse durch die Ordonnance auf dem der Gesetz- 
gebung. Vergessen wir nicht hinzuzufügen, dass ihre Werke einen 
durchaus universellen Charakter tragen, dass sie alles seerechtliche 
Material gewissenhaft benutzten, welches ihnen zugänglich und ver- 
ständlich war, so wird es begreiflich werden, dass die französische 
Literatur — P o t h i e r ausgenommen, und seine Verdienste liegen mehr 
auf allgemeinerem als auf dem speeiellen Gebiete des Seerechts — 
über Valin und Emörigou nicht hinausgekommen ist. Dieselben 
Controversen, die zwischen ihnen bestanden, werden auch in diesem 
Jahrhundert noch weiter verhandelt, aber statt sachlicher Gründe 
sind es vielfach W'orte, die als Argumente dienen müssen, au die 
Stelle des weiten Blicks, der von der geistigen Arbeit aller Nachbar- 
völker Nutzen zu ziehen sucht, ist vielfach eine völlige Abschliessung 
getreten, ein Cultus der einheimischen Gesetzgebung, der in sonder- 
barem Missverhältnisse zu dem Werthe dieser zwei-, ja dreihundert 
Jahre alten Bestimmungen für die Gegenwart steht* 9 . 

War Frankreich an die Spitze der romanischen Länder getreten, 
so übernahmen die Niederlande die Führung in dem germanischen 
Seerechtsgebiet, Die Gesetzgebung leistete zwar auch in anderen 
Staaten Tüchtiges, so namentlich in Schweden und Preussen, dagegen 
ist es die Rechtsprechung und die an diese anknüpfende Literatur, wo 
die Niederländer unübertroffen dastehen, und woneben nur einzelne 
Juristen, namentlich Langenbeck, dann etwa Wed derkop und 
die Preussen, genannt zu werden verdienen. Die niederländische 

** Vgl. Cresp, Eloges d’Emerigon 1840 und die englische Ausgabe des Traite 
des assurances von Meredith 1850 S V — XXIX. 

** Erst die neuesten Erscheinungen der französischen Seerechtsliteratur zeigen 
in den Werken von Desjardins und Valroger einen erweiterten Horizont, in 
den Aufsätzen de Courcys eine wissenschaftliche Vertiefung. 
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Jurisprudenz zeichnet sich auch dadurch aus, dass sie das Seerecht 
nicht als isolirten Rechtstheil, sondern im Zusammenhang mit dem 
gesammten Rechtsstoff zur Darstellung bringt, ohne doch die Besonder- 
heiten ausser Acht zu lassen, welche auf Beachtung Anspruch machen 
dürfen. Auf diesem Standpunkt steht namentlich Byukershoek, 
dessen Darstellung des Assecuranzrechts man nur mit der gleichzeiti- 
gen in den Werken des Casaregis zu vergleichen braucht, um zu 
ersehen, wie hoch er seinen Zeitgenossen überragt. Ausser ihm ge- 
währen im 18. Jahrhundert namentlich die Sammlungen der Gutachten 
niederländischer Juristen ein reiches, noch nicht genügend verwerthetes 
Material. 

Endlich fällt in diese Zeit noch die Entstehung eines besonderen 
englisch-amerikanischen Seerechts. Einzelne besondere Seerechtssätze 
hatten zwar das englische Recht schon seit langer Zeit von dem con- 
tinentalen getrennt, aber es waren dies eben nur Einzelheiten ge- 
wesen, denn im allgemeinen finden wir, je weiter wir die Geschichte 
zurückverfolgen, eine um so grössere Verschiedenheit zwischen common 
law und der lex mercatoria vor, welche letztere ja auch das Seerecht 
umfasste. Nicht als Bestandtheil des heimischen Rechts, sondern als 
etwas ursprünglich davon Verschiedenes wird sie aufgefasst, und mit 
Vorliebe werden fremde Autoritäten augerufen, wenn es sich um Be- 
gründung eines ihrer Sätze handelt. Diese Auffassung musste sich 
ändern, sobald das common law sich hinlänglich entwickelt hatte, um 
auch den complicirten Verhältnissen des Handels und der Schiffahrt ge- 
recht werden zu können, und in der That sehen wir denn auch ziemlich 
gleichzeitig mit dem Erscheinen der Commentare Blackstones diese 
Umwandlung eintreten. Schon Lord M ansfiel d, der als eigentlicher 
Begründer des englischen Seerechts anzusehen ist, emancipirt sich fast 
völlig von der festländischen Jurisprudenz, wiewohl er in angemessenen 
Fällen ihre Ansichten auf vortreffliche Weise zu verwerthen versteht. 
Noch weiter gehen dann seine Nachfolger, besonders nach dem Er- 
scheinen des epochemachenden Werkes von Abbott: immer bedeut- 
samer wird die Rolle, welche die Grundsätze des common law spielen, 
immer mehr verschwindet daneben die Anwendung des allgemeinen 
Seerechts. 

C. Ueber die neueste Entwicklung des Seerechts können wir uns 
kurz fassen. Zunächst treten uns jetzt eigentliche Codificationen ent- 
gegen, zuerst das preussische Landrecht, dessen seerechtlicher Theil 
von der Ordonnance nicht unbeeinflusst ist, sodann der Code de com- 
merce, kein Fortschritt gegenüber dem älteren Gesetze. Dennoch hat 
er durch die Napoleonischen Kriege eine noch weitere Verbreitung 

4* 
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erlangt als jenes, und es konnten sich in der ersten Hälfte des Jahr- 
hunderts ihm und seinen Tochterrechten gegenüber die germanischen 
Seerechtsgrundsätze nur mühsam behaupten. Dass es überhaupt mög- 
lich war, verdanken wir der einsichtsvollen und tief wissenschaftlichen 
Judicatur insbesondere des lübecker Oberappellationsgerichts, welche, 
auf dem Boden der neueren deutschen Rechtswissenschaft stehend, die 
Grundlagen für die heutige deutsche Gesetzgebung schaffen konnte. 
Seitdem die letztere ins Leben getreten ist, ist freilich die Gefahr 
der Ueberfluthung durch den Code de commerce definitiv vorüber, ja 
es übt unsere Gesetzgebung bereits eine stille, aber nachhaltige Wir- 
kung nicht nur auf das Recht der nordischen Länder aus, sondern ge- 
winnt bereits Boden in Gebieten, wo die Vorherrschaft des fran- 
zösischen Rechts fest besiegelt zu sein schien. Um so grösser aber 
scheint die Gefahr einer anderen Invasion zu sein: von Jahr zu Jahr 
ist das Vordringen englischer Rechtsgrundsätzc auf dem Gebiete des 
Seerechts mit immer grösserer Deutlichkeit wahrzunehmen, bereits ist 
die englische Sprache die im grossen Seeverkehr fast ausschliesslich 
benutzte, und englische Rechtsanschauungen drängen sich infolgedessen 
zunächst in die meisten schriftlichen Parteiberedungen ein und üben 
in zweiter Linie Wirkungen auf das objective Recht aus. Hierbei hat 
die Judicatur einen schlimmen Stand, zumal auch die seerechtlichen 
Schriftsteller« sich häufig durch das fremde Recht beeinflussen lassen 30 . 
Es entsteht die Frage, wie weit jene Anschauungen den heutigen Ver- 
kehrsbedtlrfnissen entsprechen und wie weit sie nur eine Folge der 
factischen Vorherrschaft der britischen Flagge sind, denn nur im 
ersteren Falle sind sie zu beachten, im letzteren zurückzuweisen. 
Diese Untersuchung wird namentlich iin zweiten Bande dieses Werks 
vorzunehmen sein. 

§ 4. Sammlungen und Literatur der Seerechtsquellen. 

A. Sammlungen von Seerechtsquellen sind schon seit langer Zeit 
veranstaltet worden. Die älteren derselben 1 sind zwar durch das 
Werk von Pardessus zum grössten Theile entbehrlich geworden, 
mögen aber hier wenigstens erwähnt werden: 



30 Zu bemerken ist auch, dass wir in den Grundsätzen des englischen Rechts 
vielfach solche Bestimmungen und Rechtsanschauungen wieder finden, welche vor 
der Reception des römischen Rechts in unbestrittener Geltung gestanden haben 
und erst durch die letztere verdrängt oder verunstaltet worden sind. Die Art und 
Weise der Behandlung in solchen Fällen kann nicht zweifelhaft sein. 

1 Vgl. Pardessus 1 10 ff. 
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1. Libre appelint Consolat de mar, Barcelona 1494 u. ö. Dieses 
Werk enthalt ausser dem eigentlichen Consulat eine Menge Ver- 
ordnungen der arragonischen Könige und des Magistrats von Barce- 
lona, s. § 6. 

2. In Balfours l'ractics , einer Materialiensaminlung als Vor- 
arbeit zu einem allgemeinen Gesetzbuche für Schottland, weicht 1 zwi- 
schen den Jahren 1543 und 1557 entstanden ist, findet sich ein Ab- 
schnitt: .The Sea-Lawis collectit furth of the Actis of Parliament, the 
Practiques and the Lawis of Oleron, and the Lawis of Wisbieg, and 
the Constitutions of Francois King of France“ *. 

3. t Boeck vande Zee-rechten. tot nut ende dienstbaerheyt van 
alle Koopluyden ende Schipperen by een vergadert, in den Druck 
Ghedruckt t Amsterdam by Barendt Adriaens/, inde wannoes-straet 
1594. 4, später sehr oft aufgelegt’, enthält namentlich das wisbysche 
und hanseatische Seerecht und die Verordnungen der spanischen Könige 
für die Niederlande. 

4. Cleirac, Us et coutumes de la mer. Bord. 1647, 1661. Itouen 
1671, 1682. Amsterdam 1788, enthält das Seerecht von Oleron. das 
wisbysche und hanseatische, den Guidon. die Assecuranzordnung von 
Amsterdam von 1598 u. s. w. mit theilweise werthvollem Commentar. 

5. A general treatise of the dominion of the sea, London 1705. 4, 
1709. 4, enthält das oleronsche, wisbysche und hanseatische Seerecht, 
die französische Ordonnanz von 1681 , das sog. rhodische Seerecht 
u. s. w. 4 . 

6. Adriaen Verwer, Nederlauts See -Rechten, A varyen en 
Bodemenen etc., Amst. 1711. 4, 1716. 4, 1730. 4, 1764. 4. 

7. Biblioteca di gius nautico, 2 Bände Florenz 1785. 4, enthält 
eine grösst 1 Anzahl südlicher und nördlicher Seerechtsquellen. 

8. J. A. F,ngelbrec.ht, Corpus juris nautici oder Sammlung 
aller Seerechte der bekanntesten handelnden Nationen alter und neuer 
Zeiten, Band I Lübeck 1794. 4 (Band II ist nicht erschienen). 

9. A. de Capmany y de Monpalau, Codigo de las Costurn- 
bras Maritimas de Barcelona etc., 2 Bände Madrid 1791. 4, haupt- 
sächlich spanische Quellen enthaltend. 



9 Nähere Nachrichten über diese ungedruckte Quelle wären erwünscht, vgl. 
Bell, Comraentaries on the law of Scotland (7. ed. by M’ Laren) I 546. 

9 Schlyter zählt zwischen 1603 und 1740 nicht weniger als 16 Ausgaben 
auf (Corpus juris Sueogotorum antiqui VIII S LXVII ff.). 

4 Von diesem Werk erschien eine holländische Uebersetzung von Leclercq 
u. d. T.: Algemeene Verhandeling van Heersehappy der Zee en een compleet 
Ligchaam van de Seeregten. Anist. 1757. 4. 
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§ 4. Sammlungen und Literatur der Seerechtsquellen. 



10. Hauptwerk: J. M. Pardessus, Collection de Lois Mari- 
times antSrieures au XVIII. sifccle, 6 Bände Paris 1828—1845. 4. 
Die beiden ersten Bände nebst den Ergänzungen aus Band VI er- 
schienen auch besonders u. d. T.: Us et coutumes de la mer, 2 Bde. 
1848. 4. Die Sammlung enthält fast sftmmtlirhe erhaltene Seerechts- 
tiuellen bis zum Jahre 1700, ist aber theil weise veraltet durch die 
Publication von Handschriften, die dem Herausgeber unbekannt waren. 

11. Travers Tw iss, Monumenta Juridica 5 . The black book 
of the Admiralty with an appendix, 4 vol. London 1871 — 1876. Im 
Appendix, welcher B I 845—472 und B II — TV vollständig ausfüllt, 
sind die wichtigsten Seerechtsquellen in guten Ausgaben enthalten“. 

12. Unter den Sammlungen von Seerechtsquellen, die sich auf 
einzelne Länder beziehen, verdient schon hier genannt zu werden: 
N. Alianelli, Delle antiehe consuetudini e leggi inarittime delle 
provincie napolitane notizie e monumenti, Xap. 1871 7 . 

13. Eine brauchbare Sammlung der neueren Seerechtsquellen ist 
nicht vorhanden 8 . 

B. Auch die ziemlich umfangreiche ältere Literatur über die Ge- 
schichte des Seerechts und der Seerechtsquellen ist im wesentlichen seit 
Pardessus antiquirt und wird daher in den folgenden Paragraphen 
nur ausnahmsweise citirt werden. Zu erwähnen sind namentlich: 

1. (Andreas Lange,) Brevis introductio in notitiam leguin 
nauticarum et seriptorum juris reique maritimae, Lübeck 1713, 1724 
(nur das Titelblatt verändert). 

2. M. Jorio in dem unten § 13 C II genannten Werk B II 
S 1—164. 

3. Groult, Discours sur le droit maritime etc., Paris 1782 
(1786?). 

4. Azuni in seinem Sistema universale (s. § 13 C II), später 
auch besonders erschienen u. d. T. : Origine et pmgres du droit mari- 
time, Paris 1810 (Plagiat aus Jorio, s. Pardessus I 9 f.). 

* Das Werk Lüdet einen Theil des grossen Sammelwerks: The Chroniclea 
and Memorials of Great Britain and Ireland dnring the middle ages. 

• Das Nähere s. in meiner Recension, Z f. HR XXVII 647 ff. 

1 S. hierüber Laband, Z f. HR XVII 343 ff., auch Vidari im Arch. 
giuridico IX 182—137. 

8 Die Uebersetzungen, welche sich in den bekannten Werken von Antoine 
St. Joseph und Leone Levi finden, sind nur mit Vorsicht zu benutzen. Hier 
wäre noch zu erwähnen J. J. Abhinck, Het zeeregt eti de zeeassecurantiewetten 
aller volken, 8 Theile Amsterd. 1847—1352, 2. Ausg. 1366 (s. Siebenhaars A 
XVIII 55). Vgl. noch O. Borchardt, Die geltenden Handelsgesetze des Krdlialls 
(in Uebersetzungen), B I (1883): Aegypten bis Chile. 
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5. Boucher in seiner Uebersetzung des Cousulats (1808), B I 
S 1—134. 

6. van Hall, De inagistro navis, Anist. 1822, BIS 1 — 51. 

7. Elard Meyer, De historia legum inaritimaruin niedii aevi 
eeleberrimaruui, Gött. 1824. 

8. Capmauy in dem oben citirten Werke, BIS V — LXXII. 

9. B a,j o t , Resumö des lois anciennes et modernes sur la marine, 
Paris 1841. 

Wichtiger als die bisher genannten Werke sind die Einleitun- 
gen von l’ardessus zu den einzelnen Kapiteln seiner Sammlung, 
welche freilich nunmehr auch vielfach veraltet sind. Die neuere 
Literatur findet sich bei den einzelnen Seerechtsquellen angegeben. 
Hier sind nur noch folgende Werke allzuführen: Die Einleitungen zu 
den 4 Bänden der Twiss’ sehen Monumenta (oben A 11), sodann 
namentlich de Wal, Het Nederlandsch handelsregt II 4 — 17; van 
der Hoeven in Nederl. Jaarli. voor Regts. IV 29—81, auch Holtius, 
Voorlezingen over Handels- en Zeeregt II 3 ff. ; von Kaltenborn I 
13 — 70; Parsons I 1 — 24 (wichtig für die Entwicklung des englischen 
Seerechts S 17 ff., welche vortrefflich dargestellt ist, im übrigen, ebenso 
wie alle folgenden Werke, nur mit Vorsicht zu benutzen); Frömöry, 
Etudes de droit eommercial S 249—278; Boulay-Paty I 1 — 98; 
Dufour 11—93; Bödarride I 1— 53 9 ; J. Reddie, An historical 
view of the law of maritime commerce, Edinburg und London 1841 ; 
Goudsmit, Geschiedenis van het Xederlandsche zeerecht I (1882). 

§ 5. Das antike Seerecht, 

I. Von den Völkern, welchen die Geschichte die früheste Aas- 
übung des Seehandels zusclireibt, den Phöniziern und Carthagern, 
Assyriern u. s. w. sind uns Rechtsquellen nicht überliefert worden. 

n. Dagegen haben wir einige Nachrichten über das Seerecht der 
Griechen : 

1 . Durch die Reden des Demosthenes, insbesondere die gegen 
Lakritos (U 925), sind uns über den damaligen Betrieb des See- 
handels ziemlich genaue Nachrichten erhalten, besonders werthvoll 
ist eine daselbst mitgetheilte Urkunde über ein Darlehen auf Waaren '. 



9 Vgl. über diese Werke unten § 14 B I. 

1 Vgl. Pard. I 85—52, insbes. S 46 f. G. de Vries, Speciraen de foenoris 
nautici contractu jure Attico, Harl. 1842. Kleinschmidt, Das foenus nauticum, 
1878, S 5 ff. Matthiass, Das foenus nauticum, 1881, S 4 ff. Uebrigens ist es 
bestritten, ob die Formulare gleichzeitig entstanden seien. 
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§5. Das antike Seerecht. 



2. Durch die römischen Rechtsquellcn haben wir Nachrichten illter 
das Seerecht der Insel Rhodus, namentlich was die Behandlung des 
Seewurfs nnlangt. Streitig, ob dies geschriebenes oder Gewohnheits- 
recht gewesen ist*? 

III. Das Seerecht bildete bei den Römern zum grössten Theile 
nicht ein abgeschlossenes Specialrecht , sondern ging im allgemeinen 
Verkehrsrecht auf, nur einzelne noch dazu von den Griechen über- 
nommene Theile (lex Rhodia de jactu, foenus uauticum) sondern sich 
schärfer ab. Die Stellen der römischen Rechtjgftellen , welche sich 
auf seerechtliche Verhältnisse beziehen, sind gesatiyjplt zuerst von 
Peckius (s. § 13 C I), vollständiger von Pardessus, Coli. I 85 
bis 132., Wichtig sind namentlich die Digestentitel : nautae. eaupones, 
stabularii ut recepta restituant (4, 9), de exercitoria actione (14, 1), 
ad legem Rhodiam de jactu (14. 2), de nautico foenore (22, 2), furti 
adversus nautas caupones stabularios (47, 5), de incendio ruina nau- 
fragio (47, 9); die Codextitel : de nautico foenore (4. 33) und de nau- 
fragiis (11, 5); Nov. 106 (abgedruckt bei Pardessus), dazu Cod. 
Theodosianus 13. 5-9 (ed. Ilaenel 1842, S 1331 ff.)». 

IV. Die Bestimmungen des römischen Rechts behielten zwar 
äusserlich, wie es scheint , in der ersten Hälfte des Mittelalters im 
Gesammtgebiete des Mittelmeers Geltung, jedoch richtete sich das 
Verkehrsleben schon seit dem Beginn des 8. Jahrhunderts nicht mehr 
nach seinen den umgewandelten Verhältnissen nicht mehr entsprechen- 
den Normen, sondern* bildete neue Rechtssätze und Institute aus, 
s. § 7 unter A. Trotldem finden wir vielfach die römischen See- 
rechtsquellen in dieser Periode anerkannt. Im Abendlaude sind frei- 
lich seerechtliche Bestimmungen selten *, um so häufiger im byzan- 
tinischen Reiche. Hier wurden durch die Basiliken die Bestimmungen 
des justinianischen Rechts künstlich wieder einzuführeu gesucht, und 
es ist bemerkenswert)! , dass in denselben alle Seerechtssätze in dem 
53. Buche vereinigt sind, welches sie in sieben Titel vertheilt. Wir 
besitzen von diesem Buche nur eine lateinische Uebersetzung aus dem 

* Pastoret, Diss. stir l’influence des lois rlindiennes 1784: Schomlierg, 
A treatise on thc maritime law of Rhode», Oxford 1786; Gildemeister, Diss. 
qua disquiritur sitne uliquod fueritve jus maritimuin universale, Gott. 1803: F, 1. 
Meyer a. a. 0. S 6 — 11; I’ard. I 21 ff. Die Civilisten sind meist unbrauchbar, 
s. aber Hvnkershoek, Ad leg. yiSioian IX de lege Rhodia de jactu über singu- 
laris (in den Opera, CoL Ali. 1761, II 71 — 97). 

a Vgl. Pard. 1 73—84; de Wal II 4 f. 

* Man findet sie l>ei Pardessus I 149—154, vgl. dazu S 133 — 148. lieber 
die Stellen der lex Wisigothonun, insbes. den interessanten Titel XI 3: de trans- 
marinis negotiatorilms, s. Dahn in der Z f. HR XVI 383 ff. 



Digitized by Google 




§ 6. Die mittelalterlichen Seerechtsquellen : A. I. tlas Consulat. 57 

Anfang des 17. Jahrhunderts 5 und Auszüge in verschiedenen Werken, 
der Synopsis major und minor, dem I’oienia uomicon des Attaliata 
und dem Werke des Hanuenopulos. Es ist mehr als fraglich, oh diese 
Bestimmungen auch praktisch angewendet wurden, 8. § 7 A, 

Die lateinische Uebersetzuug von Buch 53 ist veröffentlicht von 
Zachariä von Lingenthal in den Monatsberichten der königl. 
preuss. Akad. der Wissensch. 1881 S 13 — 34, die übrigen Stellen bei 
l’ard. I 179—208, dazu vgl S 155-178, s. auch Heimbach. Ba- 
silicon libri LX, B V (Leipzig 1850) S 112—119. 

§ 6. Die mittelalterlichen Seerechtsquellen: A. Gebiet 
des Mittelmeeres. 

I. Gemeinrechtliche Quelle: das Consulat der See. 

Die merkwürdige unter diesem Namen bekannte Sammlung von 
Seegebräuehen, deren Entstehungszeit man früher sehr weit zurüek- 
zuverlegen pflegte, ist, wie neuere Untersuchungen ergeben haben, in 
seiner gegenwärtigen Gestalt nicht vor der zweiten Hälfte des 14. Jahr- 
hunderts (um 1370) in Barcelona entstanden. Zu Grunde liegt der- 
selben eine ältere uns nicht erhaltene Sammlung, welche als Costumes 
de la mar schon früher citirt wird ' und von deren Inhalt wir eine 
Vorstellung gewinnen, wenn wir den Abschnitt der Costuins von Tor- 
tosa IX 27 zu Käthe ziehen (s. § 7 I) I 2) *. Diese Sammlung, 
welche sicher schon in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts existirte 
und wohl eher eine Aufzeichnung von Gewohnheitsrecht als eine 

5 Noch Cujacius hatte eine Originalhandschrift vor sich, die seitdem ver- 
schollen ist. 

' Itegl. des Consulargerichts zu Valencia vor 1843 cnp. 22, 30, 31 und 41. 
Die ältere Sammlung wird als Capitols de mar auch im Consulat seihst (cap. 27) 
citirt. Auch die Worte: com desus es dit in cap. 16 des Consulats sind auf die- 
selbe zu beziehen, vgl. Tortosa IX 27 c. 9. 

2 Abgedruckt bei Oliver, Historia del derecho en Cataluna etc. IV (Madrid 
1681) 3 44ö — 166. Der Titel lautet: Iste sunt consuetudines et vsus maris, quibus 
vtuntur homines Dertusenses. Kapitel 1 und 2 handeln von dem Verhältuiss der 
Schiffsbesatzung auf Caperschiffen, vgl. damit Coutume von Valentia IX 27 § 1—5, 
dagegen entsprechen die Kapitel 3—44 dem ersten Tlieile des Consulats, vielfach 
sogar wörtlich, obgleich das letztere viel umfangreicher ist. Bemerkenswerth ist 
dabei, dass die Stellen, welche sich an das Consulat anschliessen. in dem letzteren 
kurzer gefasst sind, und zwar derart, dass meiner Meinung nach die Ansicht Oli- 
vers I. c. III 227 — 247 nicht haltbar ist, wonach der Verfasser des Consulats aus 
dem Hecht von Tortosa geschöpft habe. Vielmehr ist anzunehmen, dass dieses 
letztere (um 1279) eine Umarbeitung der ältesten Costumes de la mar von Barce- 
lona mit Berücksichtigung der localen Bedürfnisse von Tortosa ist. 



Digitized by Google 




58 



§ 6. Die mittelalterlichen Seerechtsquellen: 



Priijudiciensammlung gewesen zu sein scheint, ist dann mehrfach 
vergrössert und umgestaltet s und endlich durch einen unbekannten 
Verfasser, wahrscheinlich einen Schreiber des Seegerichts von Barce- 
lona, zu einem umfangreichen Rechtsbuche verarbeitet worden. Dem 
Verfasser waren nicht nur die Rechtsquellen des Mittelmeeres, ins- 
besondere die spanischen, sondern auch namentlich die Rechtsgebräuche 
der französischen Westküste bekannt Obwohl einzelne Theile des 
Seerechts im Consulat nicht behandelt werden, zeichnet es sich doch 
im allgemeinen durch grosse Vollständigkeit und eine weit getriebene 
Casuistik aus. Dies führte daldn. dass das Werk einen weit reichen- 
den, theilweisc noch heute bemerkbaren Einfluss erlangte, der sich in 
doppelter Weise geltend machte, einmal dadurch, dass die Gesetz- 
gebung aus dem Buche schöpfte, sodann aber besonders dadurch, dass 
dasselbe als Rechtsquelle von den Seegerichten anerkannt wurde. Das 
letztere wurde vermittelt namentlich durch die italienischen Ueber- 
setzungen. welche auch im nördlichen Europa Verbreitung erlangten. 
Im Gebiete des Mittelmeeres geriethen sogar durch den grossen Ein- 
fluss, welchen das Consulat ausübte, die privatrechtliehen Bestimmun- 
gen der älteren Seerechte allmählich in Vergessenheit Von dem 
Rechtsbuche in seiner gegenwärtigen Gestalt sind zwei Redactionen 
bekannt, welche übrigens nicht wesentlich von einander abweicheu. 
Die eine Redaction enthält nur das Rechtsbuch, während in der an- 
deren das Consularreglement für Valencia (s. § 7 D) und zwei andere 
Verordnungen vorhergehen, auch ist eine Verordnung über die Aus- 
rüstung von Caperschiffen angehängt. Der Text der ersterwähnten 
Redaction ist um einige Kapitel kürzer, namentlich enthält dieselbe 
an Stelle der cap. 109—113 zwei Artikel der Verordnung des Königs 
I’eter IV. von Arragonien vom Jahre 1340 (s. § 7 D). Wir kennen 
diese Redaction gegenwärtig nur aus zwei italienischen Uebersetzungen, 
nachdem ein vor dem Jahre 1484 veranstalteter Druck in catalanischer 
Sprache, der noch dem Capmany Vorgelegen hat 4 , verschollen ist. 

* Eine solche um gestaltete Redaction (in schwedischer U Übersetzung verfasst 
zu Rom im J. 1522) lag möglicherweise dem V e r w e r im J. 1697 vor, s. dessen 
Nederlants Seerechten (ed. 3 von 1730) S 42 ff. Er giebt die Ueberschriften der 
136 Artikel und bemerkt: „De tale van’t Sweedsche was klaar, beknopt en ten 
uitersten bondig; ook met Styl van Wet en van Ordonnantie: daer het Italiaensche 
is lankwylig, talmngtig, en op de meeste plaetsen geglosseerd en geparaphrnseerd“, 
es könnte aber auch nur ein Auszug aus der italienischen Uebersetzung des (’on- 
sulats (Rom 1519) sein, vgl. noch Schlyter, Corpus jitris Sueogot. VIU S XX1I1 
Anm 17 und IS. 

4 Vgl. Capmany, Codigos I S LXVI1 ff.; I’ard. II 37 ff. Es ist übrigens 
nur wahrscheinlich, dass dieser Druck ebenfalls die ältere Redaction enthielt. 
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Literatur: Pardessus, Coli. D 1—48, V 10— 13, VI 492—495. S.Wild- 
schut, Spec. de t'onsulatu Maris, antiquissimo et uberrimo .Iuris Maritim! hodiemi 
fonte, Amstel. 1844. Twiss II S LIX— LXX, III S XXV— LDL LXXIII ff. 
Oliver 1. c. Wagner in der Z f. HR XXIX 413 ff. Der Vollständigkeit halber 
sei auch erwähnt Canale, N'uova istoria della repubblica di Genova, Fir. 1858, 
1 371—376, der die Entstehungszeit vor das Jahr 1147 versetzt wissen will. 

Handschriften: nur zwei erhalten, beide zu l’aris, a. Ms. Esp. 124 (Ende 
des 14. Jahrli.) und b. Ms. Esp. 56 (Anfang des 15. Jalirh.), s. Pard. AT 493 ff. 
und Twiss III S XXXVII ff.». 

Drucke: Aeltester erhaltener Barcelona 1494, dann 1502, 1517, 1523, 1592 
u. ö., dann bei Capmany, Codigo de las costumbras maritimas I 1 — 314; bei 
Pardessus, Coli. II 49 — 360 (mit französischer Uebersetzung), bei Twiss III 35 
bis 657 (mit englischer Uebersetzung, dazu Glossar IV 198 — 238). 

Uebcrsetzungen: 1. Italienische, älteste Rom 1519 in 247 Kapiteln, 
noch nicht genauer untersucht (vgl. Manzoni II 425 f. und Z f. HR XXVII 660 f.), 
wahrscheinlich Vorbild der zweiten Uebersetzung, Venedig 1539 (vgl. Pard. V II ff. ; 
Twiss II S LXII1 ff.; Manzoni I 538 f.), sodann Vulgata-Uebersetzung zuerst 
Venedig 1549, 1564 u. ö., bis 1720 sind 11 Ausgaben bekannt, seitdem meist mit 
dem Commentar des Casaregis (s. § 13 C II 1). 

2. Sonstige, holländische mit Anmerkungen von Westerveen, Leyden 
1704. 4, Amst 1723. 4 (nach der ebenfalls in dem Buch enthaltenen italienischen 
Vulgata); hiernach deutsche Uebersetzung von Engelbrecht im Corp. jur. naut. ; 
französische von Mayssoni, Mars. 1577, Aix 1685, von Boucher, Pari! 1808; 
castilianische von D i a z , Valencia 1539, vonl’alleja, Barcelona 1732; lateinische 
von Fischer, Rostock 1698 (nach der italienischen); ferner Uebcrsetzungen bei 
Capmany, Pardessus und Twiss s. o. 

§ 7. II. Particularrechtliche Quellen. 

A. Die sog. rhodische Sammlung (Vd/to? ‘PodiW ravrixig). 
Sie besteht aus drei Stücken, welche sämmtlich mit der Insel Rhodus 
nicht das Geringste zu thun haben. Den ersten Theil bildet eine 
historisch unhaltbare Erzählung, nach welcher die rhodischen Gesetze 
von mehreren römischen Kaisern bestätigt worden seien, Theil 2 
handelt von der Schiffspolizei und einigen Verträgen, am wichtigsten 
ist der dritte Theil, welcher in 51 Artikeln fast alle Verhältnisse des 
Seehandels regelt. Während man bisher annahm, dass wir es mit 
einer zwischen dem 8. und 10. Jahrhundert wahrscheinlich am adri- 
atischen Meere entstandenen Sammlung von Gewohnheitsrecht zu thun 
hätten, hat der bewährteste Kenner des byzantinischen Rechts nach- 
gewiesen, dass der dritte Theil ein Gesetz der isaurischen Kaiser aus 



» Die beiden Handschriften sind noch nicht genügend benutzt worden, die 
zweite überhaupt nicht: den Ausgaben von Pardessus und Twiss liegt die Aus- 
gabe von 1494 zu Grunde, nur einige Varianten von Esp. 124 werden mitgetheilt. 
Danach ist Z f. HR XXVII 660 zu berichtigen. 
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§ 7. I>ie mittelalterlichen Seerechtsquellen: 



der Mitte des 8. Jahrhunderts ist, an das sich die beiden anderen 
Tlieile später angeschlossen haben Trotz der Basiliken behielt die 
Sammlung fortdauernd im oströmischen Reich Geltung, auch in Süd- 
italien noch lange nach der Losreissung von Byzanz (bis zum 15. Jahr- 
hundert). 

Handschriften: Einige 40 erhalten, fast immer in Verbindung mit by- 
zantinischen Rechtsquellen, sie gehen bis in den Anfang des 10. Jahrh- zurück 
(Cod. Bodlej. 715 vom J. 902 oder 908), s. Zachariä von Lingenthal, Ge- 
schichte des griechisch-römischen Rechts, 2. Aufl. 1877, S 292 f. Anm 45- 48, in 
einer Handschrift in Verbindung mit einem Gesetze des K. Roger vom J. 1150. 
in einer anderen ebenso und inmitten von Rechtsquellen, quo jure t’alabriae sive 
Magnae Graeciae provineiae olim utebantur. beide aus dem 12. Jahrli., s. Alianelli, 
Delle eonsuetudine etc. S Xlll f. 

Drucke: 1. von Simon Sc har d, Basel 1561, nach der Ausgnbe des 
Eustathius S 212—267. auch Rostochi 1671; 2. bei Leonclavius, Jus Graeco- 
Romanuin II 265 ff., 1596; 8. bei l’eckius-Vinnius in der § 18 C I angeführten 
Schrift und danach öfters; 4. bei Pardessus I 231—260 und danach bei Heini- 
bach, Basilicou libri LX, B V S 119—127; 5. bei Zachariä v. L., Jus Graeco- 
Romanum IV 162 — 170 (als Titel 40 der Ecloge ad prochiron mutatn). 

Literatur: Pard. I 24 ff. 155 ff. 209 —230, VI 484. Mortreuil, Ilistoire 
du droit byzantin I 393 ff. H ei mb ach a. O. S 119 Anm n. Alianelli a. 0. 
S XIII f. XVII Anm 1. de Wal II 5; jetzt besonders Zachariä v. L., Gesch. 
d. gr. r. Rechts S 292 — 297. 

B. Italien. 

I. Gebiet des adriatischen Meeres. 

1. Venedig. Die venetianischen Seerechtsquellen haben vor- 
wiegend das öffentliche Recht zum Gegenstände. Folgendes ist er- 
halten : 

a. Aeltestes bekanntes Seegesetz * unter dem Dogen Petrus 
Ziani (1205—1229), abgedruckt bei Romanin, Storia documentata 
di Venezia II 441 ff. 

b. Neue Redaction vom J. 1229, erhalten in italienischer Ueber- 
setzung durch den ältesten Druck der Civilstatuten vom 24. April 1477 
( R o m a n i n II 242 Anm 2 und dazu M a n z o n i I 529 f.), auch sind 
zwei Handschriften vorhanden, s. Archivio veneto HI 28 f. 36. 

c. Revision vom J. 1255 unter Renier Zeno: Capitulare nau- 
ticurn oder Statuta navium et navigantium. lieber die Handschriften 
s. Archivio ven. IU 20. 23. 24. 26. 32 f. und XI 182, auch L. Man in, 
Esercitazioui dell' ateneo di Venezia IH 1839; Ausgaben 1. Canciani, 



1 Auf die Art. 45 — 47 nimmt aller Wahrscheinlichkeit nach eine interessante 
Stelle der lex Romana l'tinensis (Paulus II 7) Bezug, s. Z der Savigny-Stiftung 
germ. Abth. IV 55 ff. 

* ln diesem wird bereits auf eine andere Verordnung Bezug genommen (c. 11). 
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Barbarorum leges V 344 ff.; 2. Pard. V 20 — 59; 3. Fontes rcrunt 
Austriaeanun XI V 401 ff. Eint' neue Ausgabe wäre erwünscht. 

d. Neue Revision von 1302, s. Romanin 111 340 Anm 8. 

e. Zusätze in den Statuta civilia von 1346—1347, VI c. 68 — 76 
(additiones et correctiones super statutis navium et navigantiuni) bei 
Pard. V 60 — 64. 

f. Seerechtliche Bestimmungen finden sich ferner in der Pro- 
inissione del maleficio von 1232 (I’ard. V 19 f.) und in einigen 
Specialgesetzen (Pard. V 64 ff.). 

g. Die venetianisclie Gesetzgebung war von Einfluss auf die der 
dalmatinischen Küstenstädte und Inseln, insbes. auf die Statuten von 
Zara (verfasst um 1300): III 40, IV 1 — 83 (abgedr. bei Pard. VI 
605 — 622, vgl. Manzoni I 568) und die Statuten von Spalato von 
1312 (herausgegeben von Hanel in den Monumenta historico - juridica 
Slavorum meridionalium I 2, Agram 1878). Die seerechtlichen Stücke 
(namentlich Buch VI 14 — 21. 32. 37. 42—73) sind denen von Zara 
sehr ähnlich. Vgl. noch Statuten von Cattaro (Pard. V 96—98 und 
Manzoni I 118 f.), von Pharo oder Lesina (Pard. VI 622 ff. und 
Manzoni I 233) , von Curzola ( P a r d. V 96 ; Wenzel im A f. 
österr. Geschichtsquellen IV 511 ff., VI 361 ff. ; Manzoni I 159, II 
184; neue Ausgabe von Hanel 1877 in den Mon. hist, jurid. Slav. 
mer. II), von Melida (Wenzel a. a. 0. IH 10 ff.). 

2. Ordinamenta et consuetudo maris edita per eon- 
sules civitatis Trani, angeblich vom Jahre 1063, erhalten in 
einer italienischen Uehersetzung aus dem Anfang des 16. Jahrhunderts, 
abgedruckt in fünf Ausgaben der Statuten von Fermo (zwischen 1507 
und 1691). Die angegebene Entstehungszeit des (lateinischen) Originals 
muss aus verschiedenen Gründen bezweifelt werden 3 . 

Neuere Ausgaben: Pard. V 287 — 251. Volpicella, Potenza 1852. 
Aliauelli S 52—64. Twiss IV 521—543. 

Literatur: Pard. I 141, V 216 ff. Volpicella in Mancini, Bibi, di 
scienze morali, Nap. 1847, S 66 — 92, dann in der Einleitung zu seiner Ausgabe, 
E. de Roziüre in der Revue historique de droit fr. et itr. 1855 I 189 — 198. 
Campanile, Brief an Volpicella, Trani 1856. Cesare Sul im Arch. storico 
ital. 1860 NS XII 2 S58f. Sclopis, Storia della legislazione italiana, 2. ed. 
1863, IV 192. Alianelli im Giurista VII Nr 48, Nap. 1866. Ders., Brief an 



* Als EntstelmngHjahr schlagen von den citirtcn Schriftstellern vor: 1368 
Sclopis, Capasso und Pertile, 1263 Racioppi, 1183 Volpicella; lleyd 
halt das Datum für immöglich, ohne ein anderes an seine Stelle zu setzen, zwei- 
felnd drückt sich La band aus, wahrend die übrigen dasselbe für richtig halten, 
so namentlich Alianelli und ßeltrani. 
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Volpicella vom 15. Nov. 1868; Antwort des letzteren 1869. Volpicella bei 
Alianelli a. 0. S 1 — 52. Laband in der Z f. HR XVII 344 — 346. Alianelli, 
Delle consuetudine e degli statuti municipali nelle provincie napolitane I 44 — 52 
(1873). G. B. Beltrani, Sugli antichi ordinamenti marittimi di Trani, ßarletta 
1878. Twiss II S XLIV-XLVI, IV S XV f. CXI-CXXXII. B. Capasso im 
Arch. storico per le prov. napolitane 1 1876 S 616 — 618. Racioppi ebendas. 
III 679—709. He yd, Geschichte des Levantehandels I 109. Pertile, Storia de! 
diritto italiano II 658 f. Anm 21; auch Manzoni a. a. 0. I 488 — 490. 

3. Ancona. Ausführliches Seerecht in italienischer Sprache kurz 
vor dem Jahre 1397 entstanden, bereits Einfluss des Consulats bemerk- 
bar 4 , abgedruckt bei Pardessus V 116 — 202, dazu Statuta An- 
conitanae urbis II 90, III 120, IV 38 und einige Specialgesetze 
(Pard. V 203 ff., vgl. auch Manzoni I 11 f.) 5 . 

II. Neapel und Sicilien. 

1. Amalfi. Diese Stadt, welche sich mehrere Jahrhunderte 
hindurch einer fast völligen Unabhängigkeit erfreute, besass in der 
sog. Tabula Amalphitana ein Seerecht , welches im frühen Mittelalter 
eine grosse Autorität ausgeübt zu haben scheint. Längere Zeit ver- 
schollen und daher trotz sehr bestimmter Nachrichten von einigen, 
insbesondere Pardessus, in seiner Existenz angezweifelt , ist das- 
selbe in den 40er Jahren wieder aufgefunden worden. Es besteht in 
der auf uns gekommenen Gestalt aus zwei Theilen, einem in lateini- 
scher Sprache, welcher wohl schon dem 11. Jahrhundert angehört (vor 
1131 ?) 8 , und einem in italienischer Sprache, der erst aus dem Ende 
des 14. Jahrhunderts stammt (bald nach 1377 wegen cap. 32)’. 

Handschriften: a. Wiener Hilsclir. (Foscarini) 16. Jahrh.; b. Hdschr. 
in Amalfi von Camera entdeckt, s. dessen Meniorie storico-politiche I, 1876, S 537 
Anm 1. Hier ist eine leider nicht vollständig erhaltene Verordnung über die Aus- 
rüstung der Schiffe u. s. w. beigefügt, welche Camera a. a. O. S 535 ff. veröffent- 
licht hat Die Ueberschrift lautet: Istruttioni seu parte de capituli de la Tavola 



* Pardessus drückt sich zweifelnd aus, s. aber jetzt meine Beitrüge zum 
Seerecht S 15. Eine genauere Untersuchung dieses Seerechts, von welchem zwei 
Handschriften (von 1897 und 1457) vorhanden sind, ist noch vorzunehmen. 

5 Zu erwähnen sind noch Statuten von Kimini von 1308 III 56, IV 188 
und 141 (Pard. V 118 f.), Statuten von Bari (Pard. VI 624 — 626 und Alianelli 
a. 0. S 150—154, dazu S 142 f. daselbst Literaturangaben, neuere vollständige Aus- 
gaben von Petroni, Nap. 1860, und Bonazzi, Nap. 1876). Die seerechtlichen 
Kapitel zeigen byzantinischen Einfluss und Verwandtschaft mit dem pisaner Con- 
stitutum usus. 

* S. aber Laband in der Z f. HR XVII 347 ff. und Racioppi unten Anm 8. 

1 Hier mögen auch die Statuten von Gaöta Erwähnung finden (14. Jahr- 
hundert), s. Alianelli a. 0. S 154 — 169 und dazu S 148 f., auch Pard. V 251 f., 
dazu S 280. 
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maritima etc. Ueber die Handschrift s. auch Volpicella im Archivio stör, per 1c 
pr. nap. I 782 — 795. 

Ausgaben (nach der Hdschr. a): 1. Napoli 1844 fol. 2. in dems. Jahre von 
T. Gar im Appcnd. all’ Arch. stör, ital., Fir., S 253 —289. 3. von G. d'Addosio 
im Cenno storico del diritto di commerrio, Nap. 1860, 8 77 — 94. 4. de la Pri- 
maudaie, Etudes sur le commerce au moven äge, Paris 1848, S 305 — 317. 
5. Laband in der Z f. HIt VII 303 — 337. 6. Alianelli a. a. 0. 8 100—186. 
7. Twiss IV 1 — 51. 8. Camera a. a. O. S 210—217 und dazu die Varianten 
der Hdschr. b S 537 Anm 1. 

Literatur: G. Amorosi, Lettera villarercia sulle Tavola Amalötana, Nap. 
1829. Pard. I 142 ff., V 223 -229, VI 481. Ilers., Us et coutumes n 559. 
Holtius, Geschied- cn Regtskundige Verhandelingen, Utr. 1851, S 251 ff. (auch in 
den Abhandlungen übersetzt von Sutro S 221 ff). Laband a. a. 0. S 296 — 303 
und in den zahlreichen Anmerkungen. Alianelli S 67 - 99. Laband in der Z 
f. HR XVII 346—349. Twiss IV 8 VH— XIV. M. Camera a. a. 0. 8 207-209. 
Ifacioppi 8 im Arch. st. nap. IV 255—290. 

2. Die staatliche Gesetzgebung ftussert sich theils im Erlass von 
materiellrechtlichen Bestimmungen (Pard. V 252 — 257, vgl. Alianelli 
S 233 ff.), noch mehr aber in Verordnungen über die Rechte und 
Pflichten der Admirale. 

Sechs neapolitanische Texte zwischen 1289 und 1519 bei Alianelli S 178 
bis 230, Verordnung für Sicilien zwischen 1298 und 1300 in den Miscellanea di storia 
italiana X 161-165, vgl. S 42-45, vom J. 1399 bei Pard. V 237 ff. 

III. Pisa. Zu den ältesten und wichtigsten Seegesetzgebungen 
gehört die der Pisaner, welche schon im Jahre 1081 geschriebene 
Seegesetze hatten; dieselbe scheint im früheren Mittelalter im Westen 
weitere Verbreitung erlangt zu haben, insbesondere hat eine Ein- 
wirkung auf Marseille stattgefunden. Von Bedeutung ist auch, dass 



8 Dieser Schriftsteller kommt zu folgendem Resultat (S 287): L’antica Tabula, 
della seconda metä del XIII secolo, non ebbe (quali oggi esiste) che un ventuno 
articulo. Nel seculo XIV altri usi e eonsuetudini marittime della cittii vi si aggiun- 
sero in nuovi articoli italici: cd altri articoli, tratti se non dal Consolato di mare 
certn da altri fonti catalane, vi si innestarono nel secolo XV ; finche i nuovi bisogni 
del commerrio marittimo, combattuto da corsari barliareschi e dalle stesse potenze 
cristiane inimiche della Spagna, non obligarono a nuove aggiunte di usanze e dis- 
cipline marittime nel secolo XVI (die oben erwähnten Istruttioni). Ein Haupt- 
argument für die Entstehung der lateinischen Kapitel nach 1274 (dem Entstehungs- 
jahre der Consuetudines civitatis Amalphae) soll in cap. 23 liegen, nach welchem 
die Gewinnvertheilung prout est consuetum erfolgen soll: über die Art dieser Ver- 
theihmg gebe nämlich cap. 14 der Consuetudines (bei Alianelli 8 136 =■ cap. 19, 
bei Camera 8 465) Auskunft. Diese Ansicht ist völlig unhaltbar, denn die Tabula 
bandelt von der colonna, die Consuetudines aber von der commanda (s. oben § 2 
zu Anm 15 ff). Die Art der Gewinnvertheilung ergiebt sich übrigens aus den cap. 4, 
5 und 9 der Tabula. 
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die pisanischen Rechtsquellen uns in sehr alten officiell benutzten 
Handschriften erhalten sind 9 . Am wichtigsten sind die Bestimmungen 
des Constitutum usus vom J. 1161 (Auszug hei Pard. IV 569 ff., voll- 
ständig bei Bonaiui, Statuti inediti della cittA di Pisa II 1870 
S 818 — 1026), sodann Breve curiae maris, lateinische Redaction vom 
J. 1298 bezw. 1305 (im Auszug bei Pard. IV 585 ff., vollständig bei 
Bonaiui 1. c. HI 345—445), italienische Recension vom J. 1343 
(urspr. von 1322) bei Bonaiui III 446—584, dazu verschiedene 
Einzelverordnungen bei Bonaini UI 585 ff., insbesondere eineV von 
1335 in Betreff der scrivani de le galee (ibid. III 602 — 606), vgl. auch 
noch die Bestimmungen des Breve Pisani communis von 1286, I 21. 
98. 145, H 3, III 72 bei Bonaini I 55 ff., und die Redaction von 
1313 bei Bonaini II 11 ff. Pisanischen Ursprungs sind ferner: 

1. Breve portus Kallaretani vom J. 1318, abgedr. Pard. V 284 
bis 315, Monumenta thistoriae patriae X 644 — 659, Bonaini II 
1083 ff. 

2. Statuten von Sassari von 1316, Auszug bei Pard. V 281 — 284. 
vollständig bei Tola, Cod. della rep. di Sassari, Cagliari 1850, und 
Monumenta historiae patriae X 509 ff. 

Literatur: Raumer in ilen Abhandlungen der Berl. Akademie, histor. 
phil. ('lasse 1827 S 189—200. Pard. IV 54-7 ff. Twiss III S XXVIII ff., auch 
S LXXXV, besonders aber Bonaini speeiell II S XX f., III S IX ff. 

IV. Genua. Aeltestes bekanntes Gesetz vom J. 1154 (Mou. 
hist. patr. VII n. 199), sodann seerechtliche Bestimmungen in den 
Statuten von Pera 10 , vor 1300, theilweise viel älter (Auszug bei 
Pard. VI 587—595, vollständig edirt von V. Promis in den Miscel- 
lanea di storia italiana XI 515 ff.), später viele einzelne Verordnungen, 
welche meist das öffentliche Recht betreffen (vgl. Pard. IV 439 ff.): 
dieselben wurden gesammelt durch das Officium Gazariae, eine Ad- 
ministrativ- und Justizbehörde (seit 1313), welche auch selbst Ver- 
ordnungen in Seesachen zu erlassen befugt war. Gedruckt sind zwei 
Redactionen dieser Sammlungen: 

a. Eine aus der Mitte des 14. Jahrhunderts ed. Sauli, Mon. 
hist. patr. II 299—430, s. auch de la I'rimaudaie a. a. 0. S 332 
bis 367. 

b. Redaction von 1441 bei I’ardessus IV 458 — 524. 

* Die älteste erhaltene Handschrift stimmt vom Jahre 1233. 

10 Kinzelne Bestimmungen über die Seehamlelsgesellsclmften enthält schon das 
sog. Fragment Datta, publicirt auch von Desimoni in den Atti della societä 
ligure I 76 ff. 
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Verloren ist eine Redartion von 1403 mach Pardessus), wenn 
dieselbe nicht in den von Bensa a. 0. S 283 f. erwähnten zwei Hand- 
schriften des Officium niaris bzw. Officium provisionis maris von 1402 
und 1408 enthalten ist. Einzelne seerechtliche Bestimmungen ent- 
halten auch die Statuten von 1316, 1414 u. s. w., ferner die Criminal- 
statuten von 1556 und die Civilstatuten von 1588. Die genuesische 
Gesetzgebung war maassgebend für Albenga 11 (Pard. IV 544), Savona 
(Pard. VI 595 f.), Levante (Pard. VI 596 f. und Manzoni I 233 f.) 
und Bonifacio (Pard. VI 595—600, vollst. bei Gregori, Statuti 
civili e eriminali di Corsica, 1843), namentlich die Statuten der letzteren 
Stadt, wiewohl formell aus neuerer Zeit, enthalten materiell altes 
genueser Recht. 

Literatur: Pard. IV 524 — 534 und überhaupt Lästig, Entwicklungs- 
wege und Quellen des Handelsrechts, insbes. S 201 ff. ferner Bensa, Hella giuris- 
dictione mercantile in Genova nel medio evo im Arch. giuridico XXVII 281 ff. 

C. Sil d frank reich. Seerechtliche Bestimmungen enthalten: 

1. Die Statuten von Arles, angeblich vom J. 1150, cap. 105, 
122 f., 140. 144, bei Pard. IV 251 f. And bei Giraud, Essai sur 
l’histoire du droit franyais au moyen ftge. 

2. Montpellier: zwei Bestimmungen aus dem 13. Jahrhundert 
bei Pard. IV 253 ff.; ein lateinischer Text der V Uber die com- 
mandae bei Gcrmain, Hist, du commerce de Montp. II 98 Anm 1. 
Vgl. auch Petit Thalamus ed. St. Paul (Montpellier 1836). 

3. Die älteren Statuten von Marseille vom J. 1228 (ahgedruckt 
bei Möry et Guindon, Hist, de Marseille I 327 ff.) sind nur für 
das öffentliche Seerecht und die Handelsgeschichte von Bedeutung, 
dagegen enthalten die neueren Statuten (zwischen 1253 und 1255) 
ausführliche Bestimmungen über privatseerechtliche Verhältnisse, na- 
mentlich in Buch IV. Abgedruckt bei Pard. IV 256 — 283, voll- 
ständig bei Möry et Guindon Band II u. fgde. Vgl. dazu Pard. 
IV 235—239. 

D. Das östliche Spanien. 

I. Gesetzgebung der Könige von Arragonien: 

1. Bestimmungen in den alten Fueros von Valencia, angeblich vom 
J. 1250, in der jetzigen Gestalt zwischen 1292 und 1301, Ausgaben 
1482 und 1547, über die Handschriften und die Geschichte s. Oliver, 
Ilistoria del derecho en Cataluna etc., 1876 ff., I 305—338. 433 ff.; 
die seerechtlichen Bestimmungen bei Pard. V 333 — 338. 



11 Vgl. jetzt auch G. Rossi, Storia della cittä c diocesi di Albenga, 1870. 

Binding, Handbuch. III. 3. I: Warner, Se«r«cht. I. 5 
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2. Codigo de las Costunibnis de Tortosa, in der jetzigen Gestalt 
zwischen 1279 und 1294 aufgezeichnet, s. oben § 6 Anru 2, ferner 
Oliver a. 0. 1 119—138: Ausgabe 1539, danach von Oliver in B IV 
des citirten Werks und von Rarnou Foguet Barcel. 1878 ff. etlirt, 
vgl. dazu Oliver 111 226— 307 u . 

3. Verordnungen, insbes. für Barcelona des Königs Jakob I. vom 
J. 1258 (Handschr. im Liber viridis I. von Barcelona) und des Königs 
Peter IV. vom J. 1340 (in den Handschr. und Ausgaben des Consulats) 
und viele einzelne Verordnungen, abgedruckt bei Pard. V 339 ff. 

4. Consularregleinent für Valencia (zwischen 1336 und 1343). 
Dasselbe wurde nicht nur in den meisten Seestädten Spaniens recipirt, 
sondern auch mit dem Consulat der See in Verbindung gebracht und 
ist daher später Quelle des gemeinen Seerechts geworden. Abgedruckt 
bei Capmany, Codigos I 321 — 339, Pard. V 374 — 393 und T wiss 
IV 449—495.’ 

II. Verordnungen des Magistrats von Barcelona. Da- 
von betrifft eine vom J. 1343 den Frachtvertrag (Pard. V 371 ff.), 
zwei andere von 1435 und 1436 die Schiffspolizei (Pard. V 487—493. 
504 — 506), während die wichtigsten die Seeversicherung regeln u . 

E. Die Königreiche Jerusalem und Cypern. Von grösstem 
Interesse sind die seerechtlichen Bestimmungen der Assisen von 
Jerusalem, namentlich auch deshalb, weil dieses Gesetzbuch auf 
rein germanischer Grundlage beruht und insofern im Gebiete des 
Mittelmeeres eine vereinzelte Erscheinung bildet. Die Kapitel 40 — 46 
(bzw. 43 — 49) der Assisen de la Court des Bourgois sind besonders 
herausgegeben von Pardessus I 275 — 282, vgl. dazu S 261 — 274, 
besser von Tw iss IV 498—518 (nach der luünchener Handschrift 
unter Benutzung anderer, auch griechischer Texte), vgl. dazu IV 
S XVI— XX. XCVI-CX. CXLIX— CU. Vollständige Ausgaben von 
Kausler 1839, Foucher 1839 und Beugnot 1841 — 1843'\ 



’* Kine ältere Redaction der (,'ostums von Tortosa vom J. 1272 ist neuer- 
dings im Original aufgefandeu worden, s. Oliver IV S XXI Anm 1. Oh sich in 
derselben seerechtliche Bestimmungen befinden, vermag ich nicht anzugeben. 

'* Diese beiden Verordnungen sind von bedeutendem rechtsgeschichtlichen 
Interesse wegen ihrer Beziehungen zum Consulat, s. § 6 Anm 2. Von den übrigen 
Verordnungen behandeln die meisten die Caperei. 

14 lieber dieselben s. Rcatz, Geschichte des europ. .Seeversicherungsrechts 
1 57—169. 

,s lieber die Assisen überhaupt und eine armenische Ueborsetzung derselben 
s. noch Brunner in HRI.ex 4 . Aull. I 284. 
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§ 8. B. Der Westen und Nordeu Europas. 

I. Gemeinrechtliche Quellen. 

I. Oleronsches Seerecht. Auf der Insel Oleron, welche seit 
den ältesten Zeiten für den Wein- und Salzhandel von Bedeutung 
war, entstand, wahrscheinlich im 12. Jahrhundert, im Anschluss an 
die Rechtsprechung des dortigen berühmten Seegerichtshofs, eine 
Sammlung von seerechtlichen Urtheilen, welche im Laufe der Zeit im 
ganzen Westen und Norden Europas Verbreitung finden und gewohn- 
heitsrechtlich recipirt werden sollte. Mau muss folgende Redactionen 
unterscheiden : 

A. Die älteste Redaction — von Tw iss die gascognische 
genannt — enthält 24 Urtheile. Es giebt von derselben Handschriften 
in rein französischer Sprache, solche mit Beimischung gascognischer 
Wörter, solche vollständig in gascognischem Dialekt, endlich alte 
oastilische und vlämische Uebersetzungen. Ein um 10 Artikel er- 
weiterter Text ist uns in drei in England befindlichen Handschriften 
aus dem Anfang des 15. Jahrhunderts erhalten: die Zusatzartikel sind 
auf die Rechtsprechung des Admiralitätsgerichts zurUckzufUhren *. 

B. Die zweite Hauptredaction ist von Twissdie normannisch- 
b re tonische genannt worden, weil die Handschriften und Drucke der- 
selben ausschliesslich im nördlichen Frankreich entstanden sind. Sämmt- 
liche Texte unterscheiden sich von denen unter A durch Veränderung 
des Schlusssatzes in Artikel 9. Die Handschriften enthalten einen 
Zusatz zu Artikel 4 und im ganzen 27 Artikel, ebenso die älteren 
Drucke. Einen um 20 Artikel vennehrten Text gab Pierre Garcie 
bald nach dem Jahre 1483 in seinem Werke: Le grhnd routier de 
mer heraus, welches mehrere Auflagen erlebte, auch ins Englische 
übersetzt wurde. Mit dieser Redaction stimmt dann der Text Uberein, 
welchen Cleirac in seinem Werke: Us et coutumes de la mer ver- 
öffentlichte, und durch diesen, welcher in fast alle lebenden Sprachen 
übersetzt worden ist (Pardessus I 321 f.), wurden dann die älteren 
Redactionen für längere Zeit verdrängt. 

Handschriften: lieber dieselben vgl. Pardessus I 320 f., VI 483 f.; 
Twiss I S LXXXII. II S l.XXXIV f., III S LXXXII f., ferner I N I,X Amn 3 



1 Vielleicht auch auf die Gesetzgebung der englischen Könige, vgl. K y mer, 
Foedern (ed. 2) I 2 S 634; Pardessus IV 204 und Liber albus gildh. London, 
cd. Biley I 490—492. 
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und S LXI Anm 1, ferner St Maur in der Revue de legislation francaise et etr. 
1x78 S 163 ff. 

Literatur: Pardessus I 283 - 322, VI 485 f. Wildschut, De consulatu 
maris S 17-21. Twiss I 8 LV1I ff., II S XLVII ff. LXXIX ff, III S XI ff 
Wagner in der Z f. HR XXVII «52 ff 

II. I>as wisbysche Seerecht. Die unter diesem Namen be- 
kannte Compilation, welche bis in dieses Jahrhundert von praktischer 
Wichtigkeit war, hat eine so wunderliche Entstehungsgeschichte, wie 
kaum eine andere Rechtsquelle. Man muss dabei folgende Stadien 
unterscheiden : 

1. Auf dem Hansetage zu Lübeck am 15. Mai 1407 wünschten 
Abgeordnete des deutschen Kaufmanns zu Brügge den Erlass einer 
Ordinancie, welche die havarie-grosse- Verhältnisse regeln sollte. Die 
Rathssendeboten der Städte verwiesen die Interessenten auf den Weg 
vertragsmässiger Festsetzungen *, und es wurde darauf ein Entwurf, 
welcher indessen auch das übrige Privatseerecht regelte, wie es scheint, 
unter Beirath einer hansischen Gesandtschaft in demselben Jahre in 
Amsterdam festgestellt und sodann mit einigen Abänderungen von 
dem hrügger Contor angenommen. Zu gleicher Zeit wurden auch die 
24 ältesten Artikel des olerouschen Seerechts, welche schon im 14. Jahr- 
hundert von dem Seegerichtshof zu Damme in vlämischer Ueltersetzung 
recipirt worden waren, die sogenannten Vonnesse von Damme, 
jener Ordinancie beigefügt. Diese beiden Bestandtheile bilden das 
sogenannte Waterrecht , welches in zwei Redactionen vorhanden ist: 

a. Die Redaction für das brügger Contor: hier steht die 
um drei Artikel vennehrte Ordinancie voran und die ebenfalls ver- 
mehrten Vonnesse sind beigefügt s . 

b. Der Entwurf, in welchem zuerst die Vonnesse kommen, an 
welche sich dann „die Ordinancie, die die schipheren und koplude 
met inalcanderen hegheren van schiprecht“, anschliesst 4 . Dieser Entwurf 



* Die interessante Stelle lautet : Item alse de copman beghert tunnie ene redde- 
like ordinancie to ramende, umine dat gud, dat geworpen weil, to geldeu: dat de 
coplude sik des vordreren mit den schipperen, wenneer se de sehepe winnen (Hanse- 
recesse A V Nr 892 unter 26 sub 6). 

1 Die ofticielle Ausfertigung aus dem Anfang des 15. Jahrhunderts hat sich 
mittlerweile im Stadtarchiv zu Köln wiedergefunden. Die Beschreibung Lappen- 
bergs ist ungenau, wenn anders ihm diese Handschrift überhaupt Vorgelegen hat 
was zweifelhaft ist. Orosstentheils stimmt sie mit der von mir beschriebenen lübecker 
Handschrift überein. Z f. HR XXVII 412 ff Dieser Redaction gehört auch die 
Handschrift im Stadtbuch von Stavern an. s. Telting a. Ö. 

4 In der Mitte zwischen diesen beiden Redactionen steht eine Handschrift 
der Ordinancie allein im ältesten Privilegienbuche der Stadt Amsterdam. Diese 
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ist in den meisten Seestädten, aueh solchen, welche dem Hansebunde 
nicht angehörteu, im Laufe des 15. Jahrhunderts gewohnheitsrechtlich 
recipirt worden. 

2. l»as Waterrecht erhielt während des 15. Jahrhunderts mannich- 
fache Fortbildung, so wurden der Ordinancie noch weitere drei Rhe- 
dereiverhältnisse betreffende Artikel hinzugefügt. Auch war es üblich, 
dass wichtigere Entscheidungen der Seegerichtshöfe in den Hand- 
schriften hinzugefügt wurden, und im Gebiete der Ostsee geschah 
dasselbe mit den älteren Bestimmungen des lllbischen Rechts, welche 
seerechtliche Verhältnisse regelten. Von solchen vermehrten Re- 
dactionen des Waterrechts mögen hier zwei erwähnt werden: 

a. Eine derselben verdankt ihre Entstehung der Judicatur des 
königsberger Raths : hinzugefügt sind sechs lübische Artikel und 
mehrere Entscheidungen jenes Gerichtshofs zwischen 1522 und 1538: 
ein Abdruck findet sich in J. L. I/Estocq, Auszug der Historie des 
allgemeinen und preussischen Seerechts, Königsberg 1747. S 73 — 88; 
über die Handschriften vgl. Güterbock a. 0. 

b. Handschriftlich weit verbreitet ist eine Redaction, welche nur 
den ursprünglichen Text des Wasserrechts 4 enthält, woran zum Schluss 
zwei lübische Artikel gehängt sind. 

3. Eine solche Handschrift, vor welche jedoch zufällig 14 weitere 
lübische Artikel seerechtlichen Inhalts geheftet waren, benutzte Got- 
fried von Gemen, als er im Jahre 1505 in Kopenhagen die erste 
Ausgabe veranstaltete. Wahrscheinlich weil jene Handschrift bei dem 
Seegerichtshof in Wisby in officiellem Gebrauch gestanden hatte, fügte 
er zum Schluss die Bemerkung hinzu: „Hyr eyndet dat gotlansche 
water recht dat de gemeyue kopiuan vnde schippers geordineret vnde 

Handschrift, von der ich nicht wusste, dass sie noch existire, da sic von Biben 
und den Tex nicht berücksichtigt worden ist, ist neuerdings ahgedruckt hei Ter 
Gouw, Geschiedenis van Amsterdam II 2 Anhang B und danach hei Goudsmit 
a. O. I 176—184 (vorher schon bei Pardessus I 418 —424 nach Waagenaar), 
vgl. Pijnacker Hordijk in Nienwe Bgdr. tot R. on W. N. R. V 1879 S 4. 
Amsterdam wird in derselben nur in Art. 17 erwähnt, 11 mal hat sie die Lesarten 
der brügger Hedaction, 8 mal die des Entwurfs, während sie 4 mal vermittelt. 
Kormell erscheint sic als Entwurf. Es geht hieraus hervor, dass sie einen re vidi r- 
ten Entwurf enthält, und ferner, dass die Ordinancie unmöglich von der Stadt 
Amsterdam ausgegangen sein kann, sonst müsste der Name Amsterdam ebenso oft 
Vorkommen, wie in den Handschriften, die den ersten Entwurf enthalten. An diese 
Handschrift (wahrscheinlich ist sie aus dem Jahre 1412) schliesst sich an der Text 
im groninger Oldermannslmch (ed. Eeith 1850), vgl. auch Keith, I)e gildis Gro- 
ninganis, Gron. 1838, S 77 ff. und Goudsmit I 137 ff. Dasselbe enthält noch 
drei hambnrgische Artikel. s Den ersten Entwurf. 
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ghemaket hebben to wisby, flat sik alle inan hyr na richten mach“, 
und gab dadurch Veranlassung, den Entstehungsort der Sammlung 
nach Wisby zu verlegen, wozu dann sehr bald der Glaube an ein 
hohes Alter derselben hinzutrat. Die späteren Drucke in plattdeutscher 
und holländischer Sprache unterscheiden sich von der editio princeps 
dadurch, dass von den vorangehenden lübischen Artikeln zwei weg- 
gelassen sind, während andererseits die sechs Zusatzartikel zur Or- 
dinancie aufgenommen worden sind. Ob die plattdeutschen Drucke 
auf Grund der holländischen veranstaltet sind, wie Sc hl yt er an- 
nimmt ist zweifelhaft, seitdem die Existenz eines holländischen Drucks 
vor 1532 durch Holtius und de Wal in begründeten Zweifel ge- 
zogen worden ist. 

Handschriften und Ausgaben: 1. Vonnesse von Damme, Hand- 
schrift im Purpurbuch von Brügge (zw. 1350 und 1380), abgedruckt bei Warn- 
könig, Flandrische Staats- und Rechtsgeschichte 1, App. S 86—93; Pardessus 
IV 19 — 29; Sc hl yt er, Corpus juris Sueogotorum antiqui VIII S 425 — 450; 
Twiss IV 302 — 333; die Vonnesse allein noch in einer Handschrift des Ittbi- 
schen Rechts (15. Jahrhundert), jetzt im lübecker Staatsarchiv, s. Hach, Das 
alte lübischc Recht S 136 f., und in einer königsberger Handschrift von 1539, 
s. Güterbock a. 0. S 17 f. 2. Die Ordinancie allein in den Anin 4 be- 
sprochenen und zwei unvollständigen Handschriften. 3. Water recht Ueber 
die Handschriften s. Z f. HR XXVII 400 ff.; ferner Scblyter S LVI Anm 46; 
Twiss IV 352 Anm 3; de Geer in Xieuwe ltijdr. tot 11. en W. N. R. IV 35; 
Pijnacker Hordijk, Rechtsbronnen van Zutphen S XXI; J für niederdeutsche 
Sprachforschung, Jahrg. 1881 (Deiter); Telting, Het Oud. Friesche Stadtrecht, 
1882, S 21 ff. und Molengraaff im Rechtsgelcerd Magazyn II 127 Anm 1. Aus- 
gaben: von den Tex in Bijilragen tot Rogtsgeleerdheid etc. V 40 — 62. 178 — 208 
(nach 9 Texten), danach die Ordinancie bei Pardessus IV 29 — 37, die Vonnesse 
hei Gondsmit I 167—175 (ohne Varianten, daher werthloB); Scblyter (mit Ver- 
gleichung noch anderer Texte) S 425 - 466: Twiss IV 415 — 447. 335 —355 (nach 
der ältesten danziger Handschrift); dänische Uebersetznng : Schtyter S 349 — 870. 
4. Gotländisches Wasserrecht: Pardessus 1 463—502, am besten Scblyter 
S 185 — 258 (danach T w i s s IV 53 — 129). 5. Holländische Version: Scblyter 
S 259 — 296 (nach der Ausgabe von 1588, Amsterdam, verglichen mit 20 anderen 
Ausgaben bis 1740). 6. Wisbysches Seerecht, älteste Ausgabe Lübeck 

J. Richolff 1537, dann Danzig F. Rhode 1538, Lübeck J. Balhorn 1564 und 
1575, Hamburg Jochim Löw 1573, 1589 u. 0., neuere Ausg. bei Pardessus 
I 503 — 524, besser Schlvter S 297 — 348. hochdeutsche Version bei Marquard, 
De jure mercatorum 1662, Beylagen S 674 — 687, u. öfter; dänische L'ebersetzung 
Schlyter S 370 — 408: französische Bearbeitung bei Cleirac, T's et coutunies 
S 165 — 185; danach die englische Uebersetzung in „A general treatise of the do- 
minion of the sea“, abgedruckt bei Twiss IV 265 — 284; andere englische Ueber- 
setzung in Sir Balfours Practics, Kdinburg (noch nicht untersucht); schwedische 
Uebersetzung vonHadorph, Stockh. 1689; sonstige Uebersetzungen nach Cleirac. 

Literatur (seit Pardessus): Pardessus I 371—385. 405—417. 468 — 502, 
IV 1 — 11, VI 491 f.; dazu Lappenberg in den berliner Jahrbüchern f. die wiss. 



Digitized by Google 




B. Der Westen und Nonien Europas. 11. Pnrtictilarrcchtlicbe Quellen. 71 

Kritik 1828 S 296. 1829 S 180; den Tex in Bijdrapen tot Regtsgeleerdheid en 
Wetgeving 111 229 — 232. 510—519, V 33 — 39. 170 — 177; Bitten ebendaselbst 111 
232—261. 469—510; W&rnkiinig, Flandrische Staats- und llechtsgeschichte a. 0.; 
Holt ins, tieschieds- en Hegtsk. Verhandelingen s 217 — 227; I.uppen li erg. 
Hainhurgisclie Rechtsaltertliümer S CXLV1II — CLI; Schlyter S XVII — CIX, dazu 
Golds chraidt in der (beidellterger) Kritischen 7 . für die gesammte Rechtswissen- 
schaft III 28 — 56 und Holtius in den Nieuwe Bijdragen tot R. en W. IV 417 
bis 431; Hirsch, Danzigs Handels- und Gcwerbsgcschichte etc. S 75—80, Bei- 
lage 7; Goldschmidt in der 7 . f. HR I 295 — 299; Güterbock, De jure mari- 
timo ijuotl in I’russia saeculo XVI. et nrtum est et in usu fuit, Regim. 1866, und 
dazu Gold Schmidt in der 7 , f. HR X 612 — 614; de Wal, Het Nederlandsche 
Handelsregt II 8 f. 11 f.; Koppnianu in den Hansischen Geschichtsblättem 1872 
H 174-180; Twiaa IV S XXVI-LXXV1I. ( X1.IV- CXLVII ; Wagner in der 
Z f. HB XXVII 393 — 416; Goudsmit a. O. S 52 — 166 (mit Vorsicht zu benutzen); 
dazu Molengraaff im Rechtsg. Magazijn II 127 ff. 

§ 9. II. Particularrechtliche Quellen. 

A. Gebiet des oleronschen Seerechts. Da das oleronsche 
Seerecht schon sehr früh recipirt wurde, sind die partieularen Rechts- 
quellen von keiner hervorragenden Bedeutung. 

I. Frankreic h. 

1. Von conununalen Rechtsquellen sind zu erwähnen die 
Constitutio societatis naviuin Bajonensiuni, (‘in Statut der Schiffergilde 
von Bayonne aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts, herausgegebeu 
von Lappenberg im Rheinischen Museum ftlr Jurisprudenz VII 249 
bis 260 und von Pardessus IV 283 — 289, sodann die seereehtlichen 
Bestimmungen einer coutume der Iitsel Oleron (zwischen 1285 und 
1314): Les bons usages et les bonnes costutnes et les boits jugemenz 
de la commune d’Oleron, Auszug bei Pardessus IV 290 — 294, voll- 
ständig bei Twiss 11 253-397, vgl. das. S XXI— XXXVHI und 
Z f. HR XXVII 651 ff. >. 

2. Die staatliche Gesetzgebung beschränkte sich in dieser 
Zeit auf die Regelung der Gerichtsverfassung, insbesondere der Rechte 
und Befugnisse des Admirals. Zu erwähnen ist die Ordonnanz König 
Karls TL vom 7. December 1373 (oft fälschlich von 1400 datirt), ab- 
gedruckt bei Fontauon, Collection des ödits etc. III 864 ff., und 
bei Twiss I 430 442, und die Droitz et Preeminences de Mondit 
Seigneur Ladmiral aus derselben Zeit, bei Fontauon a. 0. und 
Twiss I 443—452. 

II. England. Seerechtlichen Inhalts ist cap. 38 der sog. Ge- 
setze Wilhelms des Eroberers (Pardessus IV 203 u. I 137 Amn 3). 

1 Vgl. noch § 13 B I. 
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Weitere Bestimmungen enthält das Black bock of the Admiralty, eine 
zum Gebrauche des Lord Admirals bestimmte Sammlung materiell- 
rechtlicher und processualer Vorschriften. Es sind darin aufgenommen 
die Rollen von Oleron, sodann namentlich zwei Enqueten aus den 
Jahren 1838 und 1375 (letztere zu Queenborough abgehalten): Aus- 
zug bei Pardessus IV 204 — 210, vollständig herausgegelten nach 
einer guten Abschrift von Twiss I 1—344 (dazu die Varianten des 
später wieder aufgefundenen Originals, IV 133 — 144). 

Literatur: Die ungenauen Angaben bei Pardessus IV 194 — 201 (nach 
Luder) sind zu berichtigen nach Twiss 1 S IX — LXXYII, III S VII— XI. s. 
auch 7. f. HR XXVII 655 ff. 

III. Schottland. Hier hat sich die staatliche Gesetzgebung 
schon ziemlich früh mit der Regelung seerechtlicher Verhältnisse be- 
schäftigt. vgl. namentlich Acta parliamenti Jac. I. c. 138, Jac. Hl. 
c. 17, 127 und 130. Interessant sind auch die Bestimmungen der 
Leges burgorum aus dem 12. Jahrhundert, bei Pardessus IV 219 f., 
vgl. auch S 201 f. 

IV. Das östliche Spanien und Portugal. Seerechtliche 
Bestimmungen finden sich in dem Fuero real von 1255 (IV 24), aus- 
führlichere in den Siete partidas des Königs Alfons vom Jahre 1266. 
abgedruckt bei Pardessus VI 15—57. Angeschlossen an die letzteren 
findet sich eine Uebersetzung des oleronschen Seerechts. 

Literatur: Pardessus VI 1 — 5, I 300 f.; Twiss I S LXVU f., II 
8 LV ff. 

B. Gebiet des wisbyschen Seerechts. Dasselbe zerfällt 
in drei Theilgebiete, das der skandinavischen Staaten, das der Hanse- 
städte und das der Niederlande. In den beiden ersteren Gebieten finden 
wir in der früheren Zeit, in dem zweiten auch in der späteren, eine 
reiche particuläre Rechtsentwicklung, deren ältere Elemente indess, 
soweit sie nicht in das gemeine Seerecht Aufnahme fanden, zum grossen 
Theile von dem letzteren verdrängt wurden. 

I. Skandinavische Seerechtsquellen. 

1. Island. Unter allen skandinavischen Seerechtsquellen zeichnen 
die Bestimmungen, welche in der sog. Gragaas, d. h. der Sammlung 
isländischen Rechts vor der Unterwerfung des Freistaats unter Nor- 
wegen (1262), enthalten sind, sich am meisten durch Originalität und 
Reichhaltigkeit aus. Die seerechtlicheu Stücke sind l»ei Pardessus 
m 55 — 67 (vgl. dazu S 45 — 52) muh der Ausgabe von Svein- 
bioernssou. Kopenhagen 1829, abgedruckt, s. jetzt auch die Aus- 
gabe von Einsen, Gragaas, Islaendemes Lovbog i Fristateus Tid, 
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2 Bde. Kopenhagen 1850, 1870 *. Dagegen sind die im achten Buche 
der Jonsbog — im Jahre 1281 angenommen — enthaltenen Bestim- 
mungen grösstentheils dem norwegischen Stadtrecht entlehnt : die see- 
rechtlichen Stücke bei Pardessus III 67 — 88, vgl. S 52-54, voll- 
ständige Ausgabe Akureyri 1858. 

2. Norwegen. Einzelne Bestimmungen finden sich in dem 
älteren Gulathingslög und dem älteren Stadtrecht (Pardessus III 
21 f.) , dazu jetzt namentlich die seerechtlichen Bestimmungen des 
älteren Stadtrechts beiKeyser und Munch I 334 -336 (nicht bei 
Pardessus), ausführlichere in dem Landrecht und dem Stadtrecht 
des Königs Magnus Lagabötir vom Jahre 1274 (abgedruckt bei Par- 
dessus III 22 — 44 und VI 509 f.). 

Literatur: l’ard. 111 1 — 20 uiul Maurer in HEnc. 4. Aufl. S 323 ff. 
Vollständige Ausgabe in Norges gamle Love ed. Keyser und Munch, 3 Bde. 
Christiania 1346 — 1849. 

3. Schweden. Seerechtliche Bestimmungen rein skandinavischen 
Ursprungs finden sich in dein älteren und neueren Stadtrecht, die des 
ersteren abgedruckt bei Pardessus III 111 — 113 (vollständig bei 
Schlyter, Coipus juris Sueogotorum antiqui VI 113—134), Titel 7 
des Stadtrechts des Königs Magnus Erikson von 1357 bei Pardessus 
III 125 — 133, bei Schlyter a. a. 0. XI 225—244*. Dagegen sind 
die seerechtlichen Bestimmungen, welche das in der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts 4 aufgezeichnete, in niederdeutscher Sprache erhaltene Stadt- 
recht von Wisby enthält, nur zum kleineren Theile skandinavischen 
Ursprungs, während der andere Bestandtheil deutsches (hansisches) 
Recht enthält s . Abgedruckt bei Pardessus III 114 — 125; Schlyter 
a. a. O. Vm 131 — 146; Twiss IV 385—413. Unwichtiger sind die 
seerechtlichen Vorschriften der Gesetzbücher für Gotland c. 47 und 74 



a Vgl. K. Maurer in Ersch und (imber B 77 (1864) S2 — 17 (Ausgaben und 
1 landschritten der Gragaas), insbes. S 15, S 23 Anm 93 (Ausgaben der JonsbogX 
ferner 8 59 ff., insbes. 8 60 Anm 8, dazu in IIRLex 4. Aufl. 8 332 ff. 

* Seerechtliche Bestimmungen auch in den Fragmenten des Stadtrechts von 
Södcrköping (cd. Klemming in den K. Vitterhets Historie och Antiquitets Aka- 
demiens Handlingar XXV 273 — 286). 

4 Um 1344, s. Hans. Urk. B. III 17 Anm 1. 

6 Eine Untersuchung der Quellen des Stadtrechts von Wisby fehlt noch, ist 
aber Uusserst wilnschenswerth , s. jetzt von Atnira, Altscliwedischcs Obi. ltecht 
S 7 f. 159 f. 165 ff. 209 f. 212. 216, 4. 222. 250, 9. 253, 7. 325, 2. 331, 2. 337. 
363, 4. 454, 2 und 3. 463 f. 477, 6. 499. .502 f. 571, 3. 573, 8 (?). 574, 1. 576 f. 
636, 1. 640, 5 und 6. 646, 2. 647, 1. 650. 2. 652, 1, 5 und 6. 653, 1 und 6. 669 f. 
679 f. 714, 3. 748, 6; auch meine Beiträge zum Seerecht S 7 und 19. 
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(Schlyter a. a. 0. VII 76 und 84, deutsche Version eltendas. S 151 
und 161) und Schonen c. 156 f. (Schlyter a. a. 0. IX 148 f.; die 
Bearbeitung des Erzbischofs Andreas Suneson c. 101, ebendas. S 321, 
auch Hansisches Urk. B. I Nr 1363). 

4. Dänemark. Unter dem Titel „Dänisches Wasserrecht des 
Königs Johann vom Jahre 1508“ ist uns eine Version der seerecht- 
lichen Bestimmungen des neueren schwedischen Stadtrechts überliefert, 
welche indess wahrscheinlich niemals gesetzliches Ansehen genossen 
hat. Herausgegeben von Kolderup- Rosen vinge, En dansk Söret 
fra 16 Aarh., Kopenh. 1830 (auch in Band VI des Xye danske Ma- 
gazin), bei Pardessus III 234 — 241, vgl. S 220 — 225. Aelteren Ur- 
sprungs sind die Bestimmungen einzelner Stadtrechte: 

a. Stadtrecht von Schleswig (zwischen 1253 u. 1257) cap. 53 
bis 62 bei Pardessus III 229—231, Hansisches Urk. B. I Nr 1362, 
s. jetzt Thorsen, De med Jydske lov beslaegtede gamle Slesvigske 
stadsretter S 9 ff., vgl. Hasse, Das schleswiger Stadtrecht S 57 ff. 

b. Stadtrecht, von Flensburg (von 1284) cap. 84 — 93: Par- 
dessus in 231 f.; Thorsen a. a. 0. S 70 ff.; Hans. Urk. B. I 
Nr 1373; Diplomatarium Flensburgense U 868 ff. und öfter. 

e. Stadtrecht von Hadersleben (von 1292) cap. 32—34: 
Pardessus HI 233 f.; Thorsen a. a. 0. S 233 ff.; Hans. Urk. B. 
I Nr 1374. 

d. Stadtrecht von Apenrade (von 1284) cap. 85 — 95 und 
Schraa derselben Stadt (von 1335) cap. 39 und 41, bei Pardessus 
III 232 f. 

Ferner sind zu vergleichen die Bestimmungen der Stadtrechte von 
Roeskilde und Kopenhagen (im Hansischen Urk. B. I Nr 1365 f. 1375) 
und die Bestimmungen des Jydske lov III 61 und 63 (ebendas. I 
Nr 1364). 

U. Hanseatische Seerechtsquellen. Abgesehen von ein- 
zelnen Bestimmungen, welche den Beschlüssen des gemeinen deutschen 
Kaufmanns im Auslande ihre Entstehung verdanken — namentlich die 
der ältesten Schraa von Nowgorod aus der Mitte des 13. Jahrhunderts 
(Pardessus UI 528 f.; Sartorius-Lappenberg. Urkundl. Gesch. 
des Ursprungs der deutschen Hansa II 16 ff. ; Lüb. Urk. B. I 700 ff.) 
und der Beschluss der deutschen Kaufleute zu Wisby vom 24. Juni 
1287 (Hans. Urk. B. I Nr 1024; Livl. Urk. B. I Nr 518) — , lässt sich 
der Ursprung des ältesten hanseatischen Secrechts auf einzelne Städte 
zurtlckführen. 

1. Hamburger Sehiffrecht. Dasselbe ist im 13. Jahrhun- 
dert, vielleicht in den Hansen, welche die Hamburger in Utrecht und 
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Ostkerken (Flandern) hielten, entstanden und hat mannichfache Wan- 
delungen durchgemaeht. Es wurde übertragen auf Bremen und Riga, 
in modificirter Fonu in Lübeck recipirt. Man kann folgende Re- 
daktionen unterscheiden : 

a. Die ältesten Bestimmungen sind uns erhalten in einem ham- 
burger Weisthum nach Lübeck (um 1259), gedruckt: Sart,- 
Lappenberg a. 0. 11 75 f.; Hamb. Urk. I). I Nr 616; Lüb. Urk. B. 
I N'r 260; Hans. Urk. B. I Nr 558, auch bei Fardessus 111 832. 

b. Redaction indem hamburgisch-rigischen Recht 6 . Na- 
piersky, Die Quellen des rigischen Stadtrechts, Riga 1876, S 123 
bis 127, dazu S XLI — XLIV, auch bei Pardessus III 505—508. 

c. Hamburger Statuten von 1292, mit späteren Zusätzen, 
bei Lappenberg, Rechtsalterthümer S 75 — 86, dazu S CXXXVU 
bis CXLVU, auch bei Pardessus IU 337 — 349. 

d. Bremer Iledaction bei Oelrichs, Sammlung der bremischen 
Gesetzbücher (1771) S 29 1 ff. ; Pardessus DI 317 — 322 (ein Artikel 
weniger); weiter mitgetheilt an Oldenburg (Statuten von 1345 bei 
Oelrichs a. a. 0. S 828 — 830). 

e. Jus maritimuni Lubecense in usum Osterlingorum 
(enthalten im Copiar des Albrecht von Bardewyk) ’ vom 8. März 1299, 
gedruckt bei Pardessus III 404 — 415; Lübisches Urk. B. II 83 — 89; 
Twiss IV 357 — 383 (zu Art. 32 vgl. noch die Bestimmung des 
lübischen Rechtscodex für Kolberg von 1297 bei Riemann, Ge- 
schichte von Kolberg, 1873, S 104). 

f. Im Jahre 1497 wurde das ältere hamburger Schiffrecht mit 
einzelnen Bestimmungen des Wasserrechts und des Pandektentitels ad 
legem Rhodiam zu einem Ganzen verarbeitet und so als Theil P des 
Stadtreebts publicirt, abgedruckt: Pardessus III 350 — 363, besser 
bei Lappenberg a. a. 0. S 306 — 320, vgl. dazu S CXLY1II ff. 

2. Lübische seerechtliche Bestimmungen. Die ältesten 
Codices des Stadt rechts enthalten nur zwei seerechtliche Bestimmungen, 
allmählich werden dieselben zahlreicher, im Anfänge des 14. Jahr- 
hunderts wird eine besondere Verordnung über das Verhältniss zwischen 
Schiffer und Mannschaft erlassen (abgedruckt: Lüb. Urk. B. III Nr 112; 

* Hieran schliesst sich die Redaction in den umgearbeiteten rigischen Sta- 
tuten (um 1800). bei NapierskyS 194 — 200, vgl. S LXXVI und LXXXV, auch 
hei Pardessus 111 508 — 515. 

1 Itn Stadtarchiv zu Köln befindet sich eine Abschrift im hansischen Privi- 
legienbuch des 15. Jahrh. auf Pergament, fol. 199 nebst vlämischer L ebersetzung, 
so Hi) hl bäum, Hans. Urk. B. I 428 Anm 2. Dieselbe ist noch nicht benutzt 
worden. 
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Hans. Urk. B. LI Nr 667), welche bald Verbreitung im Gebiete der 
Ostsee, und nachdem sie mit einer Anzahl jener älteren Bestimmungen 
in das wisbysche Seerecht Aufnahme gefunden hatte, eine noch weitere 
erhielt. Einzelne Bestimmungen finden sich auch in der zweiten Schraa 
von Nowgorod (um 1290), bei Pardessus III 529 f.; Lüb. Urk. B. 
I 708 und 710. Vgl. noch Pardessus III 399 — 404. 415 — 425; 
Twiss IV 285 — 299; Hach. Das alte lübische Recht (an verschied. 
Orten), auch Pauli, Lübeckische Zustände im Mittelalter III 85 — 97. 

3. Bremen. Einige Originalbestimmungen bei Pardessus III 
322 — 325, vgl. auch Corpus constitutionum Oldenburgicarum S 293 f. 

4. Das Ordensland. 

a. Urtheile des danziger Raths in den Handschriften des 
Wasserrechts, abgedruckt z. Th. bei Pardessus III 461, z. Th. von 
Holtius mit werthvollen Bemerkungen in den Nieuwe Bijdrageu tot 
R. en W. III 5 — 25, z. Th. von Goldschmidt in seiner Z I 295 ff.; 
weitere bei Hirsch, Danzigs Handels- und Gewerbsgeschichte S 76 f. 
Seerechtliche Bestimmungen der Willkür von 1455 bei Pardessus 
HI 463—468. 

b. Urtheile des Raths zu Königsberg, bei L’Estocq a. 0. 
S 86 — 88, s. oben § 8 II 2 a. 

c. Von Wichtigkeit ist auch das vom deutschen Orden erlassene 
Weichselfahrerrecht 8 : 1. vom Jahre 1375. gedruckt Cod. dipl. 
Warmiensis H Nr 502: Töppen. Akten der Ständetage I 35; 2. er- 
weiterte Redaction von 1385: Voigt, Cod. dipl. Prass. IV Nr 32; 
Hanserecesse A IH Nr 185; Töppen a. a. 0. I 38 f. ; 3. in der 
Laudeswillkür von 1420, Art. 4 4 — 52: Töppen I 347 ff. 9 . 

5. Bestimmungen der Hanserecesse. Diese beschäfti- 
gen sich in der älteren Zeit fast ausschliesslich mit dem öffentlichen 
Seerecht, erst seit dem 15. Jahrhundert auch mit dem Privatseerecht. 
Eine ziemlich vollständige Sammlung der in Betracht kommenden Be- 
stimmungen giebt nach Mittheilungen Lappenbergs Pardessus n 
455 — 487, VI 497 — 504. jetzt besser in den Hanserecessen. heraus- 
gegeben von Koppmnnn (A), von der Ropp (B) und Schäfer (C). 
Von geringerer Wichtigkeit sind Recess von 1358 A I Nr 212 sub 2, 

“ Ueber eine Verbindung dieser Rechtsquelle mit seereclitlichen lubischen 
Bestimmungen s. Gilterbock a. 0. S 33 f.; Steffenhagen, Deutsche Hechts- 
quellen in l’reussen 1875 S 79 f. und S 6 f. , auch X e u m a n n im elbinger Pro- 
gramm von 1847. 

* Vgl. hiermit die gemeinsam von Stettin und Frankfurt erlassene Verordnung 
über die Oderfahrt vom 1. Sept. 1354 bei Riedel, Cod. dipl. Brandenb. I 23 
Nr 103 und Hans. Urk. B. III Nr 302 f. 
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vgl. UI Nr 381 suh 2 und I Nr 510 sub 11, 4 (nur Entwurf, bei 
Pardessus Reeess von 1369); Reeess von 1365 A I Nr 356 sub 10, 
vgl. ibid. Nr 374 sub 12 und Nr 376 sub 16; Recess von 1378 A 

II Nr 156 sub 23 (besonders verkündigt in Bremen, Pardessus 
IH 324 L); Ree. von 1380 A II Nr 220 sub 18 und 19: Ree. von 
1382 A U Nr 254 sub 13 und 17; Ree. von 1391 A IV Nr 38 
sub 22; die Recesse von den Jahren 1412, 1417, 1418 bei Pardessus, 
Ree. vom 5. Juni 1434 B I Nr 321 sub 13 f. 20 — 22. 29 f.; Ver- 
ordnung vom Mai 1435 über das Verhältnis von Schiffern und 
Sehiffskindem , erlassen zu Sluvs durch Heinrich Vorrath und Abge- 
ordnete des brügger Contors (bei Pardessus Reeess vom Oetober 
1434) B I Nr 396 ; Ree. von 1441 B II Nr 439 sub 22— 24. 29 f. ; 
Ree. von 1442 B II Nr 608 sub 14 f. 18. 23; Rec. von 1454 B IV 
Nr 248 sub 30, vgl. Nr 196 sub 10, und von 1470 bei Pardessus. 
Wichtiger sind die seereehtliehen Bestimmungen der beiden Reeesse 
von 1447 B III Nr 258 sub 30 bis 37. 40. 54 f. 63—65. 79. 81 f. 
88 f. 91—95. 99 und von 1482 C I Nr 367 (in 24 Artikeln, vgl. 
dazu den Entwurf Nr 318, ferner Nr 303 sub 31 f., 317, 321. 334 
sub 36 — 38, 356 und 365 sub 15). Die Bestimmungen derselben sind 
als Ergänzungen des Wasserrechts zu betrachten und finden sieh auch 
in Handschriften desselben 10 . 

III. Niederländische Seerechtsquellen. 

1. Eine sehr wichtige Rechtsquelle sind die seereehtliehen Be- 
stimmungen, welche sieh in den beiden Stadtbüchern der Stadt Käm- 
pen, dem Boeck van Rechten und dem Gulden Boeek, finden und 
grösstentheils der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts entstammen. 
Sie sind herausgegeben (von Nanninga Uitterdijk) in Overijs- 
selsehe Stad-, Dijk- en Markeregten I 1, Zwolle 1875. Vgl. dazu eine 
Inauguraldissertation von Pijnacker Hordijk (mir nicht zugäng- 
lich), Goudsmit a. O. S 294 — 311 und Molengraaff im Rechtsg. 
Magazijn II 135. 

2. Weniger für das materielle Seerecht, welches aus der Fremde 
recipirt wurde, um so mehr aber für den Betrieb des Seehaudels und 
Gerichtsbarkeit und Prozess von Bedeutung ist das Oldennansboek von 
Groningen von 1439, herausgegeben von Feith 1850. Ueber das- 
selbe vgl. Nitzsch in den Monatsberichten der berliner Akademie 
1879 S 22 f., 1880 S 396 ff., s. auch oben § 8 Anm 4. Eine Hand- 
schrift besitzt die Bibliothek des Reichsgerichts in Leipzig. 

10 S. Z f. HR XXV11 411, auch Holtius in den Nieuwe Bijdr. tot R. en W 

III 10. 
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3. Von nicht gerade grosser Bedeutung sind folgende ältere Be- 
stimmungen : 

a. Keure von Antwerpen vom J. 1292 Art. 135 — 139 (van den 
Sciplieden), in Mertens und Torfs, Geschiedenis van Antwerjien 
II 473 f. und in den Coutumes de la ville d’Anvers, ed. de LongO 
I 50 — 52, s. auch S 74 (Bestimmung vou 1383 über das Löschen von 
Gütern). 

h. Statuten der Schitfergilde zu Deventer vom 13. Febr. 1323 
(jetzt im Hans. Ulk. B. II Nr 398). 

c. Stadtbuch von Zütphen § 28 (14. Jahrh.), ed. Pijnacker 
Hordijk 1881, S 55. 

d. Haarlem, Bestimmung von 1390 bei Pardessus IV 151 f. 

e. Enkhuizeu: Keure aus der zweiten Hälfte des 15. Jahrh., 
Art. 12 — 14. 33. 48, herausgegehen in den Nieuwe ßijdragen tot R. 
en W. N\ R. IV 1 ff. 

f. Dordrecht. Einzelnes in: De oudste rechten der Stad Dor- 
drecht, ed. Fruin 1882. s. darüber Goudsmit a. a. 0. S 459 — 464. 
Ferner mögen schon hier erwähnt werden eine dordrechter Verordnung 
vom Jahre 1533 über den Verkauf von Schiffen (bei I’ardessus IV 
165) und 

g. eine a mst er da in er Verordnung über Bodmerei vom J. 1527 
(bei I’ardessus IV 121). 

§ 10. Rechtsquellen der neueren Zeit. 

A. Gruppe der Seerechte, welche auf dem Cousulat bezw. der 
Ordonnance de la marine beruhen. 

I. Frankreich. Die staatliche Gesetzgebung in Frankreich 
äussert sich zunächst durch den Erlass von Ordonnanzen für die Ad- 
miralität, in welche dann allmählich auch privatrechtliche Bestim- 
mungen aufgenommen wurden: Ordonnanzen von 1517, 1543, 1555, 
vom März 1584 (abgedruckt bei Pardessus IV 295 — 324), von 1629. 
Später empfand man das Bedürfniss einer vollständigen Zusammen- 
stellung auch der Bestimmungen des Privatseerechts, und so entstand, 
unter dem Einflüsse Colberts, die Ordonnance touchant la marine 
du mois d’aoüt 1681, welche 1684 auch in der Bretagne eingeführt 
wurde, abgedruckt bei Pardessus IV 325 — 418 und bei Valin, s. u. 1 . 
Die privatrechtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes, welches im übri- 
gen auch das öffentliche Seerecht und zwar im weitesten Umfange 

1 Neuere Verordnungen in grosser Zahl ebenfalls bei Valin. Sie behandeln 
fast ausschliesslich das öffentliche Seerecht. 
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behandelt, sind zum grossen Theile einer zu Ende des 16. Jahrhunderts 
zu Rouen entstandenen Privatarbeit, deren Verfasser unl>ekaunt ge- 
blieben ist, dem Guidon de la mer entnommen, in welchem nament- 
lich der Versicherungsvertrag, aber auch Theile des eigentlichen See- 
rechts in vortrefflicher Weise dargestellt sind. 

Aiisguben des Guidon: Rouen 1607. 1645, Rennes 1651. dann in (.'leirar, 
Us et coutuines de la mer, und bei Pardessus II 377 — 432?. 

II. Spanien. Im 16. Jahrhundert, wurden hier in den wichtig- 
sten Städten „Casas de la contratacion“ errichtet, welche den über- 
seeischen Handel und die Schiffahrt zu beaufsichtigen und auch das 
Recht hatten, Verordnungen zu erlassen. Unter diesen Ordonnanzen 
mögen die von Sevilla vom 21. Nov. 1507 und vom J. 1556 — dazu 
die Verordnungen König Karls V. vom 15. Aug. 1539 und 11. Aug. 
1552 — , von Burgos vom J. 1538. Bilbao vom .1. 1560, St. Sebastian 
vom J. 1682 erwähnt werden. Alle diese Gesetze wurden aufgenommen 
in die Recopilacio de las Indias. ein ausführliches Gesetzbuch, welches 
alle Verhältni&se der neu entdeckten Länder, insbesondere aber die 
öffentlich-rechtlichen ordnete (letzte Ausgabe Madrid 1774. 4 Bde. fol.). 
Wichtiger als die bisher angeführten Gesetze wurde die unter starkem 
Einfluss der Ordonnance de la marine stehende revidirte Ordon- 
nanz von Bilbao vom J. 1737, welche allmählich in ganz Spanien 
und dem spanischen Amerika gesetzliches Ansehen erhielt und als 
Grundlage der modernen Handelsgesetzbücher noch heutzutage von 
Wichtigkeit ist. 

Die älteren Gesetze findet man bei Pardessus VI 64 ff., vgl. S 5 — 14. 
lieber die Ordonnanz von Bilbao vgl. v. Kaltenborn I 65 Anm 87. 

III. Portugal. Gewohnheitsrechtlich war hier die Ordonnance 
de la marine recipirt (Pard. VI 309 f.), daneben wurden einige be- 
sondere, ziemlich unwichtige Gesetze erlassen, abgedruckt bei Par- 
dessus VI 311 — 318, vgl. noch von Kaltenborn I 67 f. 

IV. Italien. In den italienischen Staaten war der Einfluss des 
Coasulats in dieser Periode so überwiegend, dass die Gesetzgebung 
daneben von keiner grossen Bedeutung war; die Specialgesetze bis 
zunt Jahre 1700 findet man bei Pardessus, die von Venedig V 67 
bis 95, von Sardinien V 315—320. die des Königreichs beider Sicilien 
V 263 ff., dazu das genaue Verzeichniss bei Alianelli S 233 ff.. 
und besonders die Pragmatiea XIV vom 31. Januar 1759, durch welche 
alle früheren Verordnungen abgeschafft wurden. Die genueser Ver- 
ordnungen bei Pardessus IV 526—544, dazu die Capitoli di leggi 

» Vgl. noch 8 13 B I. 
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und die Instruzioni et Ordini da osservarsi dalli Capitani o l’adroni, 
erlassen von den Conservatori del Mare am 23. August 1712 (abge- 
druckt in der Ausgabe des Consulats mit dem Conunentar des Ca- 
saregis, Venedig 1737, S 457 — 484). Die Republik Venedig erliess 
kurz vor ihrem Ende noch ein grösseres Seegesetz, den Codice per 
la Veneta inereantile Marina vom 21. September 1780 (gedruckt in 
denis. Jahre, Venedig, 4). 

V. Auch in den österreichischen Seestädten galt das Con- 
sulat, doch wurde eine Anzahl von Rechtsverhältnissen, namentlich die 
zwischen Schiffer und Mannschaft, durch das Editto politico di navi- 
gazioue mercantile Austriaco vom 25. April 1774 geregelt. 

Ausgaben häufig, z. B. Triest 1816, 1818. 

VI. Eine bedeutende gesetzgeberische Thätigkeit in Bezug auf 
das Seerecht entwickelte in dieser Periode der Malteserorden: 
a. Bestinuuungeu des Grossmeisters Lascaris von 1640 (gedr. Bar- 
de ss us VI 351 — 360), b. des Grossmeisters I’erellos vom 1. Sept. 
1697 (gedr. l’ard. VI 325—350), c. des Grossmeisters Manuel von 
Vilhena von 1723, namentlich Titel 28: Consolato del rnare (umfang- 
reich, Einfluss der Ordonnance, vgl. Pard. VI 322 f.), d. Redaction 
von 1782 und e. von 1784 (Pardessus VI 323). 

B. Gruppe der germanischen Seerechte. 

I. Niederlande. Während dieser ganzen Periode dienten als 
gemeinsame Rechtsquelle für die Niederlande das wisbysche Seerecht 
und einige Ordonnanzen der habsburgischen Fürsten, daneben ent- 
falteten einzelne Städte und Provinzen eine reichhaltige und wichtige 
Gesetzgebungsthätigkeit s . 

1. Unter jenen Ordonnanzen sind zunächst zu erwähnen die bei- 
den von Karl V. erlassenen vom 29. Juli 1549 und vom 19. Juli 1551, 
sodann vor allem die Ordonnanz Philipps II. vom 31. October 1563 4 , 
abgedrackt z. Th. im Auszuge bei Pardessus IV 38 — 102, voll- 
ständig im Groot Placaathoek IV 1219 ff., I 785 ff., vgl. dazu de 
Meester in Nieuwe Bijdragen tot R. en W. V 262 f. ; de Wal II 
12 f. und Goudsmit a. O. S 206 — 280. 



* Mun vgl. Recueil ran I’lacaaten betreffende de admiralitaten etc. en verdcre 
See-Saaken I — XII, Amst 1730 ff. 4. 

4 Die Ordonnanzen, welche sich ausschliesslich mit dem Versicherungsrecht 
befassen, werden hier übergangen, s. über dieselben It e atz. Ordonnances du duc 
d’Albe, Bruxelles 1877 ; ebenso die, welche nur das öffentliche Seerecht betreffen, 
s. Goudsmit S 206 f. 
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2. Unter den Particulargesetzen sind namentlich zu erwähnen: 

a. Amsterdam. Verordnungen vom 9. Januar 1570 (Par- 
dessus IV 122), 14. Juni 1607 (ibid. S 138), 21. Juni 1621 (ibid. 
S 143), Ordonnantie voor Commissarissen van de zeezaken, publicirt 
den 16. Februar 1641 (so in der Ausgabe der Zeerechten von 1695 
S 118 — 124) in 40 Artikeln, revidirt am 31. Januar 1643 in 47 
Artikeln (so nach de Wal II 15), Verordnungen vom 30. Januar 
1677 (de Wal a. 0.), vom 30. Januar 1682 (Pardessus IV 144), 
vom 31. Januar 1687 (ibid. S 146), vom 29. Januar 1774 (de Wal 
II 16), s. jetzt.Goudsmit S 312 — 388. 

b. Rotterdam. Keure ende Ordonnantie op de zeezaken vom 
14. März 1655, sehr ähnlich der amsterdamer V von 1641, besonders 
erschienen Rotterd. 1655, 1668 (mit einer Ampliatie vom 26. April 
1659), herausgegeben von Pardessus VI 513 — 534 und mit einer 
Einleitung in den Nederlandsche Jaarboeken voor W. en R. III 488 
bis 512. vgl. dazu de Vries in Nieuwe Bi.jdragen IV 399 ff. und 
Schook ebendas. X 517 f. 5 . Von besonderer Wichtigkeit ist sodann 
die Ordonnantie op het stuk van Asseurantie ende van Avarijen mits- 
gaders Zeezaken vom 9. October 1721, Ausgaben: Rotterdam 1721, 
1731 u. ö., auch in (Magens) Versuch über Assecuranzen etc., Ham- 
burg 1753, S 543 — 616, vgl. dazu van der Hoeven in Nederl. Jaar- 
boeken IV 29 — 81 und Fr. Canter Alta, I)iss. de Lege Nautiea 
Roterodamensi etc., Lugd. Rat. 1852“. Weitere Verordnungen vom 
20. März 1723, 14. I)ec. 1726 und 2. April 1768, s. jetzt überhaupt 
Goudsmit S 389 — 451. 

c. In Friesland, dessen ältere Statuten von 1602 (I 22 ff.) 
seerechtliche Bestimmungen enthalten, die mit der Ordonnanz von 
1563 identisch sind, wurde in den neuen Statuten vom 7. Juli 1723 
(I 22 — 28) eine Revision im Anschlüsse au die Municipalgesetzgebung 
vorgenommen, s. de Wal II 17 und Goudsmit S 250 f. 

d. Die Coutumes von Antwerpen, genannt Compilatae 
(zwischen 1592 und 1608 verfasst), enthalten in Buch IV Titel 8 eine 



6 Mit dieser Verordnung stimmt grösstentheils wörtlich überein die V für 
Middelburg vom 24. Januar 1693 (bes. gedr. ohne Jahr und Ort, auch im Groot 
Placaatb. V 1254 ff.), welche wiederum mit der V für Vlissingen vom 16. Juni 1708 
(gedr. Vlissingen 1708) zum grössten Theile wörtlich gleichlautend ist, s. Goudsmit 
S 454—458. auch de Wal 11 17. 

• Mit dieser jüngeren rottenlamer Ordonnanz stimmen fast wörtlich überein 
die beiden dordrechter Keuren vom 29. Sept. 1772 (gedr. Dordrecht 1772 — Rotter- 
dam 178 — 248) und vom 29. Juni 1775 (gedr. Dordrecht 1775, Seerecht — Rotter- 
dam 83 — 178, 252—268), vgl. Goudsmit S 464 — 467. 

Binding, Handbuch. III. 3. I: Wagner, Suorcclit. I. 6 
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umfangreiche Bearbeitung der seerechtlichen Artikel der Ordonnanz 
von 1563 (in 210 Artikeln), welche, je weniger sie praktische Be- 
deutung gehabt hat, um so mehr wissenschaftliche Beachtung zu finden 
verdient. Ausgabe von de Longö, Coutumes du pays et duche de 
Brabant, Quartier d'Anvers. Band IV S 86 — 172 (mit französischer 
Uebersetzung) 7 . 

3. Verordnungen der batavischen Republik vom 20. I)ec. 
1802. 18. Juli 1803 und 10. Januar 1805. vgl. de IV al II 17. 

II. Skandinavien. 

1. Dänemark. Im Jahre 1561 erliess König Friedrich II. ein 
1 «‘solideres Seerecht, welches inhaltlich hauptsächlich auf dem wisbv- 
schen beruht, abgedruckt bei Pardessus III 241 — 268, besonders 
erschienen Kopenhagen 1561, 1567, 1572, 1590, 1643, deutsche Ueber- 
setzung Rostock 1572, vgl. dazu Elard Meyer in Watermeyer und 
Oelriehs , Beiträge zur Kenntniss des bremischen Rechts S 60 ff. An 
die Stelle dieses Gesetzes trat dann Buch IV des Danske Lov vom 
15. April 1683, welches im wesentlichen mit dem ersteren überein- 
stimmt, abgedruckt hei Pardessus III 268 — 308*. 

2. In Norwegen wurden die beiden dänischen Gesetzbücher in 
modificirter Form publicirt, und zwar das von 1561 durch König 
Christian IV. im Jahre 1604 (herausgegeben von Hailager und 
Brandt, Christiania 1855). das von 1683 am 15. April 1687 (Norske 
Lov), vgl. hierzu de W a I II 24 f. 

3. Schweden. Karl XI. publicirte im Jahre 1667 ein Seerecht, 
welches als eine wohlgelungene Verarbeitung der älteren Rechtsquellen, 
z. Th. auch als original zu bezeichnen ist. Ausg. Göthoborg 1668. 
F.s besteht aus acht Büchern, Buch I wurde später durch Gesetz vom 
30. März 1748. Buch VI durch Gesetz vom 20. Octolier 1750 ersetzt, 
abgedruckt bei Pardessus III 134 — 204, lateinische Uebersetzung 
von Locceni us, Holmiae 1674, deutsche Uebersetzung Wismar 1674. 
Die späteren Gesetze und Verordnungen in den Werken von Flint- 
berg und liagemeister s. § 13 II 5. 

III. Deutschland. 

1. In den Hansestädten wurde das Seerecht durch spätere 

5 Von den älteren Coutumes enthalten die Antiquae (1569) tmd Impressae 
(1578) Bestimmungen über Seeversicherung. Das Verhältniss zum Guidon bleibt zu 
untersuchen. 

* Auch die helgolander Landesbeliebungen enthalten seerechtliche Bestim- 
mungen, die vom 25. Januar 1587 in den Art. 4 — 11, 18 und 14 (abgedruckt in 
Camerers Historisch -politischen Nachrichten, Leipzig 1758, und in der Z f. DR 
XIV 270 ff.), die vom 28. Dec. 1615 in den Art. 1 — 5, 12—17. 
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Reeess«* in ausführliche!' Weise geregelt. Ob die beiden bei Par- 
dessus II 488 — 507 abgedruckten Recesse von 1530 und 1572 
hanseatische Gesetze oder nicht vielmehr ltlbisehe sind, scheint zwar 
zweifelhaft, jedenfalls ist aber ersteres der Fall mit den beiden späteren 
von 1591 (bei l’ardessus II 507 — 527, auch besonders gedruckt 
und in die meisten Sprachen übersetzt) und vom 23. Mai 1614. Dieses 
letztere Gesetz: „Der Ehrsamen Hansestädte Schiflsordnung und See- 
recht“ genannt , hat dann bis in die neueste Zeit Geltung behalten. 
Ueber die Entstehungsgeschichte s. Sartorius, Geschichte des hanse- 
atischen Bundes III 510 — 513 Anm 5. Abgedruckt bei Pardessus 

II 528—558, auch sehr häufig besonders erschienen, zuletzt Stade 
1860. und vielfach übersetzt, ln den einzelnen Städten trat dazu eine 
mehr oder weniger reich entwickelte Particulargesetzgebung: 

a. Hamburger Statuten von 1603 Buch II Titel 13 — 19, ab- 
gedruckt in I.angenbecks Anmerkungen, s. § 13 II 6, bei Par- 
dessus III 363 — 390, jetzt in „Der Stadt Hamburg Gerichtsordnung 
und Statuta“, 1842, S 362—407. Fenier sind von Bedeutung die ham- 
burgisrhe Assecuranz- und IIaven*iordnung vom 10. Sept. 1731 und 
die neue Fallitenordnung von 1753, und eine grosse Menge einzelner 
Verordnungen, von denen manche noch gegenwärtig Geltung haben, 
die älteren abgedruckt bei Langen!) eck a. a. 0., die neueren in 
der Sammlung bamburgischer Gesetze, auch Verfassungen (hg. von 
Klefeker) VII 3—734. 747 ff. (1769). 

b. Bremen. Verordnung vom 30. Dec. 1687 (l»ei Pardessus 

III 326 — 328), Schiffsordnung vom 5. Dec. 1731 (in der Sammlung 
verschiedener Verordnungen, Bremen s. a. ed. Meier, S 87 — 96) und 
einzelne Verordnungen. 

c. Lübeck. Revidirtes lübisches Recht von 1586 Buch VI* (bei 
Pardessus III 437 — 448), durch welches eine frühere Verordnung 
vom J. 1542, die mit dem hanseatischen Recess von 1530 grössten- 
theils übereinstimmt, ausser Kraft gesetzt wurde (abgedruckt bei Par- 
dessus III 425 — 437). Lübische Seegerichtsordnung von 1655 (bei 
Marquard, De jure mercatorum, App. S 704 f., vgl. dazu Langen- 
beck a. a. 0. S 322 ff.) und einzelne Verordnungen. 

d. Rostock. Buch VI des rostocker Stadtrechts vom 19. Dec. 
1757 enthält seerechtliche Bestimmungen, die grösstentheils dem 

* Es ist nicht richtig, (lass dieses Buch durch das hanseatische Seerecht von 
1614 »eine Gesetzeskraft verloren hat. so Stobbe, Rechtsquellen II 295. Es wird 
dies wohl nur aus dem Umstande geschlossen, das» in einzelnen Ausgaben des 
Mevius an Stelle von Buch VI das hanseatische Seerecht, übrigens ohne C'om- 
mentar. abgedruckt ist, vgl. auch § 12 II 2. 
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revidirten lttbischen Recht, z. Th. auch den hamburger Statuten (II 
Titel 18) entnommen sind. Subsidiär galt die hamburger Assecuranz- 
ordnung. 

e. Danzig. Einzelne Bestimmungen in der Willkühr von 1597 
(erste gedruckte Ausgabe von 1732 S 12 — 19, bei Pardessus III 
469 — 478), ausführlichere in der Redartion von 1761 (Einfluss des 
preuss. Seerechts) 10 , gedr. Danzig fol. S 12 — 59. 

f. Riga. Das fünfte Buch der revidirten Statuten von 1673 
enthält seerechtliche Bestimmungen (Einfluss des schwed. Seerechts), 
bei Pardessus III 515 — 528, neue Ausgabe Riga 1868, S 52 — 60. 

2. Preussen. Das Landrecht des Herzogthums Preussen vom 
J. 1620 enthält in Buch IV Titel 18 und 19 seerechtliche Bestimmun- 
gen. welche theils dem römischen, theils dem revidirten lübischen 
Recht entnommen sind (bei Pardessus III 479 — 488). Dieselben 
wurden in den Redactiouen von 1685 und 1721 nur wenig verändert, 
dann aber ersetzt durch das königlich preussische Seerecht de dato 
Berlin den 1. December 1727 (gedruckt Königsberg 1728, 4) u . Am 
18. Februar 1766 wurde eine neue Assecuranz- und Havereiordnung 
erlassen, endlich trat an die Stelle der bisherigen Gesetze das preuss. 
Landrecht von 1794, in welchem Buch II Titel 8 § 1389 — 2451 see- 
rechtlichen Inhalts sind. 

3. In Schwedisch- Pommern war es bestritten, ob das 
schwedische Seerecht daselbst Geltung habe, die herrschende Meinung 
erkannte eine solche nicht an und brachte das hanseatische Recht zur 
Anwendung, s. Hagemeister in seiner Uebersetzung von Flint- 
berg, Schwedisches Seerecht, Greifswald 1796, S IX — XVI. Um 
diesem zweifelhaften Zustande ein Ende zu machen, wurde am 15. Fe- 
bruar 1805 ein besonderes Seerecht für Schwedisch-Pommern publicirt, 
welches auch nach der Einverleibung in Preussen Geltung behielt, 
vgl. Miruss, Das Seerecht nach den preussischen Gesetzen U 1 ff„ 
daselbst auch der Inhalt meist wörtlich abgedruckt S 5 — 89, voll- 
ständig in Sonuenschmidt, Sammlung der für Neuvorpommern 
u. s. w. ergangenen Gesetze u. s. w„ Stralsund 1844, I 128—180. 

4. In den sonstigen deutschen Gebieten wurden nur wenige und 
unbedeutende Verordnungen erlassen, man wendete im übrigen das 
gemeine Seerecht «an. 

10 Auch sind einzelne Stellen den Anmerkungen Langcnbecks zum ham- 
burgischen Schiffreckt entnommen, vgl. IV. 6, 8 mit L. S 51. 

11 Ueber die Entstehungsgeschichte s. Hone, Historischer Vorbericht S 29—81. 
Als Urheber des Gesetzes kommen in Betracht Bone selbst, Reinsen und ein 
Capitän C'hristiantzen. 
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IV. Russland. Schon Peter der Grosse erliess mehrere Ge- 
setze, besonders vom 3. März 1719 und 13. Januar 1720, welche dann 
durch die Ordnung der Handelsschiffahrt vom 25. Juni und 23. No- 
vember 1781 ersetzt wurden, deutsche Uebersetzuug von Arndt, 
St. Petersburg 1781 und 1782. 

§ 11. Gegenwärtiger Rechtszustand. 

A. Der Rechtszustand der Länder, deren Seerecht sich an den 
Code de commerce anlehnt. 

I. Die privatrechtlichen Bestimmungen der Ordonnance de la 
marine gingen in modificirter Gestalt in das zweite Buch des Code 
de commerce vom 1. Januar 1808 Uber. Unter den neueren Ge- 
setzen, die das letztere abgeändert und ergänzt haben, sind besonders 
zu erwähnen die Gesetze vom 14. Juni 1841 über Haftung des 
Rheders und vom 10. December 1874 über die Verpfändung von 
Seeschiffen. Eine allgemeine Revision ist seit längerer Zeit im 
Gange, vgl. von Duhn in Z f. HR XIV 89 — 233 und Lewis, 
Handbuch S 11 f. Dem Code de commerce stehen sehr nahe folgende 
Gesetzbücher : 

1. Codice di commercio per il regno d’Italia vom 2. April 1882 
mit Gesetzeskraft vom 1. Jan. 1883 (trat an die Stelle des C. di c. 
vom 25. Juni 1865), s. Z f. HR XXIX 132—181. Von Wichtigkeit ist 
auch der Codice per la marina mercantile vom 25. Juni 1865, re- 
vidirt durch Gesetz vom 24. Mai 1877, s. Annuaire de lögisl. ötr. 
MI 345—388. 

2. In Oesterreich-Ungarn gilt die italienische Uebersetzung 
des zweiten Buches des Code de commerce, wie derselbe für das ehe- 
malige Königreich Italien Gesetzeskraft hatte, anstatt Titel 4 und 5 
jedoch das Editto politieo von 1774, s. § 10 A V. Eine Revision 
ist im Gange 1 . 

3. In Belgien, wo früher der Code de commerce galt, ist 
Buch U desselben durch das Gesetz vom 21. August 1879 ersetzt 
worden, abgedruckt mit werthvollen Bemerkungen im Annuaire de 
lögisl. ötr. IX 505—563, s. auch Z f. HR XXM 90—115. 

4. Die folgenden Handelsgesetzbücher sind im wesentlichen iden- 
tisch mit dem Code de commerce: Griechenland vom 1. Mai 1835 
(am 21. Mai 1866 auf die ionischen Inseln übertragen), Rumänien 
vom 7. December 1863, Türkei Code de commerce maritime vom 

' Für Montenegro besteht eine völkerrechtliche Verpflichtung, die österr. See- 
gesetzgebung anzunehnien (Berliner Congressacte Art. 29). 
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Jahre 1864, Art. 1 modificirt durch Gesetz vom Mai 1870 (dazu 
Frank im A für Wechselrecht NF III 3 — 32 und Goldschmidt 
in seinem Handbuch IIS 255 Anm 10), Aegypten Code de com- 
merce maritime in den Codes Fgyptiens, Alexandrie 1875, S 229 
bis 306, Haiti vom 1. Juli 1827. 

II. Das spanische Handelsgesetzbuch 2 vom 30. Mai 1829 
Buch III schliesst sich zwar dem Code de commerce an, ein Theil 
desselben beruht aber auf Älterem Recht, namentlich den Ordonnanzen 
von Bilbao. Es ist auch in den spanischen Colonien eingeführt und 
ausserdem das Vorbild der zahlreichen Handelsgesetzbücher der la- 
teinischen Staaten Amerikas, nämlich derjenigen von Venezuela (29. Au- 
gust 1862), Columbien (1. Juni 1853), Peru (30. April 1853), Chile 
(23. November 1864), Argentinien (10. September 1862, ursprünglich 
für Buenos Ayres vom 6. October 1859, s. Mittermaier in der Z 
f. HR VI 492 ff.), Uruguay (26. Mai 1865), Mexico (16. Mai 1854). San 
Salvador (1. December 1855), Nicaragua (12. März 1869), Costarica 
vom Jahre 1850, Guatemala (15. September 1877, s. Grünhuts Z 
VII 218), unter denen die Gesetzbücher von Chile und Argentinien 
eine selbständige Bedeutung besitzen. 

in. Das portugiesische Handelsgesetzbuch vom 8. Juni 1833 
Buch II ist sehr ausführlich und hat zum Theil in sehr unkritischer 
Weise aus den verschiedenartigsten Quellen geschöpft. Es ist durch 
neuere Gesetze modifieirt. An dasselbe schliesst sich an das Handels- 
gesetzbuch für Brasilien vom 25. Juni 1850 Theil n Art. 457 — 796’. 

IV. Die Niederlande*. Vor der Einverleibung des Königreichs 
Holland in Frankreich war eine Commission zusammenberufen worden, 
welche am 8. Juni 1809 den Entwurf eines Handelsgesetzbuchs vorlegte, 
welcher sich durch geschickte Benutzung des bisherigen Rechts aus- 
zeichnet, vgl. Magazijn van Handelsregt I 73 — 82. Im Jahre 1811 
wurde der Code de commerce eingeführt. Verschiedene spätere Ent- 
würfe erlangten keine Gesetzeskraft, insbesondere ist derjenige vom 
23. März 1826 wegen der Losreissung Belgiens nicht zur Geltung ge- 
kommen, übersetzt von Schumacher, Altona 1826. Am 10. April 
1838 wurde das Wetboek van Koophandel publicirt, mit Gesetzeskraft 
vom 1. October desselben Jahres; dasselbe ist später in seinem see- 
rechtlichen Theile unverändert in Niederländisch Ost- und Westindien 

* Neuer Entwurf vom 7. Mai 1880 (V). 

s Commentar von S. Orlando de Aranjo Costa, 2. ed. Rio 1869, S 176 
bis 809, daselbst auch einzelne Verordnungen. 

* Vgl. de Wal I 4 ff. 
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(1. Mai 1848 und 4. September 1868) eingefülirt worden. Der Inhalt 
lehnt sich an den Code de commerce an, enthalt aber auch viele Be- 
stimmungen, die auf dem älteren niederländischen Seerecht beruhen. 
Seemannsordnung vom 7. Mai 1856. 

B. Das englisch-amerikanische Seerecht. Seit dem 
Ende des vorigen Jahrhunderts werden auch in diesen Gebieten sta- 
tutarische Bestimmungen häufiger, welche indessen zum grösseren 
Theile das öffentliche Seerecht betreffen. 

I. England. Der grösste Theil der älteren Statutes ist durch 
17 /i» Vict c. 120 aufgehoben worden. Zu erwähnen sind die Registry 
Acts (12 Car. II c. 18, 26 George III c. 60, 4 George IV c. 41, 
6 George IV c. 110, % Vict c. 89), die Gesetze, durch welche die 
Haftung der Rheder beschränkt wurde (7 George II c. 15, 26 George 
III c. 86, 53 George III c. 159) und die, welche die Rechtsverhält- 
nisse der Schiffsmannschaft regeln (2 George II c. 36, 2 George III 
c. 31, 31 George UI c. 39, 37 George III c. 73, 9 George IV c. 31 
s. 26, 5 8 William IV c. 19, 7 /„ Vict. c. 112, ®/ 9 Vict. c. 116, I3 /, 4 Vict. 
c. 93). An die Stelle dieser älteren Gesetze trat die Merchant Shipping 
Act 1854 ( 1T /i» Vict c. 104), dazu die Merchant Shipping Amendment 
Acts 1855 (**/„ Vict c. 91), 1862 (**/ M Vict. c. 63), 1867 ( 30 / 81 Vict 
c. 124), 1871 ( s ‘/j S Vict. c. 110), 1872 ( 33 36 Vict. c. 73), 187ö (>*,„ 
Vict. c. 85), 1876 ( a9 / 40 Vict. c. 80) \ 1880 ( 43 44 Vict. c. 18), ferner 
Merchant Searuen Act ( 43 / 44 Vict. c. 16) und die Passenger Acts von 
1855 u. w. (’*/ w Vict. c. 119, **/ n Vict. c. 51 , 33 34 Vict. c. 95). 
Die meisten dieser Gesetze sind auch in den Colonien eingeführt, im 
übrigen aber herrscht in diesen ein durchaus verschiedener Rechts- 
zustand, ebenso wie sich der Zustand in Schottland, wo subsidiär das 
römische Recht gilt, von dem in England und Irland unterscheidet, 
wo das common law zur Anwendung zu kommen hat Von den Co- 
lonien haben einige Codificationen , z. B. Nieder- und Ohercanada, 
Ostindien, Malta. 

II. Vereinigte Staaten von (Nord-) Amerika. Von den 
Congressacten, die sich auf dirs Seerecht beziehen, sind die folgenden 
die wichtigsten: Act of 1790 c. 29, 1791 c. 1, 1793 c. 8, 1796 c. 36, 
1798 c. 77, 1802 c. 51, 1851 c. 43, 1855 c. 213, 1856 c. 4, 1860 c. 8, 
1864 c. 83 und 249, 1871 c. 100, 1872 c. 90 und 322, 1874 c. 467. 
Die geltenden Bestimmungen sind enthalten in den Revised Statutes 
von 1875 Titel 48 -56, namentlich in Titel 53: Merchant Seamen 



3 Die Acte von 1875, das sog. Plimsoll’sche Gesetz, hatte nur vorüber- 
gehende Bedeutung, sie wurde ersetzt durch **/« Vict. e. 80. 
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(section 4501 — 4612). Ausserdem sind von Wichtigkeit die Statuten 
der einzelnen Staaten, welche meist auf dem common law beruhen, 
nur die' von Louisiana haben französisches Recht zur Grundlage. 
Blosser Entwurf ist geblieben „The Civil Code of the state of New- 
York“, Albany 1865. Seerechtliche Verhältnisse werden dariu Iterührt 
s. 368— 378. *1673—1711. 

C. Nordöstliche Gruppe. 

I. Dänemark. Hier ist noch jetzt Buch IV 6 des Danske Lov 
in Geltung, doch ist dasselbe durch viele Si>ecialgesetze modifieirt 
worden, von denen zu erwähnen sind: Gesetz vom 28. December 1702 
(Vorzugsrecht der Heuerforderung), vom 28. December 1836 (Stran- 
dungsordnung). vom 16. December 1840 (Interpretation von Danske 
Lov IV. 5. 1). vom 12. April 1851 (Dampfschiffe), vom 23. Februar 
1866 ( Disciplin auf Handelsschiffen), vom 13. März 1867 (Schiffs- 
register). von demselben Datum (Vermessung), vom 12. Mai 1871 
(Verheuerung der Seeleute), vom 26. Februar 1872 (Musterung der- 
selben). Ein Entwurf ist 1871 veröffentlicht worden, ferner Scheel, 
Udkast til Lov om Söfarten, Kopenhagen 1873 7 . und zwei Entwürfe 
von Aagesen, Om Skibeklubien (1875) und Om Havari (1877), die 
nicht im Buchhandel zu haben sind. 

II. Norwegen. An die Stelle des Xorske Lov trat das See- 
recht vom 24. März 1860. welches das Versicherungsrecht nicht be- 
handelt: Ausgabe von Hai läge r s. § 14 C, deutsche Uehersetzung 
von CI aussen in Z f. HR VI 258 — 313. Nachtrag: Gesetz vom 
3. Juni 1874. 

III. Schweden. Neues Seerecht vom 23. Februar 1864, modi- 
firirt durch Verordnung vom 19. April 1875, vgl. Oli vecrona in der 
Revue de droit international ni 616—620. 

IV. Russland. 

1. Im allgemeinen gilt noch die Handelsordnung von 1781, mo- 
difieirt durch neuere Gesetze (G vom 1. November 1800 öffentliches 
Seerecht. 21. Mai und 22. October 1836 Bergeordnung, 28. September 
1837 Seefahrtsbücher, 5. Juni 1846 Assecuranzordnung), welche in 
die späteren Ausgaben des Handelsgesetzbuchs aufgenommen wurden. 
Officielle Ausgabe von 1842, übersetzt (mit Nachträgen bis 1848) von 
F. v. Schultz, Riga 1851. Ein Entwurf von 1861 (russisch und 



8 Deutsche Uehersetzung bei Esmarrh, .Sammlung der Statuten etc., welche 
das bürgerliche Recht des Herzogth. Schleswig betreffen, 1846, S 489—512. 

7 S. Z f. HR XXI 173 f. 
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deutsch gedruckt, Petersburg 1861) ist nicht Gesetz geworden. Neue 
Revision Itegonnen 1882. 

2. In den Ostseeprovinzen gilt die russische Gesetzgebung nur 
subsidiär, es geht vor das Provinzialrecht von 1864 und diesem die 
Statuten einzelner Städte, insbesondere die Statuten von Riga von 1673 
Buch V 8 . 

3. In Finland ist das schwedische Seerecht von 1667 durch ein 
besonderes Seerecht vom 9. Juni 1873 ersetzt worden. Französische 
Uebersetzung Helsingfors 1877, vgl. Frank im A für Handels- und 
Wechselrecht XVIII 55 — 76 und in Z f.-HR XXI 434 — 439. 

§ 12. Rechtszustand im Deutschen Reich. 

I. Bis zu den 60er Jahren blieb der in § 10 B III geschilderte 
Rechtszustand in den deutschen Staaten im allgemeinen unverändert, 
nur kamen in den verschiedenen Rechtsgebieten einzelne Sjtecialgesetze 
hinzu 1 . Eine neue Epoche datirt seit der allmählichen Einführung 
des deutschen Handelsgesetzbuchs, welche zum grössten Theile noch 
in die Zeiten des deutschen Bundes fällt. lieber die Entstehungs- 
geschichte des HGB vgl. Goldschmidt, Handbuch I § 10 — 15; 
Thöl I § 18 ff.; Behrend I §11; Endemann, Handbuch I § 7. 
Was das Seerecht speciell anlangt, so ist Folgendes zu bemerken. 
Nach Schluss der zweiten Lesung des Landhandelsrechts verlegte die 
Commission ihren Sitz von Nürnberg nach Hamburg, um hier die Be- 
rathung des Seerechts vorzunehmen. Zu Grunde gelegt wurde auch 
hier der Entwurf eines HGB für die preussischen Staaten, welcher in 
Buch IV (Art. 385—692) das Seerecht ordnete. Dieser Entwurf be- 
ruhte auf umfassenden legislativen Vorarbeiten, die schon seit längerer 
Zeit vorgenommen worden waren’. Die auf Grund derselben fest- 
gestellten Entwürfe wurden durch sachverständige Commissionen in 
Stettin. Danzig und Königsberg geprüft und durchberathen. Berück- 
sichtigt waren neben dem Landrecht namentlich das schwedisch-pom- 
mersche Seerecht, das niederländische HGB und die seerechtlichen Be- 
stimmungen, welche für die Hansestädte ergangen waren, für das 

* Auch thulcn sich wichtige Bestimmungen in den rigaer Börsen-Usancen vom 
1. Dec. 1878 c. 13—16. 

1 Dieselben werden gelegentlich aufgefiihrt werden. 

s C. A. Groddeck, Kntw eines Ges über die Rechtsverhältnisse der Schiffs- 
rheder, der Schiffer, der Schiffsmannschaften und der Betrachter, Danzig 1849. 4 
(129 Paragraphen), ferner von demselben: Entw eines Ges Ober Havarien, Ver- 
sicherung gegen See- und Stromgefahr und Bodmereien, Danzig 1848. 4 (45, 109 
und 28 Paragraphen). 
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Versicherungsrecht insbesondere der Revidirte allgemeine Plan ham- 
burgischer Seeversicherungen von 1853. Es batte sodann eine com- 
missarische Berathung stattgefunden, an welcher praktische Juristen 
und Sachverständige theilgeuommen hatten. Auf das Gutachten der- 
selben hin waren mehrfache Aenderungen vorgeuommen worden (Vor- 
bemerkungen /um Entw S IX f.). Ausser dem preussischen Entwürfe 
lag der Commission noch der Entwurf des österreichischen Privatsee- 
rechts vor (abgedruckt bei Lutz, Beilageband I 277 — 327) 5 , welcher 
aus dem Jahre 1848 stammte. Vorsitzender der Commission war auch 
hier der österreichische Bevollmächtigte Raule, Referent anfangs der 
preussische Bevollmächtigte Heiinsöth, sehr bald — von der 191. 
Sitzung an — Pape, damals Tribunalsrath in Königsberg, später 
Präsident des Reichsoberhandelsgerichte. Das Protokoll führte auch 
hier der bayerische Assessor Lutz. Die erste Lesung erfolgte in 
246 Sitzungen (I*rot B IV — VII) und dauerte vom 26. April 1858 
bis zum 25. October 1859, die zweite in 126 Sitzungen (Prot B YUI) 
vom 9. Januar bis zum 22. August 1860. Der Entwurf erster Lesung 
ist abgedruckt bei Lutz, Beilageband I 398 — 484, der zweiter Lesung 
ist identisch mit dem fünften Buche des HGB. Verglichen mit dem 
preussischen Entwürfe zeigt dasselbe grosse Veränderungen — aus 
308 Artikeln sind 480 geworden — , welehe durchweg als Verbesse- 
rungen bezeichnet werden können. 

II. Nach Fertigstellung des ganzen Entwurfs wurde das Seerecht 
als Theil des HGB auf dem Wege der Particulargesetzgebung all- 
mählich eiueeführt 4 , wobei gleichzeitig meist auch eine Regelung ge- 
wisser anderer seerechtlicher Verhältnisse erfolgte. Der Zeit nach ge- 
schah dies in folgender Reihenfolge: 

1. Preussen: Einführungsgesetz vom 24. Juni 1861 6 mit Ge- 
setzeskraft vom 1. März 1862, für das Seerecht wichtig Art. 2 unter 7, 
Art. 53 — 59 und 71. Ausdrücklich aufgehoben wurden die seerecht- 
lichen Bestimmungen des preussischen Landrechts und das schwedisch- 
pommersche Seerecht (Art. 60 unter 1), subsidiär aufreehterhalten die 
V vom 5. October 1833, betreffend die Verpflichtung der preussischen 

’ Auch besonders erschienen u. d. T.: Entwurf eines österr. Privatseerechts 
für die Provinzen, in welchen das allgemeine Gesetzbuch Wirksamkeit bat (831 
Paragraphen). 

4 Hier sind nur die Küstenstaaten zu berücksichtigen. In Oesterreich wurden 
bekanntlich nur die vier ersten Bücher des allgemeinen deutschen HGB als Gesetz 
publicirt, s. oben § 11 A 1 2. 

5 Vgl. Verhandlungen über die Entwürfe eines allgem. deutschen HGB etc., 
Berlin 1861. 
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Seeschiffe zur Mitnahme verunglückter vaterländischer Schiffismänner 
und das Ges vom 31. März 1841 zur Erhaltung der Mannszucht auf 
den Seeschiffen (Art. 61 unter 3), an dessen Stelle indess bald das 
Gesetz betr. die Rechtsverhältnisse der Schiffsmannschaft auf den See- 
schiffen vom 26. März 1864 trat. 

2. Lübeck: Einführungsgesetz vom 2. Xov. 1863 (Nachtrag vom 
24. März 1864) mit Gesetzeskraft vom 1. Mai 1864; es kommen hier 
in Betracht Art. 11. 16 — 20. Ausdrücklich aufgehoben wurde Buch VI 
des revidirten lübischen Rechts (Art. 27). Im Anschluss an das Ein- 
führungsgesetz ergingen dann folgende Verordnungen : revidirte V über 
Schiffsjournale und Verklarungen vom 4. N'ov. 1863 (frühere V vom 
18. August 1819), dazu Nachträge vom 23. Sept. 1874 und 18. Juni 
1879, V die Papiere für lübische Seeschiffe betr. vom 8. August 1864, 
Dispacheurordnung vom 19. I)ec. 1865. 

3. Mecklenburg - Schwerin: Einführungsverordnung vom 
28. Dec. 1863 mit Gesetzeskraft vom 1. Juli 1864. Durch § 1 al. 4 
wurde das für das Seerecht nicht unwichtige jus statuendi der See- 
städte Rostock und Wismar innerhalb seiner gesetzlichen und vertrags- 
mässigen Grenzen ausdrücklich unverkürzt aufrecht erhalten. Das 
Seerecht betreffen die §§ 41—77. In Kraft blieben zwei V vom 
21. Febr. 1853 und 23. Dec. 1856 über Mitnahme von Schiffsjungen. 
Zugleich wurde eine Instruction zur Führung des Schiffsregisters er- 
lassen. Durch eine spätere V vom 31. Jan. 1865 wurden die §§ 41 ff. 
der EV moditieirt. 

4. Oldenburg: Einfühlungsgesetz vom 18. April 1864 mit Ge- 
setzeskraft vom 1. Oct. 1864. Das Seerecht betreffen die Art. 26 — 35. 
Zugleich wurden erlassen das Ges vom 11. Mai 1864 betr. die Schiff- 
mannsordnung für das Herzogthum Oldenburg und die Bekannt- 
machungen vom 31. Mai 1864 betr. die Messung der Schiffe und die 
Form der Schiffspapiere und vom 25. August 1864 betr. die Muster- 
rolle und die Rationen der Mannschaften oldenburgischer Seeschiffe. 

5. Bremen: Einführungsgesetz vom 6. Juni 1864 mit Gesetzes- 
kraft vom 1. Januar 1865. Das Seerecht betreffen die §§ 36 — 49. 
Hierdurch wurden verschiedene wichtige ältere Verordnungen aufge- 
hoben, namentlich die V vom 9. Januar 1832 wegen der Verbindlich- 
keiten der Rheder ans den Handlungen der Schiffer, subsidiäre Geltung 
behielten dagegen die V vom 12. Juni 1843 betr. die Verklarung der 
Schiffer, vom 15. N'ov. 1852 die Pflichten und Rechte der auf bremi- 
schen Seeschiffen fahrenden Seeleute und die Musterrolle betr.. vom 
14. Oct. 1857 die Bemannung bremischer Seeschiffe betr. und vom 
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11. Juli 1859 betr. das Recht zur Führung der bremischen Flagge, 
vgl. auch V vom 12. März 1862. 

6. Hannover: Einführungsgesetz vom 5. Oct, 1864 mit Gesetzes- 
kraft vom 1. Jan. 1865. Das Seerecht betreffen die §§ 30 — 42. Auf- 
recht erhalten wurde ein Theil der Strandungsordnung vom 24. Juni 
1846, neu erlassen eine V vom 12. Nov. 1864 betr. die Papiere der 
hannoverschen Seeschiffe (frühere V vom 21. Juli 1840). Dazu kamen 
nach der Annexion die preussischen V vom 4. Juni 1867 über die 
Landesflagge und Einregistrirung der Seeschiffe des vormaligen König- 
reichs Hannover und vom 24. Juni 1867 betr. die Einführung ver- 
schiedener seerechtlicher Vorschriften des preussischen Rechts in das 
vormalige Königreich Hannover. 

7. Hamburg: Hier wurde das Handelsgesetzbuch nach gründ- 
licher Durchberathung (vgl. die Commissionsberichte u. s. w. über die 
Einführung des allgemeinen deutschen HGB in Hamburg, 1866) durch 
das EG vom 22. December 1865 mit Gesetzeskraft vom 1. Mai 1866 
eingeführt. Für das Seerecht kommen in Betracht § 12 al. 1, 45 — 67 
und § 6 6 . Aufgehoben wurde die V vom 30. September 1850 über 
die Papiere der hamburgi sehen Seeschiffe, zum Theil bestehen gelassen 
die V für Sehiffer und Schiffsvolk vom 27. Marz 1786 (§ 50 des EG). 
Neu erlassen wurden die hamburgische SeemO vom 22. December 
1865, das Ges betr. die Papiere für hamburgische Seeschiffe und das 
Reglement für den Wasserschout zu Hamburg und Cuxhaven von dem 
gleichen Datum (früher SeemO vom 12. Juni 1854, Reglement für den 
Wasserschout vom 4. December 1856). 

8. Schl eswig-Holstein: Einführungsverordnung vom 5. Juli 
1867 mit Gesetzeskraft vom 30. September 1867. Seerechtlich wichtig 
die §§ 27, 56 — 80, die meist den preussischen Einführungsbestimmun- 
gen entsprechen, ferner preussische V vom 5. Juli 1867, betr. Ein- 
tragung der Schleswig -holsteinischen Seeschiffe in das preussische 
Schiffsregister. 

9. Erst auf dem Wege der Bundesgesetzgebung (s. unten HI) 
wurde das Handelsgesetzbuch indem preussischen .1 ah d ege bi et ein- 
geführt. Hier wurden daun das hannoversche Einführungsgesetz und 
einige preussische Bestimmungen adoptirt durch das Ges vom 9. März 
1870, betr. die Einführungsbestimmungen zum Handelsgesetzbuch für 

8 Eine Verletzung des § 54 begründet das Rechtsmittel der Revision, kaiserl. 
V vom 28. Sept 1879 § .11. — Uelier die seerechtlichen Bestimmungen des EG 
vgl. Martin in Huschs A VII S XXIV — XXXII , ferner die Commissionsberichte 
und weitere Verhandlungen über die Einführung des allgem. HGB in Hamburg, 
herausgeg. von I»r. P. Hirsch. 



Digitized by Google 




§12. Rechtszustand im Deutschen Reich. 



93 



das Jahdegebiet und die Einführung verschiedener seerechtlicher Vor- 
schriften in dasselbe. 

III. War nun auch durch Einführung des Handelsgesetzbuchs auf 
dem Wege der Landesgesetzgebung allgemeines, d. h. materiell 
gleiches Recht in den meisten deutschen Staaten und Gebieten der- 
selben — nur Schaumburg-Lippe und das Jahdegebiet machten eine 
Ausnahme — in Bezug auf das Handels- und Seerecht geschaffen 
worden, so schien eine Aenderung dieses Zustandes nach Gründung 
des norddeutschen Bundes, durch welchen wenigstens für Norddeutsch- 
land ein gemeinschaftliches Gesetzgebungsorgan geschaffen worden war, 
schon um deswillen wünschenswerth, damit die einseitige Abänderung 
des gemeinschaftlichen Bestandes von Seiten particularer Gesetzgebun- 
gen rechtlich verhindert werde. I»ies wurde ermöglicht durch Art. 2 
der Bundesverfassung, welcher bestimmte, dass die Bundesgesetze den 
Landesgesetzen Vorgehen sollten. Durch das Bundesgesetz betr. die 
Einführung der allgemeinen deutschen Wechselordnung, der Wechsel- 
novellen und des allgemeinen deutschen HGB als Bundesgesetze vom 
5. Juni 1869 wurde nun auch das fünfte Buch des letzteren, jedoch 
unbeschadet der Vorschriften des Bundesgesetzes über die Nationalität 
der Kauffahrteischiffe und ihre Befugnis« zur Führung der Bundes- 
flagge vom 25. October 1867 (s. unter IV 1), von dem 1. Januar 1870 
an gemeines Recht für das Gebiet des norddeutschen Bundes, wie 
später des Deutschen Reichs’. Das Gesetz liess im allgemeinen alle 
bei oder nach Einführung des Handelsgesetzbuchs in den einzelnen 
Bundesstaaten oder deren Landestheilen im Wege der Landesgesetz- 
gebung erlassenen Vorschriften insoweit in Kraft, als sie nur eine Er- 
gänzung und nicht eint* Abänderung einer Bestimmung des Handels- 
gesetzbuchs enthielten (§ 2). Ausserdem alter wurden einige seerecht- 
liche Bestimmungen der Landesgesetze, nämlich die §§ 51 — 55 der 
mecklenburg-schwerinschen Einführungsverordnung, die bremische Ver- 
ordnung, betr. die Löschung der Seeschiffe vom 12. Februar 1866 und 
der § 50 des hamburgischen Eiuführungsgesctzes , auch insoweit in 
Geltung belassen, als sie Abänderungen des Handelsgesetzbuchs ent- 
hielten (§ 4). Durch das Gesetz betr. die Errichtung eines obersten 
Gerichtshofes für Handelssachen vom 12. Juni 1869 wurde sodann 
auch eine einheitliche Rechtsprechung ermöglicht. 



’ In Baden. Sftdhessen und Württemberg infolge der Biindnissverträge vom 
1. Januar 1871 an, in Bayern durch Reichsgesetz vom 22. April 1871 vom 18. Mai 
1871 an, in hÜsass-Lothringen durch Ges vom 19. Juni 1872 (Z f. HR XVIII 128) 
vom 1. October 1872 an. 
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IV. Schon vor dem Gesetze vom 5. Juni 1869 hatte sich die Ge- 
setzgebung des norddeutschen Bundes mit dem Seerecht befasst. Es 
war dies geschehen auf Grund des Art. 4 unter 7 und 13 der Bundes- 
verfassung. Hierdurch waren der Beaufsichtigung seitens des Bundes, 
später des Reichs, und der Gesetzgebung desselben unter anderem 
unterstellt die Organisation der deutschen Schiffahrt und ihrer Flagge 
zur See und die Gesetzgebung über das Handelsrecht. In ersterer 
Beziehung sollten nach den Art. 54 und 55 die Kauffahrteischiffe aller 
Bundesstaaten eine einheitliche Handelsmarine bilden, deren Flagge 
„schwarz-weiss-roth“ wurde. Dem Buude wurde zugewiesen die Be- 
stimmung des Verfahrens zur Ermittelung der Ladungsfähigkeit der 
Seeschiffe, die Regelung der Ausstellung der Messbriefe und Schiffs- 
certifieate und die Feststellung der Bedingungen, von welchen die Er- 
laubniss zur Führung eines Seeschiffes abhängig ist. Auf Grund dieser 
und anderer Verfassungsbestimmungen 8 hat dann der norddeutsche 
Bund und später das Deutsche Reich eine ungemein reichhaltige ge- 
setzgeberische Thätigkeit auf seerechtlichem Gebiete ausgeübt. War 
der Hauptzweck der Gesetze auch die Regelung des öffentlichen Rechts, 
so sind doch gerade im Seerechte die Wechsel beziehuugen mit dem 
Privatrecht so häufig, dass diese Gesetze hier erwähnt werden müssen. 
Es sind folgende: 

1. Gesetz, betr. die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre 
Befuguiss zur Führung der Bundesflagge, vom 25. October 1867 mit 
Gesetzeskraft vom 1. Januar 1868 9 . Dieses Gesetz lehnt sich sehr 
eng an Art. 53 des preussischen EG zum HGB an. vgl. die Be- 
sprechung von Lesse in Z f. HR XII Beilage S 336—356 und von 
Keyser in Büschs A XV 354 — 363. Dazu die Verordnung, betr. die 
Bundesflagge für Kauffahrteischiffe, vom 25. October 1867. 

2. Gesetz, betr. die Organisation der Bundesconsulate, sowie die 
Amtsrechte und Pflichten der Bundesconsuln, vom 8. November 1867, 
dazu ist erlassen die allgemeine Dienstinstruction vom 6. Juni 1871 
und Nachtragsinstruction vom 22. Februar 1873. Das Gesetz beruht 
auf dem preussischen Consulatsgesetz vom 29. Juni 1865. Für das 
Seerecht sind von Bedeutung namentlich die §§ 1, 30—37 10 . 

3. Die Gewerbeordnung für den norddeutschen Bund vom 21. Juni 
1869 berührt in den 6, 31, 34. 40 und 53 seerechtliche Verhältnisse. 

* Es kommen noch in Betracht Art. 4 unter 1, 2. 9 (Zusatz des Ges vom 
3. Mär/. 1873). 

* Ueber den früheren Reehtszustand s. § 19. 

10 Vgl. Zorn, Die Consulargesetzgebung des Deutschen Reichs, 1834. 
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Auf Grund derselben erliess dann der Bundesrath die Bekanntmachung 
betr. die Prüfung der Seeschiffer und Seesteuerleute auf deutschen 
Kauffahrteischiffen vom 25. September 1869, welche Vorschriften über 
den Nachweis der Befähigung enthielt, und eine Bekanntmachung vom 
30. Mai 1870, welche Anordnungen über das Prttfungsverfahren und 
Uber die Zusammensetzung der Prüfungscommissionen festsetzte. Ver- 
vollständigt wurde diese Materie durch das Reichsgesetz, betr. den 
Gewerbebetrieb der Maschinisten auf Seedampfschiffen, vom 11. Juni 
1878, und die Vorschriften, betr. die Prüfung der Maschinisten auf 
Seedampfschiffen der deutschen Handelsflotte, vom 30. Juni 1879 mit 
Gesetzeskraft 1. Januar 1880 n . 

4. Von Wichtigkeit ist das Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869, 
speciell die §§ 74—90 desselben, daran schliesst sich das Regulativ 
des Bundesraths, betr. die zollamtliche Behandlung der Waaren-Ein-, 
Aus- und Durchfuhr auf dem zum deutschen Zollgebiet gehörigen 
Theile der Unterelbe mit Giltigkeit vom 1. Januar 1882**. 

5. Von den Bestimmungen des StGB vom 15. Mai 1871 (revidirt 
26. Februar 1876) beziehen sich auf das Seerecht die §§ 145, 243, 
265, 297 f., 305 311, 322 f.. 360. Auf Grund des § 145 erging eine 
kaiserliche 1' zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf 
See vom 23. I>ecemt>er 1871, welche materiell mit den früheren durch 
die Landesgesetzgebung erlassenen Vorschriften ttbereinstimmte. An 
die Stelle dieser V ist seit dem 1. September 1880 die V vom 
7. Januar 1880 zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf 
See getreten, welche ebenso wie die frühere auf internationalem Ueber- 
eiukoinmen beruht. Art. 10 der V wurde durch V vom 16. Februar 
1881 modificirt. Vervollständigt wurde die Gesetzgebung über diese 
Materie durch die beiden V vom 14. August 1876 betr. die Noth- 
und Lootsensiguale für Schiffe auf See und auf den Küstengewässern 
und vom 15. August 1876 über das Verhalten der Schiffer nach einem 
Zusammenstosse von Schiffen auf See, die ebenfalls an den § 145 des 
StGB ankuüpfen. 

6. Auf Grund des Art. 54 der Reichsverfassung erliess der Bundes- 
rath die Schiffsvennessungsordnung vom 5. Juli 1872. welche später 
durch V vom 24. October 1875 (Reichscentralblatt III 718) abgeäudert 



11 Von minderer Bedeutung ist die Bek. vom 21. Dec. 1874 betr. die Zulassung 
ehemaliger Officiere der kaiserlichen Marine als Seesehiffer und Seesteuerleute auf 
deutschen Kauffahrteischiffen (Reichscentralblatt 1875 S 51) und die Bekannt- 
machungen Tom 19. Juni 1875 (das. S 371) und vom 25. Juni 1875 (das. 8 376). 

11 Dazu vgl. die hamhurgiseben Bekanntmachungen vom 12. u. 14. Dec. 1881 
(Hamb. Handelsarchiv 1881 S 248 u. 254). 
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worden ist, und daneben die Instruction zur Schiffsvermessung vom 
23. November 1872, abgeändert durch die Bekanntmachungen vom 
II. Juni und 14. November 1874 ls . 

7. Wichtiger als die bisher angeführten Gesetze und Verordnungen 
in Bezug auf das Privatrecht ist die Seemannsordnung vom 27. De- 
cember 1872, welche am 1. März 1873 an die Stelle des vierten Titels 
von Buch V des HGB (§ 68 ausserdem an die Stelle von Art 453 
des HGB) getreten ist. Gleichzeitig wurden folgende Particulargesetze 
grösstentheils gegenstandslos: preussisches Ges betr. die Rechtsver- 
hältnisse der Schiffsmannschaft auf den Seeschiffen vom 26. März 1864 
und EG Art. 56, hamburger SeemO vom 22. December 1865, breuier 
Ges vom 15. November 1852, lübecker Ges vom 6. April 1853, Olden- 
burger Schiffmannsordnung vom 11. Mai 1864, mecklenburgische EY 
zum HGB § 62 — 64. Di« 1 Seemannsordnung ist erst nach langen Be- 
rathungen und nicht ohne schwere Kämpfe zu Stande gekommen. Es 
sind folgende Entwürfe und Stadien der Beruthung zu unterscheiden : 

a. Der Entwurf von Oldenburg-Bremen-Hamhurg. Im 
November 1869 traten Commissare dieser drei Staaten zusammen, uni 
den Entwurf einer Seemannsordnung festzustellen. Die Anregung ging 
von Hamburg aus. Der Entwurf wurde am 26. Februar 1870 dem 
Bundesrath vorgelegt, vgl. bremer Handelsblatt 939. 940. 942. 1073; 
Hansa VI 1232. 1251, VII 12. 22. 43. 61. 110. 188, IX 75. 95. 
127. 218. 

b. Gegenüber diesem Entwurf, welcher hauptsächlich die Verhält- 
nisse der Nordseehäfen berücksichtigt hatte, Hess die preussische Re- 
gierung einen Gegenentwurf ausarbeiten, welcher auch die der Ost- 
seehäfen in Betracht zog. Dieser preussische Entwurf wurde am 
31. December 1871 ebenfalls dem Bundesrath vorgelegt. 

c. Dieser berief nunmehr eine Sachverständigencommission, welche 
vom 5. März 1872 an beide Entwürfe durchberieth. Der von dieser 
Commission nach längeren Verhandlungen ausgearbeitete Entwurf wurde 
vom Bundesrath fast unverändert am 9. Mai desselben Jahres dem 
Reichstag vorgelegt. 

d. In diesem wurden wichtige Veränderungen vorgenommen : 
erste Berathung 17. Mai 1872, stenographische Berichte S 429. ff.; 
zweite 18. Juni, stenographische Berichte S 1114 ff.; dritte 19. Juni, 



13 Vgl. noch Bekanntmachung vom 15. April 1879, betr. die Vermessung der 
Dampfschiffe für die Fahrt durch den Suezcanal (an Stelle einer V vom 8. Juli 
1874), und Bek. der europ. Donaucommission vom 1. Marz 1877 (Reichscentralblatt 
V 105), Anweisung vom 5. Jan. 1878 (das. I 56) und vom 13. Febr. 1874. 
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stenographische Berichte S 1121 f. ; Drucksachen Nr 65, 182, 195. 
Gegen die Publication des Gesetzes in der Gestalt, wie der Entwurf 
aus den Berathungen des Reichstags hervorgegangen war, wurden ge- 
wichtige Bedenken, namentlich aus Rhedereikreisen, geltend gemacht, 
welche, das ganze Gesetzgebungswerk eine Zeit lang zu gefährden 
drohten, schliesslich aber erfolgte die Publicatiou dennoch und es 
haben sich im Laufe der Zeit jene Bedenken als übertrieben , ja 
als grundlos herausgestellt u . 

8. Von demselben Tilge, niimlich dem 27. December 1872, datirt 
auch das Reichsgesetz, betr. die Verpflichtung deutscher Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme hilfsbedürftiger Seeleute, mit Gesetzeskraft eben- 
falls vom 1. März 1878, Mot in den stenographischen Berichten III 
308-310 »*. 

9. Als Ergänzung des unter 1 genannten Gesetzes kann angesehen 
werden das Gesetz betr. die Registrining und die Bezeichnung der 
Kauffahrteischiffe vom 28. Juni 1873, Entwurf und Motive stenogr. 
Berichte IV 624 f. , erste und zweite Berathung II 921 — 930, dritte 
S 949. Im Anschluss an dieses Gesetz erliess der Bundesrath die 
Vorschriften über die Rcgistrirung und die Bezeichnung der Kauf- 
fahrteischiffe vom 13. November 1873. 

10. Erst nach längeren Vorberathimgen kam die deutsche Stran- 
dungsordnung vom 17. Mai 1874 mit Gesetzeskraft vom 1. Januar 
1875 zu Stande, zu welcher dann die Instruction vom 24. November 
1875 erlassen wurde (Reichscentralblatt III 751). Der Entwurf einer 
Strandungsordnung für die Provinzen l’reussen und Pommern, welcher 
dem preussischen Abgeordnetenhause in der Session 1870 — 1871 vor- 
gelegt wurde, war von demselben abgelehnt und tlie Regierung gleich- 
zeitig auf den Weg der Reichsgesetzgebung verwiesen worden. Es 
wurden sodann mehrere Entwürfe ausgearbeitet, unter denen der „Ent- 
wurf einer Strandungsordnung für das Deutsche Reich“ von E. Pereis, 
Kiel 1872, besonders zu erwähnen ist 16 ; vgl. über die Entwicklung 
dieser Verhältnisse Bremer Handelsblatt 1869 S 58, 1874 S52; Hansa 
VIII 143, IX 45. 63. 67. 69. 78. 177. 209, X 13. 86. 209. 219. 228, 
XI 28. 45. 81 und Ter kienborg, Strandungsordnungen, wie sie sind 
und wie sie sein sollen, Kiel 1873, und ders. , Die Strandungsordnung 



14 Es handelte sich namentlich um den jetzigen § 47 des Ges, vgl. Hansa 
IX 151. 177. 218. 223. X 60. 

** Es trat an die Stelle der pretiss. V vom 5. October 1833, der SeemO von 
Hamburg Art. 19, Bremen § 59, Lübeck Art. 20, Oldenburg Art 42. 

14 Zur Vergleichung kann auch die helgolander Strandungsordnung vom 23. No- 
vember 1868 benutzt werden (Hansa VHI 129). 

Billding. Handbuch. III. 8. I: Wagner, Seerecht. I. 7 



Digitized by Google 




98 



§ 12. Rechtszustand im Deutschen Reich. 



und die im Reichstage beantragte Revision von Titel 9 des Seerechts. 
Ueber die Reichstagsverhandlungen s. stenogr. Berichte 111 12. 213 und 
I 56. 315. Die Strandungsordnung trat an die Stelle folgender Par- 
ticulargesetzc : Strandungsordnung für das Königreich Preussen vom 

10. November 1728 nebst Declaration vom 22. November 1741 (ost- 
l>reussisches Provinzialrecht Zusatz 229), Publicandum des Staatsraths 
vom 31. December 1801 (für Westpreussen s. westpreussisches Pro- 
vinzialrecht von 1844 § 76), Kdict vom 4. April 1743 für Pommern. 
Strandordnung für die sehwedisch-pommerscheu Lande vom 14. Juli 
1777, mecklenburgische Instruction vom 20. December 1834, Strau- 
dungsordnung für die Herzogtümer Schleswig u. Holstein vom 30. De- 
cember 1803, hamburger Neuen-Wercks-Rolle von 1719 und Bekannt- 
machung vom 15. Juni 1868. hannoversche Strandungsordnung vom 
24. Juni 1846, oldenburgische Strandungsordnung vom 29. Juli 1844. 
bremer V vom 29. Mai 1834 ”. 

11. Durch Gesetz betr. die deutsche Seewarte vom 9. Januar 

1875 wurde dieses Institut zum Reichsinstitut umgeschalfen, vgl. dazu 
V betr. den Geschäftskreis, die Einrichtung und Verwaltung der 
deutschen Seewarte vom 26. December 1875. 

12. Von Wichtigkeit ist das Gesetz über die Beurkundung des 
Personenstandes und die Eheschliessung § 61 — 64 und 68. Ueber die 
Entstehungsgeschichte vgl. die Commeutare von Hinschi us, 2. Aufl. 

1876 S. 8 ff., und v. Sicherer, 1878 S XII, über die seerechtlicheu 
Paragraphen II i n s c h i u s S 182 f., v. Sicherer S 401 — 404. Ferner 
„Anweisung in Betreff der Beurkundung von Geburten und Sterbefallen 
auf Seeschiffen während der Reise“ im Standesbeamten Jahrg. 1876 
S 309 ff. 18 . 

13. Theils als Ergänzung der Gewerbeordnung, theils als aus 
specieller Fürsorge für die Schiffahrt verfasst, ist das Gesetz betr. die 
Untersuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877, mit Gesetzeskraft 
vom 1. Januar 1878, aufzufassen, weicht* infolge einer lebhaften Agi- 
tation in seemännischen Kreisen im Anschluss an die englische Gesetz- 
gebung entstanden ist. Eister Entwurf vom 22. Febr. 1877 mit Mo- 
tiven Drucks, des Reichstags von 1877 Anlagen S 2 — 10, erste Lesung 
stenogr. Ber. S 16. zweite S 864 — 866, Commissionsbericht Anlagen 
S 327 — 342, dritte Lesung S 877 — 881, dazu Bek. vom 1. Dec. 1877, 

17 Ausführungsverordnungen : Hamburg, V vom 23. Dec. 1874 (auch Bek. vom 
5. Kohr. 1875), Bremen, Ges vom 17. Dec. 1874, Lübeck, V vom 2. Nov. 1874, 
Oldenburg. V vom 11. Dec. 1874. Mecklenburg, Bek. vom 29. Xov. 1875. 

’* Mecklenburg, V vom 5. .lan. 1876. 
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Circulnrerlass an die kaiserl. Consulate vom 23. Nov. 1877 (Reichs- 
eentralblatt V 034 ff.) , Geschäftsordnung für das Oherseeamt vom 
3. Mai 1878 (Reichscentral blatt VI 276 f.) 1S . 

14. Gesetz betr. die Sehiffsmeldungeu bei den Consulaten des 
Deutschen Reichs vom 25. März 1880, dazu V betr. die Schiffsmeldun- 
gen bei den Consulaten des Deutschen Reichs vom 28. Juli 1880. 
Entwurf mit Motiven Drucks, des Reichstags von 1880 Anlagen S 12 
bis 19, erste und zweite Lesung stenogr. Berichte S 49—52, dritte 
S 87. Das Gesetz trat an die Stelle folgender .älteren Bestimmungen : 
Preussen. Reglement für alle Generalconsuls etc. vom 18. Sept. 
1796 § 2, hannoversche V vom 24. März 1817. dänische Instruction 
vom 11. Mai 1860; Mecklenburg, V vom 16. Febr. 1857; Olden- 
burg, Instruction vom 31. Dec. 1843 § 6 und Ges vom 21. August 
1856 Art. 22 § 1, Art. 25 § 1 ; Lübeck. V vom 4. März 1857; 
Bremen, V vom 22. Dec. 1854. In Hamburg bestand keine der- 
artige Verpflichtung. 

15. Gesetz betr. die Küstenfracbtfahrt vom 22. Mai 1881, dazu 
V vom 29. Dec. 1881 und Bekanntmachung von demselben Tage, 
lieber die Berathungen s. Drucks, des Reichstags 1880 Aul. S 615 f., 
stenogr. Berichte S 600—072. 1024—1035. 1117 f.: 1881 Anl. S 163 
bis 169, stengr. Berichte S 151—159. 417—427. 768—776. 837 f. 
lieber den früheren Rechtszustand s. Anlagen von 1880 S 616. 

§ 13. Aeltere Literatur. 

Die juristische Literatur besteht tlieils aus eigentlichen Rechts- 
büchern, theils aus Commentaren zu den Quellen des jus scriptum, 
theils aus Präjudicien, denen die Rechtsausführungen der Parteiver- 
treter an die Seite gestellt werden können. 

A. Was uns in dieser Beziehung aus der Periode des antikeu 
Seerechts überliefert worden ist, wurde schon oben § 5 angeführt. 
Selbstverständlich aber können zu dieser Literatur nur die Werke 
deijenigen Schriftsteller gerechnet werden, welche in jener Periode 
gelebt haben. Insbesondere sind daher hier alle diejenigen Autoren 
auszuschliessen, welche die seerechtlichen Titel des "Corpus juris ei- 
vilis commentirt haben, dies selbst dann, wenn sie dabei rein rö- 
misches Recht haben darstellen wollen. Von den Werken der letzteren 
Art haben nur diejenigen einen Anspruch auf Beachtung, in welchen, 

•* Ausführungsverordnungen : Hamburg, vom 21. Dec. 1877, rev. 30. Juni 1880, 
dazu Bek. vom 28. Juli 1880, Lübeck, V vom 17. Dec. 1877, Oldenburg, V vom 
24. Dec. 1877, Mecklenburg. Bek. vom 12, Dec. 1877. 

7* 
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bewusst oder unbewusst, der Reehtszustand zur Zeit ihrer Entstehung 
berücksichtigt worden ist. Einige derselben werden weiter unten auf- 
geführt werden. 

B. Auch die Literatur der mittelalterlichen Seerechtsperiode ist 
grösstentheils schon bei den Rechtsquellen angeführt worden. 

I. Von Rechtsbllchern gehört namentlich das Consulat der See 
hierher, aus der Uebergangsperiode der Guidon de la mer und die 
Us et coutumes d’Olonne, beide Aufzeichnungen von Gewohnheitsrecht. 
Auch mögen hier Li livres de jostice et de plet erwähnt werden, ein 
in der Rechtsschule von Orleans nach 1270 entstandenes Rechtsbuch, 
das grösstentheils aus den Pandekten schöpft, jedoch auch das Ge- 
wohnheitsrecht berücksichtigt: die seerechtlichen Stücke bei Par- 
dessus VI 537 — 546, vollständig edirt von Rapetti 1850. 

II. Von den Präjudiciensammlungen sind diejenigen, welche später 
gesetzliche Geltung erhielten, ebenfalls schon erwähnt. Hier mögen 
noch seerechtliche Entscheidungen des lübecker Oberhofs, hauptsäch- 
lich aus dem 15. Jahrhundert, aufgeführt werden: bei Mi che Isen, 
Der Oberhof zu Lübeck Nr 2, 15, 48, 50, 58, 107 f.. 138, 147. 175, 
179, 183, 214, 221, 241, 248; ferner in C. W. Pauli, Ltibeckiscbe 
Zustände im Mittelalter III (1878), Urk. Buch Nr 12 a, 22 — 25, 34. 
88a— 101, 107—117. 167, 236—250, s. auch livl. Urk. Buch IV 
Nr. 1583. 

III. Aus der Commentarienliteratur ist nur ein Werk zu nennen, 
die Glosse zum hamburger Stadtrecht von 1497, welche in den Hand- 
schriften einstimmig dem Bürgermeister Hermann Langenbeck 
(f 1517) 1 zugeschrieben wird, und dann mannichfache Erweiterungen 
und Umbildungen erfahren hat, vgl. Lappenberg, Hamburger Rechts- 
alterthümer S CXXIV ff., inslies. S CXXXni f. Ein Theil der Glosse 
zu Pars P des Stadtrechts ist abgedruckt bei dem jüngeren Langen- 
beck (s. u.), einiges wenige bei Lappenberg. Leider fehlt eine 
vollständige Ausgabe noch immer. Langenbeck stützt seine Mei- 
nungen auf den Sachsenspiegel und das Weichbildrecht, besonders aber 
auf das römische Recht und die Postglossatoren, er sagt: De wyle dy 
nicht sso beschedeliken vnnd vullekamen in sasseskem vnnd wyckbeldes 
rechte de dinge dat schvprecht belangende entschedenn vnd vorklaret 
werden, esschet de nottrofft, sulckent vth ghemenen keyserreehten elfte 
anderen lyckmetigem beschede etliker maten thouorluchtende edder 
tho wysende worme dat soken vnnde vynden möge*. 

1 Er war einer der bedeutendsten Männer seiner Zeit im Hansebunde, wie 
aus der dritten Abtheilung der Hanserecesse hervorgeht. 

2 So nach einer Handschrift der hamburger Commerzbihliothek. 
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C. Eine eigentliche Literatur entwickelt sich erst seit dem 16. Jahr- 
hundert. Der leichteren Uebersicht halber theilen wir diese Periode 
in zwei Abtheilungen, indem wir zunächst die wichtigsten Werke des 
16. und 17. Jahrhunderts in chronologischer Reihenfolge aufführen, so- 
dann die des 18. Jahrhunderts, nach den einzelnen Ländern georduet, 
geben und endlich die Präjudiciensammlungen folgen lassen. 

I. Das 16. und 17. Jahrhundert. 

Quintyn Weytseu, Tractaet van Avarijen, verfasst zwischen 
1554 und 1563, dem Todesjahre Wevtsens, gedruckt zuerst in der 
Elzevirausgabe der Curiae Ilollandiae decisiones von 1617, dann mit 
Anmerkungen des S. van Leeuwen (17. Ort. 1651) und M. de Vicq, 
bald holländisch, bald lateinisch, sehr häutig, z. B. Anist. 1672, 1697. 
1703. 1707, auch in den späteren Auflagen des t’Boeck van de Zee- 
rechten, bei Verwer und in den Werken des Casaregis, französische 
Ucbersetzung 1703. Dieses Werk ist zwar eine Monographie, muss 
aber wegen seiner Wichtigkeit und des Einflusses, den es ausgeübt, 
schon hier erwähnt werden. 

Benvenutus Straccha, De nautis navibus et navigatione, zu- 
erst im Mercator juris peritus, Titel 6, Ven. 1553 und 1575, Lugd. 
1556, dann in dem sog. Opus de mercatura, Col. 1595 und 1622, 
Lugd. 1610, bes. aber Amst. 1669. Straccha lebte in Ancona. 

Julius Ferrettus. De iure et re navali et de ipsius rei na- 
valis et belli aquatici praeceptis legitimis über, herausgegeben nach 
des Verfassers Tode von seinem Sohne Exuperantius Ferrettus, 
Ven. 1579. 4 (auch im Tractatus tractatuum). 

Alexander Regius (King), Tractatus leguni et consuetu- 
dinura navalium quae apud omnes fere gentes in usu habentur etc., 
zwischen 1587 und 1592 verfasst. King war advocatus in suprema 
Edinburgi curia, das Werk ist noch ungedruckt (Handschrift in Ad- 
vocates Library, Edinburg) , Mittheilungen wären erwünscht; vergl. 
Beils Commentaries. 7. ed. 1870, I 546. 

P. Peckius (f 1589), In titulos Dig. et Cod. ad rem nauticam 
pertinentes cominentarii. Lov. 1556, Hagae Comit. 1603 (in den Opera 
omnia, Antverpiae 1679, S 815 — 896), dann mit den wichtigen An- 
merkungen des Arnold Vinn ins, P. I’eckii in titt. Dig. et Cod. ad 
rem nauticam jiertinentes cominentarii quibus nunc accedunt notae 
cum ampla dotc variarum circa rem nauticam observationum benef. 
Am. Vinnii, L. B. 1647, neue Ausgabe von Joh. Laurentius, 
Amst. 1668. 

William Welwood, An Abridgment of all Sea La wes etc., 
London, printed by Humfrey Lownes, for Thomas Man 1613. 4, 
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1686. 8. Welwood war professor of the civil law; das kleine Werk 
ist werthvoll weiten Berücksichtigung des Gewohnheitsrechts, der Ver- 
fasser sagt S 6 von seinen Vorgängern: None speakes of the sea 
customs which is our principall argunient. 

Juan de Hevia Bolanos, Laberinto de commercio terrestre 
y naval, Madrid 1619. 4 (zweiter Theil der Curia Philippica lib. 3 
pars 2), 1657. 4, lateinisch Ven. 1673, Flor. 1702. 

G. Malynes, Consuetudo vel Lex Mercatoria or the Ancient 
Law Merchant, Lond. 1636. 3. ed. 1686 u. ö.. noch 1783. 

Hugo Grotius, Inleiding tot de Hollandscbe Rechts-geleertheyd, 
zuerst erschienen 1631, mit Anmerkungen von Simon van Groene- 
wegen van der Made seit 1644 3 . F.s kommen in Betracht aus 
Buch III Titel 20: Van huyr tusschen schipp -Reeders, Bevragters 
ende Bootsgesellen, T. 22: Admiralschaft, T. 23: Rhederei, T. 24: 
Versicherung, T. 26: Avarie-grosse, T. 38: Ansegelung *. 

R. Z(ouch), Descriptio iuris et iudieii militaris necnon iuris et 
iudicii maritimi etc., Oxon. 1640, Lugd. Bat. 1652 (descriptio iuris et 
iudieii maritimi), ferner: The Jurisdiction of the Admiraltv of England 
asserted against Sir Edward Cokes by Richard Zouch, London 
1663. 8. 

Cleirac, Us et coutumes de la mer. s. § 4 A 4. ist hier wegen 
seines Commentars zum oleronschen Seerecht und den übrigen von 
ihm publicirten Seerechtsquellen und seiner Darstellung der Juris- 
diction de la marine (ed. 2 S 377 — 549) zu nennen. 

Johannes Loccenius, De iure maritimo et navali, Amst. 
1651. 12, Holmiae 1652. 12 (1650 ?), 1674. 8 6 . Er war Professor 
in Upsala (f 1677). Dieses Werk ist zusammen mit denen des Styp- 
mann und Kuricke von Joh. Gottl. Heineccius u. d. Titel: 
Scriptorum de iure nautico et maritimo fasciculus, Hai. Magd. 1740. 4, 
aufs neue herausgegeben worden. 

Franciscus Stypmannus, De iure maritimo et nautico, 
suppl. ab Ant. Gunth. Fritzio, Gryphisw. 1652. 4 (Strals. 1661?), 
Halae 1740 (s. o.). Der Verfasser war Professor in Greifswald (f 1650). 

Franciscus Roccus, Responsonim legalium decuriae et iner- 
catonun notabilia, 2 vol. fol. N'ap. 1655, und daraus: De navibus et 

s Ueber die Ausgaben und llebersetzungen s. Rogge, Bibliothecae Grotianae I, 
Hag. Com. 1833, S 19—23 (23 niederländische Ausgaben, lateinische existiren nicht). 

4 Dazu die lateinischen Anrnerk. von W. Schorer in der Ausgabe Middel- 
burg 1767, und van der Kessel, Theses selectae juris Hollandici et Zeelandici 
ad suppl. H. Grotii introd. etc., L. B. 1800, ed. nov. Amst 1860. 

4 Kine Ausgabe Bruxellis s. a. erwähnt Goutsmit a. O. S 19 Anm 1. 
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naulo, item de assecurationibus, Nap. 1655. 4 (?). Neu herausgegeben 
von Westerveen, IJltrajecti 1708. 12, ins Holländische übersetzt von 
Fei tarn a u. d. Titel: Merkwaardige aamnerkingen vervat in twee 
tractaten etc., Anist. 1737. 4. Roccus war Richter in Neapel (f 1676). 

Johannes Marquard (Bürgermeister von Lübeck, f 1668), 
Tractatus politico-iuridicus de iure mercatorum et cominerciorum singu- 
lari, Francof. 1662 fol. Das Seerecht wird behandelt in Buch I 8, 
II 5 und 13, HI 3—5. 

John Godolphin, A view of the Admiral Jurisdiction, London 
1661. 8. 

Taco van tilins, Aenmerekingen ende bedenckingen over de 
zeerechten uyt het placcaet van koninck Philips 1563 etc., Amsterdam 
1665. 4, 1695. 4, 1707. 4, 1727. 4. 

Reinoldi Kuricke Jus raaritinnun hanseaticum etc. acces- 
serunt diatribe de assecurationibus atque variae illustres quaestiones 
ad jus maritimum pertinentes, Hamb. 1667. 4 (1762. 4V), Hai. 1740. 
Der Verfasser war Secretär des danziger Raths. 

Carolus Moll oy, De iure mnritimo et navali or a treatise of 
affairs maritime and of commerce, London 1676, 3. ed. 1682, 4. ed. 
1707, 8. ed. 1744, 9. ed. 1769. 

Benjamin Raule, Deduction van een nieuwe Admiraliteyts en 
Commerciencollegie in Colbergen, Conigsbergen ende Mümmel, Haag 
1680, deutsche Uehersetzung Königsberg 1680. 

Carlo Targa, Ponderazioni sopra le contrattazioni marittime, 
Genova 1692, 1700, 1750. 4, Livorno 1755, Triest 1805, auch ins 
Spanische übersetzt von Giron, Madrid 1753. Dieses Werk ist für 
das spätere Seerecht des Mittelmeeres sehr wichtig, für uns selbst 
wichtiger als die Schriften des Casaregis. 

.1. R. E. , Compendium iuris maritimi oder kurzer Auszug des 
Seerechts etc., Lübeck 1698. 4, Leipzig 1725. 4. 

Folgende unbedeutende Schriften werden noch erwähnt: A. Au- 
gustini, De legibus nauticis, Basil. 1591. 8. Jo. Baptista l'edrezzano, De 
mercatura et navibus, Yen. 1599. 4. Consilia Rodcrici Suarij, De vsu maris et 
navibus transvehendis im Opus de mercatura, Cot 1622, S 580—585. ßeineri 
Vlrici, Specimcn linguae professoriae s. notae ad tit 7 lib. IV Instib etc. ut nihil 
desiderandum sit quod ad actionum maritimariuu vcl tcrrestrium negotia conferrc 
possit, Erphordiac 1612. 4. Sigismund Büchner, De re et iure aquntili, Marp. 
1614 fol. (vgl. de Wal II 27), auch gedruckt nach Bapt. Aymi Tr. sing, de 
tmiverso alluviomun iure, op. Ahasv. Fritschii, Jen. 1675. 4. W. Snell, Tipliys 
Baiavus seu de navium cursilms et re navali, Leidac. 1624. 8. Kutgerus Ro- 
land us, Erledigung einer schweren in Assecuration-sachen vorgestellter Fragen, 
zu Hamburg 1630. 4. B. Strauss, l’raeside Joach. Ncrger, Diss. ad ius mari- 
timum spectans, Viteb. 1639. 4. Jo. Müller, De actionibus rerum in navem vcl 
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in diversoritun receptarum nomine compctentibus, llafh. 1650. 4. Amana, Disser- 
tationum uiaritiniarum decas, Francof. 1651.8. Aug. Strauch, Diss. de iure 
singulari commerciorum navalium, Viteb. 1652. 4. J. Krahmcr, Praeside Jo. Fr. 
Boeckelmann, De navi et navigationc, lleidelb. 1661. 4. Johannes Strauch, 
I)e iure maritiino, llrunsv. 1662. Abr. Malupert, Disputatio de re nautira, L. 13. 
1663. 4. Jo. Ilcinr. Boeder, Civitas maritima, Argent. 1664. 4. Gyrahlus, 
De re nautira, Basil. 1665. Andr. Senffteben, I)e navibus, Vratisl. 1665. 8. 
F. A. Mauli, Thesaurus theoretieo-practicus continens tractatus de literarum 
obligatione, de iure maritimo etc., Moguntiae 1666 fol. B. G. Kramer, l’raeside 
S. Strvk, De iure navium, Francof. 1668. 4 (auch Halae 1679. 4). J. G. Schot- 
telius. De singulanlms quibusdanr et antiquis in Germania iurihus et ohservatis, 
Frankf. und Leipz. 1671 (c. 20: Strantlrecht, c. 21: Haverey, c. 22: Bodmerei, 
c. 23: Assecuranz, c. 24: Krahnrecht, c. 25: Seerecht, c. 26: Stapelreeht) , dazu 
J. W. Gericken, Schottelius illustratus etc., Leipz. und Wolfcnb. 1718. Hoorn - 
hccck, Dissert. iuridica de re navali, L. B. 1674. V. A. Laut er hach, Dispu- 
tatio de nautis. cauponibus et stabulariis, Tub. 1676. Herrn. Conring, Diss. de 
maritimis commerdis, Heimst. 1680. 8. G. .1. Leichker. De iure maritiino, Dresd. 
1685. Miego, The anrient sea law, Lond. 1686. B. L. Mollenberg, Dias, de 
mercatura nautira. Giess. 1687. 4. Ed tu. t'olberg, Dias, de iure navigantiiim. 
Gryphisw. 1693. 4. 

II. Das 1 8. Jahrhundert. 

1. Südeuropa. 

Joseph Laurentius Maria de Casaregis, Discursus le- 
gales de eonunercio, Oen. 1707, Flor. 1719 2 Bände. Band 3 1729, 
Band 4 1739; in den Opera omnia Yen. 1740 und 1790. vgl. Z f. 
IIK X 467—471 und XXIII 148. Für das Seerecht wichtig besonders 
Disc. 14—25, 45—47, 62—05, 69-71, 121—124, 127 ff.. 211—215. 
sodann von demselben Verfasser ein Coiumentar zum Consulat: II 
Consolato del marc colla spiegazione di Giuseppe Maria Casa- 
regis, Firenze 1718, dann sehr häufig, auch in den Opera omnia. 
zuletzt wohl Bassauo 1788, Von. 1806. 

Domenico Alberto Az uni, Sistema universale dei principij 
del diritto marittimo dell’ Kuropa, Firenze 1795 2 vol. (über die an- 
gebliche Ausgabe von 1759 s. de Wal II 29: Azuni lebte von 1749 
bis 1827), 2. Ausg. Triest 1796 f. 2 vol. 8. Dieses Werk, welches übri- 
gens fast nur das öffentliche Seerecht behandelt, erschien auch fran- 
zösisch u. d. Titel: Droit maritime de l'Europe, 2 tom. Paris 1798. 
neue Ausgabe 1805; fenier eine französische Uebersetzung von J. M. 
Digeon u. d. Titel: Systeme univcreel des principes du droit mari- 
time de l’Europe, Paris an VI (1799) 2 vol., spanische Uebersetzung 
von Rafael del Kodas, Madrid 1808 2 vol., englische von 1806V 
Azuni ist auch Verfasser eines Dizionario universale ragionato della 
giurisprudenza mercantile, 2 tom. Nizza 1780, 1788, zweite Ausgabe 
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Livorno 1822, 1824. 3. Ausg. von G. Ricci, Livorno 1834. Ueber 
sein Werk Origine et progrfcs etc. s. § 4 B 4. 

L. Piantanida, Deila giurisprudenza maritima commerciale an- 
tica e moderna, 3 Thle. Milano 1806 — 1808, vgl. hierüber v. Kalten- 
born I 74 Amu 4. 

Zu erwähnen ist auch der Entwurf des Jorio (1738 — 1807): 
Diritto marittimo, Neapel 1781, in nur 25 Exemplaren gedruckt, von 
Azuni plagiirt. vgl. l’ardessus I 8 ff.. V 234 f.; v. Kaltenborn 

1 62 Anin 82 und namentlich Alianelli a. a. 0. S XXIII Anm 2 
bis XXVIII. 

Jose da Silva, Priucipios de dereito mercantil e leys de ma- 
riuhu, Lisboa 1798 2 tom., dann ebendas. 1801 ff., vgl. darüber na- 
mentlich Thöl. HR I 6. Aufl. S 95 f. Ausgaben von 1806, 1812. 
1815? 

2. Frankreich. 

Mr. Marville, Ordonnance de la marine du mois d'Aoüt 1681, 
connncntüe et confürüe sur les anciennes ordonnances. le droit ro- 
main et les nouveaux rüglements, Cavelier et Osmont Paris 1714. 4, 
dann 1715. 8, 1737, 1743, 1747, 1749. 1756 bei Langrain. Un- 
bedeutend. 

Renö Josue Valin (f 1765), Nouveau commentaire sur l'Or- 
doimance de la marine du mois d'Aoüt 1681. OU se trouve la Con- 
ference des anciennes Ordonnances, des Us et Coutumes de la mer, 
tant du royaume que des pays etrangers, et des nouveaux r^glemens 
concemans la navigation et le commerce maritime, La Rochelle 

2 Bde. 4. 1760, 1766, 1770, 1776 (Paris et Marseille 1780?) 6 . Neue 
Ausgabe von Becane, Paris 1829 2 Bde. 4. 

Balthasar Marie Emerigon (f 1784), Traite des Assurances 
et des Contrats ä la grosse, Marseille 1783 2 vol. 4. Neue Ausgabe 
von Boulay-Paty, Rennes 1827 2 vol. 4, englische llebersetzung 
des ersteren Tractats mit Anmerkungen von Samuel Meredith, 
London 1850. 

Rob. Jos. Pothier (1699 — 1772), Des contrats de louage 
maritime, savoir 1. chartes parties, 2. louage de matelots et autres 

* Diese angebliche Ausgabe, die man zuweilen erwähnt tindet, dürfte nicht 
existiren: wahrscheinlich liegt eine Verwechselung vor. 1780 erschien nämlich in 
Marseille ein Werk u. d. Titel: Nouveau Commentaire sur l’Ordonnance de la 
Marine, par un Avocat au Parlemcnt, 2 vol. 12. Dieser Commentar ist ein blosser 
Entwurf Emerigons, welcher wider seinen Willen herausgegeben wurde. Eine 
zweite Ausgabe 1803 3 vol. 12. 
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gens de 111 er, Paris 1765, dann 1774. 12 (ins Englische übersetzt von 
Evans, London 1806); Des eontrats k la grosse, 1767. 

Boucher, Institution au droit maritime, ouvrage compiet sur 
la lögislation maritime, ayant pour base l’ordonnance de 1681 etc., 
Paris 1803. 4. 

3. England. 

A general treatise of the dominion of the sea (behandelt haupt- 
sächlich das öffentliche Seerecht) s. § 4 A 5. 

(Neale,) An abstract of the sea laws as established in most 
kingdoms of Europe, but more particiüarly in England and Scotland, 
Lond. 1704. 12. 

G. Jacob, Lex Mercatoria, or the merehants companion etc., 
Lond. 1718. 8. 

William Wynne, The Life of Sir Leoline Jenkins, Lond. 1724 
2 vol. fol. (wichtig für die Entwicklung des englischen Seerechts). 

A general treatise of naval trade and commerce as founded in 
the laws and Statutes of this realm etc., 2 vol. Lond. 1740, 2. ed. 1753. 

Th. Parker, The law of shipping and insurance, Lond. 1755; 
von dems.: The laws of shipping and navigation, with a digest of 
adjudged cases, Lond. 1775. 

Windham Beawes, Lex Mercatoria rediviva or the merehants 
directory, London 1751, 1763, 1777, 1783 (by Mortimer), 1790, 
1792, 1813 (by Chitty). 

Browne, A eompendious view of the civil laws and of the law 
of the admiralty, 2. ed. Lond. 1802 2 vol. 

J. Reeves, The law of shipping and navigation front the time 
of Edward III to the end of the year 1806, 2. ed. Lond. 1807, 

1. ed. 1792, enthält fast nur öffentliches Seerecht. 

Maxwell, The spirit of marine law or compendium of the 
Statutes relating to the admiralty alphabetical arranged, Lond. 1800, 

2. ed. 1808. 

Das Seerecht wird auch behandelt von den beiden grossen Juristen, 
die das gesummte Recht ihres Landes darstellen, für England: Black- 
stone, Commentaries on the laws of England, 1765, 16. ed. 1803; 
für Schottland: John Erskine, Institutes of the law of Scotland. 
1773, spätere Ausg. 1805, 1824 ff., 1838. 

4. Niederlande. 

lieber Verwer s. § 4 A 6, über Westerveen § 6 a. E., 
über van der Kessel oben C I Amu 4. 

Cornelius vanBynkershoek(t 1743) hat in seinen Schriften 
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die meisten Materien des Seereehts behandelt, insbesondere im Buch 4 
der Quaestiones juris privati, L. B. 1744. 

N. Pesters, Sj>ec. de jure maritimo foederati Belgii, Utrecht 
1770. 4. 

5. Skandinavische Staaten. 

Henning Wedderkop (Advocat in Husum), Introductio in jus 
nauticum, Flensburg 1757, vgl. de Wal a. 0. II 29. 

(C. D. Hedegard.) Forsög til en Tractat angaaende den danske 
Söe-Ret, indeholdende den fierde Bog af K. Christian V Danske og 
Norske Low, Kiöbenhaven 1771. 

J. A. Broodt, Om Sjörätts saker oih thes handteraude vid 
Lagan Domstol, Upsala 1772. 4. 

Jak. Alb. Flintberg, Anmärkingar til Sveriges Sjö Lag, 
Stöckli. 1794. 4, 1802, 1815, dazu Nachtrag von J. P. Fröden- 
berg, Fortsättning tili Junii mnnads stat 1822, Stockh. 1822. 4, 
deutsche Uebersetzung im Auszug von Hagemeister, Greifswald 
1796. 4. 

Brorson, Forsög til den fierde bogs forsolkning i Christian V 
Danske og Norske lov, Kjöbenh. 1797. 8. 

P. H. Graah, Nyeste Skipperbog, Kiöbenh. 1807. 

6. Deutschland. 

a. Hansestädte: 

(Georg Adolph Caroc,) Anleitung zur Historie des Lübschen 
Rechts, worin zugleich die im Anseatischen See Recht nicht berührten 
Artikuln des Lllbschen See Rechts kürzlich erklärt werden, Greifs- 
wald 1718. 

Hermann Langenbeck, Anmerkungen über das Hamhurgische 
Schiff- und Seerecht etc., Hamburg 1727. 4, 1740. 1774 (1771? nach 
de Wal). Ein fhr seine Zeit ausgezeichnetes, noch jetzt brauch- 
bares Werk. 

Der wohlinstruirte Schiffer etc., Hamburg 1727. 8, 2. Aufl. 
1732. 4, 3. Aufl. Lübeck und Wismar 1773, dann von Engelbrecht 
u. d. Titel „Der wohl unterwiesene Schiffer“ neu bearbeitet, Lübeck 
1792, dänische Uebersetzungen Kopenhagen 1776 und 1800. Wichtig 
für die Verhältnisse der Ostsee. 

Johann Lucas Stein, Gründliche Abhandlung des lübschen 
Rechts nebst dem Seerechte, 5 Theile Lübeck 1738 — 1753. 

(Klefeker,) Sammlung der Hamburger Gesetze, auch Ver- 
fassungen u. s. w., Band MI (1769) enthält eiue Bearbeitung des ham- 
burgischen Seerechts, auch u. d. Titel: Anmerkungen über die ham- 
burgischen Handels-, Scldffs- und Seerechte, 2 Theile Hamburg 1769. 
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H. G. de Post, I)e cura senatus bremensis circa rein nauticam, 
Gottingae 1780. 4. 

J. L. Gries, Hamburgisches Staats- und Privatrecht in Beziehung 
auf Hamburgs Handel, Theil I Hamburg 1795. 8. 

C. Glashoff, Sammlung einiger bei der Schiffahrt und dem 
Assecuranzgeschäfte vorkommender Fälle, Hamburg 1795. 8. 

b. Preussen: 

J. P. Boppo, Pracside Joh. Amsel (Prof, in Königsberg, f 1732), 
De singularibus juris maritiini gennanici von denen besonderen See- 
und Schiffrechten, Begiom. 1722. 4. 

Johann Ludwig L'Estocq, Auszug der Historie des allge- 
meinen und preussischen Seerechts u. s. w., Königsberg 1747. 4. 

R e i n h o 1 d Friedrich vonSahme, Einleitung zum See-Recht 
des Königreichs l*reussen, worinnen das königl. preussisehe See-Recht 
in einer richtigen Ordnung vorgestellet und erleutert wird, Königs- 
berg (1747). 4. 

Aug. Hippolyt Boue, Vierfacher Beytrag zur Erläuterung und 
angenehmem Gebrauch des Ao. 1727 emanirten königl. Preussischen 
Seerechts etc., Königsberg s. a. (nacli 1740), daraus besondere: Histo- 
rischer Bericht von dem Seerecht des Königreichs Preussen, Königs- 
berg 1770. 4. 

c. Allgemeinere Schriften: 

L. M. Raumberger, Grundfeste der Rechte und Gewohnheiten 
in Wechsel- und Commerzsachen, sammt einem Anhang von Assecuranz- 
und Seeaffairen, Frankf. a. M. 1723. 4. 

.1. A. Fabricius, Hydrotheologia, Hamburg 1734. 

J. E. Zschack witz, Gründliche Nachricht von dem Handlungs- 
wesen etc., worinuen etc. anbey gewiesen wird, worinnen das See- 
und Schiff-Recht eigendlich bestehe. Leipzig 1736. 

Joh. Jul. Surland (+ 1758), Grundsätze des europäischen See- 
rechts, Hannover 1750. 4, vgl. de Wal II 29. 

Joh. Daniel Musäus, Grundsätze des Haudlungs- und See- 
rechts: zum Gebrauch der Vorlesungen, Hamburg und Kiel 1785. 8. 

Fr. Lud. Cancrin, Abhandlung von dem Wasserechte, sowohl 
dem natürlichen als positiven, vornehmlich aber dem deutschen, 4 Bde. 
Halle 1789, 1800. 4. 

ni. Sammlungen von gerichtlichen Entscheidun- 
gen, Rechtsgutachten etc. 

Rotae Genua e de mercatura et rebus ad eam pertinentibus 
decisiones, Genuae 1582 (vgl. Behrend, Lehrbuch des HR I 58), 
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herausgegeben wahrscheinlich von Belloni, ed. 3. Francof. ad. M. 
1592. 4, Lugd. 1592, 1612. 4, auch in dem Opus de mercatura. 

Neostadius, Utriusque Hollandiae Zelandiae Frisiaeque Curiae 
Decisiones, Lugd. Bat. 1617, 1627, Hag. 1665, 1667. 

Observationes D. Jacobi Coren, ’s Hage 1633, 1661. 

Sententien van den Hoogen en 1‘rovincialen Raad, Rotterd. 1662. 

van Lee u wen, Censura Forensis Theoretico - Practica 1662, 
4. ed. 1741. 

Consultatien advysen en advertissementen. Gegeven ende ge- 
schreven by verscheyden treffelijcke rechts -geleerden in Hollandt, 
6 tom. Rotterdam 1645 — 1685. 4. 

Barels, Advijzen over den Koophandel en Zeevaert etc., Amster- 
dam 1780. 4, 2 Theile. 

Verzameling van casus-positien betrekkelijk tot voorvallende om- 
standigheden in den koophandel, 2 st. Amst. 1793, 1804. 8. 

Zu erwähnen sind hier auch die Schriften der beiden Savary, 
s. jetzt Lästig in Endemanns Handbuch 1 725 Anm 61 f. 

§ 14. Neuere Literatur, a. nusserdeutsche. 

A. Literatur des englisch-amerikanischen Seerechts. 

I. Schriftsteller. 

Eine neue Epoche beginnt mit folgendem Werke: 

Charles Abbott (später Lord Tenterden, f 1832), A treatise 
ou the law relating to merchant sliips and seamen, London 1802. 8, 
dann 1804, 1808, 1812, 1827 u. ö., elfte englische Ausgabe by Shee 
1867, zwölfte by Prentice 1881. amerikanische Ausgaben with the 
copious annotations of .Joseph Story Boston 1810. Exeter NH. 
1822. 1829, reedited by J. C. Perkins Boston 1846, 1854, auch 
eine portugiesische Uehersetzung (nach de Wal II 30). 

Mau de and Pollock, A compendium of the law of merchant 
shipping. 1853, 2. ed. 1860, 3. ed. 1864, 4. ed. 1881 2 vol. 

Maclach lan, A treatise on the law of merchant shipping, 1860 
(Supplement dazu 1862), 2. ed. 1875 (Suppl. 1876), 3. ed. 1880. 

Foard, A treatise on the law of merchant shipping and freight, 
Lond. 1880. 

Weniger bedeutend sind die folgenden: 

Holt, On the law relating merchant ships and seamen and 
maritime contracts, Lond. 1820, 2. ed. 1824. 

E. W. Sy mons, The law relating to merchant seamen, 3. ed. 
Lond. 1844. 
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Atkinson, The shipping law of the british empire, Lond. 1854. 

Lee ’s Laws of british shipping and of marine assurance, London 
9. ed. 1865, 10. ed. by J. C. Bighain 1877. 

Kay, The law relating to shipmasters and seatnen, 2 vol. Lon- 
don 1875 (behandelt die meisten Theile des Seerechts). 

Bedeutender als die eben genannten ist dann das schottische Werk: 

G. J. Bell, Commentaries on the law of Scotland, 3. ed. 1816 
bis 1819. 4, 7. ed. by John M’Laren, 2 vol. 1870. 4. Das See- 
recht wird darin behandelt Band I 146 — 175. 212 — 256, und be- 
sonders I 546—671, n 11. 38 f. 93—100. 544 f. 

Von grosser Wichtigkeit sind dann die Amerikaner: 

James Kent, Commentaries on American law, New- York 2. ed. 
1832, 9. ed. Boston 1858, 10. ed. 1861 4 vol., 12. ed. Boston 1873. 

Henry Fl anders, A treatise on maritime law, Boston 1852. 

A. Conkling, Jurisdiction, law and practice of the United States 
in admiralty and maritime cases, 2 vol. 2. ed. 1857. 

Theophilus Parsons, A treatise on maritime law including 
the law of shipping, the law of marine insuranee, and the law and 
practice of Admiralty, 2 vol. Boston 1 859. Gewissermaassen die zweite 
Auflage dieses Werkes bilden die beiden folgenden Schriften: 1. A 
treatise on the law of shipping and the law and practice of Admiralty. 
2 vol. 1869, und 2. On marine insuranee, 2 vol. 1868. 

F. B. Dixon, Abridgment of the maritime law, New -York 
3. ed. 1873. 

R. Desty, Manual of law relating to shipping and admiralty, 
San Francisco 1879. 

II. Sammlungen von Präjudicien. 

I. Allgemeine Werke: 

W. T. Pritchard, A digest of the law and practice of the 
high court of admiralty of F.nglaud, Lond. 1847, 2. ed. 2 vol. 1865. 

II. C. Coote, The new practice of the high court of admiralty 
in F.ngland. Lond. 1861, 2. ed. 1869. 

Williams and Bruce, The jurisdiction and practice of the 
high court of admiralty, London 1869. 

O. D. Tudor, Selection of leading cases on mercantile and 
maritime law, 2. ed. London 1868. 

C. E. Benedict, The american admiralty, its jurisdiction and 
practice, New-York 1870. 

Mac Adam, The marine court of the city of New York, its origin, 
jurisdiction and practice, New-York 1868, 2. ed. 1872, 3. ed. 1877. 
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2. Chronologische Sammlungen. Sie sind ganz besonders 
werthvoll, freilich aber nur schwer zugänglich. Es mögen hier er- 
wähnt werden: 

Marriott (1776 — 1779) 1 vol., Cliri stopher Robinson (1799— 1808) 6 vol., 
Edwards (1808 — 1810) 1 vol., Dodson (1811 — 1822) 2 vol., Haggard (1822 bis 
1837) 3 vol., Will. Robinson (1838 — 1852) 3 vol., Swabey (1858 f.) 1 vol., 
Lushington (1860—1863) 1 vol., Browning and Lushington (1864 f.) 1 vol., 
Maritime Law Cases (1860—1871) 3 vol., Aspinall: Maritime Law Cases (seit 
1870) bis jetzt 5 vol. 

P. Sprague, Decisions in maritime, admiralty and prize cases 
in the United States district court of Massachusetts 1854 — 1865, 2 vol. 
Boston 1868. 

B. Literatur der romanischen Gruppe. 

I. Frankreich. 

a. Schriftsteller: 

Delvincourt, Institutes du droit commercial, 2 tom. 1810, 
2. ed. 1834, ed. Godet Brux. 1838. 

J. M. Pardessus (t 1853), Cours de droit commercial. 4 Bde. 
1814. 2. bis 4. Aufl. in 5. 5. in 6, 6. in 4 Bänden (ed. de Rozif're). 

Emile Vincens, Exposition raisonnöe de la lögislation com- 
merciale et examen critique du code de commerce, 3 Bde. Paris 1821. 
Livre XII, commerce maritime: III 88 — 610 (mit Berücksichtigung 
des öffentlichen Seerechts). 

P. S. Boulay-Paty (t 1830), Cours de droit commercial ma- 
ritime d'aprfes les princijtes et suivant l'ordre du code de commerce, 
Rennes et Paris 1321—1823 4 Thle., 2. ed. Paris 1834 4 Thle. 

J. A. Rogron, Code de commerce expliquö, 8. ed. 1849. See- 
recht S 453—781. 

Delamarre et Lepoitviu, Traitö theorique et pratique de 
droit commercial, Paris 1860 f., Theil III und IV. 

P. Bravard- Yeyriöres, Manuel du droit commercial, Paris 
1838. 3. ed. 1846. 6. ed. 1861 (Seerecht S 322—582, auch das öffent- 
liche), 7. ed. 1867 (Buch II S 303 — 528), vgl. noch von demselben 
Verfasser: Notions pröliminaires l’explication du droit maritime, 
Paris 1838 (15 Seiten); ferner von demselben: Traitö de droit com- 
mercial: cours professö fi la facultö de droit de Paris, publiö. annotö 
et complötö par Ch. Demangeat, 6 Bände, Baud 1 — 3 Paris 1862, 
Band 5 und 6 1865, Band 4 1875 enthält die fünf ersten Titel des 
zweiten Buchs des Code de commerce. 

Isid. Alauzet, Commentaire du code de commerce et de la 
lögislation commerciale, 4 Bände Paris 1856 f. (Band 3 Seerecht). 
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2. ed. 1868 (Band 4 Seerecht), 3. ed. 1879 (Band 5 u. 6 Seerecht, 
Band 5 Art. 190 — 331, Band 6 Art. 332 — 436 und Ges von 1874). 

Louis Pouget, Principes de droit maritime suivant le codc de 
commerce fran^ais, analogie avec les lois ou Codes ötrangers, 2 vol. 
Paris 1858. Das eigentliche Seerecht in Band II S 217 — 592, vorher 
Versicherungsrecht. 

Edmond Dufour, Droit maritime, commentaires des titres 

1 et 2 livre II du Code de commerce, 2 vol. Paris 1859. 

J. Bödarride, Droit commercial, commentaire du Code de 
commerce livre II, du commerce maritime, 5 torn. Paris 1859, 2. ed. 
1875, dazu als tome 6: commentaire de la loi du 10 döe. 1874 sur 
l’hyp. mar., Paris et Aix 1877. 

R. deFresquet, I’röcis du cours de droit commercial maritime. 
Aix 1871, drei Abtheilungen (nach Anordnung des C. de c.). 

E. G. Höchster et Aug. S a c r e , Manuel de droit commercial 
franqais et ötranger. Droit maritime, 2 vol. 1876. 

M. C resp, Cours de droit maritime, annotö, complötö et mis au 
courant de la jurisprudence la plus röcente par Aug. Laurin, 4 vol. 
Paris et Aix 1876, 1878 (geht bis Titel 9 incl. Buch H C. de e., 
vgl. Goldschmidt in Z f. 11R XXIII 353—357), 1882 (Band 3 u. 4 
Versichern ngsrecht). 

A. Boistel, Pröcis du cours de droit commercial, Paris 1874 
(Seerecht S 809 — 1086). 

Arthur Desjardins, Traitö du droit commercial maritime. 
Band I Paris 1878 (die Titel 1 und 2 Buch II C. de e.), H 1880 
(Titel 3 und 4), III 1882 (Titel 5, 6 und 8), sehr ausführlich mit Alle- 
giruug der fremden Gesetzgebung, jedoch ohne Verarbeitung derselben. 

L. de Valroger, Droit maritime, commentaire thöorique et 
pratique du livre II du C. de c. etc., vol. 1 u. 2 1883 (Titel 1 — 8 
Buch II C. de c.). 

Alfred de Courcy, Questions de droit maritime, 2 vol. Paris 
1877 und 1879. Eine Sammlung von Abhandlungen, in welchen eine 
gesunde Opposition gegen die herrschende Behandlung des Seerechts 
sich geltend macht. 

Wichtig ist in geschichtlicher Hinsicht A. Frömery, Etudes de 
droit commercial, Paris 1833, insbes. S 167 — 336. 391 ff. 

Populär gehalten sind: 

H. Eloy et J. Guerrand, Marine marchande, des eapitaines 
mattres et patrons ou traitö de leurs droits et obligations, Paris 1862 

2 tom. (bes. auch öffentl. Seerecht). 
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V. Toussaint, Code manuel des annateurs et des eapitaines 
de la marine marchande, 2. Aufl. I’aris 1873. 

T. Paulmier, Manuel pratique des eapitaines de navire au 
point de vue tegal, 1883. 

Fenier sind folgende Werke in lexikalischer Form von Wichtigkeit: 

Aldrick Caumont, Dictionnaire universel du droit conunercial 
maritime, Paris 1857 2 vol„ 2. Aufl. 1869. 

L. M. Dev illeneu ve et G. MassO, Dictionnaire du droit com- 
mercial, Pnix. 1839, 4. Aufl. Paris 1849. 

Goujet et Merger, Dictionnaire de droit conunercial, 6 Bde. 
Paris 1845, 1846, 3. Aufl. par Ruhen et Couder, Paris 1877 
bis 1881. 

b. Von Präjudiciensammlungen sind ausser den allgemeinen 
von Merlin. Sirey, Dalloz, Sebire et Carteretetc. besonders 
zu erwähnen : 

Sanfourche La porte et Boucher, Jurisprudence commer- 
ciale ou recueil des jugements et arrets rendtLs en mattere de com- 
merce de terre et de mer, 4 vol. Paris 1808, 1809. 

Girod et Clariond, Journal de jurisprudence conuuerciale, 
dtteisions notables rendues par le Tribunal de commerce de Marseille 
et la Cour d'Aix, Marseille 1820 ff. Im Beiblatt auch Entscheidungen 
anderer Gerichte. 

H. Cuson, Bibliotheque du commerce, memorial de jurisprudence 
commerciale et maritime. 10 vol. Bordeaux 1824 — 1833. Fortsetzung 
von A. Laroze, Bord. 1834 ff. 

CrOnrieux et Patorni, Repertoire du droit conunercial, eon- 
tinite par Clariond et Lehr, Paris 1830 ff. 

Jurisprudence du Port d'Anvers, ed. F. de Kinder etc. seit 
1856 (table geltende 1877). 

II. Italien. Ziemlich unl>edeutend : 

Alessandro Bronzini, Studi elementari di diritto commerciale 
applicati al codice di commercio, 2 Bde. Torino 1843 f. (Seerecht I 
355—550, II 1—125. 381—393). 

A. Albertazzi e M. S. I’rasca, Comento analitico al codice 
di commercio per gli stati Sardi. tom. II. Torino 1844. 

Cesarini, Principi di giurisprudenzn commerciale, Macerata 
1840. 3. ed. Roma 1858 (Seerecht S 569—900). 

Borsari, II codice di commercio annotato, 2 Bände Torino 
1869. 1870 (Seerecht II 5 673). 

Enr. Galuppi, Istituzioni di diritto commerciale, 2 Bände 1873, 
1874 (Seerecht II 1—347). 

Rinding, Handbuch. III. 3. I: Wagner. Heerecht I. 8 
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A. Marghieri, Sommari dolle lezioni di diritto coinnierciale, 
Kap. 1879 (S 147— 227) '. 

E. Vidari, II nuovo codice di eontmercio compendiosamente 
illustrato, 2 Bände Milano 1883 (Seer. II 1—160, 336—351, 363 ff.). 

Präjudicien findeu sich in: 

A. Nervi ni, Decisioni del magistrato civile e eonsolare di Li- 
vorno in materia di conunercio terrestre e marittimo, Livorno 1841. 

Abrana, Basarige Benigher, Rarcolta di giudicati marittimi, 
Band I 1878 (triester Entseli. aus den Jahren 1850 — 1860). 

Weitere Entscheidungen in den Zeitschriften: Giurisprudenza eom- 
mereiale italiana (1861 — 1874); II Casaregis (seit 1875); II diritto 
coinnierciale (seit 1883) und Rassegna di diritto coinnierciale italiauo 
e straniero (seit 1883). 

III. Spanien und Südamerika. 

Gomez de la Serna y Jos6 Reus, Cödigo di commercio 
arreglado a Ia refonna de 6. dec. 1868, 5. ed. Madrid 1870. 6. ed. 
1875, 7. ed. 1878, dazu Supplemente 1879. 

R. M. de Eixalä, Instituciones de Derecho mereantil de Espana. 
ed. 4. von M. Daran y Bas, Barcelona 1865. 

L. Sanojo, Exjiosicion del C. di C. con su texto, 2 Bde. Caracas 
1874 (Seerecht Band II 5—314). 

IV. Niederlande. 

Nicolas Olivier, Het Zeeregt van vroegeren en lateren tijd. 
’s Hage 1831 (nach des Verfassers Tode herausgeg. von C. Asscr). 

A. de l’into, l landleiding tot het Wetboek van Koophandel. 

2 Theile ’s Gravenhage 1841. 1842, 2. Aufl. 1854. 

A. C. Iloltius (t 1861), Voorlezingen over Handels- en Zeeregt, 
uitgegeven door B. J. L. de Geer van Jutfaas, 3 Bände Utrecht 
1861 (Band U Seerecht, Band UI Assecuranz- und Havereirecht). 

G. Diephuis, Haudboek voor het Nederlandsch Handelsregt. 

3 Bände Groningen 1865 — 1867, 2. Aufl. 1874 f. (Band II Seerecht, 
Band III Versicherungsrecht). 

J. de Wal, Het Nederlandsche Handelsregt, 3 Bände Leiden 1869 
(Seerecht in Baud II, dazu in Band III S 191 — 206 van executorial 
heslag op eil verkoop van schepon und S 207 — 220 nieuwe ueder- 



1 Das Seerecht wird nicht behandelt in den Werken von Car nazza I’uglisi, 
Zuccoli, Vidari (Corso di diritto coinnierciale), fraglich ob in denen von Costi 
(Ven. 1841), Sozzi e Montagnini (Torino 1848 f.), Parodi (Genova 1854), 
Cipelli (Parma 1864). Das Werk von Morrone, II diritto marittimo del reguo 
d'ltalia. 1 Nap. 1882, behandelt vorläufig nur das öffentliche Seerecht. 
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klinische wetgeving op de zeebrieven, Ges vom 29. Mai 1869). Ein 
Grundriss, in jeder Hinsicht zuverlässig, ausgezeichnet in der Behand- 
lung einzelner Fragen, besonders aber wegen der Quellen- und Li- 
teraturangaben unentbehrlich. 

J. G. Kist. Beginselen van Handelsregt volgens de Nederlandsche 
wet, vijfde Deel : Zeeregt. Amsterd. 1875 (einzelne Fragen sind schon 
in den früheren Bänden besprochen). 

Für die Entstehungsgeschichte des Wetboek van Koophandel ist 
wichtig : 

J. C. Voorduiu: Geschiedenis en Beginselen der Nederlandsche 
Wetgeving etc.. Band 8 — 10 Utrecht 1840 f. 

Präjudicien findet man in den Beiblättern zu den N’ieuwen Bijdra- 
gen tot Regtgeleerdheid en Wetgeving (vorher Nederl. Jaarboeken und 
Bijdragen tot II. en W.), besonders aber in: 

A. de V ries en J. A. Molster, Magazijn van Handelsregt, 
Amsterdam 1859 — 1875 17 Bände*. 

C. Skandinavische Staaten. 

J. E. R(ingström), Sjülags- och seglations lexicon. 2 delar 
Stockh. 1816. 

H. A. Martensen. Haandbog for Skippere og Söhandleude, 

2. Aufl. Kiöbenh. 1822. 

Schiönning, Bemärkninger ved enkelte Artikler af Lovens 
4 Bog, Kiöbenh. 1838. 

Gram, Den private Söret efter Dansk Lovgivning fremstillet, 
Kiöbenh. 1851. 

Rabenius. Handledning vid föreläsningar i Sjörätten. Ujis. 1869. 
H ambro, Den privata Sjörätten enligt Svensk Lagstiftning, 
2 Theile Stockh. 1870, 2. Aufl. 1881. 

Sjölagcn med Anmärkningar etc., 3. Aufl. Stockh. 1877. 
Dahlström, Den svenska privata sjörätten, Stockh. 1882. 
Hallager, Den Norske Söret, Christ. 1867, 2. Aufl. 1873, 

3. Aufl. 1881. 

Irgens, Lovsamuiling for Itedere. Söfarende etc.. Sarpsborg 1876. 
Larssen og Morgenstierne, Sämling af norske Love og 
Bestemmelser vedkonunende Handel og Söfart etc., Krist. 1878. 

* Heber Levy s. § 15 A II. 



8 * 
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§ 15. b. Deutsche Seerechtsliteratur. 

A. Schriftsteller 

I. vor dein Handelsgesetzbuche. 

1. des gemeinen Seerechts. 

Georg Friedr. v. Martens (f 1821), Grundriss des Handels- 
rechts, insbesondere des Wechsel- und Seerechts, Göttingen 1797, 

2 . Aufl. 1805, 3. Aufl. 1820 (vgl. de Wal I 34). Drittes Buch See- 
recht § 141 ff. 

Arnold Heise, Handelsrecht. Nach dein Original-Ms., Frank- 
furt 1858. Drittes Buch Seerecht §§ 141 — 223. Vorlesungen, welche 
Heise im Jahre 1815 zu Göttingen gehalten hat. 

Fr. Joh. Jacobsen, Seerecht des Friedens und Krieges in Be- 
zug auf Kauffahrteischiffe, Altona 1815. Englische Uebersetzung von 
Will. Fr ick. Baltimore 1818. 

Meno I’öhls, Darstellung des Seerechts nach gemeinem und 
hamburgisehem Rechte, Hamburg 1830—1833, 4 Theile, dazu Ver- 
sicherungsrecht, 2 Theile. 

C. v. Kaltenborn, Grundsätze des praktischen europäischen 
Seerechts, besonders im Privatverkehre, 2 Bände Berlin 1851 (ent- 
hält auch das Vftlkerseereeht). 

C. W. Harder, Das Schiffs- und Seerecht. Leipzig 1855 (Se- 
paratabdruck aus WIlLex IX 724 ff.). 

Rein hold Nizze, Das allgemeine Seerecht der civilisirten Na- 
tionen. Erster Band: Das öffentliche Seerecht, Rostock 1857. Mehr 
ist nicht erschienen. Das Buch enthält auch Ausföhrungen über privat- 
rechtliche Verhältnisse. 

Die seerechtlichen Institute werden meist auch dargestellt in 
den Lehrbüchern des deutschen Privatrechts, z. B. von Eichhorn, 
Mittermaier, Ilillebrand, Gerber, Beseler (jedoch nur in 
der ersten Auflage). 

2. der Particularrechte: 

C. F. Koch, Lehrbuch des preussischen gemeinen Privatrechts, 

3. Aufl. 1857. Band I S 724 — 779 (Versicheruugsrecht in Band n). 

J. F. Marquardt, Handbuch für Seeschiffer und Schiffsrheder, 
Danzig 1831, 2 Theile. 

Alexander Miruss, Das Seerecht und die Flussschiffahrt nach 
den preussischen Gesetzen u. s. w., 2 Bände Leipzig 1838. 1839. 

C. Malinke, Die Seeschiffahrt Preussens, eine schematisch ge- 
ordnete Sammlung aller auf dieselbe Bezug habenden gesetzlichen Be- 
stimmungen und Erlasse, Stettin 1854. 
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G. Schow, Grundsätze des nach dem allgemeinen Landrecht 
geltenden See rechts, in besonderer Anwendung auf Ostfriesland u. s. w„ 
Leer 1857. 

J. C. A. Bojunga, Schiffahrtshandbuch. Eine Sammlung der 
Handels- und Schiffahrtsvertrilge und der der Schiffahrt halber er- 
lassenen Gesetze, Verordnungen und Bekanntmachungen Hannovers 
u. s. w., Aurich 1858. 

Hintze, Hannoversches Seerecht in Beziehung auf das Herzog- 
thum Bremen und Fürstenthum Lüneburg. I Hannover 1859. 

Straekerjan, Schiffahrtshandbuch, Oldenburg 1853, 2. Aus- 
gabe 1860. 

H. Literatur seit Einführung des Handelsgesetz- 
buchs. Als wichtigstes Werk kommen in Betracht die „Proto- 
kolle der Commission zur Berathung eines allgemeinen deutschen 
Handelsgesetzbuchs“, herausgegeben von J. Lutz, Würzburg 1860 bis 
1863, Band IV — VIII. Es sind sodann drei Commentare erschienen: 

C. F. Koch, Allgemeines deutsches Handelsgesetzbuch mit Com- 
meutar in Anmerkungen, Berlin 1863, 2. Aufl. 1868 (S 628 — 971). 

Mako wer, Das allgemeine deutsche Handelsgesetzbuch mit 
Commentar, Berlin 1862 (zusammen mit S. Meyer, von Auflage 2 
an von Mako wer allein), 8. Aufl. 1880. 

W. Lewis, Das deutsche Seerecht. Ein Commentar zum V. Buche 
des allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuchs, 2 Bände Leipzig 1877. 
1878 (vgl. darüber Ehrenberg in der Kritischen Vierteljahrsschrift 
XXI 161 ff.). Band I 2. Aufl. 1883. 

C. Gar eis, Das deutsche Handelsrecht, Berlin 1880, S 554— 606. 

Handbuch des deutschen Handels-, See- und Wechselrechts von 
Ende mann u. a. Vierter Band 1883, Buch IV Seerecht, Einl. und 
Abschnitt 1—3 (Rheder, Schiffer, Frachtgeschäft) von W. Lewis, 
Abschnitt 4 — 7 (Bodmerei, Haverei, Bergung, Pfandrechte) vou 
R. Schröder, Abschnitt 8 (Seeversicherung) von Re atz. 

V. Ehrenberg, Beschränkte Haftung des Schuldners nach See- 
und Handelsrecht, Jena 1880. Dieses Werk verbreitet sich (S 1 — 325) 
über eine Menge Materien des Seerechts und mag deshalb schon hier 
erwähnt werden. 

Ueber die „Excurse zu einigen Theilen des Seerechts“ von 
Ackermann in Büschs A IX— XIV vgl. Goldschmidt in Z f. HR 
X 614. 

Ferner sind hier vier Werke in fremden Sprachen zu erwähnen: 

B. G. Ridolfi. B diritto marittimo della Germania settentrionale 
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comparato col libro II del codice di couimerdo del regno d’Italia, 
Firenze 1871. 

E. E. Wen dt, Papers on maritime legislation. With a trans- 
lation of the German mercantile law relating to maritime commeree, 
London 1868, 2. ed. 1873. 

Levy, Het algeineene Puitsche Hmidelswetboek, vergeleken met 
het Nederl. Wetboek van Kooph., Amst. 1869. 

Code de commerce Allemand etc. traduits et annotös par P. Gide, 
J. Flach. Ch. Lyon-Caen, J. Pietz, Paris 1881, S 168—388. 

B. Sammlungen von Abhandlungen und .Präjudi- 
cien, Zeitschriften. An die Judicatur des hier vor allem in Be- 
tracht kommenden Oberappellationsgerichts zu Lübeck und der hanse- 
atischen Gerichte schliessen sich an: 

Heise und Cropp, Juristische Abhandlungen mit Entscheidun- 
gen des GAG der vier freien Städte Deutschlands, 2 Bände Hamburg 
1827, 1830. 

Th öl, Ausgewählte Entscheidungsgründe des GAG der vier freien 
Städte, Göttingen 1857 (enthält die älteren Entscheidungen bis zum 
Jahre 1836 im Auszuge, das Seerecht ist dabei ziemlich kur/, weg- 
gekommen). 

Bruhn, Entscheidungen des GAG zu Lübeck in lübecker Rechts- 
sachen. 2 Bände 1858 (die wichtigsten Erk. zwischen 1820 und 1848). 

Wunderlich, Die Jurisprudenz des GAG der vier freien Städte 
Deutschlands in bürgerlichen Rechtssachen aus Lübeck, 2 Bände 1866 
(Erk. aus den Jahren 1848 — 1864). 

Sammlung von Erkenntnissen und Entscheidungsgründen des GAG 
zu Lübeck in hamburgischen Rechtssachen, NF I 1, 1855 (Erk. von 
1840—1842). 

Sammlung der Erkenntnisse und Entscheidungsgründe des GAG 
zu Lübeck in hamburgischen Rechtssachen, 5 Bände 1849 — 1871 (Erk. 
von 1843—1864). 

Hamburgische Gerichtspraxis. Sammlung hamburgischer Urtheile 
des GAG (vom Jahre 1856), bearbeitet von einem Advocaten. Ham- 
burg 1859. 

Sammlung der Entscheidungsgründe des GAG der vier freien 
Städte Deutschlands zu Lübeck in bremischen Civilrechtssachen, 5 Bde. 
Bremen 1846 — 1866 (Entsch. von 1842 — 1864). 

An die Stelle dieser Sammlungen tritt dann: 

Kierulff, Sammlung der Entscheidungen des GAG zu Lübeck, 
Band I— VI 1866—1873 (Entsch. von 1865—1870). 
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Entscheidungen auch der Unterinstanzen findet man in folgenden 
Zeitschriften und Sammlungen: 

Archiv für das Handelsrecht. Eine Sammlung praktisch 
wichtiger vor dem hamburgischen Handelsgerichte verhandelter Rechts- 
fälle. Herausgegeben von einigen hamburgischen Rechtsgelehrten, 
2 Theile Hamburg 1818, 1820. 

Asb er, Rechtsfälle aus dem Gebiete des Handelsrechts u. s. w. 
(Beiblatt zur Monatsschrift für Politik und Handel), 8 Theile Ham- 
burg 1884 — 1837. 

Auswahl handelsrechtlicher Fälle, verhandelt vor dem 
Handelsgericht der freien Hansestadt Bremen, 1851. 

Neues Archiv für Handelsrecht, herausg. von J. F. Voigt 
und E. Heinichen, später von Voigt (Weber) und Heineken, 
4 Bde. Hamburg 1858 — 1866. Sehr werthvolle Aufsätze enthaltend. 

W. Ullrich, Sammlung von .seerechtlichen Erkenntnissen de$ 
Handelsgerichts zu Hamburg nebst den Entscheidungen der höheren 
Instanzen. Heft I 1858 (Entsch. von 1851—1853), Heft II 1861 
(Entseh. von 1854 — 1857). 

J. See boh m. Sammlung seerechtlicher Erkenntnisse des Handels- 
gerichts zu Hamburg nebst den Entscheidungen der höheren Instanzen. 
Im Anschluss an die Ullrich 'sehe Sammlung, Heft I 1865 (Entsch. 
von 1858 und 1859), Heft II 1866 (Entsch. von 1860 und 1861). 

G. Hermann und Carl Hirsch. Sammlung seerechtlicher Er- 
kenntnisse iles Handelsgerichts zu Hamburg nebst den Entscheidungen 
der höheren Instanzen. Als Fortsetzung der Ull r i c h -S e eb oh m ’ sehen 
Sammlung, Heft 1 1871 (Entsch. von 1862). Heft II 1871 (Entsch. 
von 1863), Heft III 1873 (Entsch. von 1864), Heft IV 1876 (Entsch. 
von 1865). 

(Nathan,) Ham hurgi sehe Gerichtszeitung, 8 Jahrgänge, 
der letzte unvollständig, 1861 — 1868. Enthält ebenso, wie die l>eiden 
folgenden Zeitschriften, lediglich Erkenntnisse. 

Hamburgisehe Handelsgerichtszeitung, Hauptblatt: 
Handelsrechtliche Fälle, 12 Jahrgänge 1868 — 1879. Als Fortsetzung : 

Hanseatische Gerichtszeitung, Hauptblatt: Handelsrecht- 
liche Fälle, seit 1880. 

Sehr wichtig ist sodann die Judicatur des OAG zu Rostock und 
der rostocker Gerichte: 

Sammlung von Entscheidungen des Grossherzogi. Hohen OAG und 
der städtischen Gerichte in Rostockschen Rechtsfällen, Rostock 1849 
(2. unveränderte Auflage 1862), erste Fortsetzung 1853, zweite 1856, 
dritte 1861. 
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Buchka und Buddo, Entscheidungen des grossherzogl. mecklen- 
burgischen OAG zu Rostock, seit 1855: die ersten 8 Bände enthalten 
seerechtliche Entscheidungen. 

Weniger von Bedeutung für das Seerecht sind die Entscheidungen 
des preussischen Obertribunals : 

Entscheidungen des geheimen OTr, herausg. im amtlichen Auf- 
träge von 1837 bis 1879, 83 Bände, vorher Simon und v. Strampff, 
Rechtssprüche der preussischen Gerichtshöfe. 4 Ilde. 1828 — 1836. 

Striethorst, Archiv für Rechtsfälle, die zur Entscheidung des 
königl. OTr gelangt sind, von 1851 bis 1879, 100 Bände. 

Für die Weiterentwicklung des Seerechts ist dann ganz besonders 
von Einfluss gewesen die Rechtsprechung des ROHG: 

Entscheidungen des Reichs- (bis Band 2 des Bundes-) Ober- 
handelsgerichts, herausg. von den Mitgliedern desselben. 25 Bde. 
1871 — 1879. Einzelne hier nicht mitgetheilte Entscheidungen findet 
man in der Hamburgischen Handelsgerichtszeitung, die übrigen Samm- 
lungen sind entbehrlich. Sodann: 

Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen, Leipzig 
1880 ff., bis jetzt 9 Bände. 

Entscheidungen des Oberseeamts und der Seeämter 
des Deutschen Reichs, herausg. im Reichsamt des Innern, Hamburg 
seit 1879 4 Bände vollständig, Band 5 im Erscheinen. 

Von Zeitschriften sind noch zu erwähnen: 

Goldschmidt, Zeitschrift für das gesammte Handelsrecht, er- 
scheint seit 1856, bis jetzt 29 Bände. 

Centralorgan für den deutschen Handelsstand, herausg. von 
Löhr, 3 Bde. Köln 1862 — 1864. Neue Folge: CO für das deutsche 
Handels- und Wechselrecht, herausg. von Löhr. seit Band VI von 
W. Hartmann, 9 Bände Elberfeld 1865 — 1873. 

F. W. Busch, Archiv für Theorie und Praxis des allgemeinen 
deutschen Handelsrechts, seit 1862, NF seit 1872. bisher 45 Bände. 
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II. Das Anwendungsgebiet des deutschen 
Seerechts. 

§ 16. Die Normen für Seehandelssachen. 

Wird ein Schiff zum Erwerb durch die Seefahrt verwendet, so 
sind alle Rechtsverhältnisse, welche unmittelbar oder mittelbar mit 
dieser Verwendung Zusammenhängen, als Seehandelssachen zu be- 
handeln. Es kommen demnach !>ei der rechtlichen Beurtheilung der- 
selben nach Alt. 1 des HOB zunächst die Bestimmungen desselben, 
sodann die Handelsgebräuche und erst in deren Ermangelung das all- 
gemeine bürgerliche Recht zur Anwendung l . I )ie Natur dieser Rechts- 
normen ist, soweit für das Seerecht Besonderheiten gelten, zunächst 
zu untersuchen, daun ist die Frage zu besprechen, wie weit gesetz- 
liches Particularseerecht auf privatrechtlichem Gebiet bestehen ge- 
blieben ist, darauf sind die öffentlichen Seerechtsnonnen zu betrachten, 
sowie endlich noch die privatseerechtlichen Verhältnisse, welche nicht 
mit dem Seehandel Zusammenhängen. 

1. Im allgemeinen kommen bei der Beurtheilung privatrechtlicher 
Seehandelssachen in erster Linie die Bestimmungen des Handelsgesetz- 
buchs zur Anwendung, bezw. die Vorschriften derjenigen Reichsgesetze, 
welche an die Stelle jener getreten sind; jedoch hat die Reichs- 
gesetzgebung dem Handelsgesetzbuche für gewisse Fälle einen sul>- 
sidiären Charakter beigelegt, indem entweder das Particularrecht ganz 
allgemein für gewisse Verhältnisse den Vorrang vor den Bestimmungen 
des Handelsgesetzbuchs behalten soll s , oder es der Landesgesetzgebung 



* Im Folgenden sind nur die dem Seerccht eigenthümlicheu Fragen genauer 
zu lierüliren, wahrend im übrigen auf das Handelsrecht im engeren Sinne zu ver- 
weisen ist, vgl. namentlich Goldschmidt, Handbuch S 33 ff., Bchrend, Lehr- 
buch $ 15 ff. und L ah and in Z. f. Hlt XVII 466 ft'. 

* Z. II. Art. 562, 594, 536 al. 2 (anders jetzt SeemO § 37). 
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gestattet ist, nach Einführung desselben Abweichungen von seinen Be- 
stimmungen zu sanctioniren, während das bisherige gesetzliche l’arti- 
cularreclit hinfällig geworden ist 3 . Endlich sind durch S 4 des Ge- 
setzes vom 5. Juni 1869 bestimmte landesgesetzliche Vorschriften 
(s. S 12 III), auch insoweit sie Abänderungen des HGB enthalten, 
als Landesgesetze aufrecht erhalten worden. Während in den beiden 
erstgenannten Fällen eine weitere Abänderung der landesgesetzlichen 
Vorschriften auf dem Wege der Landesgesetzgebung zweifellos zu- 
lässig ist, dürfte eine solche jener besonderen Vorschriften in Bezug 
auf ihre staatsrechtliche Wirksamkeit mindestens sehr fraglich er- 
scheinen, obwohl die Particulargesetzgebung sich nicht gescheut hat, 
dieselbe eintreten zu lassen 4 . Was die Anwendung der Bestimmungen 
des HGB anlangt, so ist weiter wohl zu beachten, dass das fünfte 
Buch desselben den übrigen Büchern gegenüber eine besondere Stel- 
lung einnimmt. Der Umstand freilich, dass die Berathungen des 
ersteren nicht nur örtlich getrennt von denen der letzteren, sondern ’ 
auch durch eine sehr verschieden zusammengesetzte Commission vor- 
genommen worden sind, kann formell nicht ins Gewicht fallen, da 
das HGB als einheitliches Gesetz Geltung erlangt hat, ja selbst darauf 
wird mau entscheidendes Gewicht nicht legen dürfen, dass bei den Be- 
rathungen des Landhandelsrechts oft nachweislich an die Verhältnisse 

3 Z. B. Art 448. 489, 567 al. 2, 701, 710 unter 1, 731 al. 3. 

4 Dies ist geschehen mit der bremischen V v. 9. Kehr. 1866, welche durch 
Ges v. 6. Mai 1877, 20. Not. 1879 u. 12. Mai 1883 verändert wurde. Hinsichtlich 
der §§ 51 — 55 der mecklenburgischen EV liegt der Fall noch complicirter. insofern 
diese Paragraphen durch eine V v. 22. Oct 1869 moditicirt worden sind, also in 
ihrer ursprünglichen Fassung in dem Momente nicht mehr galten, in dem das 
Reichsgesetz v. 5. Juni 1869 Gesetzeskraft erlangte (nämlich aui 1. Januar 1870). 
Die betreffenden liestimmungen sind zwar als Landesgesetze aufrecht erhalten, 
daraus folgt al>er nur, dass diese speciell genannten Bestimmungen ausnahmsweise 
Reichsrecht brechen, nicht auch solche, welche die Landesgesetzgelmng an ihre 
Stelle zu setzen für gut findet, man müsste denn annehmen, dass das Reich die in 
den betreffenden Bestimmungen enthaltenen Materien der Landesgesetzgelmng zur 
selbständigen und eventuell abweichenden Regelung überwiesen habe, eine Annahme, 
welche zwar flir die vorliegenden Fälle unbedenklich, vom allgemeinen staatsrecht- 
lichen Standpunkte aber um so bedenklicher sein würde. Drei andere mögliche 
Ansichten sind: 1. Abänderungen der lietr. Bestimmungen können nur im Wege 
der Reichsgesetzgebung erfolgen (Reichsgesetz mit local beschränkter Wirkung?); 
2. die Landesgesetzgelmng kann diese Bestimmungen aufheben, sich also dem 
Reichsrecht unterwerfen, aber sie nicht ahändern; 3. sie kann sie zwar abändern, 
aber nur in der Weise, dass sie sich dem Reichsrecht nähert, nicht in der Weise, 
dass sie noch mehr davon abwcicht Ich möchte mich für die unter 1 aufgeführte 
Ansicht entscheiden, behandle aber im Folgenden aus praktischen Gründen die 
Abänderungen der Landesgesetzgelmng als gütig. 
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des Seeverkehrs gar nicht gedacht worden ist, dagegen ist von Be- 
deutung, dass das Seerecht sich seit alter Zeit zu einem in sich al>- 
geschlossenen Rechtstheile gestaltet hat 5 , und dass auch die Regelung, 
welche dasselbe in dem HOB erfahren hat, nicht eine Zusammen- 
stellung einzelner specieller Rechtssätze, sondern eine Codification 
eines besonderen Rechtstheils ist. Man wird daher nicht nur be- 
rechtigt, sondern sogar verpflichtet sein, die Bestimmungen des fünften 
Buches zunächst aus sich selbst zu interpretiren, man wird gut thun, 
zunächst die Natur der Bache, die Analogie im weitesten Maasse, auch 
die historische Entwicklung des Seerechts zu Rathe zu ziehen, bevor 
man Sätze des Handelsrechts im engeren Sinne zur Anwendung bringt 
auf Verhältnisse, an welche bei Erlass derselben nicht gedacht wurde. 
Das Seerecht steht zum Handelsrecht im engeren Sinne in einem ganz 
ähnlichen Verhältnisse wie das Wechselrecht, hinsichtlich dessen ja 
eine formelle Unabhängigkeit, gleichviel aus welchen Gründen, an- 
erkannt ist. 

H. ln zweiter Linie kommen nach der herrschenden Meinung die 
Handelsgebräuche, d. h. das Handelsgewohnheitsrecht zur Anwendung, 
es hat dasselbe also weder den absoluten, noch den dispositiven Vor- 
schriften des HOB gegenüber derogirende Wirkung. Das Handels- 
gewohnheitsrecht beniht auf der gemeinsamen Rechtsüberzeugung aller 
Handeltreibenden oder einzelner Kreise derselben und wird aus der 
thatsächlich hervortretenden Uebung, soweit sich dieselbe als Uebung 
eines Rechtssatzes darstellt, erkannt. Im Seerecht kommt dasselbe in 
doppelter Weise zur Erscheinung, einmal als Seehandelsgewohn- 
heitsrecht, soweit es von den Kreisen derjenigen ausgeht, welche 
Seehandel betreiben — dieses bietet keine Besonderheiten dar, es 
gelten die gleichen Grundsätze, wie im Handelsrecht im engeren 
Sinne — , sodann als Seemannsbrauch*, soweit es von den Kreisen 
derjenigen Personen ausgeht, welche die Schiffahrt technisch ins Werk 
setzen. In älterer Zeit war der Seemannsbrauch eine wichtigere 
Rechtsquelle als gegenwärtig, indem namentlich das Verhalten der 
Seeleute verschiedener Länder gegen einander auf hoher See, wo eine 
Gebietshoheit und somit eine formell einheitliche Gesetzgebung nicht 
besteht, lediglich ditrch ihn geregelt wurde, während diese Verhält- 
nisse nunmehr grösstentheils durch materiell gleiche Gesetze der civili- 
sirten Staaten geordnet sind. Immerhin kommt dem Seemannsbrauch 

5 B ehrend. Lehrbuch des Handelsrechts I 17. 

« Das HOB spricht vom Seemannsbrauch nur im Art. 481. vgl. preuss. Kntw 
Art. 417 und 41* al. 1. 
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auf dem innerstaatlichen Gebiete noch eine grosse Bedeutung zu. 
Damit von einem Seemannsbrauch als von einer Quelle des objectiven 
Rechts gesprochen werden könne, muss der Brauch sich darstellen 
als RechtsUbung, er darf daher nicht gegen zwingende Rechtsgebote, 
auch nicht gegen die guten Sitten verstossen: wann dies der Pall ist, 
lässt sicli nur für den einzelnen Fall feststellen. Im übrigen wird 
man zwei Fälle auseinanderhalten müssen, welche man als den ver- 
pflichtenden und den befreienden Seemannshrauch be- 
zeichnen kann. Um diese beiden Fälle unterscheiden zu können, hat 
man zunächst davon auszugehen, dass es einen objectiven Maasstab, 
die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers, giebt, nach welchem bemessen 
werden kann, oh der Führer eines Schiffes und Personen der Be- 
satzung desselben ihre seemännische l'flicht und Schuldigkeit gethaii 
haben. Um nun nach diesem Maasstabe einen einzelnen Fall be- 
urtheilen zu können, wird es freilich auch erforderlich sein, sich mit 
dem bekannt zu machen, was in solchem Fall gebräuehlicherweise be- 
obachtet zu werden pflegt. Quellen objectiven Rechts sind diese Bräuche 
jedoch erst dann, wenn sie entweder jenen Personen eine absolute 
Verpflichtung auferlegen, oder wenn sie Regeln festsetzen, welche 
jenen Maasstab selbst verändern, indem sie mehr oder weniger ver- 
langen, als die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers mit sich bringen 
würde. Ein verpflichtender Seemannshrauch liegt demnach vor, wenn 
entweder eine bestimmte Verpflichtung auferlegt wird, oder wenn in 
besonderen Fällen mehr verlangt wird, als nach jenem Maasstabe er- 
forderlich wäre. Hierzu gehörten früher insbesondere die Regeln, 
welche sich in Bezug auf das Ausweichen der Schiffe gebildet hatten, 
so lange dieselben gewohnheitsrechtlich festgesetzt waren. Ferner ge- 
hört hierher der Fall, dass sieh gewohnheitsrechtlich eine Verpflichtung 
gebildet hat. in bestimmten Revieren Lootsen zu nehmen, obwohl die 
gewöhnliche Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers dazu nicht zwingen 
würde T . Gegenwärtig von grösserer Bedeutung ist der Seemannsbrauch. 



7 Die gewöhnliche Sorgfalt verlangt das Nehmen von Lootsen nur, wenn sich 
keine Person an Bord befindet, welche das in Krage stehende Fahrwasser kennt 
(ROHG XI 331 ff.), der Seemannshrauch kann mehr verlangen, daher sagte Art. 418 
al. 1 des preussischen Entw (--= Nieder!. 363): der Schilfer muss sich auf solchen 
Gewässern, wo Gesetz, Gewohnheit oder Vorsicht es gebieten, eines Lootsen be- 
dienen. Vgl. Ord. Phil. II. von 1568, IV 9; Kotterd. Ass. 0. 139; Schwed. Seer. 
von 1667, V 7; Kutsch. OAG Lülieek v. 28. Dec. 1837 (in Sachen J. K. Voigt 
in. n. Santos & Monteiro c. Hubbuck): Wenn der Beklagte der Meinung ist, dass 
doch jedenfalls statt des Gebrauchs (Lootsen zu nehmen) ein eigentliches Gewohn- 
heitsrecht zum Beweise zu verstellen sein würde, so erledigt sich dieser Punkt 
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welcher- von einer möglichen oder denkbaren Verpflichtung befreit. 
Die Ausübung der Schiffahrt ist ihrer Natur nach ein gefahrvolles 
Unternehmen, die Gefahren derselben können aber durch Anwendung 
von Hilfsmitteln, wie sie namentlich die moderne Technik in reicher 
Menge zu Gebote stellt, wenn auch nicht ganz beseitigt, so doch jeden- 
falls in sehr bedeutendem Maasse vermindert werden. Nun aber kann 
es nicht in jedem Falle verlangt werden, dass diese möglichen Mittel 
auch alle wirklich angewendet werden, denn es würde dies vielfach 
darauf hinauskommen, die Ausübung des Rhedereigewerbes unlucrativ 
und damit unmöglich zu machen. Hat sich nun ein besonderer Brauch, 
eine Schifferregel, herausgebildet, aus welcher sich die Rechtsüber- 
zeugung erkennen lässt, dass gewisse Maassregeln theils allgemein, 
theils für gewisse Arten von Schiffen oder Reisen ohne nachtheilige 
Folgen ausser Acht gelassen werden dürfen, so ist ein solcher See- 
mannsbrauch als eine Quelle objectiven Rechts, nicht blos als ein 
Mittel der Beurtheilung aufzufassen , wie im einzelnen Falle eine 
Rechtsregel auzuwenden sei: denn es wird durch ihn jene Rechts- 
regel. betreffend den allgemeinen Maasstab der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Schiffers, nicht etwa nur bestimmt, sondern es werden neue 
Rechtsregeln an ihre Stelle gesetzt. Voraussetzung ist freilich, dass 
ein solcher Brauch sich soweit verdichtet hat, dass er die Gestalt einer 
Rechtsnorm annimmt; der Zeitpunkt, wann dies geschehen ist, wird 
sich aber ebensowenig bestimmen lassen, wie deijenige. in welchem 
ein Handelsgebrauch im subjectiven Sinne objectives Handelsgewohn- 
heitsrecht geworden ist, was ja ebenfalls häutig vorkommt; vom dog- 
matischen Standpunkte ist das auch gleichgiltig, da hier die Antwort 
nur dahin gehen kann, dass ein solches Gewohnheitsrecht vorliege oder 
nicht. Als Mittel der Beurtheilung, ob das eine oder das andere der 
Fall sei , kommt als erstes und wichtigstes Mittel die unmittelbare 
Anschauung, also die Beobachtung der thatsächlichen Hebung der 
Seeleute in Betracht, sodann, weil auf der ersteren beruhend, Ent- 
scheidungen der Seeämter ", Statuten der Versicherungsgesellschaften *, 



schon dadurch, dass nach der jetzigen Fassung des iieweisinterlocuts ein die 
Schiffer verpflichtender Gebrauch bewiesen werden soll (ungedruckt). 

* Diese enthalten bereits ein reiches Material, vgl. z. B. Entsch. 1 119, II 261. 
431. 686. 908, III 48. 66 f. .'126 (Stauung). I 281. 11 418. 550. 607. 767, 111 229. 
231 (Ueherladnng), II 75. 191 (spec. Auswasserung), 1 69 und 574 (Bemannung), 
I 320. 454. 642 (Deckladung). I 354 (Gamirung), I 562. 668 u. ö. (Ballast), III 326, 
IV 50 (Schotten). Die Frage, in welchen dieser Fälle ein objectiver Seemanns- 
lirauch vorliegt und in welchen nicht, ist weiter unten zu besprechen. 

* Vgl. Entsch. SA II 191, III 229. 326. 
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Bedingungen der Börsen, endlich Entscheidungen der Gerichte und 
die Meinungen der Schriftsteller. 

III. In Ermanglung des Handelsgewohnheitsrechts kommt das 
allgemeine bürgerliche Recht zur Anwendung, worunter das gesammte 
Gesetzes- und Gewohnheitsrecht zu verstehen ist, welches in einem 
Territorium gilt. l>er Rechtszustand der deutschen Küstengebiete zer- 
fallt in dieser Hinsicht, wenn man von dem Jütischen Lov absieht, in 
zwei Hauptgebiete: 

a. Das preussische Landrecht gilt in den Provinzen Preussen und 
Pommern mit Ausschluss von Neuvorpommem und Rügen und in 
Ostfriesland. 

b. In den übrigen Gebieten gilt das gemeine Recht. 

Da aber sowohl das römische als auch das preussische Landrecht 
nur subsidiäre Geltung haben, so kommen noch viele Statutarreehte 
in Betracht, unter denen insbesondere die Stadtrechte von Lübeck 
und Hamburg von grösserer Bedeutung sind, da sich auf ihrer Grund- 
lage unser deutsches Seerecht herausgebildet hat 10 . 

IV. Was die Frage anlangt, wie weit ältere gesetzliche Be- 
stimmungen der Particularstaaten, welche sich auf das Privatseerecht 
beziehen, nach der Einführung des HGB bestehen geblieben sind, so 
ist zu unterscheiden, ob dieselben solche Materien befassen, welche 
in dem letzteren geregelt sind, oder nicht. Im ersteren Falle sind sie 
im allgemeinen beseitigt, da das Gesetzbuch eine Codification sein 
soll, demnach eine vollständige gesetzliche Regelung der fraglichen 
Verhältnisse enthält: bestehen geblieben sind nur diejenigen Be- 
stimmungen, welche das Gesetzbuch ausdrücklich aufrecht erhalten 
hat. Wie lange aber diese Bestimmungen Geltung behalten, darüber 
enthält das Gesetzbuch keine Entscheidung, es kommt daher das 
Partieularrecht in Anwendung. Nach demselben ist insbesondere (bis 
Verhältniss zum Gewohnheitsrecht zu bestimmen; erkennt das Parti- 
eularrecht eine derogirende Kraft desselben dem Gesetzesrecht gegen- 
über an, so kann letzteres nicht etwa deshalb aufrecht erhalten werden, 
weil z. B. das HGB den Ortsgebrauch erst in Ermanglung örtlicher 
Verordnungen zur Anwendung kommen lassen will ,l . Aufgehoben sind 



10 Seerechtliche Sätze, welche sich gleichmässig in den Statuten von Lübeck 
und Hamburg vortinden, gehörten im Mittelalter dem gemeinen deutschen Seerecht 
an. Diese Bemerkung hat. wie sich zeigen wird, auch ftir das heutige Hecht noch 
praktische Bedeutung. 

11 Denn eine gesetzliche Bestimmung, welcher der Ortsgebrauch derogirt hat. 
ist eben keine örtliche Verordnung mehr, sondern als aufgehoben zu betrachten. 
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im übrigen auch diejenigen gesetzlichen Bestimmungen des Particular- 
rechts, welche sich auf Gegenstände beziehen, deren künftige Regelung 
bei oder nach Einführung des HGB der Landesgesetzgebung 
überlassen worden ist 13 . Dagegen ist es überhaupt Itei dein Zustande, 
wie er bei Einführung des HGB bestand, verblieben hinsichtlich der- 
jenigen particularrechtlichen Bestimmungen, welche sich auf nicht 
durch das HGB geregelte Verhältnisse des I hi vatsee rechts beziehen, 
natürlich soweit nicht die Particnlargesetzgebung in dieser Beziehung 
ausdrücklich Veränderungen getroffen hat 18 . Verschieden von den 
bisher besprochenen Fragen ist die, inwieweit gesetzliche Vorschriften, 
welche von der Landesgesetzgebung bei oder nach der Einführung des 
HGB erlassen worden sind, dadurch, dass das letztere Reichsgesetz 
geworden ist, hinfällig geworden sind. Diese Frage ist im allgemeinen 
dahin gelöst, dass sie nur soweit bestehen geblieben sind, als sie Er- 
gänzungen des Gesetzes enthalten, nicht dagegen, sobald sie als Ab- 
änderungen desselben erscheinen (Ges vom 5. Juni 1869 § 2) u . Eine 
genauere Untersuchung, wann das eine oder das andere der Fall ist, 
hat bei den einzelnen Bestimmungen zu erfolgen. Schwierigkeit macht 
endlich noch die Frage, in welchem Verhältnis« das gemeine deutsche 
Handelsgewohnheitsrecht zu dem in Geltung gebliebenen gesetzlichen 
Particularrecht steht: die Entscheidung kann nicht durch das Parti- 
cularrecht getroffen werden, denn dann würde man das gemeine Ge- 
wohnheitsrecht zunächst auflösen müssen in eine Summe materiell 
gleicher Gewohnheitsrechte der Einzelstaaten, was schon an und für 
sich unzulässig wäre, ausserdem die Folgerung nach sich ziehen würde, 
dass die Geltung desselben in den verschiedenen Territorien eine ver- 
schiedene sein würde, — sondern man wird sagen müssen, dass ein 
solches gemeines Gewohnheitsrecht als Reichsrecht dem Landesrecht 
vorzugehen hat (Art. 2 der Reichsverfassung in Verbindung mit Art. 1 
des HGB) 1 *, dass demnach das gesetzliche Particularrecht einem solchen 
gegenüber dieselbe Stellung einnimmt, wie das allgemeine bürgerliche 
Recht, also erst in dritter Linie in Betracht kommt. 

V. Was die öffentlichrechtlichen Seerechtsnormeu anlangt und spe- 
ciell die Frage, wie weit die Einzelstaaten berechtigt sind, Vorschriften 



s. HGB Art. 562, 569 al. 1, 576, 594, 596 al. 1. 600, auch Art. -536 al. 2, aber 
jetzt SecmO 8 37. 

’* Vgl. die in Anm 3 genannten Stellen. 

’* S. z. B. pretiss. EG Art. 60 unter 1. 

11 Ueher die Ausnahmen s. oben unter I. 

1S Es müsste sich denn ergehen, dass dasselbe nur einen subsidiären Charakter 
an sich trägt. 
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dieser Art zu erlassen, so gelten hier die allgemeinen Bestimmungen 
des deutschen Reiehsstaatsrechts. Da das gesammte Gebiet des See- 
rechts der Competenz des Reichs unterliegt, so besteht eine Befugniss 
der F.inzelstaaten nur soweit, als sie vom Reiche entweder geduldet 
oder ausdrücklich zugelassen wird Auch hier gilt der Grundsatz, 
dass, soweit eine solche Materie vom Reiche geordnet ist. eine selb- 
ständige Regelung seitens des Einzelstaats ausgeschlossen, der letztere 
vielmehr nur l>efugt ist, etwaige Ergänzungen vorzunehmen. und auch 
diese nicht gegen den ausdrücklichen oder erkennbaren Willen der 
Reichsstaatsgewalt. 

VI. Das soeben Gesagte gilt für alle Verhältnisse des Staatssee- 
rechts. Fraglich dagegen ist, welche privatrechtlichen Grundsätze in 
Bezug auf diejenigen seerechtlichen Verhältnisse Anwendung zu finden 
haben, welche nicht mit den zum Erwerb durch die Seefahrt ver- 
wendeten, sondern mit den sonstigen Seeschiffen in Zusammenhang 
stehen. Unter dieseu sind zwei Classen zu unterscheiden, die Schiffe 
der Kriegsmarine einerseits, sonstige im staatlichen Dienst befindliche 
Schiffe und Schiffe von Privatpersonen andererseits. Mau wird viel- 
leicht annehmen dürfen, dass diejenigen Bestimmungen des HGB. 
welche auf der Erwägung beruhen, dass der Betrieb der Seeschiffahrt 
ein für dritte Personen gefährlicher sei, und welche daher eine Haftung 
des Botriebsuntemehmers festsetzen, auch auf diese Schiffe ohne Aus- 
nahme anzuwenden seien”. Dagegen werden alle sonstigen Rechtssätze 
des HGB auf die Fahrzeuge der Kriegsmarine unanwendbar sein, viel- 
mehr werden hier die Grundsätze des Militär- Itezw. allgemeinen Staats- 
rechts zur Anwendung zu kommen haben. Im übrigen wird es als 
gestattet lairachtet werden müssen, die Bestimmungen des HGB. so- 
weit dies der Natur der Sache nach möglich ist, analog anzuwenden, 
da dasselbe im allgemeinen nicht neues Recht hat einführen, sondern 
nur das bestehende sanctionireu wollen. 

S 17. Oertliche Anwendung der Seerechtsnonnen '. 

I. Obwohl bei dem gegenwärtigen Vorherrschen des Gesetzes- 
rechts eine territoriale Abgrenzung des Rechts die Regel bildet, ist 

“ Vgl. hierüber 1. ah and. Staatsrecht I 105 ff., II 83 ff. 

17 Nach englischer Auffassung haftet der Staat nicht, Kay II 908, s. aber 
H. M. Ship Swallow (Swab. 32). 

' Allgemeine Literatur bei v. Bar, l>as internationale Privat- lind Strafrecht 
1862 S XIII ff. und Goldschmidt, Handbuch I 2. Auf!. S 375 Anmt Ueber See- 
recht insbesondere s. T. M. C. Asscr, Das internationale Privatrecht, übers, von 
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man doch allgemein darüber einverstanden, dass in den einzelnen 
Reehtsgebieten unter Umständen auch fremdes Recht zur Anwendung 
zu kommen habe. Der Rechtsgrund, auf welchen diese Anwendung 
zurückzuführen ist, kann sein ein staatsrechtlicher oder ein völker- 
rechtlicher. je nachdem die Gesetze des Einzelstaats Bestimmungen 
darüber enthalten, wann fremdes Recht zur Anwendung zu kommen 
habe, oder nicht. Auch wo eine Codification dieses sog. internationalen 
Privatrechts vorgenommen ist, hat man indessen nicht beabsichtigt, sich 
von den Grundsätzen des Völkerrechts zu entfernen, sondern man hat 
diese Grundsätze nur declariren und mit bindender Kraft für den ein- 
heimischen Richter versehen wollen. In den Gebieten der deutschen 
Küstenstaaten bestehen zwar solche innerstaatliche Vorschriften*, da 
wir es aber hier nur mit denjenigen Rechtsnormen zu thun haben, 
welche sich als Abweichungen von den allgemeinen Grundsätzen spcciell 
auf dem Gebiete der Seesachen herausgebildet haben, so kommen die- 
selben für uns nicht in Betracht (Art. 1 j, es findet vielmehr hier das ge- 
meine Gewohnheitsrecht Anwendung, wie dasselbe namentlich aus den 
Entscheidungen der Gerichtshöfe als die gemeinsame Rechtsüberzeugung 
der in Betracht kommenden Kreise erkannt werden kann. Darf man als 
den obersten Grundsatz in dieser Lehre die Regel aufstellen, dass der 
Richter nur ausnahmsweise fremdes Recht zur Anwendung bringen soll s , 
so hat>en sich, was insbesondere die Anwendung seerechtlicher Nonnen 
anlangt, hiervon nach zweifacher Richtung hin Abweichungen heraus- 
gebildet, indem einerseits in gewissen Fällen fremdes Recht regel- 
mässig Anwendung finden, andererseits dasselbe auch ausnahms- 
weise nicht zur Anwendung gelangen soll. Was die erstere Ab- 
weichung anlangt, so war- hier namentlich der Umstand von Bedeutung, 
dass nach den Grundsätzen des Völkerrechts Schiffe auf hoher See, also 
in denjenigen Meerestheilen. welche einer Gebietshoheit nicht unter- 
liegen. als l’ertinenzen desjenigen Landes gelten, dessen Flagge sie 

M. Cohn (Coiirat) 1880, S 119—131, Lyon-Caen im Journal ilc droit int. privd 
IV 479—495. IX 241—260. 488 — 500. 593—606, vgl. de Courry, Questions I 72ff.. 
J\ Fiore, Trattato di diritto internationale pnblico II, 2. ed. 1882, S 220 — 238. 
auch Maclachlan S 166 — 180. 

1 Vgl. inslies. I’LIt Einl. § 14 ff. 

* Dieser (i rund satt ist auch in der maritimen Rechtsprechung stets anerkannt 
gewesen, jedoch mit einer wichtigen Ausnahme: .Die Anwendung jener Regel (in 
dubio : jus fori) würde allerdings bedenklich erscheinen, wenn das hanseatische See- 
recht für einen Fall, wie der vorliegende, eine ganz singuläre, von anderen Rechten 
durchaus abweichende Bestimmung enthielte.“ Bremer Sammlung II 9. Anderer 
Ansicht ist allerdings, wie es scheint, das Reichsgericht (Entsch. v. 31. l ehr. 1881 
in der Hans. UZ IV 27, s. dagegen die Bemerknngen des OLG Hamburg a. O. S 28). 

Rinding Handtuch. III. 3. I: Wignir, Scerecht 1. 9 
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berechtigter Weise führen. Gelangte man dadurch zu der Auffassung, 
dass das Schiff selbst auch in privatrechtlicher Beziehung unter der 
Herrschaft eines bestimmten Rechts stehe, so machte man hiervon 
bald auch dann Gebrauch, wenn sich dasselbe unter der Gebietshoheit 
eines fremden Staats befand 4 . Dieses Recht der Flagge genügte 
übrigens dann nicht, wenn in dem betreffenden Lande Rechtsver- 
schiedenheiten vorhanden waren, in diesem Falle ging man entweder 
auf das Domicil des Rheders oder der Majorität der Mitrheder, oder 
auf den Ort zurück, an welchem die Geschäftsführung für das Schiff 
besorgt wurde, oder — wie namentlich in neuester Zeit immer üb- 
licher geworden ist — man wendet das Recht des Register- oder 
Heimathafens an, welcher als Domicil des Schiffes selbst angesehen 
wird. Dieser Grundsatz gilt nun auch mich deutschem Rechte und es 
ist daher das Recht der Flagge weiter unten immer in diesem engeren 
Sinne zu verstehen. Auf ganz anderen F.rwägungen beruht die zweite 
Abweichung von den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, welche dahin 
geht, auch die ausnahmsweise Anwendung fremden Rechts in ge- 
wissen Fällen auszuschliessen. Seeschiffe sind dazu bestimmt, in die 
verschiedensten Rechtsgebiete zu gelangen und daselbst in die ver- 
schiedenartigsten rechtlichen Beziehungen zu treten: was also in 
anderen Verhältnissen Ausnahme ist, ist bei ihnen die Regel. Eben 
deshalb aber trägt auch das Seerccht, einen ganz anderen Charakter 
an sich als das Civilrecht, ja selbst als viele Theile des Handelsrechts 
im engeren Sinne 6 ; weil alle Nationen das gleiche Interesse haben, 
dass dergleichen Rechtsfragen identisch entschieden werden, so hat 
sich das Seerecht in diesen Partien überall gleiehmässig gestaltet, ja 
es bestand ein gemeines Seerecht aller civilisirten Völker, welches 
subsidiär zur Anwendung kam nicht nur dann, wenn das einheimische 
Recht keine besondere Entscheidung hatte, sondern namentlich auch 
dann, wenn dasselbe ausnahmsweise nicht berufen war Anwendung zu 
finden. Diese Auffassung, welche sich namentlich in England bis zur 
jüngsten Zeit erhalten hatte“, war keineswegs so unvernünftig, als 

* Man wendet daher in vielen Beziehungen ausnahmslos das Recht der frem- 
den Flagge an ja vielfach überlässt man auf Grund von völkerrechtlichen Ver- 
trägen oder auch ohne solche den Consuln des fremden Staats die Ilcurtheilung 
gewisser Streitigkeiten, während andererseits Strafen festgesetzt werden für das An- 
rufen des ausländischen Richters. 

6 Man denke z. 1t. an das Handelsgesellsehaftsreeht. 

* Man wendete an the general maritime law und zwar as administered in 
Kngland. vgl. die Fälle the Hamburg und Duranty v. Hart, s. Maclachlan S 166 
bis 168. Diese Auffassung wurde verlassen in dein wichtigen Falle I,loyd v. Guibert 
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neuere Schriftsteller sie hingestellt wissen wollen, sondern beruhte 
auf sehr gewichtigen Gründen. Nachdem nun aber durch die mo- 
dernen Codilicationen das Gebiet des gemeinen Seerechts immer mehr 
zusammengeschrumpft ist. und in nllerneuester Zeit auch das englisch- 
amerikanische Seerecht sich bewusster Weise als ein besonderes Rechts- 
gebiet betrachtet wissen will, fragt es sich, welche Consequenzen 
daraus zu ziehen sind. Die Beantwortung dieser Frage wird davon 
abhängen, in welcher Weise man die Stellung der neueren Codi- 
ficationen zum älteren gemeinen Seerecht auffasst. Nimmt man an, 
dass jene sich in bewussten Gegensatz zu diesem stellen wollten, 
so wird man dazu gelangen, die Grundsätze des internationalen 
Privatrechts bis ins einzelne auch auf dem Gebiete des Seerechts 
durchführen zu wollen, ist man aber der Meinung, dass die Codi- 
ficationen nur das bestehende Recht haben sanctioniren wollen, dass 
sie mehr eine Adaptirung des gemeinen Seerechts an den speciellen 
Rechtszustand, der in dem betreffenden Gebiete bestand, haben sein, 
also nur eine formelle Fassung des gemeinen Seerechts, nicht eine 
materielle Aufhebung desselben haben bewirken wollen, so wird man 
die Auffassung für eine berechtigtere halten, welche das Recht des 
erkennenden Gerichts für maassgebend erklärt, sobald es sich 
um Rechtssätze handelt, die als die besondere Gestaltung des ge- 
meinen Seerechts für das betreffende Land aufzufassen sind. Mag man 
aber der einen oder der anderen Ansicht sein, der Erkenntniss wird 
man sich nicht verschliessen dürfen, dass hier Mängel des Rechts- 
zustandes vorhanden sind, welche durch die Wissenschaft des sog. 
internationalen Ihivatrechts allenfalls gemildert, nie aber völlig be- 
seitigt werden können : mag man diese Beseitigung dadurch erstreben, 
«lass man das fremde Recht dem einheimischen in der Anwendung als 
völlig gleichberechtigt zur Seite stellt und in der genauesten Weise 
festzustellen sucht, wann das fremde Recht zur Anwendung zu kommen 
habe — ein Versuch, dessen vollständige Durchführung nach unserer 
Ansicht immer daran scheitern muss, dass dieselbe in unüberwindlichem 
Gegensätze zu den Bedürfnissen der Praxis und des Verkehrs steht — , 
oder mag man umgekehrt in der möglichst strengen Anwendung des 
jus fori einerseits und der Ausschliessung der Anwendungsmöglichkeit 
fremden Rechts andererseits ein Resultat zu erreichen suchen, welches 
einigermaassen geeignet ist, den complicirten Verkehrsverhältnissen 
gerecht zu werden, immer werden sich Consequenzen herausstellen. 



(Law reports Q. B. I 115—122), s. Foote, On private international jitrispradence, 
London 1878, S 815 — 823 und namentlich Maclachlan S 169 — 180. 

9* 
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die als Uebelstände, ja mir zu häufig als schreiende Uebelstände zu em- 
pfinden sein werden: eine Abhilfe gegen dieselben wird aber weniger 
von der Wissenschaft zu erhoffen sein, als von einer materiell gleich- 
milssigen Gesetzgebung der schiffahrttreibenden Nationen, und inso- 
fern ist der Ausspruch des Cicero: Non erit alia lex Athenis, alia 
Romae, den die grossen englischen Richter des vorigen Jahrhunderts 
so gern im Munde führten, als der sichere und nothwendige Weg der 
Lösung zu betrachten, wie weit von ihr entfernt auch gerade die 
Gegenwart zu sein scheint. 

II. Das aufgestellte l'rincip. dass bei einer Reihe der wichtigsten 
seerechtliehen Verhältnisse das Recht des erkennenden Richters zur 
Anwendung zu kommen habe, ist nunmehr, weil es auf den ersten 
Anblick zu den grössten Unzukömmlichkeiten zu führen scheint, noch 
genauer zu fonuuliren. Es soll damit nicht gesagt sein, dass jeder 
Richter, welcher zufällig zur Entscheidung eines seerechtlichen Rechts- 
streits berufen wird, sein Recht anzuwenden befugt sein soll, sondern 
wir sprechen hier nur von demjenigen Richter, welchem nach den 
Anschauungen des Seeverkehrs naturgemäss die Entscheidung dieser 
Rechtsstreitigkeit zuzufallen hat. Daher tritt der Grundsatz nicht in 
Anwendung, wenn die Parteien sich über einen aussergewöhnlichen 
Gerichtsstand geeinigt haben, ebensowenig, wenn ein im Binnenlande 
gelegenes Gericht zu entscheiden hätte , was namentlich bei Ver- 
sicherungsstreitigkeiten Vorkommen kann. Ein dritter Ausnahmefall 
würde noch dann vorliegen, wenn die Gerichtsbarkeit durch Arrest 
auf Bestandtlieile eines Seevermögens begründet worden ist, während 
der zu verfolgende Anspruch in Zusammenhang mit einem anderen 
Seevermögen steht , oder um den wichtigsten Fall hervorzuhelmn. 
wenn Arrest auf ein anderes demselben Rheder gehöriges Schiff ge- 
legt wird. Als naturgemässes Gericht im Sinne unserer Aufstellungen 
ist daher zu betrachten einmal das Gericht des Heimathafens, soweit 
es sich um Ansprüche gegen den Rheder handelt, dann das Gericht des 
Reiseziels, des Bestimmungshafens, endlich das Gericht, welches dadurch 
Competenz erlangt hat, dass das Seevermögen sich in seinem Sprengel 
befindet, soweit es sich um Ansprüche gegen eben dieses Seevermögen 
handelt. Es scheint nun die Möglichkeit vorzuliegen, dass die Be- 
theiligten auf die Verschiedenheiten der einzelnen Seerechtscodificatio- 
nen speculiren, und demgemäss den Prozess bei demjenigen Richter 
anhängig machen, dessen Recht ihnen im einzelnen Falle am günstig- 
sten ist Eine genauere Betrachtung ergiebt, dass diese Gefahr wenig- 
stens auf dem Gebiete des deutschen Seerechts — und für dieses 
sollen die nachfolgenden Ausführungen zunächst Geltung haben — 
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eine so geringe ist, dass sie ausser Betracht bleiben kann. Einmal 
triebt es Fälle, in denen eine solche Wahl gerechtfertigt erscheint: 
jeder Rheder muss sich gefallen lassen, dass er nach dem Recht seines 
Landes behandelt werde, sollte es auch das strengere sein, wenn die 
Klage vor den Gerichten seines Landes angebracht wird. Wo aber 
eine solche Wahl imgerechtfertigt ist, wird dieselbe auch regelmässig 
nicht in Betracht kommen, denn überall sind die in Frage stehenden 
Verhältnisse in der Weise geordnet, dass eine schleunige Abwicklung 
derselben für jeden Betheiligten ein Gebot einfachster Klugheit ist: 
derjenige, der, auf die Verschiedenheit des Rechtszustandes bauend, 
seine Ansprüche nicht sofort geltend machen wollte, würde zu be- 
sorgen haben, dass durch dieses Abwarten sein Anspruch überhaupt 
erlöschen oder unrealisirbar werden würde, mindestens aber, dass 
neue Ansprüche entstehen können, durch welche der seinige entwerthet 
wird. Von grosser Wichtigkeit sind auch die Bestimmungen über die 
Arrestfreiheit der Seeschiffe. Soweit dieselbe vorhanden ist, ist eine 
Zuständigkeit der Gerichte nicht begründet, namentlich findet insoweit 
auch der § 24 der CPO keine Anwendung 7 . Nach der richtigen und 
überwiegend imgenommenen Ansicht 8 besteht eine solche aber während 
der ganzen Reise, d. h. von dem Moment an, in dem das Schiff zum 
Abgehen bereit ist, bis zur Erreichung des Bestimmungsorts, also 
namentlich auch im Zwischen- und Nothhafen, so dass damit die 
Möglichkeit wegfällt, in diesen letzteren Ansprüche geltend zu machen, 
die schon vor Antritt der Reise fällig waren. Endet die Reise aber 
durch irgendwelche Ereignisse in einem anderen Hafen, als in dem 



1 Denn es ist die Arrestfreiheit soweit sie gilt als staatlicher Verzicht auf 
die Gebietshoheit anzusehen, und die Schiffe sind ebensoweit als exterritorial zu 
betrachten. In der Literatur ist diese Frage noch nicht berührt; die Entscli. des 
RU (IV 409 — 411) bezieht sich auf ganz andere Verhältnisse. 

* IIUZ VII 98 f. (hier wird die Zulässigkeit des Arrestes in Zweifel gezogen, 
aber schliesslich bejaht wegen einer Anseglung gegen ein beladenes Schiff, welches 
zum Zwecke der Reparatur nach angetretener Reise in einen Nothhafen eingelaufen 
war). Ehrenberg, Reschr. Haüung S 263, Dufour II Nr 838, Ilesjardins I 
Nr 225 ff., Valroger I 271. Vgl. schon die Stat. Januensia von 1589, IV 1 al. 5, 
welche Arrestfreiheit bei Rückkehr in den Abgangshafen aus rasuellcn Gründen 
statuiren. Weiteres u. in § 46. Eine andere Frage, die Zulässigkeit des Arrestes: 
„fremd gegen fremd“, welche lange Zeit bestritten war, ist um 1 ztt erwähnen, vgl. 
darüber R. Koch in Lölirs C'entralorgan NF I 460 — 464, IV 85 und 535 f., Ham- 
burger Sammlung IV 2 S 423 — 430. Viele Gesetzgebungen enthalten Bestimmungen, 
nach welchen der Arrest auf fremde Schiffe nur sehr beschränkt zugelassen wird, 
z. B. Spanien 605, Portugal 1313, Brasilien 482, Argentinien 1031. Vgl. noch 
Hans. GZ 1 70 — 72. 
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ursprünglichen Bestimmungshafen, so konnte dies docli nicht von vorn- 
herein gewusst und darauf speculirt werden. Das Gleiche ist der Fall 
hinsichtlich solcher Ansprüche, in Bezug auf welche eine Arrestfreiheit 
nicht existirt., also namentlich hinsichtlich der Ansprüche aus einer 
Ansegelung oder einer Bergung oder Hilfeleistung, die sich wahrend 
der Reise ereignen; in diesem Falle haben es zwar die Mannschaft 
des Schiffs bezw. die Berger in ihrer Gewalt, welches Recht sie zur 
Anwendung bringen wollen, allein gerade in diesen Fällen erscheint 
diese Möglichkeit durchaus ungefährlich. Diese Ausführungen dürften 
genügen, um die Durchführbarkeit der hier vertretenen Ansicht zu 
beweisen ; betrachtet man sodann die Consequenzen, welche die bisher 
aufgestellten Ansichten nach sich ziehen, so wird man erst recht dazu 
gelangen müssen unsere Ansicht zu adoptiren. Von denselben kommen 
namentlich zwei in Betracht. Eine neuerdings von Lyon-Caen auf- 
gestellte Ansicht geht dahin, wenn immer möglich, das Recht der 
Flagge des Schiffs zur Anwendung zu bringen. Nehmen wir nun auch 
an, dass überall Richter vorhanden wären, welche im Stande sind, 
alle Seerechtscodificationen gleich gut zur Anwendung zu bringen, dass 
also die Durchführung des Princips nicht schon an diesem rein äusser- 
lichen Momente scheiterte, so ist es doch schon deshalb nicht durch- 
führbar, weil das Seereeht ein sachliches Specialrecht ist und in jedem 
seerechtlichen Einzelfalle auch die Grundsätze des gewöhnlichen Rechts 
zur Anwendung zu kommen haben. Auch hinsichtlich der letzteren 
aber das Recht der Flagge anzuwenden, dafür fehlt es an jeder Ver- 
anlassung, will man aber nicht so weit gehen, also z. B. nicht die eng- 
lischen Grundsätze über das lien, die französischen über privilöges 
zur Anwendung bringen, dann entstehen erst recht unleidliche und 
unlösliche Streitfragen, weil die Bestimmungen des Specialrechts un- 
trennbar mit denen des allgemeinen Rechts, welches in dem betreffen- 
den Gebiete gilt, zusammenzuhängen pflegen. Und dieses letztere 
steht auch der Auffassung derjenigen entgegen, welche nicht der An- 
sicht sind, dass die Bedürfnisse des Seeverkehrs eine andere Regelung 
erheischen, als sie das sog. internationale Privatrecht zu geben ver- 
mag, sondern in der minutiösesten Weise festzustellen versuchen, wann 
fremdes, wann einheimisches Recht zur Anwendung zu kommen habe, 
welche den Satz vertreten, dass nur dann, wenn „kein anderes Gesetz 
als anwendbar bezeichnet werden kann, man den Richter das Gesetz 
seines eigenen Landes anwenden lassen müssen wird“ 8 , ein Satz, der 
denn doch das wirkliche Verhältniss geradezu auf den Kopf stellt. 



5 So Asser-Cohn S 124. 
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Dem gegenüber wird es gestattet sein, an der oben ausgesprochenen 
Ansicht festzuhalten, um so mehr, als dieselbe einer gewohnheitsrecht- 
lichen Anschauung entspricht: diese letztere kann zwar aus den Ent- 
scheidungen der Gerichtshöfe nicht direct, aber doch mittelbar insofern 
erkannt werden, als wir fast durchweg die Principien des sog. inter- 
nationalen Privat rechts nur dann in ihnen berücksichtigt finden, wenn 
es gilt, statt der Anwendbarkeit fremden, die des jus fori im Einzel- 
falle zu vertheidigen. Und da auch die Gesetzgebung des grössten 
Seehandelsstaates in einem der wichtigsten Fülle Iu unser Prineip 
adoptirt hat, so wird dasselbe wohl als das richtige betrachtet werden 
müssen. Nicht also gilt es hier, bald fremdes, bald inländisches Hecht 
zur Anwendung zu bringen nach Kriterien, ilie doch stets schwankend 
und unsicher bleiben müssen, sondern es gilt, wie es in der alten 
deutschen Eidesformel heisst: „zu richten dem Fremden wie dem 
Heimischen, und dem Heimischen wie dem Fremden!“ 

III. Bevor wir nun dazu ül>ergehen, im einzelnen zu betrachten, 
wann diese Abweichungen vom allgemeinen internationalen Privatrecht 
nach jener doppelten Richtung hin (ausschliessliche Anwendung des 
Rechts des erkennenden Richters einerseits, des Rechts der Flagge 
andererseits) und wann die gewöhnlichen Regeln desselben zur An- 
wendung zu kommen haben, ist noch die Frage zu besprechen, wie 
weit die Parteien vertragsmitssig die Anwendung des zu Grunde zu 
legenden Rechts ausschliessen und ein anderes an seine Stelle setzen 
können. Da es sich liier um die Anwendung materieller Privatrechts- 
sätze, nicht um processuale Institutionen handelt, wird man im all- 
gemeinen den Parteien ein solches Recht zugestehen müssen, und 
zwar werden sie ein solches Uebereinkominen treffen können, gleich- 
viel ob ein vertragsmässiges oder vertragsilhnliches Verhältniss oder 
ein Delictanspruch 11 zu Grunde liegt, und gleichviel ob beim Ab- 
schlüsse des Vertrages oder in einem früheren oder späteren Mo- 
mente; nur soweit ein absoluter Rechtssatz dadurch ausgeschlossen 
werden soll, würde eine solche Beredung unbeachtlich zu bleiben 
haben. Schwieriger ist die Frage zu entscheiden, wann das Vor- 
handensein eines solchen Vertrages anzunehmen ist, und wie weit 



10 S. Anm 16. 

11 And. Ansicht das hanib. Handelsgericht: „Pas über die Folgen einer An- 
segelung entscheidende Recht kann durch 1'ehereinkuntt der Parteien nicht aus- 
geschlossen werden.“ Hainli. GZ 1866 S 329. dagegen OG SM. 1867, S 15 f., 
vgl. Auswahl handelsrechtl. Streitfälle, Bremen 1851, S 39, s. auch Büschs A XIV 
260 ff., HGZ III 13 und 18. 
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seine Wirksamkeit reicht. In ersterer Hinsicht wird man zwar nicht 
so weit gehen dürfen, stets eine ausdrückliche Erklärung zu verlangen, 
dagegen wird man fordern müssen, dass über die Absicht der Parteien 
kein Zweifel walte, wenn ein Abgehen von den gesetzlichen Regeln 
geboten sein soll. Dazu genügt aber nicht schon der Gebrauch einer 
fremden Sprache, insbesondere der englischen, ebenso wenig, dass 
beide Contrahenten einer fremden Nationalität angehören, oder der 
Abschluss des Vertrages in fremdem Lande oder in Bezug auf ein 
fremdes Schiff : wohl aber kann es sich aus sonstigen Umständen er- 
geben. dass die Parteien fremdes Recht haben zur Anwendung bringen 
wollen, insbesondere dann, wenn fremde Rechtsanschauungen zu Grunde 
gelegt werden, die den einheimischen nicht entsprechen **. Al>er auch 
in diesem Falle wird man nicht das fremde Recht schlechthin zur 
Anwendung bringen dürfen, sondern man wird dasselbe nur soweit 
herbeiziehen dürfen, als das Wirkungsgebiet der zu Tage tretenden 
fremden Rechtsanschauung reicht. Es versteht sich feiner von selbst, 
dass durch einen solchen Vertrag Rechte dritter Personen nicht ge- 
kränkt werden können, es würde daher ein Vertrag, durch welchen 
ein fremdes Recht zur Anwendung gelangen soll, welches ein besseres 
Vorzugsrecht im Falle des Specialconcurees über das Schiff ge- 
währt, denjenigen Personen gegenüber ungiltig sein, welche nach 
dem gesetzlich anzuwendenden Rechte ein besseres Vorrecht be- 
sitzen würden. 

IV. Bei der Besprechung der Einzelfragen legen wir die Ein- 
theilung in Personen-, Sachen- und Obligationenrecht zu Grunde: 

A. Personenrecht. 

1. Hier sind es zunächst die personenrechtlichen Verhältnisse 
des Rheders, welche Schwierigkeiten verursachen, die mau in der 
verschiedensten Weise zu lösen versucht hat. Gewöhnlich erklärt 

'* Vgl. ROHG XXIV 2-7. 94-96, auch VII 154, KG IV 89. Von Bedeutung 
war namentlich die den englischen Chartepartirn regelmässig inserirte I’enalty- 
( lausch schon das OAG Lübeck sprach am 18. Januar 1828 aus: „Bei dieser in 
England nach einem englischen Formular zwischen zwei Engländern abgeschlossenen 
und ziun grossen Tlieile sogar schon in England zu erfüllenden Certepartie ist die 
wahre Meinung der Contrahenten, insofern solche aus der Vereinbarung selbst nicht 
bereits hervorgeht, gewiss nur auf dasjenige gerichtet gewesen, was hierbei die 
Grundsätze des englischen Rechts mit sich bringen." Vgl. ferner Ullrich Nr 281, 
V. im NA f. 1IK 1 187—200, Mohr in Sielieuhaars ANF I 387 ff., Hamburger 
Samml. III 855 ff., NA III 184 ff., HGZ III 75. 198, IV 227. 246. 382, V 216, 
IX 177, alter auch Hamb. S amml . IV 1 S 84 ff., Haus. GZ II 127 und 187 ff., 
IV 127 (RG). 
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mau als maassgebend das Hecht der Flagge 18 , nach dem oben Aus- 
geführten ist es richtiger in allen hier in Betracht kommenden Fallen 
das jus fori zur Anwendung zu bringen. Dieses entscheidet also, wie 
weit der Rheder fllr seine Vertreter und Angestellten zu haften hat, 
insbesondere über den Umfang der Vertretungsbefugniss des Schiffers 
gegenüber dritten Personen, und inwieweit Einschränkungen derselben 
ihnen gegenüber von rechtlicher Wirkung sind. Ebenso ist danach 
zu entscheiden, wie weit der Rheder für die Delicte seiner An- 
gestellten zu haften hat 14 , namentlich ist danach zu bourtheilen. ob 
der Rheder für das Verschulden des Zwangslootsen aufzukonuucn hat 
oder nicht Von hervorragender Wichtigkeit ist sodann die Frage, 
nach welchem Recht zu entscheiden ist, ob die Haftung des Rheders 
eine unbeschränkte oder eine beschränkte ist, und in letzterem Falle, 
in welcher Weise sie beschränkt ist: auch hier hat man das Recht 
des erkennenden Gerichts 18 , nicht das Recht der Flagge dt» be- 

treffenden Schiffs zu Grunde zu legen. Wie gross auch gerade gegen- 
wärtig die Verschiedenheiten der einzelnen Rechtsgebiete in Bezug 
auf diese Frage sein mögen, in allen ist man von dem gemeinen See- 
recht ausgegangen, man hat nicht Rechtssätze für das Fanzelgebiet 

aufstellen wollen, sondern die Rechtssätze adoptirt, die man für die 
allgemein anwendbaren gehalten hat, und deshalb ist der einheimische 

** ROHG XXII 90 ff., auch HGZ XU 198: Story, Commentaries on the 
conflict of laws (8. cd. 1883 by Bigelow) Nr 286, bcs. S 387 Anin 2, aber 
Nr 286 c: Lloyd v. Ciuibert bei Foote a. O. S 365 ff., auch Maelaelilan 

S 169 ff., Journal de droit intern, prive Ul 202: Asaer S 120 f. — Ausser Be- 

tracht kann hier der Streit «wischen der lex domicilii des Ilheders und dem Recht 
der Flagge des Schiffs bleiben. 

14 Auch diese Krage will das ROHG (XXIV 83 ff., s. auch Hans. G Z I 113 ff.) 
nach dem Recht der Flagge entschieden wissen, freilich in einem Falle, in welchem 
durch diese Theorie die Anwendbarkeit deutschen Rechts ermöglicht wurde. Der 
Gerichtshof bemerkt, dass, wenn nach einer bestimmten Gesetzgebung der Rheder 
nur für dolus zu haften habe, dieser Satz Überall zu respectiren wäre, eine An- 
sicht, welche denn doch äusserst bedenklich ist 

■* Vgl. Kuhns in Zf. HR XII 421 ff. Man wird hier geneigt sein, das- 
jenige Recht anzuwenden, welchem der Lootse unterliegt. Nach dem ROHG käme 
es auf die Flagge des Schiffs an : dies ist jedenfalls verwerflich. 

>* So ausdrücklich die MSIlA 1862 (**/n Vict c. 63) s. 54: The owners of 
any ship, whether British or foreign, doch ist zu bemerken, dass hierin ursprüng- 
lich eine Concession an die fremden Schiffe liegen sollte, da man früher das 
Statute law nicht auf sie anwandte, sondern das gemeine Seerecht, als Bestand- 
theil desselben jedoch die beschrankte Haftung merkwürdigerweise nicht anerkannte. 
Asser a. 0. S 120 f. ist für Anwendung des Rechts der Flagge, welche „ein- 
leuchtend“ sein soll, ebenso Lyon-Caen a. 0. IX 257 — 260. 
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Richter nicht mir berechtigt, sein eigenes Recht ununterschiedlich zur 
Anwendung zu bringen, sondern es muss sogar als eine Forderung 
der bona tides des völkerrechtlichen Verkehrs bezeichnet werden, dass 
fremde Schiffe nicht anders als die einheimischen behandelt werden. 
Der entgegengesetzte Grundsatz gilt, soweit das interne Verhältniss 
der Mitrheder in Frage steht, hier gilt ausnahmlos das Recht der 
Flagge; auch dann also, wenn der einzelne Mitrheder im Auslande 
sein Domieil hat oder selbst staatsangehörig ist, ist jener Grundsatz 
auzuwenden, dagegen gilt, soweit die Stellung der Mitrheder dritten 
Personen gegenüber in Betracht kommt, das oben Gesagte. 

2. Die eben dargelegten Grundsätze werden auch auf die per- 
sonenrechtliche Stellung der Ladungsinteressenten Anwendung zu 
finden haben, Uber das Verhältniss der Ladungsinteressenten unter 
einander s. unter C 5. 

3. Was die personenrechtliche Stellung der auf dem Schiffe be- 
findlichen Personen anlangt, so ist hierfür principiell das Recht der 
Flagge das allein maassgebende : dies zeigt sich namentlich auch 
darin, dass die Beurtheilung derartiger Rechtsstreitigkeiten vielfach 
dem fremden Consul ausschliesslich überlassen zu werden pflegt. Das 
Princip erleidet aber wichtige Ausnahmen durch die Vorschriften des 
öffentlichen Rechts. Die Grundsätze, welche hinsichtlich der Rechte 
und Pflichten des Inhabers der Schiffsgewalt festgesetzt sind, beziehen 
sich nämlich häufig nicht nur auf die einheimischen, sondern auch 
auf fremde Schiffe, sind dann also aufzufassen als Bedingungen, von 
deren Erfüllung die Erlaubniss des Schiffahrtsbetriebes in dem be- 
treffenden Staate abhängig ist. Wann das eine und wann das andere 
der Fall ist , wird theils ausdrücklich bestimmt 17 , theils ist es eine 
Frage der Interpretation. Danach wird man im allgemeinen anzu- 
nehmen haben 18 , dass sich auf alle Schiffe beziehen die Vorschriften 
über die Verpflichtungen des Schiffers beim Ein- und Auslaufen, hin- 
sichtlich des Lootsenzwangs und der Quarantniue, wohl auch der See- 
tüchtigkeit und Deckladung, während nur auf einheimische Schiffe zu 
beziehen sind die etwaigen Vorschriften über periodische Unter- 
suchungen der Schiffe, über die Art und Weise, wie die Verklarung 
abzulegen ist, über Meldepflicht, überhaupt wohl hinsichtlich der- 
jenigen Materien, welche zum amtlichen Wirkungskreise der fremden 

17 MShA 1876 s. 18. 23 und 24, vgl. s. 37. 

,B Vgl. .1. de d. i. p. III 458, IV 422. Vgl. Lyon-Caen a. 0. IX 488—495; 
nur einheimische Schiffe unterliegen nach »einer Auffassung den Vorschriften des 
französischen Rechts hinsichtlich der visite, des congö und des rapport de mer. 
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Consuln gehören. Die Arrestprivilegien der segelfertigen Schiffe sind 
der richtigen Ansicht nach nicht blos auf die einheimischen, sondern 
auf alle Schiffe zu beziehen, da die ratio legis nicht die Begünstigung 
der einheimischen Rhederei, sondern der Schutz säiumtlicher Inter- 
essenten, namentlich der Ladungsinteressenten, sein soll 1# . 

B. Sachenrecht. 

1. Dingliche Rechte an Seeschiffen. 

a. Hinsichtlich des Eigenthumsübergangs an Seeschiffen oder 
Schiffsparten 20 ist zu unterscheiden zwischen dem zu Grunde liegen- 
den Verftusserungsgeschftft, wobei wieder die Fähigkeit zur Veräusse- 
rung und die zur Erwerbung** auseinandergehalten werden müssen, 
und dem Rechtsact, durch welchem das Eigeuthum übergeht, welch 
letzterer mit dem Abschlüsse des Yeräusserungsvertrags identisch sein 
kann, aber nicht zu sein braucht. Wird ein ganzes Schiff an einen 
Fremden veräussert, so entscheidet über die Frage, ob die Ver- 
äusserung reehtsgiltig geschehen konnte, einheimisches, in Bezug auf 
alle sonstigen Fragen, namentlich ob der Verftusserungsvertrag rechts- 
gültig ist, sodann in Bezug auf die Erwerbung und den Eigenthums- 
übergang das Recht des Erfüllungsortes **, und wenn derselbe zweifel- 
haft ist, das jus rei sitae. Bei Veritusserungen von Schiffsparten ent- 
scheidet über die Rechtsgiltigkeit der Verllusserung das Recht der 
Flagge, ebenso über Erwerb und Eigenthumsübergang, soweit da- 
durch das Schilf die Nationalität nicht verliert, während wenn das 
letztere der Fall ist**, das liecht des Erfüllungsortes bezw. das jus 



** Nur auf einheimische Schiffe liezirhen sie Uyon-Caen a. 0. IX 245 und 
Boulay-Paty I 244, dagegen die herrschende Meinung in Frankreich, vgl. I)es- 
jardins I Nr 220; Valroger I Nr 215. 

90 Vgl. Asser a. 0. S 119 f. (seine Behauptung, das Kigenthum an Schiffen 
gehe nach den meisten Gesetzgebungen erst durch Umschreibung in den öffent- 
lichen Registern Uber, ist falsch) und bes. Lyon-Caen a. 0. IV 482 ff., s. ferner 
J. de d. i. p. III 30. 128 f., IV 428. 

91 Es kommt hierbei auf die Frage an, ob Verbote ausländischer Gesetz- 
gebungen von dem inländischen Richter zu beachten sind, also eine ähnliche Frage, 
wie die, ob die Zollgesetze des fremden Staates zu beobachten sind: für die t. T n- 
beachtliehkeit des englischen Recbtssatzes, dass ein Engländer nicht Mitrheder an 
einem fremden Schiffe sein dürfe, hat sich das OAG Rostock ausgesprochen. 
Rostocker Sammlung I 20 f. 

,a Vgl. Niederl. Art 310, dazu de Wal II 36 und Asser a. 0. 

** Also nach deutschem Recht gestatten sämmtlichc Mitrheder die Veräusserang 
einer Part an einen Fremden und der Satz 3 von Art 470 al. 2 liegt nicht vor. 
In diesem Falle kommt das Schiff nicht als solches in Betracht, sondern steht jeder 
beliebigen anderen beweglichen Saehe gleich. 
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rei sitae zur Anwendung zu kommen hat. Ueber die Rechtsfolgen 
des hiernach rechtmässig erfolgten Eigenthumsübergangs hat. wenn 
damit ein Wechsel der Nationalität des Schiffes verknüpft war. das 
Recht der neuen Flagge zu entscheiden, insbesondere darüber, welcher 
Rechtsschutz dem neuen Eigentümer zur Seite steht 24 . 

b. Was die Pfandrechte aulaugt, so ist zwischen seerechtlichen 
und landrechtlichen in dem unten darzustellenden Sinne zu unter- 
scheiden, erstere. weil aus dem internationalen Schiffahrtsverkehr 
hervorgegangen , sind im allgemeinen überall gleichmftssig uomiirt. 
während die letzteren durchweg auf sehr verschiedenartigen parti- 
cularen Bestimmungen beruhen 2 '. Hinsichtlich der Frage, welche 
Pfandrechte zu der einen oder zu der anderen Kategorie gehören, 
kann lediglich das jus fori die Entscheidungsnorm abgebeu. Damit 
ein 1 and rechtliches Pfandrecht entstehen kann, müssen die Be- 
stimmungen, welche das Recht der Flagge in dieser Beziehung auf- 
stellt, erfüllt sein, daher die Schiffe derjenigen Länder, welche solche 
IMandrechte überhaupt nicht anerkennen, in dieser Weise nicht ver- 
pfändet werden können 2 “. Auch die Frage, ob das Schiff für die 
persönlichen Schulden des Verkäufers haftet, richtet sich nach dem 
Recht der (neuen) Flagge* 7 . Dagegen gilt das jus fori in allen Be- 
ziehungen, soweit seerechtliche Pfandrechte in Frage stehen, also 
nicht nur. wenn es sich um die Feststellung der Priori tätsorduung 
unter denselben, wie überhaupt um das materielle seerechtliche Con- 
eursrecht handelt, sondern auch hinsichtlich der Wirksamkeit solcher 
Pfandrechte, der Bedingungen ihrer Entstehung und Geltendmachung, 
meistens auch hinsichtlich der obligationenrechtlichen Grundlagen des 
Pfandrechts. In dieser Ausdehnung ist dieses Piincip zur Zeit noch 
nicht allgemein anerkannt 2 *. 

2. Was die dinglichen Rechte an der Ladung anlangt, so 
kommt auch hier das Recht des naturgemässen Gerichts zur An- 

24 Ks erlischt also «las droit de suite wegen persönlicher Forderungen gegen 
den Verkäufer eines französischen Schiffs, sobald es die deutsche Flagge zu führen 
materiell berechtigt ist. And. Ansicht Lyon-Caen a. 0. IX 242 ff. 

25 Demnach gilt hinsichtlich der erstereu das unter 1 aufgestellte l’rincip, 
hinsichtlich der letzteren das Recht der Flagge. Vgl. hierüber Lyon-Caen a. O. 
IX 246— 257. Kr will auch hinsichtlich der Privileges das Recht der Flagge an- 
wenden. 

3,1 v. Har S 227; Seufferts A XY11 Nr UI; Hamb. GZ 1*61 S 266. J. de 
d. i. p. 11 270 f. 436, III 123. 4Ö5. IV 44. IX 302. 

27 S. oben Anm 24. 

»" Ilamb. GZ 1868 S 170; Kierulff III 301; Hans. GZ I 72. 
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Wendung, welches regelmässig das Gericht <les Bestimmungshafens, 
eventuell das Gericht desjenigen Hafens sein wird, wo sich Schiff und 
Ladung trennen. In Bezug auf die Frage, wann Eigenthum an La- 
dungsgegenständen übergeht, entscheidet die Praxis 29 nach dem Recht 
des Bestimmungsortes, ebenso darüber, ob landrechtliche Pfand- und 
Retentionsrechte vorhanden sind, dagegen ist in Bezug auf seerecht- 
liche Pfandrechte und die Rangordnung derselben das Recht niaass- 
gebend, welches in dem Gerichtsbezirke gilt, in welchem sie geltend 
gemacht werden. 

C. Obligationenrecht. 

1. Nach der Auffassung der Praxis wird der Frachtvertrag im 
allgemeinen nach dem Recht des Bestimmungsortes normirt 8u und 
das nämliche wird hinsichtlich der obligatorischen Rechtsverhältnisse 
aus dem Connossement angenommen, nur die Verhältnisse, welche 
mit der Beladung des Schiffes Zusammenhängen, pflegt man nach 
dem Recht des Abladungshafens zu entscheiden. Ein praktisch sehr 
wichtiger Fall liegt vor, wenn ein definitiver Bestimmungsort noch 
nicht fixirt, sondern nur ein Ordrehafen bestimmt ist: würde der 
Frachtvertrag vor der Erreichung des letzteren durch Untergang des 
Schiffes u. s. w. aufgelöst bezw. moditicirt werden, so entsteht die 
Frage, welches Recht anzuwenden sein würde 31 V Man hat ange- 
nommen, dass dann die Flagge des Schiffs zu entscheiden habe, oder 
dass es darauf ankäme, wohin das Schiff, falls es den Ordrehafen er- 
reicht hätte, dirigirt worden wäre. Auch könnte man das Recht des 
Ordrehafens zur Anwendung zu bringen geneigt sein. Gemäss unserer 
Regel entscheiden wir uns, sowohl für diesen Einzelfall wie für alle 
mit dem Frachtverträge zusammenhängenden Verhältnisse, für die 
Anwendbarkeit des Rechts des naturgemässen Gerichts, welches hier 
das des Bestimmungshafens bezw. Abhulehiifens , eventuell aber das 
Gericht desjenigen Hafens sein würde, in welchem Schiff und Ladung 
sich trennen. 

2. Der Heuervertrag ist nach dem Recht desjenigen Landes zu 
beurtheilen, dessen Flagge das Schiff trägt. 

3. Der Vertrag über das Bugsiren eines Schiffes richtet sich 
nach dem Recht des naturgemäss in Betracht kommenden Hafens, 

99 Vgl. z. B. HGZ IV 60, V 870. 

30 Hamb. Sammlung IV 1 S 84—96: Hamb. UZ 1867 S 149, 1868 S 256; HUZ 
IV 374 und 415. V 216. 336, VIII 68—70, IX 40; Journal de d. i. p. V 163; 
Asser S 121 ff. , Vgl. jetzt RG IX 52 tf. 

31 Vgl. Ass'er S 123; HUZ V 216, VII 383, VHI 40. 
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also entweder nach dem Bestimmungshafen, wohin das Schiff bugsirt 
werden soll, oder aber, wenn ein Schilf in die offene See hinaus- 
bugsirt werden soll, nach dem Recht des Hafens, von welchem aus 
das Schiff bugsirt wurde, eventuell nach dem Recht des Hafens, dem 
das bugsirende Schiff angehört. 

4. Für Ansprüche aus einer Bergung oder einer Hilfeleistung in 
Seenoth haben sich Grundsätze herausgebildet, welche an die Behand- 
lung der Immobilien erinnern, und ist es hierbei gleichgiltig, ob ein 
Vertrag abgeschlossen war oder ein quasicontractliches Verhältniss 
vorliegt. Weil die Küsten in dieser Hinsicht in Bezirke eingetheilt 
sind, denen besondere Behörden — in Deutschland die Strand- 
ämter — vorstehen und weil für diese Behörden und die Gerichte, in 
deren Bezirk sie sich befinden, ein ausschliessliches forum speciale 82 
für Berge- und Hilfelohnangelegenheiten besteht, folgt daraus noth- 
wendigerweise auch, dass ausschliesslich das in dem Bezirke geltende 
Recht hei der Reurtheilung dieser Angelegenheiten zur Anwendung zu 
bringen ist 811 . 

5. Liegt ein havarie-grosse-Fall vor, so ist bei der Aufmachung 

der dispache das Recht desjenigen Ortes maassgebend, an welchem 

Schiff und Ladung sich definitiv trennen, daher in der Regel das des 
Bestimmungsortes 84 . Der gleiche Grundsatz wird zu gelten haben, 
soweit Rechtsansprüche aus der seerechtlichen Gemeinschaft der La- 
dungsinteressenten allein in Frage stehen. 

6. Das jus fori wird endlich schlechthin zur Anwendung zu 

bringen sein, soweit es sich um Delictsansprüche 85 handelt, also ins- 

besondere bei allen Schiffscollisionen, mögen dieselben auf hoher See 
oder in Territorialgewässern, zwischen einheimischen oder fremden 
Schiffen stattgehabt haben 88 . 

** Vgl. StrO § 36—39, s. auch RG V 90. VII 64-66 und III 140: Hans. GZ 
I 317 ff.. II 144 ff. IV 37 ff 101 f. 

™ Vgl. Asscr S 124 — 123; J. de dr. int pr. V 157; HGZ 11 280. 

M Von besonderer Wichtigkeit ist diese Frage für das Versichenmgsrecht. 
vgl. Af. HR II 158-176; Alber I 204—219; NA f. HR I 210 ff 298 ff; Ullrich 
I 57 ff; Centralorgu NF VIII 291-294; HGZ V 215; Aaser S 129—181; 
Weve in Nieuwe Bijdr. tot R. en Wetg. N.R. VH 199—210. Vni 478—490. 

” 5 Als ein solcher Delictsanspruch ist auch der Kntschädigungsanspruch wegen 
ungerechtfertigter Weise angelegten Arrestes zu betrachten : in diesem für das See- 
recht ganz besonders wichtigen Falle ist das Recht, das am Orte des Arrestes gilt 
anzuwenden, s. RG VII 378. — Vgl. noch HGZ V 250. 

M Hamb. Samml. IV 2 S 423 ff.; Answald handelsr. Streitfälle, S 1—44; 
Ilamh. GZ 1866 S 57. 288. 329 , 1*67 8 15 und 134: HGZ V 384: Story a. O. 
Nr 423 g; J. de dr. int pr. II 268, III 354 und 381, X 403. 
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V. In dem Vorstehenden sind einzelne besonders wichtige see- 
rechtliche Fragen herausgehoheu worden, erschöpfend konnte die Dar- 
stellung selbst der seerechtlichen Specialbestimiuungen nicht sein, ge- 
schweige denn, dass auf die mit ihnen in Zusammenhang stehenden 
civil rechtlichen Verhältnisse hätte eingegangen werden können. Dass 
in diesen Beziehungen die gewöhnlichen Grundsätze des internationalen 
Privatrechts, insbesondere auch die Regel: locus regit actum 37 , und 
wohl auch die Bestimmungen der Art. 84 — 86 der WO as zur An- 
wendung zu bringen sind . mag hier noch zum Schlüsse bemerkt 
worden. 



a1 Für Uns Seerecht erscheint indessen diese Regel insofern als modificirt, 
als die Beobachtung der Formvorschritten, welche das Recht der Flagge des Schiffs 
fordert, in wichtigen Fällen für genügend erachtet werden muss. Dies ist der Fall, 
wenn der Consul zur Vornahme solcher Formalitäten competent ist, z. B. Prüfung, 
ob die Aufnahme einer Bodmerei nnthwendig ist. 

** RG 1 322 f. lieber die Frage, oh eine materielle oder eine Fonnvorschrift 
vorliegt, vgl. auch J. de dr. int. pr. II 268. 273, III 356. 454. V 174 f., VI 174 f. 
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Abschnitt I. 

Der Rheder. 

§ 18. Begriff des Rheders und Voraussetzungen 
seines Gewerbebetriebs 1 . 

I. Unter Rheder versteht man im weiteren Sinne jeden Unter- 
nehmer eines Seehandelsbetriebs , im engeren Sinne nur denjenigen, 
welcher eiuen solchen durch ein in seinem Kigenthum stehendes Schiff 
ins Werk setzt. Zum Begriffe des Rheders ist daher dreierlei er- 
forderlich : 

1. Es muss Jemand die Disposition Uber ein Schiff haben. Schon 
nach römischem Recht war exercitor derjenige, ad quem obventiones 
et reditus omnes perveniunt, sive is dominus uavis sit, sive a domino 
navem per aversionein conduxit vel ad tempus vel in perpetuum (1 1 
§15 Dig. 14, 1, vgl. § 2 Inst. 4, 7) 2 . Das moderne Recht steht 



1 HUB Art. 450 — 477, s. weiter unten $ 24. Aeltere deutsche OG: Haniii. 
Stat. II 13; Hans. Seer. Titel 1 und 2; I’SK Titel 1 und 2; Dana. Willkiihr von 
1761 IV 1—4; PLR II 8 S§ 1420—1444; Scliwed.-Poinui. Seer. III 1—5; Bremer 
V v. 9. Jan. 1832. Ausl. GG: Code de c. 216 — 220. dazu Oes v. 17. Juni 1841. 
Spanien 616 — 633, Portugal 1321 ff., Italien 491 — 495, Niederlande 320 — 340, 
Norwegen 5 — 8, 41, 65, 99. Schweden 5 — 22, Finlaml 16 — 30. — Literatur: 
Jacobsen S 22 — 51; l’öhls I 98—140; \. Kaltenborn I 107 — 136; Lewis, 
Scerecht I 43—102, Handbuch IV 37 — 73. Fremde: Holtius II 48—75; de Wal 
II 47—66; IHephtiis II 39—64; Kist V 41 — 90; (’resp I 606 ff.; Desjardins 
11 5 — 214; Valroger I 274 —375: Abbott S 338 ff. 38 ff.; Maclachlan S 94 
bis 129; Maude & Pollock I 71 — 110. 

* Aehnlicb die Basiliken 1,111 7. Was unter dem Ausdrucke per aversionein 
(tr 6 finji) zu verstehen sei, ist bestritten. Bie eine Meinung geht dahin, dass 
dieser Ausdruck den Oegeusatz zu aii certuin aniphoranun numorum (I 10 § 2 
Dig. ad leg. Rh. 14. 2) bilde, darunter also der Fall gemeint sei, wenn man ein 
Schiff nicht theilweise, sondern ganz und ohne Rücksicht auf eine bestimmte Zahl 
von lösten gemiethet hat. Richtiger ist wohl die Ansicht, dass darunter eine 

10 * 
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dieser Auffassung nahe, geht aber über dieselbe noch hinaus. Zwar 
giebt das deutsche Recht nur dem Eigentümer eines Schiffes, welches 
zum Erwerb durch die Seefahrt dient, den Namen Rheder, aber ma- 
teriell werden alle Rechtssätze, welche dem Begriffe des Rheders seine 
juristische Besonderheit verleihen, im Verhältniss zu dritten Personen 
auch auf den Nichteigenthümer angewendet, welcher ein Schiff in jener 
Weise für seine Rechnung verwendet, vorausgesetzt, dass er entweder 
selbst Schiffer desselben ist, oder aber, dass er den Schiffer angestellt 
hat, demnach ihn auch jederzeit absetzen kann (Art 477 und 515). 
Es ist also völlig gleichgiltig , in welchem Verhältniss diese Person, 
der Ausrüster, wie er genannt wird 3 , zum Eigentümer steht, ob 
in einem contractlichen , etwa Miethe, Gebrauchsleihe, oder quasi- 
contractlichen, etwa negotiorum gestio 4 , oder ob er durch Debet die 
Disposition über das Scliiff erlangt hat; dritten Personen gegenüber 
gilt er als Rheder, sowohl wenn es sich um eine Verpflichtung , als 
auch wenn es sich um eine Berechtigung auf Grund seiner Rheder- 
qualität handelt, dagegen kommen gegenüber dem Eigentümer die 
Grundsätze zur Anwendung, welche das zwischen ihnen bestehende 
Rechtsverhältniss regeln 5 . Ebenso gelten nicht die Grundsätze über 
Rhederei, wenn mehrere Personen ein fremdes Schiff in derartiger 
Weise verwenden 8 . Andererseits ist der Eigentümer eines Schiffes, 
über welches eine andere Person derartig disponirt, so lange dies ge- 
schieht. nicht als Rheder zu betrachten, doch muss er alle Eingriffe 
in sein Eigentum gelten lassen, soweit dieselben aus dem Rhederei- 
betriebe herrühren. Er verliert daher dasselbe, wenn der vom Aus- 
rüster angestellte Schiffer auf Grund seiner gesetzlichen Befugnisse in 
formell rechtmässiger Weise das Schiff veräussert (Art. 499), und es 
können im allgemeinen alle seerechtlichen Pfandrechte durch Zwangs- 
vollstreckung in das Schiff geltend gemacht werden, während land- 
rechtliche Pfandrechte ihn nichts angehen, auch durch Arrest kein 
Pfandrecht am Schiffe wegen Forderungen gegen den Ausrüster be- 
gründet werden kann. Nur ausnahmsweise cessirt die Haftung des 
Eigentümers mit dem Schiffe auch Ihm Forderungen der ersteren Art, 
wenn die Verwendung des Schiffs ihm gegenüber eine widerrechtliche 



solche Miethe zu verstehen sei, bei welcher der Mietlier alle Einkünfte ihr seine 
Rechnung bezieht 

* Diese Bezeichnung soll weiterhin ebenfalls in diesem technischen Sinne an- 
gewendet werden. 

4 Darunter fallt auch der Fall einer Bergung eines Schiffs. 

5 Also regelmassig civilrechtliche Grundsätze. 

“ Ein Antrag, dies zu statuiren, wurde nbgelehnt, Prot IV 1662 f. 
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war. und ausserdem auch der Gläubiger in mala fide ist (Art. 477 
al. 2). Verschieden von einem solchen Ausrüster ist der Unter- 
verfrachter (Charterer) eines Schiffes, er ist nicht als Rheder, 
sondern als Ladungsinteressent aufzufassen 7 . 

2. Das Schiff muss zur Seefahrt verwendet werden (Art. 450 
und 456), nicht zur Fahrt auf Flüssen oder Binnengewässern. Die 
Abgrenzung der Seefahrt von der Flusschiffahrt ist von der Gesetz- 
gebung auf verschiedene Weise versucht worden. Einzelne gehen da- 
von aus, dass die Trennung nach den Schiffen zu geschehen habe, 
und es wird dann der Begriff des Seeschiffs abhängig gemacht von 
einem gewissen Tiefgang oder Lastengehalt oder von der Absicht des 
Erbauers oder es wird in jedem einzelnen Falle von der competenten 
Behörde bestimmt, ob ein neuerbautes bezw. nationalisirtes Schiff als 
Seeschiff zu betrachten sei 8 . Das deutsche Recht geht dagegen von 
dem Begriff „Seefahrt“ aus: auf Schiffe 8 , die zur Seefahrt verwendet 
werden, sollen die Bestimmungen des Seerechts Anwendung finden. 
Eine gesetzliche Definition des Wortes Seefahrt giebt weder das HGB 
noch spätere Reichsgesetze, wohl aber enthält § 1 der Vorschriften 
des Bundesraths über die Registrirung u. s. w. der Kauffahrteischiffe 
vom 13. Nov. 1873 eine solche, indem für die einzelnen Reviere der 
deutschen Küste die Stellen bezeichnet sind, von wo an die Fahrt 
eines Schiffes als Seefahrt zu betrachten sei 10 . Diese Definition kann 

1 Danach ist die Frage zu entscheiden, wer die Hälfte des Bergelohns im 
Falle des Art. 751 erhält: eine Tlicilung des Verdienstes zwischen Hheder und 
Charterer muss als judieium rustieorum bezeichnet werden, HGZ IX 45, vgl. auch 
Hamb. Sanunl. NF S 19 ff. 

8 Vgl. de Wal II Nr 59 ff.; Desjardins I Nr 82 ft’. 

* Nicht auf See schiffe, die zur Seefahrt verwendet werden. RG V 91 und bei 
Seuffert XXXVIII Nr 51. Ebenso Lewis, Handbuch S 18. Dufour I Nr 56 
sagt treffend: „Tout se resurue ä une question de fait: le navire va-t-il en merV“ 
Das Seerecht findet keine Anwendung auf Seeschiffe, die zur Flusschiffahrt ver- 
wendet werden. 

10 Eis sind folgende. 1. bei Memel: ausserhalb der MUndung des Kurischen 
Haffs, 2. hei Pillau: ausserhalb des l’illauer Tiefs. 3. bei Neufahrwasser: ausser- 
halb der Mündung der Weichsel, 4. in der Putziger Wiek: ausserhalb Rewa und 
Heistemest, 5. bei Dievenow, Swinemünde und Peenemünde: a. der Mündungen der 
Dievenow und Swine, sowie a. der nördlichen Spitze der Insel Usedom und der 
Insel Rüden, 6. bei Rügen: östlich a. der Insel Rüden und des Thiessower Höft; 
westlich a. Wittower Posthaus und der nördlichen Spitze von Hiddens-Oe, sowie 
a. des Rock hei Barhüft, 7. bei Wismar: a. Jackelbergs-Riff, Hannibal-Grund, 
Schweins-Kötel und Lieps, sowie a. Tarnewitz, S. auf der Kieler Föhrde: a. Stein 
bei Labö imd Bülk, 9. auf der Eckern E'öhrde: a. Nienhof und Bocknis, 10. bei 
Flensburg, Sonderburg und Apenradc: a. Birknakke und Kekenis - Leuchtthurm, 
sowie a. Tundtoft-Nakke und Knudshoved, 11. bei Hadersleben : a. Ilaadhoved, 
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iudess als bindend nur soweit betrachtet werden, als der Bundesrath 
berechtigt ist, seerechtliche Verhältnisse einseitig zu ordnen, nicht da- 
gegen soweit es sich um Auslegung von Reichsgesetzen handelt, also 
nicht als Legaldefiuition des Gesetzes vom 28. Juni 1873, mit welchem 
die citirten Vorschriften in Verbindung stehen, und noch viel weniger 
des Handelsgesetzbuchs. Nur soweit die Definition materiell richtig ist, 
hat sie Anspruch auf Beachtung, darüber, ob dies der Fall ist, aber 
hat die seemännische Anschauung zu entscheiden und diese möchte 
denn allerdings im allgemeinen mit der Ansicht des Bundesraths über- 
einstimmen. Es ergiebt sich also das Resultat, dass der Inhalt des 
formell gleichgiltigen § 1 jener Vorschriften materiell zu beachten ist 
Ist daher die Fahrt eines Schiffes Seefahrt, wenn sie über jene Be- 
zirke hinausgeht, so würde es doch gänzlich verkehrt sein, wenn man 
die Bestimmungen des Seerechts erst zur Anwendung bringen wollte, 
nachdem jene Grenze im einzelnen Fall überschritten ist, vielmehr 
beginnt die Verwendung zur Seefahrt schon viel früher, nämlich so- 
bald und soweit eine beabsichtigte Ueberschreitung derselben äusser- 
lich hervorgetreten ist. Ist daher ein Frachtvertrag abgeschlossen, der 
einen Transport über jene Grenzen zum Inhalt hat, so kommen die 
Bestimmungen des Seerecbts zur Anwendung, selbst wenn das Schiff, 
in Bezug auf welches jener Vertrag eingegangen wurde, seiner Bauart 
nach ein Flusschiff war ", Anders ist zu entscheiden, soweit die 
Haftung des Rheders für Delicte der Besatzung dritten Personen gegen- 
über in Frage steht; diese tritt bei Flusschiflfen erst ein, wenn ihre 
Fahrt eine Seefahrt geworden ist 14 , bei Schiffen, welche schon der 
Bauart nach Seeschiffe sind, dagegen, sobald sie überhaupt zum Er- 
werb verwendet werden. Die Küstenschiffahrt bildet einen Theil der 
Seeschiffahrt 13 . Schiffe, die nach der Bauart zu derselben geeignet 
sind, sind daher Seeschiffe, nicht Flusschiffe. Diese Abgrenzung ist 
um so wichtiger, als das deutsche Recht nicht, wie andere Gesetz- 
gebungen, einzelne seerechtliche Bestimmungen in sachgemässer Weise 



Insel Aarö, Insel Linderum und Orbyhage, 12. bei Husum: a. Nordstrand, 13. auf 
der Eider: a. Vollerwiek und Hundeknoll, 14. auf der Elbe: a. der westlichen 
Spitze des hohen Ufers (Dieksand) und der Kugel-Bake l>ci Döse, 15. auf der 
Weser: a. Cappel und Langwarden, 16. auf der Jade: a. Langwarden imd Schil- 
lingskörn. 17. auf der Ems: a. der westlichen Spitze der Westennarsch (Utlands- 
ltörn) und Ostpolder Siel. 

11 Auch solche unternehmen Seereisen, s. z. B. SA ID 405 ff., häufig auch 
zwischen Hamburg und Helgoland. 

ls Denn erst in diesem Moment tritt es Dritten gegenüber hervor, dass See- 
fahrt betrieben wird. 

'* So auch das Oberseeamt H 330, III 211 f. 
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auch auf die Flusschiffahrt zur Anwendung gebracht u , sondeni ganz 
allgemein die Verhältnisse derselben durch diejenigen Vorschriften ge- 
regelt hat, welche sich auf den Landtransport beziehen 18 . Die seit- 
herigen Bestrebungen, an dem bestehenden Rechtszustand Veränderun- 
gen herlieizuführen, haben bisher ein gesetzgeberisches Resultat nicht 
gehabt 1 *. 

3. Das Schiff muss endlich zum Erwerb durch die Seefahrt 
verwendet werden, damit von einem Rheder gesprochen werden könne. 
Es ist daher nicht nöthig Gewerbemässigkeit, sondeni nur Erwerbs- 
absicht, gleichgiltig, wodurch der Erwerb bewirkt werden soll, ob 
durch Handelsgeschäfte, Transjtort von Gütern oder Personen, oder 
durch anderweitige Geschäfte :i Bugsiren von Schiffen, Hilfeleistung und 
Bergung, oder durch Seefischerei. Der Rheder bleibt Rheder, wenn 
auch die Erwerbsabsicht längere Zeit nicht effectuirt werden kann, 
wenn das Schiff z. B. in Ballast fahren muss, dagegen hört er auf es 
zu sein, wenn die Erwerbsabsicht aufgegeben ist. Und zwar kommt 
es dann, wenn der Nichteigenthümer die Disposition über das Schiff 
hat. lediglich auf den animus dieses an, da in diesem Falle der Eigen- 
thümer schon nach dem unter 1. Gesagten nicht Rheder ist; er wird 
es also uicht etwa dann, wenn er das Schiff vermietbet hat — also 
mit demselben erwirbt — , während der Miether dasselbe nicht zu 
Erwerbszwecken, z. B. zu Entdeckungsreisen verwendet. Hier haben 
wir vielmehr keinen Rheder im Sinne des HGB vor uns. Für die 
zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe ist der Name 
Kauffahrteischiffe üblich geworden, welcher indessen auch zur Be- 
zeichnung aller Seeschiffe mit Ausnahme der Fahrzeuge der Kriegs- 
marine gehraucht wird. Ueber die Frage, welche Rechtsnormen auf 
die nicht zum Erwerb dienenden Seeschiffe zur Anwendung zu kommen 
haben, s. oben § 16 VI. 

H. Als Betriebsunternehmer hat der Rheder gewisse Verpflich- 
tungen öffentlich-rechtlicher Natur zu erfüllen, bevor er seinen Betrieb 

14 Namentlich die niederländische (Wethoek 748 — 76-8). ln lJel>creinstimniung 
mit derselben war der ans 26 Paragraphen bestehende Vorschlag auf der dritten 
Lesung der nürnberger (’onferenz (Prot S 6128 — 5134). vgl. Goldschmidt, Hand- 
buch I 116 ff. 

'* Die Bestimmungen des Seerechts sind auch nicht analogisch auf die Fltiss- 
schiffahrt anzuwenden. ROHt» VI 396 ff., auch OTr vom 12. Juni 1866, s. darüber 
Weinhagen in Büschs A XI 122 — 124. 

'* Ueber den sog. .Singelmannsehen Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Verhältnisse der Fluss- und Binnenschiffnlirt vom Jahre 1869 s. La band in der 
Z f. HR XV 1-32. 
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ins Werk setzen darf. Solcher Verpflichtungen kennt das deutsche 
Recht drei, die Bestellung eines qualificirten Schiffers, die Registrirung 
und die Vermessung des Schiffs. Da die erstere Verbindlichkeit, soweit 
es sich um den Rheder handelt, öffentlich-rechtlich eine lex imperfecta 
ist”, so sind hier nur die beiden letzteren zu besprechen, s. § 19 
und § 20. 

111. Nach deutschem Recht sind hiermit die öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtungen des Rheders erschöpft; soweit es sich um die wirk- 
liche Betriebsleitung handelt , kommt nicht der Rheder als Betriebs- 
Unternehmer, sondern der Schiffer als technischer Leiter in Betracht. 
Die Vorschriften des öffentlichen Rechts, welche die Sicherheit der 
Schiffahrt zu fördern bezwecken, richten sich nicht an den Rheder, 
sondern an den Schiffer. Eine andere Auffassung ist durch das neueste 
englische Recht adoptirt worden: weil die Schiffer vom Rheder ab- 
hängige Personen sind, und nicht anzunehmen ist, dass sie durch- 
weg von einem solchen Pflichtgefühl erfüllt sein werden, dass sie un- 
gehörigen Zumuthungen des Rheders auch auf die Gefahr hin, ihre 
Stellung zu verlieren, entgegen treten werden, deshalb sind dem 
Rheder gewisse Pflichten auferlegt worden, er hat persönlich für ge- 
wisse Maassregeln zu sorgen und wird nicht mit der Entschuldigung 
gehört, dass er den Schiffer mit denselben betraut habe 18 . Im deutschen 
Seeverkehr hat sich ein Bedürfniss zu einer solchen Verschärfung bis- 
her noch nicht herausgestellt. 

§ 19. Insbesondere a. Nationalisirung des Schiffs 1 . 

Nach den Grundsätzen des Völkerrechts ist für jedes Schiff, welches 
Seehandel betreiben will, die Zugehörigkeit zu einem bestimmten Staate 

17 Die privatrechtlichc Rechtsfolge für den Rheder, welcher eine nicht quali- 
ticirtc Person als Schiffer anstellt, besteht darin, dass er für jedes Verschulden der- 
selben mit seinem gesammten Vermbgen haftet, da ilun eine culpa in eligendo zur 
Last fällt 

1B Ueber diese Haftung des Rheders vgl. M. Sh. Act 1873 sei t. 3. 23 — 26, 
M. Sh. Act 1876 s. 4 f. 24. 26 f., M. Sh. (Carriage of Grain) Act 1880 s. 3 f. ; von 
besonderer Bedeutung sind die Bestimmungen der s. 36 der M. Sh. Act 1876: da- 
nach ist ein tnanaging owner in das Schiffsregister einzutragen, eventuell the ship's 
husband oder eine andere Person, die von den Rhedern betraut ist, und diese Per- 
son haftet dann, so lange sie eingetragen ist, vgl. Marlachlan S 186 f. 

* Ges vom 25. Oct. 1867 (oben § 12 IV 1). Zur Entstehungsgeschichte 8. 
prenss. Entw § 386-390. Mot S 214—217, Prot IV 1476—1483. 1665-1G83. 1685 
bis 1692, Mil 3696—3702. Preuss. EG Art. 53 (dazu Mot S 318-325 der Ver- 
handlungen), Entw und Mot Drucksachen 1867 Nr 19. 89. 92, sten. Ber. S 361 
bis 384. 421. Preuss. Verfügung b. die Führung des Schiffsregisters v. 25. März 1868. 
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eine nothwendige Voraussetzung, nur Staatsangehörigen Schiffen steht 
das Meer als gemeinschaftliche Verkehrsstrasse und Erwerbsquelle 
offen. Schiffe, deren Besatzungen sich von jedem staatlichen Verbände 
losgesagt haben, stehen nicht unter dem Schutze des Völkerrechts. 
Als äusseres Symbol der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Staate 
nun dient die Flagge. Das Recht, die Bedingungen festzusetzen, unter 
welchen Schiffe das Recht erhalten, die Landesflagge zu füliron, ist 
Sache der staatlichen Gesetzgebung ; wie weit eine solche von fremden 
Staaten anzuerkennen sei, ist eine völkerrechtliche Frage. Würde ein 
Schiff ohne Flagge fahren imd auch nicht berechtigt sein, die Flagge 
irgend eines Staates zu führen . so wäre dies ein völkerrechtliches 
Debet, würde es unter einer bestimmten Flagge fahren, deren Führung 
ihm nicht zustande, so würde ausserdem ein staatsrechtliches Debet 
vorbegen, nämlich „imbefugte Anmaassung staatsbürgerlicher Rechte“. 
Ein staatsrechtliches Debet würde unter Umständen auch vorliegen, 
wenn der Eigenthümer eines Schiffes, welcher berechtigt ist dasselbe 
unter der Flagge seines Heimatstaates fahren zu lassen, es unter einer 
fremden Flagge fahren lässt, zu deren Führung es elienfalls berechtigt 



lirem. V vom 24. März 1868, lab. V vom 22. Juli 1868 (durch welche die V vom 
8. Aug. 1864 aufgehoben wurde). — Aelteres deutsches Hecht: Preussen. V 
vom 80. April. 8. Nov. und 8. Dec. 1781, Instr. vom 1.8. März 1845 (Mahnke 
S 17 ff.); Oldenburg, Cainmer-Publie. vom 11. Aug. 1803; Hamburg, V vom 30. Sept. 
1850 ; Bremen, V vom 5. Juni 1806 (auch vom 16. Juni und 14. Nov. 1806), V vom 
6. Oct 1828, modificirt durch V vom 23. Mai 1825; Rostock, V vom 10. März 1856; 
das weitere s. unten. — Geltende ausländische Gesetzgebung: England, 
M. Sh. Act 1854 s. 18 f. 80 — 54; Frankreich, Ges vom 21. Sept 1798. vom 9. Juni 
1845 und 5. Mai 1866; Oesterreich, Ges vom 7. Mai 1879 (=■ ungar. Ges Art. XVI 
von 1879); Italien, C’od. p. la mar. merc. Art. 36 — 50 (71. 102); Russland, liegt 
vom 23. Juni 1865 (gilt auch in Finland); Niederlande, Ges vom 28. Mai 1869; 
Belgien, Ges vom 20. Jan. 1873; Dänemark, Ges vom 13. März 1867; Norwegen, 
Seerecht 1, 3 und 4; Schweden. V vom 4. Juni 1868; Griechenland, V vom 
14. Nov. 1836: Ver. Staaten von Nordamerika, Act von 1792 c. 1. 1793 c. 8, 1817 
c. 31 (= Rev. stat sect 4131 — 4196).— Deutsche Literatur: Nizze 8 182 ff.; 
Roloff, Das Handels- und Schiffsregister, Theil II (s. Büschs A I 601); Bur- 
dach, lieber den Unterschied zwischen der Oeffentlidikeit des Handelsregisters 
und der Oeffentlidikeit des Schifferegisters, im CO NF VI 149 — 154; Kz., Be- 
merkungen über das Schiffsregister, in Büschs A VIII 113 — 126; Lewis, Seerecht 

I 6—25, Handbuch IV 29 — 36; Pereis 8 50 — 63; Zorn, Das deutsche Staatsrecht 

II 551—559. — Von fremden Schriftstellern mögen Erwähnung finden: Abbott S 38 
bis 56; Maclachlan S 73 -94; Maude & Pollock 1 1-30; Bell I 146-175 
(älteres Recht mit berücksichtigt): Parsons I 25—49; Cresp 1 64 — 81; Des- 
jartiins I 90 — 119; Reitsma, De Nationaliteit van koopvaardijschepen , Gron. 
1868: de Wal III 207—220; Ca Ivo, Le droit international, 3. öd. 1880. II 101 
bis 121; van Eik in der Revue de droit intern, prive II 575 — 614. 
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ist, nämlich dann, wenn der Heimatstaat seinen Angehörigen dies ver- 
boten hätte, was indess in der neueren Zeit nur ausnahmsweise zu 
geschehen pflegt. Die neuere Auffassung geht nämlich dahin, dass 
die Flaggenehrung nur ein Recht, nicht aber zugleich eine Pflicht 
der Schifiseigner sei 2 . indem angenommen wird, dass schon aus völker- 
rechtlichen Gründen Niemand sein Schiff ohne Flagge fahren lassen 
wird 3 . 

In neuerer Zeit sind in den meisten Culturstaaten genaue Vor- 
schriften über die Bedingungen erlassen, welche erfüllt werden müssen, 
damit ein Schiff die Nationalität und damit das Recht der Flaggen- 
führung erwerbe. Die gegenwärtig geltenden Gesetze stimmen aber 
leider keineswegs mit einander überein, sondern weisen eine ungemein 
grosse Verschiedenheit auf. Obwohl sich bereits im Mittelalter solche 
Vorschriften finden, so können dieselben hier insofern übergangen 
werden, als das gemeinschaftliche Vorbild der neueren Gesetzgebungen 
in der englischen Navigationsakte von 1651 bezw. den diesellie er- 
gänzenden Gesetzen zu finden ist 4 . Hiernach wurde verlangt, dass 
sämmtliclie Eigenthümer des Schiffs Nationale seien, dass das Schiff 
im Inlande gebaut sei — welchem Fall der der Condemnation durch 
die l’risengerichte gleichgestellt wurde — , und endlich, dass der 
Schiffer und der grösste Theil der Besatzung Nationale seien: es 
wurde also verlangt nationales Eigenthum, nationaler Ur- 
sprung, nationale Besatzung. Hiervon sind die neueren Ge- 
setzgebungen nach verschiedenen Richtungen hin abgewichen: die 
meisten haben den nationalen Ursprung 5 ganz aufgegeben, die Na- 
tionalität der Besatzung beschränkt — auf den Schiffer, die Schiffs- 
offiziere, ein Drittel der Mannschaft u. s. w. — oder ebenfalls auf- 
gegeben“. Viele Gesetzgebungen, namentlich aus der neuesten Zeit, 
haben auch das Erforderniss ausschliesslich nationalen Eigenthums 
fallen gelassen und begnügen sich mit einer Quote, die aber über die 

1 So die ältere Auffassung, z. B. in Lord Liverpools Act, jetzt noch in 
Oesterreich tj 1 : Als österreichisches Seehandelsschiff mit dem Recht und der 
Pflicht, die österreichische Flagge zu fuhren. 

» RG VH 16. 

* Von Bedeutung sind 12 t'ar. II cap. 18 (Bestätigung der Navigationsakte), 
14 i« Car. 11 c. 18, dann 26 Geo. III c. 60 (Lord Liverpools Act, Bau im In- 
lamlc verlangt), dann 6 Geo. I V c. 109 und 110, ’ 4 Will. IV c. 55, Vict. c. 89, 
“/1* Vict. e. 29 (Freihandel). 

s Principiell verlangen ihn Frankreich, die Ver. Staaten, Mexico, Brasilien. 

* Ganz aufgegeben ist dieses Erfordernis* in Deutschland und England, wo- 
selbst es noch in der Act ls /is Vict. c. 29 s. 8 festgehalten wurde, ferner in Nor- 
wegen und Dänemark. Es wir»! ersetzt durch die Prüfungsvorschriften. 
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Hälfte betragen muss 7 , einige endlich, die aber ernsthaft nicht wohl 
in Betracht kommen, haben jedes materielle Krforderniss ab- 
geschafft ", gewähren also jedem Schiffseigentliümer, welcher sich 
darum bewirbt, das Recht, ihre Flagge zu führen. Der Beweis der 
Berechtigung wurde früher durch mehrere Dorumente 9 geführt: der 
nationale Ursprung durch den obrigkeitlich beglaubigten Beilbrief, das 
nationale Eigenthum durch den Seepass, welcher für jede Reise von 
neuem ausgestellt werden musste, die Nationalität der Besatzung durch 
die Musterrolle. Neuerdings hat man in den meisten Staaten be- 
sondere Schiffsregister 10 angelegt, auf Grund welcher dann Register- 
certificate ausgestellt werden, welche die Zugehörigkeit der betreffen- 
den Schiffe bezeugen. Diese haben dann die Beilbriefe und Seepftsse, 
welche anfangs auch neben ihnen ausgefertigt zu werden pflegten, all- 
mählich verdrängt und sind jetzt, da auch der Musterrolle jene 
frühere Bedeutung nicht mehr zukommt , die einzige und genügende 
Legitimationsurkunde zur Nachweisung der Nationalität der Seeschiffe. 

Für das Deutsche Reich ist die Materie geordnet durch das Ge- 
setz vom 25. October 1867 (s. ij 12 IV 1). welches durch das Gesetz 
vom 28. Juni 1873 (§ 12 IV 9) theilweise modificirt wurde. Das 
Gesetz trat an die Stelle folgender l’articulargesetze, die indessen zum 
Theil noch von praktischer Wichtigkeit sind": preussisches EG 
zum HGB Art. 53, EV für Schleswig-Holstein $ 56 — 66. hannoversche 
V vom 12. November 1864, Lübeck, Ges vom 8. August 1864, 
Oldenburg, Ges vom 21. August 1856 und V vom 31. Mai 1864, 
Bremen, Ges vom 11. Juli 1859, Hamburg, Ges vom 22. Dec. 



I Mehr als die Halft«: Frankreich Oes v. 9. Juni 1845. Griechenland V v. 
14. Xov. 1836, Niederlande Art. 2, Belgien Art. 2: zwei Drittel: Italien Art. 40 al. 2, 
Schweden V v. 4. Juni 1868 8 2 und v. 20. Juni 1879, Oesterreich-l'ngam $ 2; 
drei Viertel: früher Mecklenburg nach der V v. 31. Jan. 1865. 

* Argentinien nach Calvo II 109. 

• S. namentlich Nizze S 183—188. Ueber die Veränderung der Bedeutung 
des Seepasses s. z. B. hremer V von 1806 Art. 7, von 1823 $ 10 — 12. vom 23. Mai 
1825, Ges v. 11. Juli 1859 § 3. 12 — 14. Der Beilbrief spielt* 1 namentlich in Preussen 
eine Rolle, I’SR I 7 und 8, PLR II 8 8 1392. Seepiisse werden jetzt nicht mehr 
ansgestellt (lab. Bek. v. 22. Juli 1868, oldenb. Ges v. 5. Dec. 1872). Beilbriefe auf 
Verlangen (liainb. Ges v. 1865 Anhang, lüb. V v. 22. Juli 1868 § 6). Eine andere 
Bedeutung hat der Beilbrief jetzt in Oldenburg, s. unten Anm 31. 

19 Sie bestehen nicht in den Niederlanden und in Belgien. 

II Bestehen geblieben sind die landesgesetzlichen Bestimmungen über die 
Führung der bisherigen Schiffsregister, soweit sie mit den Vorschriften des Ges 
sich vertragen, und unbeschadet ihrer späteren Abänderung auf landesgesetzlichem 
Wege (S 19 des BG). Aufgehoben wurden das oldenb. Ges v. 21. Aug. 1856 durch 
V v. 27. April 1874 Art 1 und das lüb. Ges vom 8. Aug. 1864. s. Anm 1. 
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1865. Mecklenburg, EV zum HGB § 41 — 49 und V vom 31. Jan. 
1865. Das deutsche Gesetz unterscheidet materielle und formelle 
Voraussetzungen: ersteren muss bei allen Schiffen, letzteren nur bei 
gewissen Genüge geleistet werden, wenn sie die deutsche Flagge zu 
führen berechtigt sein sollen. Keine Bestimmung findet sich darüber, 
ob Schiffe, bei denen diese Voraussetzungen erfüllt sind, auch die 
Pflicht ,a haben, die deutsche Flagge zu führen 18 . 

A. Das deutsche Recht kennt nur ein materielles Erfordemiss. 
und dieses besteht darin, dass jedes Schiff, welches die deutsche Flagge 
führen soll, im ausschliesslichen F.igenthum solcher Personen stehen 
muss, denen das Bundesindigenat ( Reichsverfassmig Art. 3) zusteht. Es 
wird daher in Uebereinstimmuug mit der älteren preussischen Gesetz- 
gebung, welche dieses Erfordemiss nie gekannt hat, nationaler Ur- 
sprung nicht verlangt, ebensowenig im Einklang mit der neueren eng- 
lischen Gesetzgebung Nationalität irgend einer Person der Schiffs- 
besatzung. Auf der anderen Seite ist das deutsche Recht nicht so 
weit gegangen, wie eine Anzahl neuerer Gesetze, welche sich damit 
begnügen, dass Uber die Hälfte des Schiffes sich im Eigenthum von 
Nationalen befinde. Im einzelnen ist zu bemerken: 

1. Nur das Eigent hum muss national sein, dingliche 
Rechte können Fremden zustehen. So kommt es in der Tliat vor. 
dass zwei Handelshäuser durch ein Dampfschiff regelmässige Ver- 
bindungen unterhalten, an welchem sie zur Hälfte betheiligt sind ; zur 
Sicherheit lässt dasjenige Haus, dessen Nationalität das Schiff nicht 
trägt, seinen Antheil als landrechtliches Pfandrecht eintragen. 

2. Das deutsche Recht sieht bei physischen Personen blos 
auf die Reichsangehörigkeit, auf den Wohnsitz des oder der Eigen- 
thümer kommt es nicht an. Es stellt daher weder den Reichsange- 
hörigen gleich solche Personen, welche längere Zeit innerhalb des 
Gebietes des Deutschen Reichs ihren Wohnsitz aufgeschlagen haben l4 . 
noch schliesst es aus Reichsangehörige, welche ausserhalb des Deutschen 
Reichs ihr Domieil haben 

18 Demnach ist die Krage zu verneinen. Dagegen ist verboten die Kuhrung 
der alten Landestlaggen an Stelle der deutschen Flagge, Ges § 1. 

18 Das Gesetz bezieht sich nur auf die zuro Erwerb durch die Seefahrt be- 
stimmten Schiffe (§ 1), vgl. Vorschriften vom 18. Nov. 1878 § 2. 

14 So Italien Art. 40 al. 1 (5 Jahre), Belgien Art. 2 unter 4 (1 Jahr), Niederl. 
Art. 2. Belgien lässt auch solche Personen zu, die daselbst mit Genehmigung des 
Königs ihr Domieil errichtet haben. 

18 So England s. 18 mit Ausnahmen: resident in some place withiu Her M.'s 
dominions, or if not resident, memlier of British factory etc., ebenso in Amerika, 
Ausnahmen: Consuln und partners von Handelshäusern. 
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3. Steht dagegen das Kigenthum einer juristischen Person 
zu, so muss dieselbe entweder eine solche sein, welche nach dem 
Staatsrecht des Deutschen Reichs als öffentlich-rechtliche Person dem 
Reiche unterworfen ist, oder wenn sie eine privatrechtliche juristische 
Person ist, wird verlangt, dass sie innerhalb des Bundesgebiets er- 
richtet ist und daselbst ihren Sitz hat. 

4. In Betreff der Handelsgesellschaften 1 “ ist es bekannt- 
lieh bestritten, welche derselben als juristische Personen aufzufassen 
seien, welche nicht. Das Gesetz trifft in § 2 al. 2 einzelne specielle 
Bestimmungen und schliesst sich dabei im allgemeinen der Auffassung 
an, dass, so lange eine directe unbeschränkte Haftung auch nur hin- 
sichtlich eines Gesellschafters stattfindet, eine juristische Persönlich- 
keit nicht vorhanden ist Daher sind als juristische Personen auf- 
zufassen nur die Actiengesell schaff und die Vereinigung der Comman- 
ditisten bei der Commanditgesellschaft auf Actien, nicht aber die 
offene Handels- und die gewöhnliche Commanditgesellschaft. Eine 
eigenthümliche Stellung nehmen die eingetragenen Genossenschaften 17 
ein: diese erscheinen regelmässig, d. h. während ihres Bestehens, als 
juristische Personen, sobald aber die Haftung der einzelnen Genossen- 
schafter hervortritt — also insbesondere nach Aufhebung des Concurs- 
verfahrens (Concursordnung § 197, auch Genossenschaftsgesetz § 51) — , 
werden die Genossenschafter selbst Träger der Gesellschaft. Da nun 
aber in diesem Zeitpunkt das Schiff nicht mehr im Eigenthum der- 
selben stehen kann, so folgt, dass es auf die Nationalität der einzelnen 
Genossenschafter nicht ankommen kann. Reichsangehörigkeit wird also 
verlangt von allen Mitgliedern einer offenen Handelsgesellschaft, allen 
Complementaren und Commanditisten bei der gewöhnlichen Com- 
manditgesellschaft. allen Complementaren bei der Commanditgesellschaft 



'* Mit dem deutschen Recht ist M. Sb. Act 18 sub 8 u. 89 und Oest § 2 
zu vergl. Es verlangen Nationalität aller Actionäre einer Actiengesellschaft Nor- 
wegen Seer. § 1, Dänemark §1, Nationalität der Vorstandsmitglieder Finlnnd 
6 al. 2 a. E. In den romanischen Ländern herrscht die Theorie, dass jede Handels- 
gesellschaft juristische Person sei. Daher wird hier meist von jeder (Gesellschaft 
nur verlangt, dass Bie ihren Sitz im Inlande hat. Belgien Art. 2 sub 6 vgl. mit 
des v. 18. Mai 1878 Art. 2. Ueber die Nieder!, vgl. de Wal III 209. Italien 
40 al. 3 (n. R.) geht am weitesten, es genügt, wenn ein persönlich haftender Ge- 
sellschafter einer Collectiv- oder Commanditgesellschaft Italiener ist, mag auch der 
Sitz der Gesellschaft im Auslande sein. Italien verlangt übrigens, dass auch die 
Generalversammlungen der Actiengesellschaften im Inlande abgehalten werden. 

17 ln § 2 al. 2 sind aus begreiflichen Gründen blos die in I’reussen auf 
Grand des preuss. Ges v. 27. März 1867 errichteten und eingetragenen Genossen- 
schaften genannt. 
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auf Actien. Auf der anderen Seite ist es aber auch gleichgiltig , wo 
die offene Handelsgesellschaft und die gewöhnliche Conunanditgesell- 
schaft ihren Sitz hat, derselhe kann auch im Auslande liegen 18 . Da- 
gegen geht dies nicht an bei der Cominanditgesellschaft auf Actien, 
da hier die theilhabende juristische Person (die Vereinigung der Com- 
manditisten) ihren Sitz im Inlande haben muss. Das deutsche Recht 
verlangt sodann auch nicht, dass die Beamten und Angestellten der 
juristischen Personen, insbesondere der Vorstand der Actiengesell- 
schaften (und Genossenschaften) Staatsangehörige sein müssen, eben- 
sowenig natürlich die Actionilre. Bei der Rhederei endlich muss 
jeder Mitrheder Staatsangehöriger sein, der Correspnndeutrheder nur 
als Mitrheder, nicht dann, wenn er blos Angestellter der Rhederei ist. 
Durch diese mit den allgemeinen Rechtsprincipien übereinstimmenden 
Bestimmungen unterscheidet sich das deutsche Recht vortheilhaft von 
den meisten fremden Gesetzgebungen. 

5. Um so mangelhafter und unbefriedigender ist der Stand der 
deutschen Gesetzgebung in Bezug auf die Frage, wie die verschiedenen 
Fälle zu behandeln sind, wenn durch Rechtsgeschäfte oder andere Er- 
eignisse das vorhanden gewesene Recht zur Flaggenführung aufhört. 
Dies kann geschehen entweder dadurch, dass ein bisheriger Eigen- 
tümer die Nationalität wechselt, oder aber dadurch, dass ein Nicht- 
deutscher Eigentümer wird. Nur für einen Fall ist ein Schutz der 
Miteigentümer gegen einander eingeführt worden, welcher auch für 
andere Fälle um so wünschenswerter ist , als ganz allgemein Strafe 
angedroht wird, wenn ein Schiff, dem die materielle Berechtigung 
dazu abgeht, die deutsche Flagge führt, diese Strafe aber in der 
Confiseation des Schiffes bestehen kann (§ 13). Die Verüusserung 
einer Schiffspart eines zur Führung der deutschen Plagge berechtigten 
Schiffes, infolge deren dasselbe dieses Recht verlieren würde, soll 
rechtsgiltig nur mit Zustimmung aller Mitrheder geschehen können 
(Art. 470 al. 2), sonst ist sie nichtig, daneben sind diejenigen landes- 
gesetzlichen Vorschriften aufrecht erhalten, welche eine solche Ver- 
äusserung überhaupt verbieten 19 . Von den übrigen Fällen sind die 
wichtigsten Pagenthumsübergang mortis causa und Uebertritt in eine 
andere Staatsangehörigkeit durch Verheirathung einer Deutschen mit 
einem Ausländer. Zweckmässige Bestimmungen für diese Fälle ent- 

,s Z. B. Bark Sine, Heiinatehafen Bremen, Hheder: A. Markwald & Co.. 
Bangkok. 

19 Ein solches Verbot, ilas einen sehr guten Sinn hat, liesteht in -Schleswig- 
Holstein, vgl. Lewis, Handbuch S 32 Anm 13. In den Hansestädten ist es in 
desuetudinem gekommen. 
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halten einige fremde Gesetzgebungen: gewöhnlich wird dem Fremden 
eine Frist gesetzt, binnen welcher er seinen Antheil zu veräussem hat, 
lässt er diesellte verstreichen, so tritt entweder Conhscation oder 
Zwangsverkauf für seine Rechnung ein 20 . Solche Bestimmungen wer- 
den im Deutschen Reiche durch eine laxe Praxis ersetzt, eine gesetz- 
liche Regelung dürfte dringend wünschenswerth sein. 

B. Ausser dem Vorhandensein materieller F.rfurdernisse verlangen 
die meisten Seerechte, auch schon die älteren, die Erfüllung gewisser 
Form Vorschriften, bevor das Schiff berechtigt wird, das ihm aus ma- 
teriellen Gründen zukommende Recht der Flaggenführung auch wirk- 
lich auszuüben. Der Grund dieser Vorschriften liegt darin, dass es 
sowohl im staatsrechtlichen als auch namentlich im völkerrechtlichen 
Interesse liegt, dass der Beweis der materiellen Berechtigung jederzeit 
durch öffentliche Urkunden geführt werden könne. Für den Küsten- 
verkehr fällt dieser Grund weg, und man begnügt sich daher bei ge- 
wissen kleineren Schiffen mit der materiellen Berechtigung, ohne die 
Erfüllung solcher formeller Vorschriften zu verlangen. So bestimmt 
auch § 1 des Ges vom 28. Juni 1873, welcher an die Stelle von § 17 
des Ges von 1867 (-= HGB Art. 438), bezw. der auf Grund des 
letzteren ergangenen landesgesetzlichen Vorschriften getreten ist, dass 
Schiffe von nicht mehr als 50 Cubikmeter Bruttoraumgehalt die Reichs- 
Hagge auch ohne Erfüllung der formellen Vorschriften des Reichsrechts 
führen dürfen 8 *. Es steht aber nichts im Wege, dass dieselben auf 
Verlangen des Rheders registrirt werden, nur übernimmt derselbe 
dann die nämlichen Verpflichtungen, wie jeder andere Rheder. Auch 
bleibt es der Particulargesetzgebung unbenommen, für die nicht re- 
gistrirten Seeschiffe anderweitige Form Vorschriften festzustellen, von 
deren Erfüllung dann aber keineswegs das Recht zur Flaggenführung 
abhängig ist 28 . 



80 Besonders ausführlich Italien 41 (neue Red.): 1 Juhr Frist, sonst Zwangs- 
verkauf; England: Verkauf ungeordnet durch das (iericht hinnen 4 Wochen, 
spätestens 1 .fahr, sonst forfeiture, M. Sh. Act s. 62 — 64; Spanien HGB 584: 
freiwillige Veräusserung hinnen 30 Tagen, aufgehoben durch Decret vom 22. Nov. 
1868; Portugal 1289. Vgl. auch mecklenburgische EV § 41. 

51 Vgl. Vorschriften vom 13. Nov. 1873 ü 3. 

88 Dies ist auch häutig geschehen: liainhurgcr Bek. h. die Numerining 
der Seefischer-Ewer vom 12. Juli 1879, vgl. Bek. b. die Registrimng von Schuten 
vom 11. Dec. 1869, ferner Bek. vom 27. Dec. 1878 b. Registrirung und Bezeichnung 
der Kauffahrteischiffe. Bremer V b. die Zählung der Fluss- und Küstenschiffe 
vom 15. Jan. 1878. Lübeck V die Anmeldung der Klusschiffe u. s. w. b. vom 
21. Dec. 1874 und vom 15. März 1878. 
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ln Bezug auf die formellen Vorschriften besteht ein doppeltes 
Verfahren, das gewöhnliche und ein aussergewöhnliches: 

I. Regelmässig wird zweierlei verlangt, die Eintragung in das 
Schiffsregister und die Ausfertigung des Certificats. 

1. Das Schiffsregister ist hier zunächst in Bezug auf seinen öffent- 
lich-rechtlichen Zweck zu betrachten, welcher darin besteht, die Grund- 
lage zur Nachweisung der Nationalität der Schiffe zu bilden. Dieses 
Institut war dem älteren deutschen Seerecht unbekannt, fllr seine Aus- 
bildung ist die englische Gesetzgebung (M. Sh. Act s. 30 — 43) das 
Vorbild gewesen. Die Schiffsregister werden in den an der See be- 
legenen Bundesstaaten — also nur von den Behörden der Küsten- 
staaten — für die zur Führung der Reichsflagge berechtigten Kauf- 
fahrteischiffe geführt. Die Bestimmung der Behörden, welche sie zu 
führen haben, ist der Landesgesetzgebung überlassen (§ S = Art. 432 
und 434 al. 2) 23 . Als Schiffsregisterbehörden fungiren zur Zeit theils 
Gerichte, theils Verwaltungsbehörden, nämlich 

in Preussen: die Amtsgerichte (AG zum GVG vom 24. April 
1878 § 25 unter 1 und 30), früher die Kreis- bezw. Handelsgerichte, 
in Hannover die Landdrosteien; 

in Mecklenburg: die Schiffsregisterbehörden zu Rostock und 
Wismar 34 ; 

in Oldenburg: das Staatsministerium, Dep. des Innern; 
in Lübeck: das Amtsgericht , Nachtrag zur V vom 3. Februar 
1879, vom 4. Mai 1883 § 1 ; 

in Bremen: die Senatscommission für Schiffahrtsangelegen- 
heiten ; 

in Hamburg: die Deputation für Handel und Schiffahrt (zwei 
Schiffsregister, zu Hamburg und Ritzcbüttcl). 

Abgesehen von dem letzten Falle führen diese Behörden für ihren 
Bezirk, mag derselbe einen oder mehrere Häfen enthalten, e i n Schiffs- 
register (preuss. EG zum HGB 53 § 2). Der deutsche Rheder ist 
nun zwar in der Lage, sein Schiff in irgend eins dieser Register ein- 
tragen lassen zu können, aber nur unter der Voraussetzung, dass er 
für sein Schiff einen in diesem Bezirk gelegenen Hafen als Ileimats- 
hafen erwählt d. h. als Hafen, von welchem aus die Seefahrt mit 
demselben betrieben werden soll. Hierbei ist er weder an seinen eige- 
nen Wohnsitz gebunden, noch auch muss er, wie fälschlich behauptet 



13 Vgl. auch Anm 11. 

34 EV § 43. V vom 30. Mär/. 1868 und V zur Ausf. des GVG vom 17. Mai 
1879 § 61. 
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worden ist 26 , wirklich die Absicht haben und glaubhaft nachweisen, 
jenen Hafen zum Mittelpunkt der Seehandelsthätigkeit seines Schiffes 
zu machen, vielmehr hängt von dieser Wahl zunächst die Zuständig- 
keit der Registerbehörde ab, sodann aber hat sie die wichtige Folge, 
dass danach zu beurtheilen ist, welche territoriale und locale Gesetz- 
gebung 26 zur Anwendung zu kommen hat 27 . Bevor die Eintragung 

*'■ Vgl. Funk in Hnsclis A XLII 118 — 120 ( Landgericht Lübeck, K für 
Handelssachen). Es würde dies zur Folge haben, dass deutsche Schiffe, welche 
erbaut worden sind , um lediglich dem Verkehr in fremden Meeren zu dienen, 
z. B. an den chinesischen Küsten, überhaupt nicht eingetragen werden können. 

18 Deutsche Schiffe stehen nicht nur unter der fingirten Gebietshoheit des 
Deutschen Reichs, sondern nothwendigerweise auch unter der eines der sechs 
Küstenstaaten. Die häutig aufgestellte Behauptung — s. z. B. Meves, Die straf- 
rechtlichen Bestimmungen etc. S 93 (== Bezold, GG des Deutschen Reichs III 1 
S 505), auch Lewis, Ilandb. S 32 Anm 13 a. E. — , dass das letztere nicht der 
Fall sei, ist völlig haltlos. Derselbe Grundsatz ist für England anerkannt M. Sh. 
Act s. 290 tthe law of the place in which such ship is registered) 

81 Diese ist namentlich auch von Bedeutung hinsichtlich der Frage, ob und 
wie weit die Bestimmungen, welche sich auf den Aufenthalt des Schiffs im Heimats- 
hafen beziehen, auf die Häfen des Reviers des Heimathafens ausgedehnt worden 
sind (Art. 448). In dieser Beziehung gelten folgende Vorschriften: Nach dem 
EG für Hannover gelten hinsichtlich des Art 473 sämmtliche Häfen zwischen Eider 
und Schelde einschliesslich dem Heimatshafen gleich (§ 33), hinsichtlich der Art 
469, 495. 496, 503, 520. 521, 523. 681, 757 Ziffer 7 alle Häfen und Ankerplätze 
liezw. 1. an der Elbe und ihren Ncbengewässem, 2. an der Weser und ihren Neben- 
gewässern, 3. an der Ems und ihren Nebengewässern, dem an dem nämlichen Flusse 
oder dessen Nebengewässern belegen™ Heimatshafeu gleich (§ 32). Nach der EV 
für Schleswig-Holstein § 67 sind hinsichtlich der Art. 495, 496. 681, 757 Ziffer 7 
für die Schiffe, deren Heimatshafen Altona ist, die Häfen von Hamburg und Har- 
burg. für die Schiffe, deren Heimatshafeu Blankenese ist, die Häfen von Altona, 
Hamburg und Harburg, hinsichtlich der Art. 473, 521, 523 für Schiffe, deren Hei- 
matshafen ein holsteinscher oder schleswigscher Hafen ist, jeder andere sehles- 
wigsche oder holsteinsche Hafen, sowie jeder Hafen an der Elbe oder Trave dem 
Heimatshafen gleich zu achten. Nach dem EG für das Jadegebiet § 2 sind hin- 
sichtlich der Bestimmungen dar Art 469, 495, 496. 508, 520, 521 — 523, 538, 548, 
681 und 757 Ziffer 7 alle Häfen, Siele und Ankerplätze an der Jade dem an der 
Jade belegenen Heimatshofen gleich zu achten. Nach dem oldenb. EG Art. 27 
sind hinsichtlich der Art 469. 473, 495, 496, 503, 520, 521, 523, 681, 757 Ziffer 7 
alle Häfen und Ankerplätze hezw. an der Weser, Jade, Ems und deren Neben- 
gewässern dem an dem nämlichen Flusse oder dessen Nebengewässern belegenen 
Heimatshafen gleich zu achten. Nach dem hamburger EG § 46 gelten für die in 
Hamburg in das Schiffsregister eingetragenen Seeschiffe als Heimatshäfen im Sinne 
der Art. 473, 495, 496, 681, 757 Ziffer 7 auch die Häfen von Altona und Harburg, 
sowie sämmtliche hamburgische Häfen mit Ausnahme der Häfen des Amtes Ritze- 
hüttcl. im Sinne der Art 521, 523 alle Elbhäfen, für hamburgische Seeschiffe, 
welche in das Schiffsregister zu Ritzebüttel eingetragen sind, hinsichtlich aller auf- 
geführten Artikel alle Elbhäfen. Nach der EV für Bremen § 40 gelten hinsichtlich 
äiDäisg, Handbuch. III. 3. I: Wagner, Setrecht, b 11 
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eines Schills in das Schifferegister geschehen darf, muss die materielle 
Berechtigung zur Führung der deutschen Flagge (s. unter A) glaub- 
haft nachgewieseu sein, und es sind reichsgesetzlich ausserdem noch 
folgende Thatumstitnde anzugeben, welche mit jener zum Theil zu- 
sammenfallen (§ 6 und 7): 

a. Der Name und die Gattung des Schiffs (ob Voll- 
schifF, Bark, Brigg u. s. w.). Einen Namen muss jedes registrirte 
Schiff haben, derselbe darf zwar beliebig gewählt werden, gleichviel 
ob schon ein anderes Schiff desselben Heimathafens den gleichen 
Namen führt oder nicht; sobald derselbe aber eingetragen ist, darf 
er nicht willkürlich geändert werden, vielmehr ist hierzu die Ge- 
nehmigung des Reichsamts des Innern erforderlich, welche nur aus 
ganz besonders dringenden Gründen ertheilt werden soll (Ges vom 
28. Juni 1873 § 2) äs . Wer dazu berechtigt ist, diese Aenderung zu 
beantragen, richtet sich bei getheiltem Eigenthum nach den in Bezug 
auf das Communions- bezw. Gesellschaftsverhältuiss geltenden Rechts- 
regeln, keineswegs darf ganz allgemein behauptet werden, dass der 
Widerspruch auch nur eines einzigen Mitberechtigten dem Anträge 
jede Wirkung entziehe 29 . Besonder«' Besprechung erfordert der Fall, 
wenn ein fremdes Schiff, also ein solches, welches schon einen Namen 
geführt hat, die deutsche Nationalität erwirbt. Da t'in solches Schiff 
noch nicht in das Schiffsregister eingetragen ist (§ 2 des eit. Ges), 
so kann «lemselben bei seinem Uebergang ein anderer Name beliebig 
beigelegt werden, und es können demnach die Bestimmungen des Ge- 
setzes dadurch umgangen werden, dass man ein deutsches Schiff zu- 
nächst zum Scheine an Angehörige eines fremden Staats verkauft und 
es infolgedessen im Schiffsregister löschen lässt, es demnächst zurück- 
kauft und unter einem anderen Namen von neuem in dasselbe ein- 
tragen lässt (vgl. Lewis I 18). Die englische Gesetzgebung hat 
auch hiergegen besondere Bestimmungen getroffen, M. Sh. Act 1873 

<lcr Art. 469, 473. 495. 496, 503, 520. 521, 523, 681. 757 Ziffer 7 alle Hafen und 
Ankerplätze an der Weser und ihren Nebengewässern als Heimatsliäfen für bremische 
.Schiffe. Nach dem EG ftir Lübeck Art. 17 steht der Hafen von Travemünde hin- 
sichtlich aller Bestimmungen des 5. Buchs dem Hafen von Lübeck gleich. Keine 
besonderen Bestimmungen bestehen ftir Altpreussen (s. aber EG § 54) und Mecklen- 
burg. Vgl. Lewis I 41 f. 

Aehnlich M. Sh. Act 1871 s. 6 (vorher 1854 s. 84), Ver. Staaten 1881 c. 107, 
Norwegen 4. Dänemark § 14, Oesterreich $ 14 al. 2, Russland § 9 (Aenderung ver- 
luden). ln Bezug auf das Verfahren 8. Vorschriften vom 18. Nov. 1873 § 4. 

98 Dagegen ist dies richtig in Bezug auf die Rhcdcrei (Art. 458 al. 2). Bei 
einer Handelsgesellschaft, innerhalb welcher vertragsmässig das Majori tütsprincip 
angenommen wäre, wäre der Widerspruch der Minorität unbeachtlich. 
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s. 5 und 6, vgl. auch Anweisung an die deutschen Consularbehörden 
iu England im Reichscentralblatt 1875 S 520. 

b. Die Grösse des Schiffs und die nach der Grösse berechnete 
Tragfähigkeit, s. § 20. 

c. Die Zeit und der Ort der Erbauung, falls es vorher 
keine andere Flagge geführt hat; ist dies dagegen der Fall gewesen, 
so ist der Thatunistand anzugelten, durch welchen das Schiff das Recht, 
die Reichsflagge zu führen, erlangt hat, und ausserdem womöglich die 
Zeit und der Ort der Erbauung. 

d. Der Heimatshafen: es muss dies ein Ort sein, von welchem 
aus überhaupt Seefahrt getrieben werden kann, dagegen ist es nicht 
erforderlich, dass von demselben aus gerade mit dem betreffenden 
Schiffe Seefahrt getrieben werden kann 30 . 

e. Der Name und die nähere Bezeichnung des Rheders oder 
aller Mitrheder und die Grösse der Schiffspart eines jeden. Ist eine 
Handelsgesellschaft Rheder oder Mitrheder, so ist ausser den Namen 
und der näheren Bezeichnung aller deijenigen Gesellschafter, auf 
deren Nationalität etwas nnkoinmt, die Finna und der Ort einzu- 
tragen, an welchem die Gesellschaft ihren Sitz hat. 

f. Der Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigen- 
thums des Schiffes oder der einzelnen Schiffsparten beruht. 

g. Die Nationalität des Rheders bezw. aller Mitrheder. 

Sind diese Thatsachen und damit die materiellen Erfordernisse 

glaubhaft nachgewiesen 81 , so sind dieselben, sowie der Tag der Ein- 
tragung in das Schiffsregister, unter einer besonderen ( Irdnungsnummer 
einzutragen. Auch ist jedem Schiffe hierbei das aus vier Buchstaben 
bestehende internationale Unterscheidungssignal zu verleihen as . 

In einzelnen Gebieten werden ausserdem noch andere That- 
umstände eingetragen, und zwar 

in Hamburg der Name des Schiffers, Ges vom 22. Der. 1865 
§ 3 unter 8 und § 13; 

in Mecklenburg die Flaggennummer, der Name und Wohnort 
des Schiffers, der Name und Wohnort des Correspondeutrheders. EY 
§ 44 sub 5; 

80 Vgl. Anm 25. 

81 Hierüber bestimmt die oldenb. V v. 27. April 1874 $ 4: „Zum Beweise des 
Eigenthums ist bei neu erbauten Schiffen in der Regel ein Beilbrief beizubringen. 
Die Ausfertigung des Beilbriefs geschieht bei den im Herzogth. Oldenburg gebauten 
Schiffen vor dem Amtsgericht.“ Ltib. § 3: schriftliche Erklärung an Eides statt. 

88 Gesetzliche Vorschriften hierüber sind mir nicht bekannt. 

11 * 
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in Lübeck die Flaggennummer, V vom 8. August 1864 § 2 
unter d, vom 16. Nov. 1866 und vom 24. Juli 1868 § 5. 

2. Auch die Eintragung in das Schiffsregister genügt nicht, um 
die Ausübung des Rechts, die Reichsflagge zu führen, zu gewähren, 
sondern es muss noch hinzukommen die Ausfertigung des Certificats 
(Registercertificats). Unter demselben ist zu verstehen eine mit dem 
Inhalt der Eintragung in das Schiffsregister übereinstimmende Urkunde, 
welche öffentlichen Glauben geniesst und jedem Dritten gegenüber die 
Nachweisung führt, dass das Schiff berechtigt sei, die Reichsflagge zu 
führen. Hierzu genügt jetzt das Certificat allein : es bedarf nicht mehr 
(§9 al. 2) ausserdem noch anderer Urkunden, deren Ausstellung 
früher üblich und erforderlich war, wozu namentlich der Seepass und 
der Beilbrief gehörten 88 . Das Certificat muss bezeugen, dass die ma- 
teriellen Voraussetzungen der Berechtigung vorhanden und dass die 
Thatsachen, welche in das Schiffsregister einzutragen sind, nachgewiesen 
sind. Unter der Ausfertigung des Certificats ist zu verstehen die Aus- 
händigung des ausgefertigten Certificats (g 14): das Gesetz will es 
verhüten, dass unter gewöhnlichen Umständen jenes Recht ausgeübt 
werde, bevor der Beweis desselben nicht jederzeit geführt werden kann. 

3. Wir haben gesehen, dass gesetzlich kein directer Zwang l>e- 
steht, um die Eintragung eintragungsfähiger Schiffe zu bewirken. Ist 
eine solche aber einmal geschehen, so besteht nunmehr eine Ver- 
pflichtung, alle Veränderungen, welche in Bezug auf die oben ange- 
führten Thatsachen eintreten, in das Schiffsregister eintragen und auf 
dem Certificat vermerken zu lassen. Dies wird verlangt theils aus 
Gründen des öffentlichen Rechts, theils auch deshalb, weil das Schiffs- 
register Auskunft über alle wichtigeren auf das Schiff sich beziehenden 
Privatrechtsverhältnisse geben soll. Es muss daher vor allem in dem 
Falle, wenn das Schiff das Recht, die Reiehsflagge zu führen, verliert, 
dies angezeigt, das ertheilte Certificat zurückgeliefert und das Schiff 
sodann im Schiffsregister gelöscht werden, ebenso in dem F'alle, wenn 
dasselbe untergegangen ist. In beiden Fällen braucht das Certificat 
dann nicht zurückgeliefert zu werden, wenn glaubhaft bescheinigt wird, 
dass es nicht zurückgeliefert werden könne. Ein Amortisations verfallen 
findet nicht statt. Alle diese Veränderungen muss der Rheder hinnen 
sechs Wochen nach Ablauf des Tages, an welchem er von ihnen 
Kenntniss erlangt hat, der Registerbehörde anzeigen und glaubhaft 
nachweiscn. Verpflichtet zur Anzeige und Nachweisung sind, wenn 
die Veränderung in einem Eigenthumswechsel besteht, durch welchen 



ss S. Anm 9. 
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das Recht des Schiffes, die Reichsflagge zu führen, nicht berührt wird, 
der neue Erwerber 8 * des Schiffs oder der Schiffspart, in allen anderen 
Fällen die bisherigen Rheder. Die Verpflichtung liegt, wenn es sich 
uni Actiengesellschaften und Genossenschaften handelt, allen Mitgliedern 
des Vorstandes, bei anderen Handelsgesellschaften allen unbeschränkt 
haftenden Mitgliedern ob, sollten sie im letzteren Falle auch zur Ge- 
schäftsführung nicht berechtigt sein (§ 12). Jeder, der diese Ver- 
pflichtung nicht erfüllt, hat eine Geldstrafe von 3 — 300 Mark oder 
verhältnissmässige Gefängnisstrafe verwirkt, er müsste denn beweisen 
können, dass er ohne sein Verschulden ausser Stande gewesen sei, 
dieselbe zu erfüllen (§ 15). Die Strafe fällt weg, wenn vor Ablauf 
der Frist die Verpflichtung von einem Mitverpflichteten erfüllt ist, 
d. h. es genügt, wenn von mehreren Mitverpflichteten einer seiner 
Verpflichtung rechtzeitig nachkommt, vorausgesetzt, dass die sechs- 
wöchentliche Frist für die übrigen noch nicht abgelaufen ist. Dagegen 
wird die Strafe gegen denjenigen ipso jure verdoppelt, welcher die Ver- 
pflichtung auch binnen sechs Wochen nach Ablauf des Tages zu er- 
füllen versäumt, an welchem das ihn verurtheilende Erkenntniss, wozu 
auch die Resolute der Verwaltungsbehörden zu rechnen sind, rechts- 
kräftig geworden ist. 

n. Ein ausserordentliches Verfahren kann stattfindeu, 
wenn ein fremdes Schiff ausserhalb des Bundesgebiets durch den 
Ue beigang in das ausschliessliche Eigenthum solcher Personen, welchen 
das Bundesindigenat zusteht, das Recht die deutsche Flagge zu führen 
erlangt, mag es neu erbaut sein oder schon unter fremder Flagge ge- 
fahren haben. Die Eigenthümer haben in diesem Falle die Wahl, ob 
sie sich den gewöhnlichen Förmlichkeiten unterwerfen wollen, oder ob 
sie sich statt dessen von dem Consul des Deutschen Reichs, in dessen 
Bezirk sich das Schiff zur Zeit des Eigenthumsüberganges befindet, 
ein Attest über den Erwerb des Rechts, die deutsche Fagge zu führen, 
ertheilen lassen wollen. Dieses sogenannte Flaggenattest vertritt 
in diesem Falle die Eintragung in das Schiffsregister und die Aus- 
fertigung des Certificats, jedoch nur für die Dauer eines Jahres seit 
dem Tage der Ausstellung und Uber diese Zeit hinaus nur für die 
Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten Reise (§ 16). Auch 
das Flaggenattest enthält die oben aufgeführten Angaben, namentlich 
ist darin zu bemerken, welcher Hafen als Heimatshafen gelten solle, 
doch ist die rechtliche Bedeutung dieser Angaben eine andere, da ein 
directer Zwang, ein Schiff, welches ein Jahr mit einem Attest gefahren 



34 Also anders wie im Falle des Art. 471 al. 1. 
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ist, ins Register eintragen zu lassen, nicht besteht. Daher kann 
namentlich auch eine Aendening des Namens ohne behördliche Ge- 
nehmigung stattfinden. 

C. Fährt ein Schiff unter der Reichsflagge, ohne nach der ma- 
teriellen oder formellen Seite hin dazu berechtigt zu sein, so richtet 
sich die Strafe in erster Linie gegen den Führer des Schiffs. Im 
übrigen werden die beiden Fälle streng auseinandergehalten: 

1. Fährt ein Schiff' unter der Reichsflagge, ohne materiell 
dazu berechtigt zu sein, also ohne dass es im ausschliesslichen Eigen- 
thum von Deutschen sich befindet, so ist der Führer des Schiffs mit 
Geldstrafe bis zu 1500 Mark oder mit Gefängniss bis zu sechs Mo- 
naten zu bestrafen. Daneben kann aber auch auf Confiseation des 
Schiffs erkannt werden (§ 13) : diese wird auszusprechen sein, wenn 
nachgewiesen wird, dass der Rheder der schuldige Urheber dieser 
Rechts Widrigkeit gewesen ist. Merkwürdigerweise hat das Gesetz für 
diesen Fall nicht bestimmt 85 , dass die Strafe nicht verwirkt sei, wenn 
den Schiffer kein Verschulden trifft, und es ist daher wirklich be- 
hauptet worden, dass ein „subjectives Schuldmoment nicht Erforder- 
niss der Strafbarkeit“ sei, eine Ansicht, die den § 59 al. 1 des Straf- 
gesetzbuchs ausser Acht lässt, ausserdem auch mit den Fundamental- 
principien des Strafrechts in Widerspruch steht. 

2. Fährt dagegen ein Schiff unter der Reichsflagge, welches zwar 
materiell dazu berechtigt ist, in Bezug auf welches aber den formellen 
Vorschriften (§ 14 vgl. mit § 16) nicht Genüge geleistet worden ist, 
welches also weder ein Certifieat noch ein Flaggenattest ausgefertigt 
erhalten hat, obwohl es mehr als 50 Cm. BR. hat, so ist der 
Führer desselben mit Geldstrafe von 3—300 Mark oder verhältniss- 
mässiger Gefängnisstrafe zu bestrafen. Wenn das Gesetz hinzufligt, 
dass die Strafe wegfalle, sofern der Führer des Schiffe nachweist, 
dass der unbefugte Gebrauch der Flagge ohne sein Verschulden ge- 
schehen sei, so könnte dies höchstens dann Vorkommen, wenn der 
Schiffer gefälschte Documente bona fide benutzt hat, da in allen 
anderen Fällen von einer Schuldlosigkeit desselben nicht wohl die 
Rede sein kann 88 . 



* 5 Ueber die Strafbestimmungen vgl. Meves a. 0. S 8 ff. 16 ff. 

M Die Fassung des Gesetzes ist eine sehr unglückliche. Vgl. noch Meve 



a. 0. S 16 f. 
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Der Artikel 54 der Verfassung des Norddeutschen Bundes be- 
stimmte in al. 2 unter anderem : „Der Bund bezw. das Reich hat das 
Verfahren zur Ermittlung der Ladungsfähigkeit der Seeschiffe zu be- 
stimmen und die Ausstellung der Messbriefe zu regeln.“ Auf Grund 
dieses Artikels erliess der Bundesrath * am 5. Juli 1872 eine Schiffs- 
vermessungsordnung, mit Gesetzeskraft vom 1. Januar 1873, 
und sodann die oben § 12 IV 6 aufgeführten Verordnungen. Hier- 
durch wurde der bisherige ftusserst verwickelte Rechtszustand sehr 
vereinfacht, zumal auch diejenigen deutschen Scliiffe, welche vor Er- 
liiss der Vermessungsordnung nach einer anderen Methode gemessen 
waren, sich Messbriefe nach der neuen Methode anfertigen lassen 
mussten, da die älteren deutschen Messbriefe am 1. Januar 1878 ihre 
Giltigkeit verloren (§ 34 der VO). Durch die Schiffsvenuessungs- 
ordnung wurde die sog. Moorsom'sche Methode adoptirt, welche die 
Ermittlung des Raumgehalts der Schiffe bezweckt, während die bisher 
in Deutschland üblichen Methoden den Zweck verfolgten, die Trag- 
fähigkeit der Schiffe zu ermitteln, in ihrer Art aber sehr unvollkommen 
waren und daher regelmässig von der Wirklichkeit sehr abweichende 
Resultate ergaben. Die Zwecke, welche man bei der Vermessung der 
Seeschiffe verfolgt, sind in erster Linie ebenfalls öffentlich-rechtlicher 
Natur, indem durch dieselbe die Identität der Schiffe festgestellt, auch 



1 Uehcr das geltende Recht vgl. § 12 IV 6, dazu oldenb. Ges vom 21. Dec. 
1872, bremer Bek. vom 27. Dec. 1872 und V vom 21. Jan. 1873, liibecker Bek. 
vom 14. Nov. 1872; Lahand, Das Staatsrecht des Deutschen Reichs II 450 — 455; 
Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen Reichs II 559 — 564; LeWis I 18 — 21. 
Aelteres Recht: preuss. Cab.-Ordres vom 25. Sept 1815, 23. Aug. 1821, 12. März 
1823, oldenb. Ges vom 18. Aug. 1856, AV vom 19. Sept 1856, Zus. vom 4. März 
1864 und Bek. vom 31. Mai 1864, mecklcnb. V vom 20. März 1867 und Anweisung 
dazu, hamburger Instr. für den Hafenni. vom Oct. 1819 und Concl. vom 9. Jan. 
1851, dazu Nizze S 188 — 190. — Die Moorsom’sche Methode ist jetzt in fol- 
genden Gesetzgebungen adoptirt : England, M. Sh. Act 1854 s. 20 — 29 ; Ver. Staaten, 
Act vom 6. Mai 1864 capt 83 und vom 28. Febr. 1865 cap. 70; Dänemark, Ges 
vom 13. März 1867 und Instr. vom 1. Aug. 1878: Oesterreich, Ges vom 15. Mai 
1871 ; Ungarn Art. XVI des J. 1871 ; Frankreich, Decret vom 24. Dec. 1872 und 
24. Mai 1873; Italien, Decret vom 11. März 1873; Schweden, V vom 15. April 1874 
imd 12. Nov. 1880; Spanien. V vom 2. Dec. 1874 und 18. Oct 1879; Chile, V vom 
20. Nov. 1874; Norwegen, V vom 7. April 1876; Finiand, V vom 4. Oct 1876; 
Russland, V vom 11. März 1880 und Best, vom 20. Dec. 1879. 

* Es ist mindestens fraglich, ob der Bundesrath hierzu berechtigt war, s. 
Lahand a. 0. S 450 f.; Zorn a. 0. S 559 f.; G. Meyer, Verwaltungsrecht I 
523 Anm 1; Däne), Studien zum deutschen Staatsrecht II 84 ft'. 
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die Berechnung der öffentlichen Abgaben ermöglicht werden soll, in- 
dessen ist der Einfluss, den die Vermessung auf privatrechtliche Ver- 
hältnisse ausübt, bedeutend genug, um eine Besprechung derselben 
erforderlich zu machen 8 . 

I. Die Vorschriften über Schiffevermessung finden Anwendung auf 
alle Schiffe, Fahrzeuge oder Boote, welche nach ihrer Bauart* 
ausschliesslich oder vorzugsweise zum Verkehr auf See oder auf den 
Buchten. Haffen und Watten derselben bestimmt sind, mit alleiniger 
Ausnahme derjenigen ausschliesslich zur Fischerei bestimmten Fahr- 
zeuge, welche mit durchlöchertem Fischbehftlter versehen sind. * 

H. Die Vermessung stellt den Raumgehalt der Schiffe zur Er- 
mittlung der Ladungsfähigkeit fest, doch nicht in dem Sinne, dass die 
nach § 33 der VO ermittelte Ladungsfähigkeit als Maximalgrenze der 
Belastung eines Schiffs anzunehmen wäre (SA I 117 f.), vielmehr 
ist es eine weit verbreitete Schifferregel, welche als berechtigter See- 
mannsbrauch auch vom Oberseeamt anerkannt worden ist (SA II 767. 

HI 231), dass die Belastung anderthalhmal so gross sein dürfe, als 
das amtliche Verfahren ergiebt. Die Vermessung erfolgt nach me- 
trischem Maass und erstreckt sich auf sämmtliche innere Räume des 
Schiffes — bei offenen Fahrzeugen bezeichnet die Oberkante des 
obersten Plankenganges die Grenzfläche des zu vennessenden Raumes 
(§ 14 al. 1) — und die auf dem Schiffe fest angebrachten Aufbauten 
(§ 2 al. 1). Das Ergehniss der Vennessung aller Räume eines Schiffs, 
in Körpermaass ausgedrückt, heisst der Brutto raumgeh alt des 
Schiffe. Hiervon werden gewisse Abzüge 5 gemacht, um den Netto- 
raumgehalt desselben zu finden, nämlich: 

I. bei allen Schiffen: der Raumgehalt der vollständig und 
ausschliesslich zum Gebrauche der Schiffsmannschaft dienenden Räume, 
jedoch höchstens bis zum zwanzigsten Theile des Bruttoraumgehalts 

(§ 15 ); 

2. bei Schiffen, welche durch Dampf oder durch eine 
andere künstlich erzeugte Kraft bewegt werden: der Inhalt 
der Räume, welche von der Maschine und den Dampfkesseln thatsäch- • 
lieh eingenommen werden und für die wirksame Thätigkeit derselben 



* Besonders im englischen Recht, welches den Umfang der Haftung des Rhe- 
ders von der Grösse des Schiffs abhängig macht; im deutschen Recht kann die 
Vennessung von Bedeutung sein bezüglich der Krage, ob ein Lootse Zwangslootse 
ist oder nicht, ausserdem beim Frachtverträge u. s. w. 

4 Gleichgiltig ist also, oh eine Verwendung zur Seefahrt beabsichtigt wird 
oder nicht. 

5 In den Ver. Stauten sind solche Abzüge erst seit der Act 1882 c. 398 zulässig. 



Digitized by Google 




§ 20. b. Vermessung des Schiffs. 



169 



abgeschieden sind, sowie ferner der abgeschlossene Raum solcher 
Kohlenbehälter, welche dauernd hergerichtet und derartig angebracht 
sind, dass aus ihnen die Kohlen umnittelbar in den Maschinenraum 
geschüttet werden können, jedoch höchstens bis zur Hälfte des Brutto- 
raumgehalts ; nur bei Schlepp-Dampfschiffen, welche ausschliesslich zum 
Schleppen anderer Schiffe dienen, fällt die letztere Beschränkung fort 
(§16 al. 1 und 2); 

3. bei Schrauben-Dampfschiffen kann noch der von dem 
Wellentunnel eingenommene Raum unter denselben Bedingungen wie 
unter 2 abgezogen werden (§ 16 al. 3) 6 . 

Werden solche in Abzug gebrachte Räume* des Schiffes später 
anders nutzbar gemacht, so müssen sie dem Nettoraumgehalt des 
Schiffes sofort zugezählt werden (§ 18). Die Vennessungsbehörde 
bestimmt, ob zu diesem Zwecke die Neuvermessung des Schiffes er- 
forderlich ist oder nicht. 

III. Regelmässig erfolgt die Vermessung nach dem vollständigen 
Verfahren (§ 3 al. 1). Dasselbe besteht darin, dass die unter dem 
Vermessungsdeck befindlichen Schiffsräume als ein zusammenhängen- 
des Ganze betrachtet und vermessen werden (§ 4 al. 2). Unter Ver- 
messungsdeck versteht man dasjenige Deck, welches in Schiffen mit 
weniger als drei Decken das oberste und in Schiffen mit drei und 
mehr Decken das zweite von unten ist (§ 4 al. 1). Die über dem 
Vermessungsdeck befindlichen Räume, mögen sie durch ein drittes 
oder ein weiteres Deck, oder durch Aufbauten auf dem obersten Deck 
gebildet sein, werden als selbständige Räume behandelt imd ein jeder 
für sich vermessen (§ 4 al. 3). Die näheren Vorschriften Uber das 
vollständige Verfahren enthalten die §§ 5 — 11, sie stimmen in den 
meisten Seestaaten überein. Ausnahmsweise kann ein abgekürztes 
Verfahren zur Anwendung gebracht werden, nämlich dann, wenn das 
Schilf ganz oder theilweise beladen ist, oder Umstände anderer Art 
die Vermessung nach dem vollständigen Verfahren verhindern (§ 3 
al. 2). Hierüber s. §§ 12 und 13 der VO. 

IV. Ueber jede Vermessung wird ein Messbrief ausgefertigt. 
Neben der den Brutto- und Nettoraumgehalt ausdrückenden Zahl der 
Cubikineter wird in demselben stets auch zugleich die entsprechende 
Zahl britischer Register-Tons ( 1 Cm. - 0,353 It. T.) angegeben. 

4 Mehrere (iesetzgebungen gestatten bei Schiffen, welche durch Dampf oder 
eine andere künstlich erzeugte Kraft Itewegt werden, für den Inhalt der vorhandenen 
Maschinen-, Dampfkessel- und Kohlenräume grössere und anders ermittelte Abzüge 
vom Bruttoraumgehalt als die deutsche Schiffsvermessungsordnung, nämlich Eng- 
land, die Niederlande, Finland, früher auch Schweden und Spanien. 
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Hat die Vermessung nach dem abgekürzten Verfahren stattgefunden, 
so wird in dem Messbriefe der Grund vermerkt, welcher der An- 
wendung des vollständigen Verfahrens entgegenstand. Mit dem Fort- 
fall dieses Hinderungsgrundes verliert der Messbrief seine Giltigkeit 
(§ 24). 

V. Uie Aufsicht über das Schiffsvermessungswesen übt der 
Reichskanzler durch Inspectoren aus, welche er nach Anhörung der 
Bundesrathsausschüsse für das Seewesen und für Handel und Verkehr 
bestellt. Diese sind befugt, der Aufnahme der Messungen beizuwohnen, 
die Richtigkeit der Maasse zu prüfen, von den Aufzeichnungen und 
Berechnungen der Vennessungs- und Revisionsbehörden Einsicht zu 
nehmen und auf Vorgefundene Mängel aufmerksam zu machen (§ 21 ). 
Die Vermessung selbst geschieht durch die von den Landesregierungen 
bestellten Verm essuugsbehörden, welchen je ein Schilfebau- 
Techniker als Mitglied zuzuordnen ist, über welchen, ebenfalls von 
den Landesregierungen , Revisionsbehörden zu bestellen sind 
(§ 19 al. 1 , § 20 al. 1). Diese Behörden haben folgenden Ge- 
schäftskreis : 

1. Die Vermessungsbehörden — in Preussen die Zoll- und 
Steuerämter, sonst besondere Behörden 7 — haben 

a. die in ihrem Bezirke sich aufhaltenden Schiffe zu vennessen, 

b. die Messbriefe auszufertigen über die nach dem abgekürzten 
Verfahren vermessenen, sowie über diejenigen deutschen Schilfe, welche 
in ein nach dem Ges vom 25. October 1867 geführtes Schiffsregister 
weder eingetragen sind, noch eingetragen werden sollen (§ 19 al. 2). 

2. Den Revisionsbehörden liegt ob 

a. die Prüfung und Berichtigung der von den Vermessungs- 
behörden vorgenominenen Berechnungen — nach Befinden auch der 
Messungen — , insoweit dieselben nach dem vollständigen Verfahren 
ausgeführte Vennessungen von Schiffen betreffen, 

a. welche in ein deutsches Schifferegister eingetragen sind oder 
eingetragen werden sollen, also aller deutschen Schiffe über 50 Cm. 
Bnittoraumgehalt und derjenigen Kauffahrteischiffe von weniger Iiaum- 
gehalt, welche die Eigenthümer registriren lassen wollen, 
ß. oder welche unter fremder Flagge fahren; 

b. die Ausfertigung der Messbriefe für die unter a bezeichneten 
Schiffe ; 

c. die Mittheilung der für die unter a a bezeichneten (also die 
deutschen) Schiffe ausgefertigten Messbriefe an die Schiffsregister- 

5 Aufgeführt im Handbuch für die deutsche Handelsmarine. 
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behörden, in deren Register die Schiffe eingetragen sind oder ein- 
getragen werden sollen ; 

d. die Prüfung und Berichtigung der anzuwendenden Mess- 
instrumente nach den Probemaassen (§ 20). 

3. Beide Behörden haben vor Ausstellung der Messbriefe sich 
zu vergewissern: 

a. wenn die Vermessung des Schiffes durch Neubau oder Umbau 
erforderlich geworden war, dass der Bau beendet ist und dass alle 
Aufbauten auf dem obersten Deck und alle räumlichen Einrichtungen 
im Innern des Schiffes vollendet sind (§ 23 sub 1); 

b. wenn die Vermessung ein deutsches Schiff betrifft, dass die 
den Nettoraumgehalt desselben bezeichnende Cubikmeterzahl auf einem 
der Deckbalken des Schiffs eingeschnitten, eingebrannt oder in anderer 
Art gut sichtbar gemacht und fest angebracht ist (§ 23 sub 2). Diesen 
Deckbalken haben die Behörden nach eudgiltiger Feststellung des 
Nettoraumgehalts jedes nach dem vollständigen Verfahren vermessenen 
deutschen Schiffs dem Erbauer, Rheder oder Führer desselben zu Ite- 
zeichnen. Die Zahl ist stets an einer von Deck aus gut sichtbaren 
Stelle, wenn möglich mittschiffs an der vorderen Seite einer Luke, 
in mindestens acht Centimeter grossen Ziffern anzubringen (In- 
struction § 39) 8 . 

4. Die Vermessungsbehörden insbesondere haben sich vor Beginn 
jeder Vermessung zu vergewissern, ob das Schiff in seinem gegen- 
wärtigen Zustande schon bei einer anderen deutschen Vermessungs- 
behörde nach dem vollständigen Verfahren vennessen worden ist, und 
wenn eine solche Vermessung stattgefunden hat, den Antrag auf Ver- 
messung abzulehnen (V vom 24. October 1875, Reichscentralblatt 
m 718). 

5. Die Vermessungs- und Revisionsbehörden haben Listen zu 
führen, in welche der Inhalt aller ausgefertigten Messbriefe nach der 
Ordnung des Datums der Ausfertigung einzutragen ist (§ 26 al. 1). 
Diese Listen sind nach besonderem Formular aufzustellen, und alljähr- 
lich bis zum 1. Februar ist dem Reichsamte des Innern der Inhalt 
des im Laufe des verflossenen Jahrs in die Listen Eingetragenen ab- 
schriftlich mitzutheilen (Instruction § 40). Alle auf die vorgenommenen 
Messungen und Berechnungen bezüglichen Aufzeichnungen (sowie die 
zurückgelieferten Messbriefe) sind von den Messbehörden bei ihren 
Akten aufzubewahren (§ 26 al. 2). 



" S 23 unter 3 der VO ist jetzt ohne Bedeutung. 
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VI. Die Vermessung der Schiffe geschieht entweder auf eine 
schriftliche Anzeige derjenigen Personen, welche verpflichtet 9 sind, 
die Vermessung vornehmen zu lassen, oder unaufgefordert der Con- 
trole wegen. Verpflichtet zu der Anzeige an die zuständige Ver- 
messungsbehörde sind: 

1. Die Erbauer von ueuen Schiffen, sobald das Deck gelegt und 
bevor irgend eine Einrichtung im Innern des Schiffes angebracht ist. 
welche die Aufnahme der vorgeschriebenen Maasse verhindern könnte — 
die Aufbauten auf dem obersten Deck und die Räume im Innern des 
Schiffs werden nachträglich vermessen (§ 27). 

2. Wenn an einem Schiffe räumliche Veränderungen durch Um- 
bau vorgenommen worden sind, welche bei Ausstellung des Messbriefs 
nicht berücksichtigt sind, so ist die Anzeige zu machen 

a. wenn der Umbau im Inlande ausgeführt wurde, von dem- 
jenigen, welcher denselben ausgeführt hat, der zuständigen Ver- 
messungsbehörde ; 

b. wenn im Auslande, von dem Fülirer des Schiffs der Ver- 
messungsbehörde in dem ersten inländischen Hafen, in welchen das 
Schiff einläuft , und zwar stets so zeitig, dass die Vermessung unge- 
hindert stattfinden kann (§ 29). 

3. Wenn Veränderungen in der Grösse und Benutzung der in 
Abzug gebrachten Räume vorgenommen worden sind, so ist die An- 
zeige in der unter 2 besohri ebenen Weise zu machen, 

a. wenu es im Inlande geschah, von dem Rheder der zuständigen 
Vermessungsbehörde ; 

b. wenn im Auslande, von dem Führer des Schiffs der Ver- 
messungsbehörde in dem ersten inländischen Hafen, in welchen das 
Schiff einläuft (§ 30). 

Die Rheder und der Führer eines jeden Schiffs sind ausserdem 
verpflichtet, bei der Vermessung entweder selbst oder durch ihre Leute 
der Vermessungsbehörde jede Hilfe und jeden Aufschluss zu gewähren, 
welche diese für die Ausführung des Vermessungsgeschäfts von ihnen 
zu beanspruchen sich veranlasst sieht. Ebenso haben sie den etwaigen 
Aufforderungen nachzukommen, welche die Vermessungsbehörde behufs 
Aufräumung des inneren Schiffsraums zum Zwecke der Vermessung au 

* Diese Verpflichtungen bestehen de jure formali nicht, da der Bundesrath 
nicht befugt war, solche aufzuerlegen: in diesem Punkte stimmen die in Anm 2 
citirten Schriftsteller überein, mit Ausnahme von Zorn, dessen Aeusserungen un- 
verständlich sind. Es dürfte doch wirklich nachgerade an der Zeit sein, der Schiffe- 
vermessungsordnung einen legalen Ursprung zu verleihen. 
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sie richtet. Auch darf vor beendeter Vermessung ohne vorherige Zu- 
stimmung der Vennessungsbehörde Ladung oder Ballast nicht ein- 
genommen werden (§ 28). 

Die Vermessungsbehörden sind befugt, auch unaufgefordert ein 
Schiff der Controle wegen zu vennessen. Die Verpflichtungen des 
Rheders und des Führers bleiben in diesem Falle dieselben, wie wenn 
die Vermessung auf ihren Wunsch vorgenommen wurde. Ergiebt sich 
bei der Vennessung, dass unangemeldete räumliche Veränderungen im 
Bau des Schiffes vorgenommen worden sind, so sind von den Rhedem 
oder von den Führern die gewöhnlichen Vermessungsgebühren in dop- 
peltem Betrage zu entrichten (§ 31 und 32 unter 2), ebenso wenn 
die Erbauer, die Rheder oder die Führer eines Schiffes ihren ander- 
weitigen Verpflichtungen nicht nachgekommen sind. Uebrigens ist an- 
zunehmen, dass die einfachen Gebühren von demjenigen zu erlegen 
sind, für dessen Rechnung das Schiff erbaut wird, bezw. der als Rheder 
desselben erscheint , so dass selbst in dem Falle, wenn der Staat die 
doppelten Gebühren von einer anderen Person — also Schiffer, Er- 
bauer etc. — einzieht, weil sie ihren gesetzlichen Pflichten nicht nach- 
gekommen ist, diese doch stets die Hälfte ersetzt verlangen darf. 
Haben mehrere Personen pflichtwidrig gehandelt, so haften sie dem 
Staate gegenüber solidarisch, man wird indessen die oben angeführten 
Bestimmungen im Zweifel so zu interpretiren haben, dass nur einer 
Person eine gesetzliche Pflicht obliegt, also entweder dem Führer oder 
dem Rheder u. s. w. 

VII. Mit einer Anzahl von Staaten ist das Deutsche Reich Ver- 
träge eingegangen, nach welchen die deutschen Messbriefe in jenen 
und die Messbriefe jener Staaten in Deutschland anerkannt werden. 
Solche Verträge sind abgeschlossen mit Dänemark, Oesterreich -Un- 
garn 10 , den Vereinigten Staaten von Nordamerika (Bek. vom 21. Dec. 
1872), Frankreich, England (Bek. vom 2. Oct. 1873), Italien (Bek. 
vom 25. Aug. 1874), Schweden (Bek. vom 29. Oct. 1875) ”, Chile 
(Bek. vom 11. Jan. 1876), Norwegen (Bek. vom 7. April 1876), den 
Niederlanden (Bek. vom 8. April 1877), Spanien (Bek. vom 8. Jan. 
1880), Russland incl. Fiuland (Bek. vom 11. Febr. 1882). 

VIU. Besondere Vorschriften gelten für die Fahrt durch den Suez- 
caual (Vorschriften vom 15. April 1879, durch welche die Vorschriften 
vom 8. Juli 1874 ersetzt worden sind) und auf der unteren Donau 
(vgl. Bek. im Reichscentralblatt V 648, auch IV 133). 



10 Dazu Nachträge hei Knitschky, Seegesetzgebung des Deutschen Reichs 
1888 S 80 f. ” Dazu Nachtrag vom 22. Juli 1882. 
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§ 21. Privatrecbtliche Stellung des Rheders. 

Nachdem wir den Begriff des Rheders und die Vorbedingungen 
der Ausübung seines Gewerbebetriebs kennen gelernt haben, sind 
nunmehr die Besonderheiten seiner privatrechtlichen Stellung zu be- 
trachten. Zu Grunde zu legen ist hierbei , dass den Rheder ein 
Doppeltes charakterisirt , einmal, dass er Unternehmer eines See- 
handelsbetriebs ist, welchen er ins Werk setzt durch Eingehung 
von Rechtsgeschäften, sei cs persönlich oder durch Stellvertreter, und 
Ausführung derselben durch seine Angestellten, sodann, dass er einen 
Betrieb ins Werk setzt, der mit Gefahren für dritte Personen und 
auch für diejenigen, die ihn bewirken, verknüpft ist. Beide an sich 
verschiedene Stellungen sind durch das HGB geregelt, es ist aber 
wichtig, sich dieses Unterschieds bewusst zu werden, namentlich dann, 
wenn der gleiche Rechtssatz beide Beziehungen gesetzlich zu umfassen 
bestimmt ist. Von dem erstgenannten Gesichtspunkt aas sind die l>e- 
sonderen Grundsätze über Stellvertretung durch den Schiffer, die Con- 
currenzverbote (Art. 514, SO § 75) u. s. w. zu beurtheilen, während 
der letztere besonders bei der Haftung für fremde culpa und für casas 
dritten Personen und den Angestellten und Contrahenten des Rheders 
gegenüber, bei dem rechtlichen Anspruch auf die Hälfte des Bergelohns 
(s. Art. 751), bei den Bestimmungen über havarie-grosse und Bergung 
zu Grunde liegt. Die meisten dieser Besonderheiten sind erst später 
genauer zu besprechen, dagegen sind schon hier folgende Fragen zu 
berühren : 

I. Die Frage, wer als Rheder zu betrachten sei, ist im allgemeinen 
nach dem in § 18 I 1 Ausgeführteu zu entscheiden. Rheder ist daher 
der Eigenthümer oder ein Nichteigenthümer, nicht aber beide, auch 
ist es nicht möglich, dass, wenn getheiltes Eigenthum vorhandeu ist. 
einige Eigenthümer und andere Nichteigenthümer als Rheder erscheinen, 
sondern entweder sind sännntliehe Miteigenthümer Rheder, oder gar 
keiner 1 . Im übrigen ist die Frage, wer Rheder bezw. Mitrheder ist, 
dahin zu entscheiden, dass alle diejenigen Personen es sind, welche 
als Subject des Seehandelsbetriebs erscheinen, in deren Namen also 
der Erwerb durch die Seefahrt betrieben wird: daher der Minder- 
jährige, nicht der Vormund, jeder Gesellschafter der oben (S 157) er- 
wähnten Gesellschaften, auch der einzelne Genossenschafter, sobald 
und soweit er belangt werden kann 2 , die Actiengesellschaft und die 
Vereinigung der Commanditisten bei der Commanditgesellschaft auf 

1 Vgl. § 23 Anm 1. 

* Vgl. § 19 A 4. 
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Actien, nicht der einzelne Aetioniir und Commanditactionär, wohl aber 
der Commanditist *, jeder Mitrheder bei der Rhederei, der Corre- 
spondentrheder und Schiffer nur, wenn und soweit sie Mitrheder sind. 

II. Ob und wie weit ein Rheder Kaufmann sei, richtet sich nach 
den Bestimmungen des Handelsrechts im engeren Sinne. Danach ist 
nur derjenige Rheder als Kaufmann zu betrachten, welcher sulvjective 
oder objeetive Handelsgeschäfte und zwar gewerbemässig betreibt. 
Dies ist nicht der Fall, wenn der Erwerb durch die Seefahrt See- 
fischerei oder Bugsiren 4 anderer Schiffe ausschliesslich befasst, auch 
nicht wenn Jemand ein Schiff oder eine Schiffspart erwirbt, um sich 
an einzelnen Frachtverträgen zu betheiligen®. In allen anderen Fällen 
gelten dagegen alle Mitrheder als Kaufleute, al>er nur soweit sie als 
Rheder in Betracht kommen, ob auch sonst, ist nach den Grundsätzen 
des gewöhnlichen Handelsrechts zu beurtheilen ®. Demnach ist die 
volle Kaufmannseigenschaft nur bei denjenigen Rhedeni anzunehmen, 
welche Alleinrheder sind, und ausserdem bei den Correspondentrhedem 
und denjenigen Mitrhedem, welche die Rhedereigeschäftsftthrung be- 
sorgen. Die Correspondentrheder sind Übrigens auch dann Kaufleute, 
wenn sie nicht Mitrheder sind, zweifellos wenn sie Correspondentrheder 
mehrerer Schiffe sind, da sie Handelsgeschäfte für andere Personen ge- 
werbemässig abschliessen (Art. 272 sub 4). Bei diesen Personen finden 
dann die Bestimmungen der Art. 273 und 274 Anwendung und sie sind 
auch ins Handelsregister einzutragen 7 . 

IH. Contrahirt ein Rheder ausdrücklich als Privatperson, so kom- 
men die besonderen Bestimmungen, welche hinsichtlich der Rheder 
gelten, nicht zur Anwendung, wohl aber können die kaufmännischen 
Präsumtionen anwendbar sein: ist dies nicht der Fall, so kann es 
zweifelhaft sein, ob er als Rheder hat contrahiren wollen oder nicht. 

5 I »Je herrschende Meinung verneint merkwürdigerweise die Kaufmanns, und 
damit auch die Rheder-Vualität des Kommanditisten . s. aber von Hahn. Com- 
ruentar zum allgemeinen deutschen HOB I 22. 

4 Pas Bugsiren von Schiffen ist kein Personen- oder Gütertransport im Sinne 
lies Art 271. s. ROHG XXIII 320 fl’., auch Goldschmidt I 615 Anm 20; and. 
Ansicht Thöl, Handelsrecht III 6 £; Schröder, Handbuch IV 253 Anm 27. 
Dieser letztere rechnet den Betrieb des Fischfangs nicht zum Erwerb durch die 
Seefahrt eine ganz unbegreifliche Ansicht. 

s Pass eine solche Person Rheder ist, scheint Goldschmidt, Handbuch 
I 613, leugnen zu wollen. 

• Es entsteht dann überdies die Frage, oh die betreffenden Rheder Kaufleute 
minderer Ordnung sind, s. darüber Lewis, Handbuch IV 41 f. 

1 Vgl. Verfügung des preuss. Justizmin. vom 26. Januar 1869 (JMB1 S 26), 
s. Büschs A XVII 173. 
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Das erstere ist auzunehmen, wenn er in Bezug auf ein bestimmtes 
Schiff entweder ausdrücklich contrahirt hat oder sich dieser Willen 
aus den Umständen ergiebt. Der Name des Schiffs entspricht in dieser 
Beziehung im Seehandel durchaus der Finna im Landhandel 8 . 

IV. In allen Fällen, in denen eine Klage gegen eine Person an- 
gestellt werden kann, welche zur Zeit der Begründung des Rechts- 
anspnichs als Rheder in Betracht kam, kann diese Klage angestellt 
werden vor dem Gericht des Heimathafens“ des Schiffes. Es ist gleich- 
giltig, ob die persönliche Haftung des Rheders oder nur die mit Schiff 
und Fracht in Anspruch genommen wird (Art. 455), und es können, 
wenn eine Rhederei besteht, auch die Ansprüche der Mitrheder unter 
einander (475) vor diesem Gericht geltend gemacht werden, nicht da- 
gegen, wenn eine Handelsgesellschaft besteht, indem hier nur die 
Gläubiger vor diesem Gericht klagen können, aber nicht nur gegen die 
Gesellschaft als solche, sondern auch gegen ihre Mitglieder, sobald 
und soweit ein Klagrecht gegen diese überhaupt existirt. Das forum 
des Heimathafens ist nicht als Gerichtsstand der Gewerbeniederlassung 
(Cl’O § 22) aufzufassen — dieser besteht neben jenem, wenn seine 
Voraussetzungen vorhanden sind — , sondern als forum domicilii des 
Schiffes, es ist also ganz gleichgiltig , ob die Geschäftsführung inner- 
halb des Bezirkes jenes Gerichts ihren Sitz hat. Nur in einem lalle 
ist dieses allgemeine forum domicilii des Schiffes, und ebenso jedes 
sonstige etwa in Betracht kommende forum ausgeschlossen, nämlich 
wenn es sich um Beschreitung des Rechtswegs gegen Bescheide der 
Aufsichtsbehörden der Straudämter bezw. dieser selbst in Bezug auf 
die Höhe des Berge- oder Hilfslohns oder die Erstattung sonstiger 
Bergungs- und Hilfskosten handelt, dann ist das für den Ort des 
Strandamts zuständige Gericht ausschliesslich zuständig (Strandungs- 
Ordnung § 36 — 40, insbes. § 39 al. 2). Es besteht also hier ein 
exclusives Specialforum ,0 . 

V. Das Schiffsregister hat, wie wir gesehen haben, in erster Linie 
Bedeutung für das öffentliche Recht: durch die Bestimmung von § 4 
des Ges vom 25. October 1867: „das Schiffsregister ist öffentlich; die 
Einsicht desselben ist während der gewöhnlichen Dienststunden einem 



8 Dagegen besteht kein ausschliessliches Recht auf die Fahrung eines be- 
stimmten Schiffsnamens, nur das österreichische GeB vom 7. Mai 1879 § 14 enthält 
für grössere Schifte eine derartige Bestimmung, welche in Deutschland schon wegen 
der überwiegenden Anwendung weiblicher Vornamen unmöglich wäre. 

* Die Bestimmungen des HGB sind durch die Reichsjustizgesetze nicht be- 
rührt worden, EG zur t'PO § 13 al. 1. 

10 Vgl. oben § 17 IV C 4. 
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Jeden gestattet“, hat es zugleich ähnliche Functionen wie das Handels- 
register", durch die Bestimmungen vieler I’articulargesetzgebungen ähn- 
liche wie das Grundbuch erhalten. Trotzdem ist wohl zu beachten, 
dass tiefgehende Unterschiede vorhanden sind : weder schafft die Ein- 
tragung in das Schiffsregister formelles Eigenthum im Sinne der mo- 
dernen Immobiliargesetzgebung, noch hat der eingetragene Rheder 
dieselbe Stellung wie der im Handelsregister eingetragene Kaufmann. 
Indessen kann doch nicht verkannt werden, dass diese Publicität des 
Schiffsregisters auch einen privatrechtlichen Einfluss ausgeübt hat, und 
die Bedeutung desselben wird dahin festzustellen sein, dass die im 
Schifferegister eingetragenen Personen präsumtiv als Rheder gelten 12 
und demnach im Prozess als Kläger auftreten können und als Be- 
klagte aufzutreten haben, es müsste denn von der Gegenpartei bezw. 
von ihnen selbst nachgewiesen werden, dass sie nicht Rheder seien. 
Abgesehen von dieser prozessualen Stellung, welche sich gewohnheits- 
rechtlich 13 herausgebildet hat, ist die Eintragung oder Nichteintragung 
privatrechtlich ohne Bedeutung 14 : für die Rechte und Verpflichtungen 
der Mitrheder einer Rhederei folgt dies aus den Art. 469, 471 und 
474 al. 2, für den Einzelrheder ist aus allgemeinen Gründen das 
Nämliche anzunehmeu, vgl. hierüber auch § 37. 

VI. Eine besondere Besprechung erfordert die Haftung des Rhe- 
ders, s. § 22; über die Frage, wer als Rheder oder Mitrheder be- 
rechtigt wird, vgl. § 28 A III und B, § 37, auch Buch II. 



" Vgl. hierüber Hur (lach a. 0. und besonders Kz. in Büschs A Vlll a. 0. 
Nach dem EG für Hannover § 80 tindet Art. 482 al. 2 (■= § 4 cit.) auch auf die 
Anlagen zum Schiffsregister Anwendung. 

11 Die engiisrh-amerikanische .Inrispmdenz spricht davon, dass der Ein- 
getragene prima facie als Rheder zu gelten habe, vgl. Parsons I 44 — 49; Maude 
& Pollock I 71 f. 

'* Diese Ansehaunng liegt entschieden vielen Entscheidungen der Gerichte zu 
Grunde, z. B. ROGH VII 147, RG I 297. Der Art 403 des Entwurfs erster Lesung 
gab derselben einen angemessenen Ausdruck: „Dritten gegenüber wird das Schiff, 
so lange der Beweis des Gegentheils nicht hergestellt ist, als das Eigentknm der- 
jenigen angesehen, die im Schiffsregister als Eigenthümer eingetragen erscheinen“, 
vgl. Prot IV 1705 f. Der Artikel winde zwar in zweiter Lesung, sogar einstimmig, 
gestrichen (Prot VIII 3704), trotzdem kann an dem Bestehen eines solchen Rechts- 
satzes nicht gezweifelt werden. 

14 HGZ XI 313; Förster, Preuss. Privatrecht, 3. Aufl. III § 172 Anm 25. 
Dagegen ist die Eintragung von grösster Wichtigkeit in Bezug auf die Anwendung 
privatrechtlicher Grundsätze, s. oben § 19 Anm 26 und 27. 



Binding, Handbuch. III. 3. I: Wagner, Sprecht. 1. 



12 
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§ 22. Die Haftung des Rheders 1 . 

A. Gegenüber den Bestimmungen des römischen Rechts erscheint 
gegenwärtig die Haftung des Rheders qualitativ erweitert, quan- 
titativ eingeschränkt. In ersterer Beziehung ist zu bemerken, dass, 
während nach römischem Recht der Rheder überhaupt als solcher nur 
denjenigen Personen haftete, mit welchen er oder der Schilfer Verträge 
abgeschlossen hatte, gegenwärtig nicht nur einzelnen dieser Personen 
gegenüber seine Haftung eine strengere geworden ist, sondern dass er 
ausserdem das Verschulden seiner Angestellten auch dritten Personen 
gegenüber zu vertreten hat, vorausgesetzt dass ihnen ein solches bei 
Ausführung ihrer Dienstverriehtungen zur Last fällt. Zwischen dem 
Alterthum und der Gegenwart liegen die Zeiten des Mittelalters, in 
denen nicht nur der Rheder für seine Leute, sondern jeder Genosse 
für seine Genossen einzutreteu hatte. Erst als dieser Grundsatz (liter- 
wunden ist, können sich die Rechtsideen, die in den einzelnen Orten 
sich ausgebildet haben, weiter verbreiten. Jetzt zeigt sich, dass an 
die Stelle der römisch-rechtlichen Personenhaltung eine Haftung mit 
anvertrauten Werthen getreten ist, welche im Gebiet des Mittelmeeres 
in den colonna- und conunanda- Verhältnissen eine reiche Ausbildung 
erhalten hat. Aber auch im Gebiete des fränkisch-germanischen Rechts 
zeigt sich dieser Gedanke fruchtbar, und es sind drei bekannte Grund- 
sätze des deutschen Rechts, auf welche wir die wichtigsten Fälle der 
beschränkten Haftung des Rheders zurückführen können. Der Grund- 
satz „Hand wahre Hand“ hätte dazu führen müssen, dem Schiffer. 



1 Heber «len Stand der gegenwärtigen GG s. Elircnberg, Beschränkte 
Haftung S 178 ff. 208. 218 f., auch 65 f. und 75. — Literatur, a. deutsche: 
Ehrenberg a. 0. S 176— 240: Lewis, .Seerecht I 46—59, Handbuch IV 44—52; 
ältere: H. Sengstark. Das Schiff Vesta, Bremen 1818; Jacobsen S 64 ff.; 
Pöhls I 150 — 161; v. Kaltenborn I 146 — 155. bes. aber Cropp in Heise und 
Cropp, Abhandl. 1 442 — 503, und El. Meyer in Oelrichs und Watenneyer, Beiträge 
zur Kunde des brem. Rechts S 55 ff., ferner Kleinwort im A f. HR U 457 bis 
468 : — m — , üeber den l'infang der Verbindlichkeit bei Schiffsrhedem, in A s h e r . 
Rechtsfälle I 98 — 108; C., Ueber die Verpflichtung der Rheder aus Verträgen des 
Schiffers, ebendas. II 139 ff.; Asher, Zur Lehre von der Haftung des Rheders für 
auf dem Schiffe ruhende Verbindlichkeiten, im NA f. HR I 395 — 412. b. fremde: 
C’resp I 606 ff.; Ilesjardins II 38—138; Valroger I 276—337; de Courcy, 
Questions maritimes II 75 — 200: R. de Seze in der Rev. prat. de dr. fr. LI 
249 — 291. Die ältere Literatur ist in diesen Werken gelegentlich citirt. Iloltius 
II 50 — 62 : d e W a 1 II 55 — 59 ; DiephuisU 39 — 50 : K i s t V 44 — 67 ; weitere 
Literatur hei de Wal. Abbott 338 — 342; Maude & Pollock I 76 — 100; 
Maclachlan S 107—129; Parsons I 125 ff.; F. W. Raikes im Law Magazine 
1883 S 355 — 389: H. l’utnam im American Law Review 1883 S 1 ff. 
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welchem das Schiff anvertraut war, eine vollständige 1 »ispositions- 
befugniss über dasselbe zuzugestehen, deshalb ist es eine der ersten 
Specialbestimmungen, den Fall der Veräusserung auszunehmen, jede 
sonstige Belastung aber zuzugestehen s . Andererseits führte der Grund- 
satz, dass deijenige, der durch eine Sache beschädigt worden ist, sich 
an die Sache halten darf, zu der Consequenz, dass der Rheder für 
allen Schaden mit dem Schiffe zu haften habe, der von diesem aus 
angerichtet worden war 3 . Endlich wurde die Anschauung von Be- 
deutung, dass, wenn eine Sache verpfändet worden war. nur die 
Sache, nicht der Verpfänder mit dem sonstigen Vermögen zu haften 
habe 4 . Dieses Princip der Sachhaftung gelangte während des Mittel- 
alters überall zur Herrschaft und behielt dieselbe ausschliesslich bis 
zum 17. Jahrhundert 3 . Seit dieser Zeit aber trat unter dem Einflüsse 
der romanistischen Doctrin allmählich ein anderes System der be- 
schränkten Haftung neben jenes ältere. Unter Einwirkung der rö- 
misch-rechtlichen Lehre von der noxae datio bildete sich nämlich die 
Auffassung aus, dass der Rheder zwar an sich mit seinem gesammteu 
Vermögen zu haften habe, dass er aber durch Abtretung seiner Rechte 
an Schiff und Fracht den Ansprüchen der Gläubiger entgehe 6 . Dieses 
sogenannte Abandonsystem, welches zuerst in der Judicatur des 
höchsten niederländischen Gerichtshofs auftritt 7 , hat dann durch die 
Ordonnance de la marine (H 8, 2) und das schwedische Seerecht von 
1667 (H 12 § 3, 16; IV 5) die Herrschaft erlangt und dieselbe zum 
grössten Theile noch gegenwärtig behalten. Endlich hat sich neuer- 
dings noch ein drittes System einen weiten Herrschaftsbereich zu er- 
kämpfen gewusst . das des englisch - amerikanischen Rechts ", wonach 



a Vgl. § 83 Anm 4. 

* Vgl. oben § 2 S 27. 

* Vgl. Stolibe, Deutsches Privatrecht 11 622 ff., 111 158. 

6 Es findet sich auch in den Rechtsquellcn des Mittelmeeres anerkannt, so 
namentlich in den mannichfachsten Anwendungen im Consulat. 

* Dagegen ist dies System älter, soweit es sich um die Haftung des Ladungs- 
interessentcn dem Rheder gegenüber handelt, s. Tortosa 41. Cons. cap. 94. 225. 280, 
aber auch cap. 77. 

7 Coren, Observationes Nr 40; Grotius, .Inleidinghc III 32, De jure belli 
ac pacis II 11. 13. Spuren davon schon 1435. Entseh. des danziger Raths bei 
Holtius, Nieuwe Bjjdr. III 21 f., Danziger Willkühr von 1455 Art. 5 (Pard. III 
464k von 1597 I 4, 17. E. Meyer a. 0. S 58 Anm 4. 

* Folgende englische Gesetze : 7 Georg II c. 15 (Haftung mit Schiff und Kracht 
bei Verlusten durch culpa der Schiffsbesatzung), durch 26 Georg III c. 86 sect. 1 auf 
weitere Falle ausgedehnt, 58 Georg III c. 159 s. 1 und 2 (Beschränkung auf den 
Werth von Schiff und Fracht); jetzt gelten M. Sh. Act 1862 s. 54— 56, M. Sh. Act 

12 * 
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die beschränkte Haftung in der Weise realisirt wird, dass zwar jeder 
Vennögenstheil des Rheders in Anspruch genommen werden kann, 
aber von vornherein eine objective Grenze feststeht, über welche 
hinaus der Rheder nicht mehr haftet. In England wird diese Grenze 
berechnet nach der Anzahl der Registertons, welche das Schiff ent- 
hält, indem 8 bezw. 15 Pfund pro Ton das Maximum der Haftung 
sind, wogegen in Amerika der Geldwerth von Schiff und Fracht 
die Grenze der Haftung ergiebt. Das deutsche Handelsgesetzbuch ist 
hier, wie so häufig, in glücklicher Weise auf den alten deutschen 
Rechtsgedanken zurückgegangen, hat das System der beschränkten 
dinglichen oder unpersönlichen Haftung zu Grunde gelegt und das- 
selbe unter subsidiärer Benutzung der beschränkten persönlichen 
Haftung zu einem kunstvollen Aufbau verarbeitet, so dass seine Be- 
stimmungen sich vortheilhaft auszeichnen vor dem immer unerquick- 
licher und verfahrener gewordenen Zustande, in dem sich Theorie 
und Praxis des Ahandonsvstems befinden 9 . 

B. Nach deutschem Seerecht ist daher zwischen dem der See anver- 
trauten Vennögen des Rheders — und zwar auch des Einzelrheders — , 
der sog. fortune de mer 10 , und seinem sonstigen Vennögen. der 
sog. fortune de terre, zu unterscheiden. Zu dem letzteren gehört 
auch, was nach Bezahlung der Schiffsschulden von der fortune de mer 
übrig bleibt. Was das Verhältniss der gewöhnlichen Gläubiger des 
Rheders zu den Schiffsgläubigem desselben anlangt, so ist den ersteren 
zwar nicht wie den Privatgläubigem eines offenen Handelsgesellschafters 
der directe Zugriff zu dem Sondervermögen rechtlich verschlossen, sie 
können vielmehr auf die Bestandtheile desselben Arrest legen und 
Fixecution in dieselben vollstrecken lassen (anders Art. 119), nur kön- 
nen sie dadurch niemals ein Recht erwerben, welches ebenso gut ist, 
wie das Recht der Schiffsgläubiger, vielmehr haben bei der Zwangs- 
vollstreckung die letzteren an dem eingehenden Erlöse ein absolutes 
Vorzugsrecht, und wenn sie dasselbe geltend machen, erhalten die 
Privatgläubiger nur denjenigen Theil des Geldes, der nach Bezahlung 



1854 sect- 502 f. 506 (sect. 504 f. sind aufgehoben). Amerikanische Act von 1851 
cap. 43 sect. 3 u. 4 (= Rev. Stat s. 4283 f.), vgl. Voigt in Zf. HR XXIX 432 ff. 

• Vgl. Ehrenberg, Beschr. Haftung S 14 ff. 

10 Bezüglich des Haupthestandtheils des Seevermögens , des Schiffes, ist es 
nach deutschem Recht gleichgiltig, oh dasselbe im Eigenthiune des Rheders steht 
oder nicht, s. oben g 18 I 1. Sehr verworren sind die Ansichten der französischen 
und englischen Jurisprudenz über die Haftung des Ausriisters, s. namentlich Val- 
roger I Nr 222, auch Maclachlan S 342 ff. 
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der Schiffsschulden übrig bleibt". Das Sondervermögen des Rheders 
besteht aus einem Schiffe la , der Bruttofracht und gewissen For- 
derungen, welche an die Stelle dieser beiden Bestandteile treten. 
Das Schiff ist der bleibende Bestandteil , durch seinen Namen wird 
das Sondergut zusammengefasst, die Bruttofracht dagegen ist etwas 
Wechselndes, für verschiedene Forderungen kommt eine verschiedene 
Bruttofracht in Frage ; bei den übrigen Forderungen fragt es sich, ob 
sie an die Stelle des Schiffs bezw. von Theilen des Schiffs, oder au 
die der Fracht getreten sind, danach ist die rechtliche Behandlung 
einzurichten. Das Genauere ist in Buch II darzustellen. Hier sind 
nur die verschiedenen Arten der Haftung des Rheders zu besprechen, 
deren es nach deutschem Recht drei giebt: entweder nämlich haftet 
der Rheder nur mit der fortune de mer, oder aber nur mit der for- 
tune de terre, oder endlich er haftet zwar unbeschränkt (also mit der 
fortune de terre), ausserdem aber hat der Gläubiger ein absolutes 
Vorzugsrecht an der fortune de mer, ist also Schiffsgläubiger. Fis ist 
wichtig, namentlich auch die letztere Art von Forderungen sich vor 
Augen zu halten, wenn man nicht zu falschen Resultaten gelangen 
will I3 . Was das Verbältniss dieser drei Arten unter einander anlaugt, 
so bildet juristisch die Haftung mit der fortune de terre die Regel M , 
d. h. die beiden anderen Arten kommen nur dann in Betracht, wenn 
sie gesetzlich besonders statuirt sind (Art. 454). Wirthschaftlich frei- 
lich überwiegen diese beiden anderen Arten bedeutend. Im einzelnen 
sind zu unterscheiden; 

I. Forderungen, für welche der Rheder nur mit der 
fortune de mer haftet 15 . Solche liegen vor; 



11 Nur so ist meine Eintheilung, Beiträge zum Scerecht S 26 f. Anm 2, zu 
verstehen, gegen welche Ehrenberg, /, f. 111t XXVII 321 f., unnöthigerweise 
polemisirt. 

,s Von mehreren Schiffen eines und desselben Itheders bildet daher jedes 
jedem anderen gegenüber fortune de terre, namentlich von Wichtigkeit ist dies bei 
den grossen Dampfergesellschaften. 

'* Die Nichtbeachtung dieser drei Arten der Haftung hat dem sonst so vor- 
züglichen Buche Ehrenbergs einen einseitigen Charakter gegeben. 

14 Lewis I 51 hält die Haftung mit Schiff und Kracht für die Regel trotz 
Art 454: diese Aufstellung, wie wohl überhaupt seine Eintheilung der neueren Ge- 
setze in fünf Gruppen, soll wohl von wirthschaftlichen Gesichtspunkten aus zu ver- 
stehen sein. 

“ Historisch von Bedeutung ist die Controverse zwischen Valin zu Ord. II 
8, 2 und Kmerigon, Ass. IV 11, die sieb auch unter der Herrschaft des Code 
fortspann und erst durch das Ges v. 14. Juni 1841 ihre Erledigung fand, s. darüber 
Holtius II 51 ff. 
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1. Wenn der Anspruch auf ein Rechtsgeschäft gegründet wird, 
welches der Schiffer als solcher kraft seiner gesetzlichen Befugnisse 
und nicht mit Bezugnahme auf eine besondere Vollmacht geschlossen 
hat (Art. 452 unter 1). Eine wichtige Ausnahme hiervon ist unter II 1 
zu behandeln. Der Umfang der Befugnisse des Schiffers steht gesetz- 
lich fest, innerhalb desselben vorgenommene Rechtsgeschäfte 16 ver- 
pflichten den Rheder nicht persönlich, und zwar selbst dann nicht, 
wenn der Schiffer, statt mit dritten Personen ein Rechtsgeschäft ein- 
zugehen, sich selbst an die Stelle derselben gesetzt hat, namentlich 
also, wenn er aus eigener Tasche Vorschüsse gemacht hat, während 
er gesetzlich befugt war, mit dritten Personen Creditgesehäfte abzu- 
schliessen (Art. 501)”. Unter den Rechtsgeschäften, zu deren Ein- 
gehung der Schiffer gesetzlich befugt ist, hat die Bodmerei eine be- 
sondere Ausbildung erfahren, und auch diejenigen Gesetzgebringen, 
welche im übrigen den Rheder unbeschränkt für Rechtsgeschäfte des 
Schiffers haften lassen, machen bezüglich jener eine Ausnahme. 

2. Wenn der Anspruch auf die Nichterfüllung oder auf die un- 
vollständige oder mangelhafte Erfüllung eines von dem Rheder ab- 
geschlossenen Vertrags gegründet wird, insofern die Ausführung dieses 
Vertrags zu den Dienstobliegenheiten des Schiffers gehört (Art. 452 
imter 2). Handelt es sich in den Fällen unter 1 um den Umfang 
der Befugnisse des Schiffers als Seehandlungsbevollmächtigten des 
Rheders, so ist hier vornehmlich seine Stellung als nautischer Director 
maassgebend. 

3. Bei allen Ansprüchen aus einer Bergung oder Hilfeleistung 
(Art. 755 al. 1), auch wenn der Rheder selbst einen Vertrag über 
eine solche abgeschlossen hat. Der letztere Fall ist zwar nicht aus- 
drücklich im IIGB vorgesehen, doch führt die juristische Consequenz 
notliwendigerweise zu diesem Resultat, welches auch der Auflassung 
des Verkehrs entspricht 18 . 

4. Bei allen Ansprüchen, welche den Ladungsinteressenten aus 
der seerechtlichen Gemeinschaft zustehen (Art. 728 al. 1). 

5. Bei allen Ansprüchen, welche auf das Verschulden einer Per- 
son der Schiffsbesatzung gegründet werden (Art. 452 unter 3) 18 . 



14 Dabei ist es gleichgiltig , ob der Schiffer selbst oder durch einen Sub- 
stituten handelt. 

11 Vgl. Ehrenberg S 200 ff. und unten § 85 ff. 

18 So auch Ehrenberg S 205 und 91. 

'• Wie weit der Rheder ein solches Verschulden zu vertreten hat, ist im be- 
sonderen Theile darzustellcn. 
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II. Forderungen, welche ein Vorzugsrecht an der 
fortune de nier gewähren, bei welchen aber ausserdem 
der Rheder unbeschränkt haftet. 

1. Die Forderungen der zur Schiffshesatzung gehörenden Per- 
sonen ä# aus den Dienst- und Heuerverträgen (SeemO § 68, vgl. mit 
§ 3 al. 2). Als ein Dienst- oder Heuervertrag wird aber ein Vertrag 
nicht angesehen, in welchem Personen sich verpflichten gegen einen 
Antheil an der (Brutto- oder Net.to-)Fracht oder an dem Gewinn der 
Reise Schiffsdienste zu leisten, ist daneben ein Geldlohn ausgemacht, 
so gilt dieser als Heuer und ist als solche zu behandeln, während die 
übrigen Forderungen zu denjenigen gehören, für welche der Rheder 
nur mit seiner fortune de terre haftet (SO § 69 = HGB Art. 555). 
Dagegen sind die Ansprüche wegen Verwundung u. dgl. als Annex der 
Heuerforderung zu betrachten. 

2. Alle Fordeningen, welche unter I aufgeführt sind, so weit den 
Rheder selbst in Ansehung der Vertragserfüllung (Art. 452 al. 2) oder 
sonst ein Verschulden trifft. Voraussetzung ist also, dass der For- 
derungsberechtigte Schiffsgläubiger ist; ist er es, so soll sein Vorzugs- 
recht an dem Sondergut nicht dadurch beeinträchtigt werden können, 
dass der Rheder aus irgend einem Grunde durch eigenes Versehen 
auch mit seinem übrigen Vermögen haftbar wird. Jan solches Ver- 
sehen kann eintreten: 

a. wenn den Rheder bei Auswahl des Schifters (bei Dampfschiffen 
wohl auch des ersten Maschinisten) ein Verschulden trifft (culpa in 
eligendo); 

b. wenn der Rheder Verfrachter ist und er die in Art. 560 ihm 
auferlegte Pflicht verletzt; 

c. wenn der Rheder den Schiffer angewiesen hat, eine pflicht- 
widrige Handlung vorzunehmen oder eine pflichtgemässe zu unter- 
lassen, obwohl er wusste oder wissen musste, dass der Schiffer durch 
Befolgung dieser Anweisung eine Pflichtverletzung sich zu Schulden 
kommen lassen würde (Art. 479 al. 3. 663. 696. 733 al. 2. 754 al. 2). 
Die Anweisung braucht nicht vom Lande aus zu erfolgen, sondern die 
Bestimmung gilt auch dann, wenn der Rheder sich persönlich auf dem 
Schiffe befunden hat, sei es als Mitglied der Schiffsbesatzung, oder als 
Reisender. 

40 Heber die Entwicklung, welche diese Materie durchlaufen hat, vgl. § 2 
S 29 ff., ferner Kleinwort im A f. HR II 457-468; de Wal II 183 ff.; v. Duhn 
in der Z f. HR XIV 110 ff, jetzt Desjardina III 260 ff. 279 ff — Zu den Ge- 
setzen, welche die unbeschränkte Haftung des Rheders statuiren. gehört auch die 
nordamerikanisrhe Pongressaktc von 1872 cap. 822 sect 82 und 38. 
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d. Ist der Allein- oder Mitrheder zugleich Schiffer und lässt er sich 
als solcher irgend ein Versehen zu Schulden kommen (Art. 479 al. 1), 
so tritt ebenfalls die unbeschränkte Haftung desselben accessorisch zu 
der mit Schiff und Fracht hinzu (vgl. auch Art. 757 unter 10). 

3. Alle Forderungen, welche unter I bezeichnet sind, so weit der 
Rheder die Erfüllung derselben besonders gewährleistet hat, was nicht 
nur bei Verträgen (Art. 452 al. 2) Vorkommen kann, sondern bei 
Fordeningen jeder Art. Voraussetzung ist also, dass eine Gewähr- 
leistung vom Rheder übernommen ist, es muss daher eine vertrags- 
mässige Einigung zwischen dem Rheder und dem Fordenmgsberech- 
tigten dahin vorhanden sein, dass jener mit seinem ganzen Vermögen 
haften will, während an und für sich nur eine Haftung mit dem 
Sondergute begründet war 31 . Ein solcher Vertrag kann ausdrücklich 
eingegangen sein, sein Vorhandensein kann aber auch aus den Um- 
ständen erhellen, er kann durch den Rheder persönlich 33 , aber auch 
durch Stellvertreter, insbesondere, was namentlich von Wichtigkeit ist. 
durch den Schiffer 38 abgeschlossen werden. 

III. Forderungen ohne Vorzugsrecht an der fortune 
de mer, für welche der Rheder unbeschränkt haftet. 
Hierzu gehören alle Forderungen gegen den Rheder als solchen 3 \ 
welche nicht unter die unter I und II aufgeführten Kategorien fallen, 
eine vollständige Aufzählung derselben ist unmöglich. Einige der 
wichtigsten Arten derselben sind aber namentlich um deswillen zu 
besprechen, damit eine genauere Abgrenzung derselben gegen die 
unter I und II genannten Forderungen vorgenommen werden könne. 
Es fallen unter diese Classe: 



31 Hierdurch erledigt sich auch die Streitfrage, oh ein Auftrag des Rheders 
an den Schiffer zur Begründung der persönlichen Haftung genüge, oder der Schiffer 
auf denselben Bezug genommen haben müsse: die persönliche Haftung tritt nur ein, 
wenn ein (iarantievertrag zwischen dem Rheder und dem Dritten durch den Ver- 
treter des ersteren zu Stande gekommen ist: so ist die Frage richtiger zu fassen, 
vgl. Bruchs A XXXVIII (NF XIV) S 268 ff. (Entsch. von Celle vom 19. No- 
vember 1877). 

33 Nicht anzunelimen ist die Ccbernahme einer solchen unbeschränkten Haf- 
tung, wenn der Rheder eine Summe hinterlegt, um einen auf das Schiff gelegten 
Arrest aufheben zu lassen. Hier ist vielmehr nicht einmal die Annahme begründet, 
dass der Rheder bis zur Höhe dieser Summe habe persönlich haften wollen, es 
bleibt ihm also der Beweis übrig, dass der Werth der fortune de mer ein geringerer 
gewesen sei, 

33 Hier kommt in Betracht Art. 498 .Satz 2. 

34 Nöthig ist daher ein Zusammenhang mit dem Rhedereibetriebe : von Wichtig- 
keit können hier die l’rasumtionen des Art 274 werden. 
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1. Alle Forderungen aus Rechtsgeschäften, welche vom Rheder* 5 
int Heimatshafen des Schiffes vorgenommen sind, mit Ausnahme der 
unter I 1 und 2 und II 1 genannten. Zu diesen gehören die For- 
derungen derjenigen Personen, welche die Ausrüstung und Verpro- 
viantirung des Schiffs, etwaige Reparaturen desselben besorgt, die Be- 
frachtung desselben vermittelt, Dienstleistungen irgend welcher Art 
beim Ein- und Auslaufen besorgt haben u. s. w. 

2. Die Forderungen aus Verträgen, welche der Rheder als solcher 
ausserhalb des Heimathafens abgeschlossen hat. sofern weder die Ein- 
gehung derselben zu den gesetzlichen Befugnissen, noch die Ausführung 
derselben zu den Dienstobliegenheiten des Schiffers gehört 26 . Hierzu 
gehören z. B. die Fordeningen derjenigen, welche nach Vollendung 
einer Reise grössere Reparaturen an dem Schiffe vorgenommen haben. 

3. Alle Fordemngen aus Rechtsgeschäften des Schiffers, zu deren 
Vornahme derselbe gesetzlich nicht befugt war, welche er jedoch mit 
Bezugnahme auf eine besondere Vollmacht des Rheders mit für diesen 
verbindender Wirkung eingegangen ist (Art. 452 unter 1. 498. 757 
unter 9). Es ist also zunächst zu untersuchen, ob das Rechtsgeschäft 
ein solches ist, zu dessen Vornahme der Schiffer kraft seiner gesetz- 
lichen Befugnisse (Art. 495 ff.) berechtigt war oder nicht. War das 
erstere der Fall, so ist der Gläubiger stets Schiffsgläubiger und zwar 
selbst dann, wenn der Rheder diese gesetzlichen Befugnisse im all- 
gemeinen beschränkt hatte, dann aber den Schiffer in einem speciellen 
Falle bevollmächtigte, ein Rechtsgeschäft vorzuuehmen, welches zu den 
gesetzlich ihm zustehenden, aber durch den Rheder ihm entzogenen 
gehörte. Schloss der Schiffer ein solches Rechtsgeschäft mit Bezug- 
nahme auf jene Vollmacht ab, so fällt der Fall doch nicht in unsere 
Rubrik, sondern der Gläubiger erhält ein Vorzugsrecht an Schiff und 
Fracht und es haftet ausserdem der Rheder möglicherweise unbe- 
schränkt, nämlich dann, wenn jene Vollmacht als Gewährleistung in 
dem II 3 besprochenen Sinne erscheint. Ganz das Gleiche gilt, wenn 
der Rheder den Schiffer zu einem Rechtsgeschäft besonders bevoll- 
mächtigt. welches derselbe schon kraft seiner gesetzlichen Befugnisse 
mit den Rheder verpflichtender Wirkung vornehmen konnte. Diese 
Vollmacht ist durchaus Internum zwischen Rheder und Schiffer und 
der Dritte kann aus derselben allein kein Recht ableiten; nur wenn 



15 Dem Rheder steht der Correspondentrheder in allen Fallen gleich, s. unten 
§ 26 B III 3. 

** Denn sonst gehören die Forderungen zu den unter II 3 oder zu den unter 
1 2 aufgefuhrten, auch kann die Kategorie II 1 vorliegen. 
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durch den Schiffer als Mandatar des Rheders dem Gläubiger eine be- 
sondere Gewährleistung mit dem ganzen Vermögen versprochen wird 
und dieser dieselbe aceeptirt, dann tritt zu seiner Forderung gegen 
die fortune de mer noch eine gegen das gesammte Vermögen des 
Rheders, es gehört also die Forderung zu den unter II 3 aufgeführten. 
Gehört dagegen das Rechtsgeschäft zu denjenigen, welche der Schiffer 
nicht berechtigt ist vorzunehmen, würde daher an sich keinerlei Haftung 
des Rheders eintreten, wenn dasselbe dennoch vorgenommen würde, 
so wird der Dritte, wenn der Rheder den Schiffer bevollmächtigt hat, 
eine solche Handlung vorzunehmen, und der Schiffer als Mandatar 
desselben contrahirte, nicht Schiffsgläubiger, sondern hat einen An- 
spruch gegen das gesammte Vermögen, und dasselbe muss gelten, 
wenn der Rheder ein solches Rechtsgeschäft des Schiffers ratibabirt. 
Nur muss in beiden Fällen der Dritte beweisen, dass der Schiffer als 
Stellvertreter des Rheders gehandelt hat, ausserdem im ersten Falle 
noch das Vorhandensein des Mandats, im zweiten die Ratihabition des 
Rheders. 

4. Alle Forderungen aus dem Versicherungsverträge, soweit l>ei 
demselben überhaupt der Rheder als solcher in Frage kommt. Dies 
ist nur der Fall, wenn der Correspondentrheder auf die Fracht, die 
Ausrüstungskosten oder die Havereigelder Versicherung genommen, 
nicht dagegen, wenn er auf Grund besonderer Vollmacht das ganze 
Schiff oder einzelne Parten desselben versichert hat (Art. 460 al. 2 
und 5); denn nur in den erstgenannten Fällen kommen die Rheder 
als solche in Betracht, ist daher ihr besonderes forum begründet, 
während sie in den sonstigen Fällen als gewöhnliche Versicherte er- 
scheinen, daher lediglich die Grundsätze des Seeversicherung« rechts 
auf sie Anwendung finden, welches einen besonderen Gerichtsstand 
nicht kennt. 



§ 23. Die Haftung mehrerer Rheder. 

Der Erwerb durch die Seefahrt eines Schiffes kann von mehreren 
Personen gemeinschaftlich betrieben werden, und diese Personen können 
entweder sämmtlich als Xichteigenthümer oder sämmtlich als Miteigen- 
thümer in Betracht kommen 1 . In beiden Fällen hat dieses Verhältniss 

1 Der Fall, (lass ein Theil der Eigentliümer als Rheder, statt des anderen 
Theils aber Xichteigenthümer als Rheder in Betracht kommen, ist auszuschliessen : 
die letzteren sind dann als Untcrbethciligte der ersteren (mich Analogie des Art. 98) 
aufzufassen. Nur in dem Falle, wenn sammtliche Mitrheder einverstanden sind, 
dass Xichteigenthümer die Parten einzelner Mitrheder vertreten sollen, kommen 



Digitized by Google 




$ 23. Die Haftung mehrerer Rheder. 



187 



auf die Haftung mit Schiff und Fracht nicht den geringsten Einfluss, 
wohl aber bestehen wichtige Unterschiede, soweit die unbeschränkte 
Haftung der mehreren Rheder in Frage steht, und wenn es sich um 
das gegenseitige Verhältniss derselben handelt In beiden Beziehungen 
ist die rechtliche Lage mehrerer Rheder, welche nicht Eigenthttmer 
des Schiffs sind, nach den Grundsätzen des Handels- bezw. Civilrechts 
zu beurtheilen. Steht dagegen den mehreren Rhedem das Eigenthum 
des Schiffes zu, so sind drei Fälle zu unterscheiden, indem das Schiff 
entweder im Eigenthum von Personen steht, welche im Verhältniss 
einer conununio incidens zu einander stehen, oder aber solcher, welche 
eine Handelsgesellschaft, oder endlich solcher, welche eine Ithederei 
bilden. Der erstere Fall liegt nur dann vor, wenn die betreffenden 
Personen Eigentümer geworden sind durch einen Rechtsakt, welcher 
entweder ohne ihren Willen vor sich gegangen ist, oder wobei wenig- 
stens ihr Wille nicht speciell auf Erwerb des Miteigenthums eines 
Seeschiffs gerichtet war 2 . Für diesen Fall sind die Grundsätze des 
Civilrechts anzuwenden, es werden daher die Mitrheder, wenn ihre 
unbeschränkte Haftung in Frage steht, regelmässig pro rata haften 3 , 
es wird jedem die Theilungsklage zustehen u. s. w. In allen sonsti- 
gen Fällen bilden die Miteigentümer entweder eine Handelsgesell- 
schaft oder eine Rhederei 4 : das erstere ist die Ausnahme, es ist nur 
dann anzunehmen, wenn eine Handelsgesellschaft unter ihrer Firma 
das Eigentum an dem Schiffe erworben hat, dagegen nicht, wenn die 
mehreren Miteigentümer zufällig auch eine Handelsgesellschaft bilden 5 . 

A. Bilden die mehreren Iteder eine Handelsgesellschaft, so be- 
steht ein doppeltes Sondervermögen, einmal die fortune de mer, welche 
sich in nichts von der des Einzel rheders unterscheidet, und sodann das 
Ilandelsgesellsehaftsvennögen. Das letztere kommt nur dann in Frage, 
wenn es sich um die unbeschränkte Haftung des Rheders handelt: hier 

nicht die Grundsätze der Rhederei in Betracht, sondern die des an die Stelle der- 
selben tretenden Gesellschaftsvertrages, s. auch § 21 I. 

1 Vgl. § 24 Anm 2. 

* Wenigstens nach gemeinem Recht, wesentlich andere Grundsätze gelten nach 
preussischem Landrecht, s. Dernhurg 111 2. Aufl. S 667 ff. 

4 Aehnlich unterscheidet die englische Jurisprudenz zwischen partners und part- 
owners eines Schiffs ; im ersteren Kalle, welcher im allgemeinen der offenen Handels- 
gesellschaft entspricht, redet man von joint-tenants, im letzteren, der die Rhederei 
und die communio incidens umfasst, von tenants in common. Der Gegensatz ist 
identisch mit dem zwischen deutsch-rechtlichem Gesammt- und Miteigenthum, s. 
Maclachlan S 95 f.; l’arsons I 90 ff.; Story, On Partnership Nr 413 ff. 

5 Dasselbe gilt nach englischer Auffassung, s. Parsons I 90 f., auch 
Desjardins II 149 f. 
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haftet dieses in soliduni, und die Frage ob, wann und wie weit die 
einzelnen Handelsgesellschafter daneben noch mit ihrem Privatver- 
mögen zu haften haben, ist nach den in Buch H des HGB bezw. dem 
Genossenschaftsgesetz aufgestellten Grundsätzen zu beurtheilen. Das 
Gleiche gilt bezüglich der Frage, wer berechtigt ist, Dritten gegen- 
über die Gesellschaft zu vertreten, und bezüglich der Stellung der 
Gesellschafter unter einander. 

B. Besteht dagegen eine Rhederei, so ist nur ein einfaches Son- 
dervermögen vorhanden, nämlich die fortune de mer, welche sich in 
nichts von der des Einzelrheders unterscheidet, dagegen sind die Ver- 
bindlichkeiten, für welche die Mitrheder gesetzlich von vornherein un- 
beschränkt haften — und das sind die unter H 1 und III erwähnten — , 
ipso jure pro rata ihrer Antheile am Schiffe getheilt (Art. 474 al. 1) s , 
es besteht in keiner Weise ein Vermögen der Ithederei mit für Dritte 
rechtlicher Bedeutung, vielmehr nur eine ungetheilte Masse, und weder 
hat deijenige, der einen einzelnen Mitrheder belangt, das Recht, sich 
aus mehr als dem diesem zukommenden Theile zu befriedigen, noch hat 
deijenige, welcher säinmtliche Mitrheder wegen einer Rbedereischuld 
in Anspruch nimmt, ein Vorzugsrecht vor den Privatgläubigem der 
einzelnen Mitrheder, dagegen kommt bezüglich der Theilungsansprttche 
das allgemeine in Art. 471 al. 3 enthaltene T'rincip 7 zur Anwendung 
(s. auch Art. 467 al. 2 und dazu jetzt Concurs-O. § 44). Die un- 
beschränkte Haftung der Mitrbeder pro rata kommt auch dann in 
Betracht, wenn die Haftung auf ein Verschulden in Ansehung der 
Vertragserfüllung oder auf einen Garantievertrag gegründet wird (Art. 
452 al. 2). Voraussetzung ist im ersteren Falle, dass das Verschulden 
entweder der Majorität oder dem Correspondentrheder zur Last fällt, 
während das Verschulden eines einzelnen Mitrhoders gleichgiltig ist: 
im letzteren Falle muss der Gewährleistungsvertrag von der Majorität 
genehmigt sein, da der Correspondentrheder nicht zum Abschlüsse 



* Dax deutsche Recht steht demnach in der Mitte zwischen dem französischen — 
wie dasselbe wenigstens von der herrschenden Meinung aufgefasst wird — und dem 
englisch-amerikanischen : nach dem ersteren haften Mitrheder sowohl mit der fortune 
de mer als mit der fortune de terre nur pro rata, nach dem letzteren stets prin- 
cipiell in solidum. nach deutschem Recht mit der fortune de mer in solidum, mit 
der fortune de terre pro rata. 

7 Nach diesem Princip haben an solchen ungctheilten Gesellschaflstnassen zwar 
nicht dritte Personen ein Vorzugsrecht, wohl aber steht ein solches den einzelnen 
Genossen gegen einander zu, so dass sich die Ihivatgläubiger des einzelnen Ge- 
nossen nur an das halten können, was demselben bei der Tlieilung ausgekehlt wird. 
Auch diese Anschauung weicht von der des römischen Rechts ab, vgl. Dem bürg 
II 628 f. und oben § 2 Anm 20. 
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eines solchen berechtigt ist, s. § 26 Anm 26. Ebenso findet die Haftung 
pro rata Anwendung in den Fällen der beschränkten persönlichen Haf- 
tung, darüber s. Buch II. 

§ 24. Begriff, Entstehung und Auflösung der 
Rhederei *. 

A. Eine Rhederei ist nach dem HGB (Art. 456) vorhanden, wenn 
von mehreren Personen ein ihnen gemeinschaftlich gehöriges Schiff 
zum Erwerb durch die Seefahrt verwendet wird. Indessen werden 
die meisten Rechtssätze, die hinsichtlich der Rhederei gelten, auch 
auf die Vereinigungen von Personen angewendet, welche eine Rhederei 
zu bilden beabsichtigen (sog. Baurhedereien Art. 476), nicht aber* 
auf solche, welche ein Schiff für gemeinschaftliche Rechnung erbauen 
zu lassen beabsichtigen, um dasselbe sodann zu verkaufen. Auf diese 
Gesellschaftsform finden vielmehr die Grundsätze des Handelsrechts 
im engeren Sinne Anwendung: sie ist entweder eine Vereinigung zu 
einzelnen Handelsgeschäften (Art. 266, 271 unter 1) oder eine Handels- 
gesellschaft. Dagegen gelten bei der ersterwähnten Art von Ver- 
einigungen die Grundsätze der Rhederei zum grösseren Theile schon 
seit ihrer Eingehung; es hat dies seinen Grund darin, dass der Zeit- 
punkt des Beginnes der Verwendung zur Seefahrt oft, schwer zu be- 
stimmen ist, und daher nicht gut das Verhältniss einer solchen Ver- 
einigung vor diesem Zeitpunkte rechtlich ein anderes sein kann als 
nachher. Deshalb können wir die Entstehung beider Vereinigungen 
gleichzeitig betrachten. Erforderlich ist in beiden Fällen: 



1 HGB 456—476, preuss. Entw 393 — 410, Mot S 218 ff.. 1. Entw 406 ff., Prot 
besonders IV 1496 — 1571, VIII 3713—3729. — Aelterc deutsche GG: Hans. 
Seer. Titel 1, 2 und 5, Hamb. StaL II 13. PSR II 1—8, PI.R II 8 § 1426-1444, 
Dana. Willk. IV 1, 4— ,7. 4, 1—6 u. 9, Neuvorp. Seer. III 1 — 6. — Fremde GG: 
Niederlande 320 ff., Norwegen 5 — 9, Schweden 6 — 22, Finland 19 — 30, Russ- 
land 709 — 720, Frankreich 220, Spanien 619 ff, Portugal 1336 ff, Belgien 11, 
Italien 495, (Jod. per la mar. merc. 52 ff — Aelteres fremdes Recht: Amster- 
damer V vom 29. Januar 1754, (Jod. per la ven. mar. I 11. — Literatur, 
a. deutsche: Martens § 154 — 159; Heise S 335 — 341; Jacobsen S 51 bis 
66; Pohls 1113—140; v. Kaltenborn I 116—136; Harder S20ff; Rostocker 
Samml. I 1—50; Lewis, Seerecht 1 60—100, Handbuch IV 52—73. b. fremde: 
S. H. Lotsy, Over Reederijen, Dord. 1859; Holtius 11 48—75; Diephuis II 
50—64; de Wal II 47-52. 59—66; Kist V 67-90; Cresp-Laurin I 300 
bis 394; Desjnrdins II 138 — 187; Valroger I 352 — 375; Abbott S 57—69; 
Maclachlan S 97 — 107; Maude & Pollock I 100 — 110; Bell II 551 ff.; 
Parsons I 90 — 124: Story, On Partnership Nr 415 ff. Von der älteren Literatur 
ist besonders beachtenswert!! Valin 1-574 — 588. 
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1. das Vorhandensein eines Gesellschaftsvertrags*. 
Bei der eigentlichen Rhederei kann man zwar zweifelhaft sein, ob ein 
solches Erforderniss zu verlangen sei, ob nicht vielmehr eine Rhederei 
auch unabhängig von dem Willen der Mitrheder entstehen könne. 
Obwohl nun auf der hamburger Conferonz das Miteigenthum am 
Schiffe gegenüber der Personenvereinigung immer stärker betont 
wurde 3 , sind doch die Worte „für gemeinschaftliche Rechnung“ rich- 
tiger dahin aufzufassen, dass ein Gesellschaftsvertrag 4 vorhanden sein 
muss. Freilich sind die Voraussetzungen seiner Perfection nicht streng 
aufzufassen, namentlich wird ein solcher immer dann als vorhanden 
anzunehmen sein, wenn der Alleineigenthümer eines Schiffs einen 
Theil desselben an Jemand veräussert. Einer besonderen Form be- 
darf der Gesellschaftsvertrag wohl überhaupt nicht; denn obwohl das 
HGB dies nicht ausdrücklich bestimmt, man demnach versucht sein 
könnte, die Grundsätze des Handelsrechts im engeren Sinne bezw. des 
Civilrechts zur Anwendung zu bringen, so dürfte die Entscheidung im 
ersteren Sinne dem Geiste des HGB mehr entsprechen“. Was den 
Inhalt des Gesellschaftsvertrags anlangt, so wird ein Unterschied zu 
machen sein, ob er sich auf ein fertiges Schiff bezieht oder nicht. 
Im ersteren Fall genügt ein ganz allgemeiner Consens, während 
im letzteren der Vertrag über alle wesentlichen Verhältnisse in Be- 
treff des Schiffsbaus sich verbreiten muss 6 , da derselbe sonst wegen 

■ Alte Streitfrage: als Gesellschatt wird die Rhederci aufgefasst u. a. von 
Straccha, De navibus II 6; Valin zu Ord. II 8, 5; Holtius II 49; Diephuis 
II 46: de Wal II Nr 75; Kist V 68; Crcsp I 838 ff.; Valroger I Nr 302; 
Ilcsjardins II Nr 321, dagegen van Bemmelen in der Themis XIII 258 —277. 
Borsari zu Art. 311 (C. di comm. von 1865X Bödarride I Nr 318 u. a.; Dern- 
burg, Lehrbuch des preussischen I’rivatrechts, 3. Aufl. II 624; Lewis, Seerecht 
I 60 f., vgl. KOHG XVI 382 ff. Wichtig ist die Krage wegen des Wegfalls der 
Auflcündignngsbefugniss : jedem Miterben eines Alleinrheders steht sie zu, er kann 
also Verkauf des ganzen Schiffs verlangen. Diese Frage wird von der französischen 
.lurisprudenz nicht berührt. 

" Prot IV 1545, VIII 3724. 

4 Diesen Gesellschaftsvertrag fasst das ROHG XVI 382 als Vereinigung zu 
einzelnen Handelsgeschäften auf, vgl. auch HGZ II 318, wofür man geltend machen 
kann, dass eine Person schon durch Verwendung des Schiffe zu einzelnen See- 
handelsgeschäften Rheder wird. Richtiger dürfte es sein, die Rhederei als be- 
sondere Gesellschaftsform aufzufassen, s. Goldschmidt in Z f. HR XXIII 352; 
Lewis, Handbuch IV 54. 

6 Ans Art. 456 kann dies aber nicht, wie Lewis, Handbuch IV 56, will, ge- 
folgert werden. 

* So schon die älteren Rechte ausdrücklich; ('otis. 3 f. (=» Tortosa 4 f.f 
Hanserecess 1572, 1. 2, 1591, 1. 2, 1614, I 2. 3: Schwed. 1667, HI 1, vgl. Cons. 
2SK und Ord. f. Arr. von 1340, 26. 
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Unbestimmtheit des Gegenstandes als ungiltig zu betrachten sein 
würde 7 . 

2. die Absicht, Erwerb durch die Seefahrt zu machen. 

3. und zwar mit einem Schiffe, welches Eigenthum der mehreren 
Personen entweder ist oder werden soll: auch darf, wenn diese Per- 
sonen eine Handelsgesellschaft bilden, das Eigenthum des Schiffes nicht 
unter der Finna erworben sein. Das VerhiUtniss mehrerer Ausrüster 
im Sinne des Art. 477 fällt daher nicht unter den Begriff der Rhederei 8 . 

B. Bevor die Baurhederei 9 in eine eigentliche Rhederei über- 
geht, kommen folgende Grundsätze zur Anwendung (Art. 476): 

I. Rechtsverhältnisse von der Perfection des Ge- 
sellschaftsvertrags bis zur Ablieferung des vollendeten 
Schiffs von Seiten des Erbauers 10 . Das Verhältniss der Ge- 
sellschafter unter einander richtet sich zunächst nach dem Gesell- 
schaftsvertrage. Da dieser ülier alle wesentlichen Punkte Bestim- 
mungen enthalten muss, kann das Recht der Majorität, für die Minder- 
heit bindende Beschlüsse zu fassen, nur in nebensächlichen Fragen zur 
Anwendung kommen, unanwendbar ist daher die Bestimmung älterer 
Seerechte (Cons. 6), dass ein Schiff infolge Majoritätsbeschlusses auch 
grösser gebaut werden könne. Ueber die Art der Altstimmung gelten 
die gleichen Grundsätze wie bei der eigentlichen Rhederei, ebenso ist 
jeder Theilnehmer nach Verhältniss seines Antheils zu den Kosten bei- 
zutragen verpflichtet, auch besteht das Recht des In-Vorschuss-gehens 
mit den in Art. 467 angegebenen Folgen. F.ine Aenderung in den 
Personen der Gesellschafter ist dann ohne Einfluss auf den Bestand 
der Vereinigung, wenn dieselbe unabhängig vom Willen des bisherigen 
Gesellschafters erfolgte, wie durch Tod, Concurs und dadurch, dass 
derselbe rechtlich unfähig zur Vermögensverwaltung wird, in einigen 
Fällen wird (nach Analogie des Art. 468) Accreseenz des Gesellschafts- 
antheils an die übrigen socii anzunehmen sein. Eine Aufkilndigungs- 
befugniss steht hier nicht nur den einzelnen sociis nicht zu. sondern 
die Auflösung kann nicht einmal durch die Majorität beschlossen 
werden. Es wird daher eine solche Gesellschaft, wenn man sich so 

7 lieber ilie Entstehung solcher Vereinigungen durch Circular (in Mecklen- 
burg üblich) s. Buchka und Budde, Entsch. des OAG Rostock I 27, VI 56. 

* S. oben S 148 Anni 6. 

9 lieber die Baurhederei vgl. bes. danz. Willkühr IV 1. 4 — 7. 

10 (iemeint ist der Moment, in welchem die socii spätestens Miteigenthiüner 
»■erden, also Ablieferung mit der Absicht der Eigenthumsnbertragung, sofern nicht 
die socii schon vorher (als socii speciticationis) Miteigenthiüner waren, s. rostocker 
.Sammlung I 22. 
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Ausdrücken darf, nur als Mittel zum Zweck betrachtet. Der Zweck 
besteht in der Bildung einer Gesellschaft, welche Erwerb durch die 
Seefahrt betreiben kann : bevor diese Möglichkeit durch die Ablieferung 
des fertigen Schiffs erreicht ist, ist es Niemandem gestattet, aas der 
Vereinigung willkürlich zu scheiden, eine Auflösung kann vielmehr 
nur durch einstimmigen Beschlass bewirkt werden, sie tritt aasserdem 
ein. wenn der Zweck vollständig vereitelt worden ist, also namentlich 
bei casuellem Untergang des Hauptgegenstandes. Auch ein Corre- 
spondentrheder kann schon für eine solche Gesellschaft bestellt werden, 
doch hat derselbe die Rechte und Pflichten eines solchen nur in Be- 
zug auf den künftigen Rhedereibetrieb, dagegen nicht in Bezug auf 
die Ausführung der mit dem Schiffsbau in Verbindung stehenden Ge- 
schäfte". Keine Anwendung finden das Recht der unentgeltlichen 
Aufgabe der Schiffspart, das Yeräusserungsrecht und die Bestimmungen 
Uber die Gewinnverteilung , dagegen haften singulärerweise die Ge- 
sellschafter Dritten gegenüber nur pro rata ihres Societätsantheils ,s . 

II. Rechtsverhältnisse von der Ablieferung des voll- 
endeten Schiffs bis zum Beginne der Verwendung zum 
Erwerb durch die Seefahrt. Sobald das Schiff vollendet und 
von dem Erbauer an die Besteller übergeben worden ist, tritt das 
Societätsverhältniss in den Hintergrund und das Miteigeuthumsverhält- 
niss am Schiffe in den Vordergrund. Zu den bisher schon anzuwen- 
denden Rhedereirechtssätzen tritt das Recht jedes Miteigentümers, 
seine Schiffspart zu veräussem, und das Recht der Majorität, die Ver- 
einigung aufzulösen und das Schiff zu verkaufen. Dagegen haben die 
Mitglieder nicht das Recht der unentgeltlichen Aufgabe der Schiffs- 
I>arten und es kommen aus begreiflichen Gründen die Grundsätze 
über Gewinnverteilung noch nicht zur Anwendung. 

C. Bei der eigentlichen Rhederei prävalirt, wie wir 
sahen, das Miteigenthumsverhältniss über das Societätsverhältniss. 
Deshalb gelten auch eine Anzahl der Auflösungsgründe der Gesell- 
schaft nicht bei der Rhederei. So hat der Tod eines Mitrheders, die 
Coneursernffnung über sein Vermögen, der Eintritt der rechtlichen Un- 
fähigkeit zur Vermögensverwaltung die Auflösung der Rhederei nicht 
zur Folge (Art. 472 al. 2). Im ersteren Falle gehen die Rechte 
und Verbindlichkeiten auf die Erben über, im zweiten hat der 



11 Würde er von den Gesellschaftern hierzu bestellt sein, so kamen die ge- 
wöhnlichen Mandats gruncbutzo zur Anwendung. 

11 Von einer beschränkten Haftung kann hier selbstverständlich nicht die 
Rede sein. 
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Concursverwaltcr auf Verlangen zu erklären, ob er in das Verhältnis» 
eintreten will oder nicht (ConcO j? 15), im dritten Falle geht nur die 
Verwaltung auf eine andere Person über. Im übrigen hört eine 
Rhederei auf zu existiren, wenn eins ihrer Erfordernisse wegfällt. 
Dies kann geschehen: 

1. dadurch, dass an die Stelle mehrerer Mitrheder ein Allein- 
rheder tritt: 

2. dadurch, dass das Schiff aufhört, im Kigenthum der Mitrheder 
zu stehen. Dies kann geschehen entweder unabhängig vom Willen 
derselben, durch Untergang des Schiffs, Confiscation (Ges v. 25. Oct 
1867 § 13), Aufbringung' 3 , durch den vom Schiffer auf Grund seiner 
gesetzlichen Befugnisse veranlassten, sowie den im Wege der Zwangs- 
vollstreckung erfolgten Verkauf des Schiffes. Durch den Willen der 
Mitrheder endigt die Rhederei nur in dem unwahrscheinlichen Falle, 
dass alle Mitrheder das Schiff dereliuquiren , dagegen nicht durch 
die Veräussening des Schiffs von Seiten derselben, da einer solchen 
immer 14 der Beschluss, das Schiff zu veräussern, vorhergegangen sein 
muss, durch diesen Beschluss aber schon die Auflösung erfolgt (Art. 
473 Satz 2). 

3. dvirch Beschluss der Majorität ls , die Rhederei auflösen zu 
wollen **, während dem einzelnen Mitrheder das Recht der einseitigen 
Aufkündigung, welches unter gewissen Voraussetzungen selbst einzelne 
neuere Gesetze anerkennen 11 , in Uel>ereinstimmung mit den meisten 
geltenden Seegesetzen schlechthin entzogen ist (Art. 472 al. 3); 



'* Ich nehme an, dass die Urtheile der Prisengerichte declaratorisch sind, 
und dass die Ansicht Heffters, Das europäische Völkerrecht, 7. Aufl. S 202 f., 
nicht dem positiven Recht entspricht. 

14 Mit alleiniger Ausnahme des Falles, dass einem Mitrheder mehr als die 
Hälfte des Schiffes gehört. 

18 Früher war es bestritten, ob die Majorität ein solches Recht habe: l’öhls 
I 116; v. Kaltenborn I 119. Der Satz ist indessen schon sehr alt: Stat von 
Pera V 20 (18. Jabrli.), Stat. von Bari ndir. 36 (bei Alianelli S 150). 

*• Der C. de c. 220 al. 8 bestimmt, dass der Verkauf des Schiffes nur ge- 
stattet sei. wenn Mitrheder, denen die Hälfte des Schiffs gehört, denselben be- 
antragen. Es hat sich daran ein Streit geknüpft, ob diese Bestimmung wörtlich zu 
interpretiren sei, also nur in dem Falle eines Streits zwischen den Eigenthiimem 
der beiden Hälften zur Anwendung komme — so Crcsp I 370; Bödarride I 
Nr 346 — , oder ob auch die Majorität dieses Recht habe, so Laurin zu Cresp 
I 870 Anm 82; Desjardins II 176 f.; Valroger I 369 f. Die letztere Meinung 
ist allein haltbar. 

11 Norwegen 8, Schweden 22, Finland 30, vgl. auch Italien 495 al. 4 ('/«), 
älteres Recht: amsterdamer V vom 31. Jan. 1687 (= bremer V von 1687 Art. 2). 

Binding. Han, Ibach. 111. 3. 1: Wagner, Seerecht. 1. 13 
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4. durch dauernde Nichtverwendung zum Erwerb durch die 
Seefahrt. 

Ist eine Rhederei auf eine der vorbenannten Weisen aufgelöst 
worden, so hat nun eine Liquidation und auf Grund derselben eine 
Auseinandersetzung zwischen den früheren Mitrhedern stattzufinden. 
Wer zur Vornahme der Liquidation legitimirt ist, ist durch das Ge- 
setz nicht ausdrücklich bestimmt, und man könnte daher versucht 
sein, die gewöhnlichen Mandatsgrundsätze zur Anwendung bringen zu 
wollen: dann würde also Einstimmigkeit erforderlich sein. Indessen 
würde eine solche Ansicht sich weder mit der Anschauung des Ver- 
kehrs noch mit der Absicht des Gesetzgebers vereinigen lassen. Schon 
die Bestimmungen des zweiten Buches des IIGB könnten dahin führen, 
im allgemeinen nnzunehmen, dass auch im Stadium der Liquidation 
die Gesellsehaftsvertretung diesellte bleibt und dass nur der Umfang 
der Vertretungsbefugniss in Gemässheit der Zwecke der Liquidation 
ein eingeschränkterer wird. Für die Rhedereiverhältuisse kommt hinzu, 
dass für einen der wichtigsten Fälle, die Vertretung durch den Schilfer 
nach Untergang des Schiffs, ausdrücklich das gleiche Princip anerkannt 
ist (Alt. 526 Satz 1) 1R . Demnach ist es richtiger zu sagen, dass auch 
nach der Auflösung der Rhederei durch einen der aufgeführten ( 1 runde 
die gesellschaftliche Organisation bestehen bleibt, dass insbesondere 
noch die Majorität Beschlüsse fassen kann, die für die Minorität bin- 
dend sind 19 , dass aber der Umfang dieser Herrschaft nunmehr ein 
weit beschränkterer geworden ist, indem sie sich nur auf die Abwick- 
lung der noch schwebenden Geschäfte bezieht, in dieser Beschränkung 
aber sow'ohl nach aussen wie nach innen Bedeutung behält. Dagegen 
können durch Majoritätsbeschluss die wohlerworbenen Rechte der 
Minorität, insbesondere das Recht, den Verkauf des Schiffs zu ver- 
langen, in keiner Weist* geschmälert werden. In Bezug auf die Art 
und Weise der Liquidation enthält das HGB (Art. 473 al. 2) einzelne 
Bestimmungen, welche sich auf den wichtigsten Theil des Liquidations- 
verfahrens, auf die Verilusserung des Schifis, beziehen und der Mi- 
norität das Recht verleihen, die Beobachtung gewisser Formen bei 
derselben zu verlangen. Wenn das Gesetz es für nöthig findet, aus- 



** Man wende nicht ein, dass dieser Artikel das Verhältnis« zwischen Schiffer 
und Rheder regele, denn die Befugnisse, welche dem Schiffer dem letzteren gegen- 
über zimtehcn, stehen ihm mindesten« auch Dritten gegenüber zu, es tragt sich 
nur, ob ihm nicht noch weitere zustehen. 

19 Namentlich kann die Majorität eine Liquidationscommission einsetzen, so 
auch Entsch. des AG Celle bei Seuffert XXIV Nr 70. Dagegen au« unzu- 
treffenden Gründen Lewis I 72. 
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drücklieh zu bestimmen, dass eine Abweichung von den aufgestellten 
Vorschriften nur unter Zustimmung aller Mitrheder gestattet sei, so 
geht auch hieraus hervor, dass es im allgemeinen die Herrschaft der 
Majorität als noch weiter geltend betrachtet. Der Verkauf des Schiffes 
hat öffentlich zu erfolgen und darf nur geschehen 20 , wenn das Schiff 
zu einer Reise nicht verfrachtet war und in dem Heimatshafen oder in 
einem deutschen Hafen sich befindet. Nur wenn das Schiff als re- 
paraturunfähig oder re pa raturu n w ü rdig condenniirt ist, kann der Ver- 
kauf desselben, auch wenn es verfrachtet ist, und selbst im Auslände 
erfolgen. Im übrigen kommen die allgemeinen Rechtsgrundsätze zur 
Anwendung, danach sind ausstehende Forderungen einzuziehen, die 
Verbindlichkeiten zu erfüllen, der Activrest zu vertheilen, bezw. sind 
für die Verbindlichkeiten, für welche unbeschränkt gehaftet werden 
muss, Einschüsse zu leisten und dieselben sodann zu tilgen. Auch 
wird man den Art. 137 al. 1 analog anwenden dürfen und die Ma- 
jorität als ermächtigt ansehen müssen, die daselbst aufgeführten Be- 
fugnisse 1 auszuüben. 

§ 25. Der Wille der Rhederei, a. Majoritätsbeschlüsse. 

Die Rhederei ist zwar, wie wir sahen, ein Gesellschaftsverhültniss 
unter mehreren Personen, sie besitzt kein abgesondertes Vermögen, 
welches im Verhältniss zu Dritten rechtlich von Bedeutung wäre, 
jedoch liegt eine modificirte Gesellschaft vor, indem von einem 
Willen derselben gesprochen werden kann, welcher nicht identisch mit 
dem der einzelnen Mitrheder ist Daher haben wir hier zunächst da- 
von zu sprechen, wie ein solcher innerhalb der Rhederei gebildet wird 
und wie er Dritten gegenüber ausgesprochen werden kann, sodann erst 
sind die Rechte und Verbindlichkeiten der einzelnen Mitrheder unter 
einander zu betrachten. 

A. Was das Verhältniss der Mitrheder unter einander anlangt. 
so richtet sich dasselbe, sowohl was die Bildung des Willens, als auch 
was die Rechte und Pflichten der einzelnen Mitrheder anlangt , zu- 
nächst nach dem zwischen ihnen geschlossenen Vertrage (Art. 457). 
Dieser Vertrag kann der ursprüngliche Gesellschaftsvertrag, s. § 24 
A 1, oder es kann ein später geschlossener sein, auch in letzterem 
Falle bindet er spätere Erwerber von Schiffsparten. Voraussetzung ist 
natürlich Consens aller Mitrheder (Art. 458 al. 2) und die Absicht, 



*° Dies bezieht sich nur auf ilen Verkauf, nicht auf den Beschluss, das Schiff 
zu verkaufen, vgl. HOHO XIV 418 ff., auch meine Beitrüge zum Seerecht S 29 
Anm 1. 

13* 
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dass wohlerworbene Rechte der einzelnen durch den Vertrag entstehen 
sollen, s. auch unten B 2. Ist es zweifelhaft, ob eine solche Absicht 
vorläg, so entscheiden die gewöhnlichen Interpretationsregeln. Werden 
daher Bestimmungen in den Rhedereivertrag aufgenommen, welche nach 
Art. 457 Satz 2 ohnehin zur Anwendung kommen würden, so wird 
man im allgemeinen anzunehmen haben, dass die Absicht darauf ging, 
diesem Vertragsinhalt nur die gesetzliche Wirkung zu verleihen, und 
erst wenn besondere Gründe vorliegen, dass denselben dadurch eine 
über die gesetzliche Bedeutung hinausgehende Wirkung beigelegt wer- 
den solle 1 . Was die Wirkung des Rhedereivertrags anlangt, so wirkt 
derselbe nicht nur unter den Parteien und deren Universalsuccessoren, 
sondern auch unter den Singularsuccessoren derselben. Wer daher 
Miteigenthümer eines Schiffs wird, welches einer Rhederei gehört, tritt 
zugleich, mag er wollen oder nicht, in das Gesellschaftsverhältniss ein, 
welches zwischen den Mitrhedern besteht. Auf andere Dritte, d. h. 
solche, welche nicht in die Rhederei eintreten, kann dagegen der Ver- 
trag natürlicherweise seine Wirkungen nicht erstrecken. 

B. Enthält der Rhedereivertrag, wie es das gewöhnliche ist, 
keine Bestimmungen über die Willensäusserung der Rhederei, so ent- 
scheidet innerhalb gewisser Grenzen die Majorität der Mitrheder. 
Diese Bestimmung hat sich im Gegensätze zum römischen Recht, 
welches Einstimmigkeit verlangt, schon seit alter Zeit* herausgebildet 
und ist in den Seerechten aller Völker anerkannt. Auch hier zeigt 
sich das Prävaliren des Miteigenthumsverhältnisses und das Zurück- 
treten des Societätsverhältnisses, denn einerseits wird die Majorität be- 
rechnet 3 nach der Grösse der Schiffsparten, und es wird daher auch 
verlangt, dass mehr 4 als die Hälfte sich für einen Vorschlag er- 
klären, andererseits ist eine Form der Beschlussfassung, insbesondere 
die schriftliche, nicht nöthig. ebensowenig eine vorgängige Berathung 

1 ROHG XV 158 ff. Dem Correspondentrlieder waren die Befugnisse des 
Art. 460 al. 2 norli vertragsmassig zugeschrieben. Es wurde entschieden, dass im 
allgemeinen dieselben durch Majoritätsbeschluss beschränkt werden konnten. 

* Hamb. Schilfrecht 24 (= Stat von 149? P 2, von 1603 II 13, 2), Lüb. 
Schiffe. 25, Bremer Schiffr. 19, Riga (Nap.) C XI 10, D XI 11 (= rev. Stat von 
1678 V 1. 2), Stat von Bari 36 (Alianelli S 150 f.), vgl. auch Cons. c, 6. 

a Nach mecklenburgischem Particnlarrecht ist dies unter Umständen anders, 
g. KV zum HOB § 52 und meine Beiträge zum Seerecht S 29 f. 

* Die Hälfte genügt nicht Würde es überhaupt nicht gelingen, einen Ma- 
joritätsbeschluss zu Stande zu bringen (zwei dissentirende Rheder sind je zu V« be- 
thciligt), so würde das allgemeine Recht und damit die Aufkündigungsbefugniss 
jedes Mitrheders einzutreten haben. Ueber diese Frage s. Valin I 585 f.; Des- 
jardins U 155 f. 
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und Erörterung mit den Mitrhedem \ Mag demnach der Mehrheits- 
beschluss auf einer förmlich berufenen Versammlung zu Stande ge- 
kommen sein, oder — wie in Mecklenburg üblich — durch Missive 
oder durch irgend welches Uebereinkommen mehrerer Mitrheder, so 
ist ein gütiger Beschluss vorhanden. Ebenso gilt der Wille eines Mit- 
rheders, dem mehr als die Hälfte des Schiffe gehört , als Wille der 
Rhederei und kann die übrigen Mitrheder ebenso verpflichten, wie ein 
sonstiger Majoritätsbeschluss. Damit dies geschehe, ist in allen Fällen 
erforderlich, dass der Wille der Majorität der Minorität erklärt 
werde. Erst dadurch entsteht eine Verbindlichkeit der Minorität, zur 
Ausführung des Beschlusses mitzuwirken, und erst von da ab läuft 
die Frist des Art. 468. Eine Notificationspflicht gegenüber der 
Minorität besteht nach gemeinem deutschen Seerecht nicht , eine 
Unterlassung der Mittheilung würde nur bewirken, dass jene nicht 
in morn kommen, und die Derelictionsfrist nicht zu laufen beginnen 
könnte, dies gilt selbst dann, wenn ein Correspondentrheder bestellt 
ist, da dieser den einzelnen Mitrhedem nur auf ihr Verlangen Aus- 
kunft über die gefassten Beschlüsse zu geben verpflichtet ist (Art. 465). 
Dagegen hat nach mecklenburgischem I’articularrecht der Correspon- 
dentrheder sofort nach beendigter Abstimmung die überstimmte Minder- 
heit mit jedem Beschluss der Majorität bekannt zu machen (V vom 
22 . Oct. 1869 § 1). Der Wille der Majorität gilt nur in den An- 
gelegenheiten der Rhederei. und auch hier giebt es gewisse Grenzen, 
welche theils in der Natur der Sache liegen, theils auf Besonderheiten 
beruhen. Das HG15 führt vier Fälle an. in welchen Einstimmigkeit 
erforderlich ist, nämlich: 

1. bei Beschlüssen, welche eine Abänderung des Rhedereivertrags 
bezwecken ; 

2. bei Beschlüssen, welche den Bestimmungen des Rhedereivertrags 
entgegen sind; 

3. bei Beschlüssen, welche dem Zwecke der Rhederei fremd sind : 

4. zu dem Beschlüsse, einen Correspondentrheder zu bestellen, 
welcher nicht zu den Mitrhedem gehört (Art. 459 Satz 2 = Nieder- 
lande 326)°. 

Ueber die Fälle unter 1 und 2 s. oben unter A, über den unter 4 
§ 26 A. Hier ist nur der dritte Fall zu besprechen. Unter dem Zweck 

5 ROHG XVI 382, XXII 292, RG IX 140. A. Ans. die französische Praxis, s. 
Gresp-Laurin I 352; Desjardins II 155; Valroger I 359, auch Kist V 71 f. 

8 Nicht dagegen gehören hierher die Fälle der Art. 470 al. 2 und 473 al. 2 
letzter Satz, da es sich hier nicht um den Willen der Rhederei in ihren Angelegen- 
heiten handelt. 
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der Rhederei ist hier nichts anderes zu verstehen, als der Zweck jeder 
Rhederei, nämlich Erwerb durch die Seefahrt’. Es gehört dazu also 
zweierlei : 

1. Das Schiff soll Seefahrt betreiben. Einzelne ältere Seerechte 
gingen sogar so weit, dass sie fllr den Fall, wenn die Majorität das 
Schiff liegen lassen wollte, der Minorität gestatteten, es zur Seefahrt, zu 
verwenden 8 . So weit geht das HGB nicht, es giebt der Minorität nur 
das negative Recht, sich jeder anderen Benutzung des Schiffs als der 
zur Seefahrt zu widersetzen. Wollte die Majorität auf ihrem Beschlüsse 
beharren, so würde dies eine Auflösung der Rhederei herbeiftlhren. 

2. Durch die Seefahrt soll Erwerb betrieben werden. Es genügt 
jede Art von Erwerb ®, welche nach den Anschauungen der Interessenten 
eine übliche ist, also nicht nur Transport von Gütern und Personen, 
sondern auch Seefischerei, Bugsirdienst und ähnliches, dagegen kann 
die Majorität die Minorität nicht zwingen, ihrem Antheil am Schiffe 
entsprechend Ladung anzuschaffen, und es würde, wenn sie dies unter- 
lassen hat, die übliche Fracht dennoch unter alle Mitrheder zu ver- 
theilen sein 10 . 

Ausser den im HGB ausdrücklich erwähnten Fällen ist Ein- 
stimmigkeit immer auch dann erforderlich, wenn dem einzelnen Mit- 
rheder ein wohlerworbenes Recht gegenüber der Majorität zusteht. 
Dies ist nicht nur in den oben unter 1—3 genannten Fällen anzu- 
nehmen, sondern unter Umständen” auch dann, wenn es sich 
um Abänderung eines gefassten Majoritätsbeschlusses handelt. Auch 
hier wird man unterscheiden müssen zwischen blossen Verwaltungs- 
akten und solchen Beschlüssen, durch welche dem einzelnen Rheder 
Rechte erwachsen sollen. Eine feste Grenze zwischen diesen beiden 
Arten von Beschlüssen lässt sich indessen nicht ziehen, dagegen kann 



5 And. Ansicht Makower S 497 Anin 15b. 

8 Namentlich die in Anm 2 erwähnten hansischen Bestimmungen. 

* Dem Zwecke der Rhederei fremd ist die Versicherung des Schiffs, s. Des- 
jardins II 161 f., nicht dagegen die Versicherung der Kracht und Ausrüstungs- 
kosten, s. de Wal II Nr 80 unter c und unten S 206. Eine ganz andere Auf- 
fassung herrscht im englischen Recht, hier kann die Minorität überhaupt nicht zur 
Theilnahme an der Ausrüstung des Schifft gezwungen werden. 

10 Vgl. den Fall bei Valin I 579. In älterer Zeit wäre diese Krage anders 
zu entscheiden gewesen, s. S 8 f. und 16. Ebensowenig ist es der Majorität ge- 
stattet das Schiff einem Ausrüster zu vermiethen, s. Sä 23 Anm 1. 

11 Zu weit geht ROHG XVI 382, wonach jeder .Mitrheder berechtigt wäre zu 
verlangen, dass jeder gefasste Majoritätsbeschluss auch ausgeführt werde, und zur 
Umstossung eines solchen Beschlusses Einstimmigkeit aller Mitrheder erforderlich 
wäre, s. auch Desjardins II Nr 381. 
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inan sagen, dass bei Beschlüssen über Vertheilung der Einnahmen und 
Uebemahme von Verbindlichkeiten die Abänderung nach der Beschluss- 
fassung Einstimmigkeit erfordert, selbstverständlich aber nur derjenigen 
Mitrheder, welchen gegenüber der Wille der Rhederei in die Aussen- 
welt getreten, d. h. geäussert ist, da der Wille sonst keine rechtliche 
Bedeutung hat. 

§26. b. Der Correspondentrheder '. 

lim Dritten gegenüber rechtliche Wirkungen zu haben, muss der 
Wille der Majorität in die Aussenwelt treten. Dies kann geschehen 
entweder dadurch, dass die Personen, welche den Willen zu erzeugen 
im Stande sind, gemeinschaftlich handelnd auftreten, oder aber da- 
durch, dass sie Jemanden beauftragen, ihn sei es ihren Mitrhedem, sei 
es dritten Personen zu erklären. Im letzteren Falle kommen die ge- 
wöhnlichen Grundsätze der Stellvertretung zur Anwendung, insbesondere 
muss der Dritte, der der Ithederei gegenül>er Rechte aus einem mit dem 
Vertreter abgeschlossenen Rechtsgeschäft geltend machen will, nach- 
weisen, dass derselbe beauftragt war, ein solches Geschäft einzugehen. 
Besondere Grundsätze haben sich dagegen nusgebildet, wenn ein Corre- 
spondentrheder, d. h. ein ständiger Vertreter der Rhederei bestellt 
worden ist, indem sein Wille auch ohne besondere Beauftragung von 
Seiten der Majorität, ja unter Umständen selbst im Widerspruche mit 
derselben dennoch als Wille der Rhederei zu gelten hat. Die Be- 
stellung dieses Bevollmächtigten, seine Stellung dritten Personen und 
der Rhederei gegenüber sind hier im Zusammenhänge zu besprechen. 



' HOB Art. 459 — 466. preuss. Kntw 898—405. Mot S 221-223. 1. Entw 
409-416, Prot IV 1520—42, VIII 8715—28. 3741-48. 3704 f. 4464—06. 4478 
bis 4480. — Aelteres deutsches Recht: Hans. Recess von 1591, 4. 5, Hans. 
Seer. I 4, 6, V 1, Hand). Stat. II 13, 4, PSR U 2, 12, III 37, Dana. Willk. von 
1761 I 4. 4, 2 f., l’LR II 8 § 1431 f. 1518. — Fremdes Recht: Niederlande 
326 — 340 (beruht z. Th. auf einer amsterdamer V vom 29. Jan. 1754), Norwegen 
5 und 41, Schweden 13—21, Finland 19. 22—26, Russland 714 t, Belgien 10; 
ferner: Italien Cod. p. la mar. merc. 52 — 56, England M. Sh. Act 1876 s. 22. 
35 f. (managing owner). — Literatur, deutsche: Jebens im Centralorgan 
NF I 365 — 391; Lewis. Seerecht I 68 — 81, Handbuch IV 66 — 71: ältere: 
Jaeobsen S 53 ff., dann vor allem: Cropp in Heise und Cropp, Abhandlungen 
I 504— 534; Pöhls I 119 ff.; v. Kaltenborn I 123—135; fremde: Rietveld 
van der Feen, De societatis exercitoriae actore, L. B. 1840; Holtius II 65—75; 
Diephuis n 57 — 63; de Wal II 59 — 65: Kist V 75 — 88; Ilambro § 12; 
Story, Agency Nr 35, Partnership Nr 418; ‘.Abbott S 61 — 63; Muclachlan 
S 182 — 187; Bell I 503 f. ; Parsons I 109 — 114; Desjardins II 9 ff.; Val- 
roger l 361—368. Hinsichtlich vieler Fragen ist auf Abschnitt 8 zu verweisen. 
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Was die historische Entwicklung 2 dieser Art Vollmacht anlangt, so 
ist dieselbe neueren Datums und hat sich innerhalb der germanischen 
Seerechtsgruppe vollzogen; ähnliche Bedürfnisse wurden in früherer 
Zeit in anderer Weise befriedigt, auch im modernen romanischen und 
anglo-amerikanischen Seerecht wird für sie auf andere Weise gesorgt ®. 
Für Deutschland enthielt schon die ältere preussische Gesetzgebung 
angemessene Bestimmungen, maassgebend jedoch wurde einerseits die 
Judicatur des ltlbecker OAG 4 , andererseits das niederländische Recht. 

A. Nach gemeinem deutschen Seerecht ist die Bestellung eines 
Correspondentrheders facultativ. es genügt dazu nicht das Verlangen 
eines Mitrheders , sondern es muss die Majorität dafür sein. Dagegen 
muss nach mecklenburgischem Partieularrecht für jede Rhederei ein 
Correspondentrheder bestellt werden (EV § 51)®. Zur Ernennung einer 
bestimmten Person zum Correspondentrheder genügt ein Majoritäts- 
beschluss, wenn er aus der Zahl der Mitrheder genommen wird, sonst 
ist Einstimmigkeit erforderlich (Art. 459 al. 1). Es kann daher der- 
jenige Mitrheder, welchem mehr als die Hälfte des Schiffs gehört, sich 
selbst wider den Willen der übrigen Mitrheder zum Correspondeut- 
rheder machen. Einer Form bedarf der*Anstellungsvertrag wohl über- 
haupt nicht 6 , ebensowenig ist eine Anmeldung oder öffentliche Be- 
kanntmachung vorgesehen, nur nach mecklenburgischem Particularrecht 
besteht eine Verpflichtung zur Eintragung in das Schiffsregister. Die 
Bestellung kann erfolgen durch ausdrückliche Einräumung der Befug- 
nisse eines Correspondentrheders . oder es kann aus den Umständen 
hervorgehen, dass eine solche beabsichtigt war. Letzteres ist noch 
keineswegs der Fall, wenn die Mitrheder Jemandem den Auftrag geben, 
sie für einzelne bestimmte Geschäfte oder an einem l>estimmten aus- 
wärtigen Orte zu vertreten, wohl alter, wenn Jemand zum ständigen 
Vertreter am Orte des Heimathafens bestellt wird 7 . Die Bestellung 
zum Correspondentrheder erlischt durch den Tod desselben, Concurs- 
erklärung über ihn und Eintritt der rechtlichen oder thatsächliehen 



* Ucber dieselbe vgl. Cropp a. ü. S 504 ft'. 

5 Erat in neuester Zeit scheinen auch hier ähnliche Grundsätze zur An- 
erkennung zu gelangen. Vorher wandte man die Grundsätze der gewöhnlichen 
Stellvertretung an. Vgl. Lewis, Seerecht I 72 Anm 1. 

4 Entsch. vom 20. Oct. 1823 (Bade c. Berend Rosen). Eigenthümliche Grund- 
sätze galten und gelten z. Th. noch in Mecklenburg, a. rostocker Sammlung I 3 — 8. 

6 Ueber die Rechtsfolge der Unterlassung ist nichts bestimmt. 

* Da der Correspondentrheder regelmässig Kaufmann ist oder ein solcher wird, 
so gilt die Regel von der Eormlosigkeit der Handelsgeschäfte. 

7 ROHG XVII 235. 
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Unfähigkeit zur Vermögensverwaltung, Ablauf einer etwa vorgesehenen 
Zeit und durch Widerruf. Der Untergang des Schiffs entzieht ihm 
zwar seine Vertretungsbefugniss Dritten gegenüber nicht völlig 8 , gleich- 
viel ob der Dritte den Untergang kannte oder nicht kannte, dagegen 
wird der Umfang derselben ein beschränkterer, sobald der Untergang 
des Schiffes bekannt geworden ist. Aehnliehe Grundsätze gelten, 
wenn die Rhederei aus anderen Gründen aufgelöst wird. Obwohl der 
Correspondentrheder meist in dem Verhältnisse eines socius zu den 
übrigen Mitrhedem steht, ist doch auch in diesem Falle seine Stellung 
nach den Grundsätzen des Mandats geregelt, und es steht daher der 
Majorität der Widerruf der Bestellung jederzeit frei, ebenso jedem 
Mitrheder dann, wenn er nicht aus der Zahl der Mitrheder bestellt 
worden ist (Art. 459 al. 2). Erfolgte der Widerruf in diesen Fällen 
ohne Grund, so hat er das Recht Entschädigung zu verlangen, die 
Höhe derselben wäre eventuell durch richterliches Ermessen zu be- 
stimmen. Der Anspruch steht ihm zu gegen säinmtliche Mitrheder pro 
rata, während diejenigen, welche den Widerruf nicht bewirkt haben, 
unter Umständen Regress gegen die übrigen nehmen können. 

B. Dritten Personen gegenüber hat der Correspondentrheder ge- 
setzliche Befugnisse, welche von dem Inhalte des Anstellungsvertrags 
abweichen können. Diese Befugnisse stehen ihm zu, so lange er 
Correspondentrheder ist, aber nicht länger ; der Dritte, der mit ihm als 
solchem contrahirt, hat daher eine Erkundigungspflicht und eventuell 
zu beweisen, dass sein Contrahent zur Zeit des Vertragsabschlusses 
Correspondentrheder war, kann er das nicht, so kann er sich an den 
Correspondentrheder persönlich als an einen falsus procurator halten. 
Eine Abweichung gilt in Mecklenburg: hier kommt es auf die Löschung 
im Schiffsregister an; so lange dieselbe nicht bewirkt ist, bleibt die 
Rhederei dem Dritten verpflichtet, wenn sie nicht im Stande ist, das 
Wissen oder Wissenntüssen desselben zur Zeit des Vertragsabschlusses 
nachzuweisen, während der Grundsatz des Art. 25 al. 3 keine An- 
wendung findet, 

I. Was den Umfang der Befugnisse des Correspondentrheders 
anlangt, so waren darüber die Ansichten vor dem Erlasse des HGB 
getheilt. Die einen fassten seine Stellung enger auf, indem sie als 
den Hauptzweck seiner Bestellung die Vereinfachung der Geschäfts- 
führung ansahen; es solle zwar Jemand vorhanden sein, der für das 
Interesse der Rheder wache; dies Interesse selbst sei demselben aber 

* Es gelte» ähnliche Grundsätze, wie die in § 24 C 4 dargestellten. And. 
Ansicht das AG Celle bei Seuffert XXIV Nr 70 imd Lewis, Seerecht I 70. 
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keineswegs zur Disposition gestellt. Daher habe derselbe stets, sobald 
eine wichtige und zweifelhafte Angelegenheit in Frage stände, die 
Rheder zusammenzurufen und einen Beschluss derselben zu veranlassen. 
Dieser namentlich von Gropp“ vertretenen Ansicht stand eine zweite 
gegenüber, die in dem Correspondentrheder einen mit voller Gewalt 
bekleideten Stellvertreter der Eigenthümer des Schiffs erblickte und 
demselben auch da, wo die übrigen Rheder anwesend sind, die Be- 
fugniss zu allen denjenigen Handlungen zuschrieb, welche das gemeine 
Recht, ohne zwischen den Fällen der Anwesenheit und der Abwesenheit 
der Rheder zu unterscheiden, dem Schilfer einräumt, und welche direct 
oder indirect die Betreibung des Frachtverdienstes mit dein Schiffe 
zuin Gegenstände haben. Diese zweite Ansicht ist von dem HGB 
adoptirt worden, welches gleichzeitig das Verhältniss des Correspon- 
denlrheders zu den Mitrhedem von dem zu dritten Personen scharf 
sonderte und bei Regelung des ersteren jene von Cropp vertretene 
Ansicht zu Grunde legte. Das allgemeine Princip, welches das HGB 
hinsichtlich des Umfangs seiner Befugnisse dritten Personen gegenüber 
aufstellt, geht dahin, dass er kraft seiner Bestellung befugt isjt, alle 
Geschäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, welche der Geschäfts- 
betrieb einer Rhederei gewöhnlich mit sich bringt (Art. 460 al. 19). 
Unter dem Geschäftsbetriebe einer Rhederei ist zu verstehen derjenige 
irgend einer Rhederei, es steht daher der Correspondentrheder in der 
Mitte zwischen dem Procuristen, der ermächtigt ist zu allen Geschäften 
und Rechtshandlungen, welche der Betrieb irgend eines Handels- 
gewerbes überhaupt mit. sich bringt, und dem Handlungsbevoll- 
mächtigten, der zur Vornahme aller Geschäfte und Rechtshandlungen 
befugt ist, welche der Betrieb eines derartigen Handelsgewerbes 
u. s. w. gewöhnlich mit sich bringt. Nach Feststellung des Grund- 
princips führt das HGB zunächst eine Reihe besonders wichtiger Ge- 
schäfte auf, welche darunter fallen sollen, und schliesst daran eine 
Reihe anderer Rechtshandlungen an, welche als nicht darunter be- 
griffen zu betrachten sind. 

1. Von den ersteren werden folgende erwähnt: 
a. Der Correspondentrheder ist ermächtigt, alles vorzunehmen, 
was sich auf die Ausrüstung, Erhaltung und Verfrachtung der Schiffe 
bezieht (Art. 460 al. 2). Unter Ausrüstung sind alle diejenigen Ge- 
schäfte begriffen, deren Vornahme nöthig ist, um ein von dem Er- 
bauer abgeliefertes Schiff in den Stand zu setzen, eine bestimmte 



9 A. a. 0. S 518 ff., s. auch 513 ff., vgl. ferner Buchka und Budde, 
Kntsch. VI 193. 
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Reise zu unternehmen! In diesem weiteren Sinne gehört darunter 
demnach auch die Austeilung des Schiffers und der Schiffsmannschaft. 
Die Anstellung des ersteren erwähnt das HGB besonders (Art. 460 
al. 4), auch die Annahme der letzteren kann rechtsgiltig durch den 
Correspondentrheder erfolgen 10 , gewöhnlich aber geschieht sie durch 
den Schifter, welcher zu derselben auch im Heimatshafen befugt ist 
(Art. 495). Zur Ausrüstung im engeren Sinne gehört vor allem die 
Anschaffung des Schiffsinventars und des zu der Reise nöthigen I*ro- 
vinnts. Zu allen diesen Anschaffungen ist der Correspondentrheder 
befugt, ja, wenn das Schiff sich im Heimatshafen befindet, der Rhederei 
gegenüber auch verpflichtet (Art. 464), da der Schiffer hierzu einer 
besonderen Vollmacht bedürfen würde. Zur Erhaltung des Schiffes 
gehören vor allein die Reparaturen: solche vornehmen zu lassen ist 
der Correspondentrheder im Verhältniss zu Dritten ganz all- 
gemein befugt, selbst aussergewöhnliehe Reparaturen gehören zum ge- 
wöhnlichen Rhedereibetriebe 11 . Unter Verfrachtung ist nicht nur der 
Abschluss von Frachtverträgen zur Beförderung von Personen oder 
Gütern zu verstehen, sondern auch der von Bugsirverträgeu, ja man 
wird ihm die Befugniss. Verträge über Bergung und Hilfeleistung in 
Seenoth ( Art. 743 und 751) abzuschliessen, nicht nur dann, wenn der 
Zweck der betreffenden Rhederei ein derartiger ist, sondern ganz all- 
gemein zugestehen müssen 13 . 

b. Der Correspondentrheder ist berechtigt. Fracht, Ausrtistungs- 
kosten und Havereigelder zu versichern, darüber s. unter 2 c. 

c. Der Correspondentrheder ist zur Empfangnahme von Geldern 
legitimirt, soweit dieselbe mit dem gewöhnlichen Geschäftsbetriebe in 
Verbindung steht. Diejenigen Zahlungen liberiren daher den Schuldner 
der Rhederei, welche auf Grund von Rechtsgeschäften erfolgen, die 
zum gewöhnlichen Geschäftsbetriebe einer Rhederei gehören, daher 
die Zahlung von Frachtgeldein, nicht aber ganz allgemein die Zahlung 
von Kaufgeldern im Sinne des Art. 776 ia . 

d. Den gleichen Umfang wie seine Vertretungsbefugniss überhaupt. 



10 Vgl. ROHG VIII 343. 

11 Dies geht aus Art. 463 al. 2 hervor. Eine aussergewöhnliehe Reparatur 
liegt jedoch nicht mehr vor, wenn das Schiff als rcparaturunwUrdig condemnirt ist 

13 Denn es gieht Rhedereien, in deren Geschäftsbetrieb solche Verträge ge- 
wöhnlich Vorkommen: da nun der Correspondentrheder alle Geschäfte vornehmen 
kann, welche der lletrieb irgend einer Rhederei gewöhnlich mit sich bringt, kann 
jeder Correspondentrheder solche Geschäfte rechtsgiltig abschliessen. 

11 Die letztere Frage ist danach zu entscheiden, welche liefugnisse man dem 
Correspondentrheder im I,i<|uidationsstadium zuschreibt. 
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hat die Befugiiiss des Correspondentrheders, die Rhederei vor Gericht 
zu vertreten. Innerhalb jener Grenzen darf er daher Klagen anstellen 
und kann ihm der Einwand der mangelnden Activlegitimation nicht 
entgegengesetzt werden. Ob und wie weit er auch verpflichtet 
ist, die Rhederei vor Gericht zu vertreten, wenn dieselbe verklagt 
wird, ist im HGB nicht ausdrücklich entschieden, und das Reichsge- 
richt (RG I 295 — 299) hat die Frage mit Bezugnahme auf eine Stelle 
der Protokolle (VIII 3743) und den Sprachgebrauch des 1IGB ganz 
allgemein verneint. So unbequem diese Ansicht für die Praxis sein 
mag 14 , wird man sich ihr doch im allgemeinen anschliessen müssen, 
dagegen wird für das mecklenburgische Particularrecht wegen der 
obligatorischen Bestellung des Correspondentrheders das Gegeutheil 
anzunehmen sein, auch wird man berechtigt sein, den § 159 der CPO 
zur analogen Anwendung zu bringen 1 ", so dass Zustellungen in den 
durch den gewöhnlichen Rhedereibetrieb hervorgerufenen Rechtsstreitig- 
keiten an ihn mit gleicher Wirkung, wie an die einzelnen Mitrheder 
erfolgen. So weit die Befriedigung aus der fortune de terre der ein- 
zelnen Mitrheder gesucht wird, ermöglicht eine Verurtheilung des 
Correspondentrheders , auch wenn derselbe die Prozessführung über- 
nommen hat, eine Zwangsvollstreckung nur gegen diejenigen Mit- 
rheder, welche in dem.Urtheile oder in der demselben beigefügten 
Vollstreckungsclausei namentlich bezeichnet sind (CPO § 071), schafft 
dagegen Rechtskraft auch gegen die übrigen. 

e. Endlich hat der Correspondentrheder die Befugniss, den Schiffer 
anzustellen und zu entlassen (Art. 460 al. 4). Dieses Recht wurde ihm 



14 Wenn das Reichsgericht das Gegentheil unniinmt mit Rücksicht darauf, 
dass aus dem Schiffsregister ersichtlich sei, wer Mitrheder ist, so ist diese Be- 
hauptung offensichtlich unrichtig, denn wer als Mitrheder haftbar ist. das richtet sich 
nach den Bestimmungen der Art. 471 und 474 al. 2, wonach nur der Correspondent- 
rheder in der Lage ist, stets zu wissen, wer zu belangen ist Auch wenn man an- 
nimmt, dass der im Schiffsregister Eingetragene wenigstens prima facie belangt 
werden kamt — vgl. § 21 V, lies. Anm 12 — , so cessirt seine Haftung als Mit- 
rheder doch, sobald er nachweist, dass die Mittheilung (Art. 471 al. 1) an den 
Correspondentrheder erfolgt war. Es liegt hier also der Fall ganz anders, als hin- 
sichtlich des Procuristen: wer als Principal des letzteren haftet, kann aus dem 
Handelsregister ersehen werden, wen der Correspondentrheder verpflichtet hat, da- 
gegen nicht. Die Parallele des Reichsgerichts auf S 296, welche Lewis I 74 
reproducirt, ist durchaus schief. Der letztere Schriftsteller findet diese Ansirht 
jetzt sogar „natürlich“, also selbstverständlich, nachdem er in der ersten Auflage 
I 55 das stricte (regentheil behauptet hatte. — Nach dem Reichsgerichte kämen 
die Mitrhcder nicht in mora accipiendi, wenn der Correspondentrheder die Annahme 
einer Zahlung grundlos verweigerte. 

111 And. Ansicht Lewis 1 74 Anm 2. 
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namentlich mit Rücksicht auf die aussergewöhnlichen Fälle, in denen 
schnelles Handeln von Nöthen, beigelegt Der Schiffer, welcher von ihm 
ohne Grund entlassen ist, kann daher seine Entschädigungsansprüche 
gegen sämmtliche Mitrheder pro rata ihrer Schiflsparten geltend machen. 
I »er Correspondentrheder hat sodann auch die ausschliessliche Befugniss, 
dem Schiffer Anweisungen zu ertheilen (Art. 460 al. 4); neben den- 
selben sind die Anweisungen einzelner Mitrheder unbeachtlich 16 , der 
Schiffer ist nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, dieselben 
zu ignoriren, wenn sie mit denen des Corrospondentrheders eollidiren. 
Hat der Schiffer daher auf seine Anweisung hin gehandelt, so wird er 
von der Haftung im Sinne des Art. 478 f. sämmtliehen Mitrhedem 
gegenüber befreit. Nur dann braucht der Schiffer dem Correspondent- 
rheder nicht zu folgen, wenn ihm von Seiten der Mitrheder ein Ma- 
joritätsbeschluss mitgetheilt wird, der den Anweisungen jenes wider- 
spricht. Ist daher ein Mitrheder Eigentümer von mehr als der Hälfte 
des Schiffes, so gehen seine Anordnungen als Majoritätsbeschlüsse den- 
jenigen des Correspondentrheders vor. 

2. Während der Correspondentrheder im allgemeinen zur Vor- 
nahme von Geschäften und Rechtshandlungen keinerlei Specialvoll- 
macht bedarf (Art. 460 al. 6), wie sie namentlich das mecklenburgische 
Recht vor Erlass des HGB in gewissen Fällen verlangte, führt dasselbe 
eine Reihe von Rechtsgeschäften einzeln auf, deren Vornahme durch 
den Correspondentrheder ohne eine ihm von Seiten der Rhederei oder 
einzelner Mitrheder erteilte Vollmacht die Mitrheder nicht verpflichtet. 
Theilweise bilden diese Fälle Ausnahmen von dem Grandprincip, auch 
ist zu beachten, dass, während im .allgemeinen die Vertretungsbefugniss 
des Correspondentrheders umfangreicher oder ebenso umfangreich ist 
wie die des Schiffers, durch die zu erwähnenden Beschränkungen auch 
der Fall gegeben wird, dass die Befugnisse des Schiffers grössere sind. 
Sollten die Mitrheder den Correspondentrheder beauftragt haben, auch 
die zu erw ähnenden Geschäfte in ihrem Namen vorzunehmen, so kämen 
die gewöhnlichen Mandatsgrundsätze zur Anwendung 17 . Das HGB er- 
wähnt folgende Geschäfte: 

a. Die Eingehung von Wechselverbindlichkeiten und die Auf- 
nahme von Darlehen im Namen der Rhederei oder einzelner Mit- 
rheder. Beide Geschäfte kommen im Rhedereibetriebe häufig vor, der 
Correspondentrheder hat dieselben aber in eigenem Namen, wenn auch 



'* Vgl. schon PSR II 12. S. ferner Buchka und Budde VI 193 ff. 

11 Dem Mandat steht gleich ein pactum adjectum des Khedereivertrags lind 
ratihabirte negotiorum gestio, vgl. HÜHC VIII 63 ff. 
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für Rechnung der Rhederei vorzunehmen 19 . Uebpr die Rechte, die 
er dann erwirbt, s. § 27. 

b. Der Verkauf und die Veqtfändung des Schiffe oder einzelne 
Schiffeparten. Das letztere versteht sich von selbst, dagegen hat unter 
gewissen Voraussetzungen der Schiffer das Recht, das ganze Schiff zu 
verkaufen und zu verpfänden (verbodmen). Eine Anweisung, die der 
Correspondentrheder in diesen Fällen dem Schiffer geben würde, wäre 
rechtlich irrelevant , der Verkauf bezw. die Verbodmung wäre immer 
nur dami reehtsgiltig , wenn jene Voraussetzungen vorhanden wären 
(Art. 499, 497 und 681). 

c. Die Versicherung des Schiffs oder einzelner Schiifeparten. Wie 
wir gesehen haben, betrachtet das HGB den Versicherungsvertrag als 
einen durchaus selbständigen Vertrag, das Versicherungsrecht als eine 
selbständige Rechtsmaterie. Deshalb ist dem Correspondentrheder der 
Abschluss von Versicherungsverträgen nur dann gestattet, wenn der- 
selbe nach der Anschauung des Verkehrs zur Sicherung des Rhederei- 
betriebs geboten ist. Dies ist aber nicht der Fall hinsichtlich der 
Cascoversicherung , da viele Mitrheder, besonders solche, welche au 
vielen Schilfen betheiligt sind, gar nicht die Absicht haben, ihre Schiffs- 
parten zu versichern, sondern das Risico dadurch mindern, dass sie an 
mehreren Schiffen Antheile erwerben; deshalb ist der Correspondent- 
rheder nicht berechtigt, das Schiff selbst versichern zu lassen. Ueber- 
wiegende Gründe der Zweckmässigkeit sprachen für die entgegen- 
gesetzte Entscheidung, soweit es sich um die Versicherung der Fracht, 
der Ausrüstungskosten und der Havereigelder handelt. Da in vielen 
Fällen die einzelnen Mitrheder erst lange nach Abschluss von Fracht- 
verträgen und der Vornahme derartiger Verwendungen Keuntniss von 
denselben erlangen 19 , würden sie schutzlos dastehen, wenn nicht der 
CorresjKjndentrheder die Bcfugniss hätte, die Gefahr solcher Verluste 
abzuwenden und einen Gewinn zu sichern dadurch, dass er die Aus- 
rüstungskosten, die Heuer, die Havereigelder, die Fracht, soweit sie 
nicht schon in der Versicherung der vorher genannten Gegenstände 
begriffen ist, versichert. Eine solche Versicherung ist übrigens nicht 



19 Das Gesetz will es verhüten, dass die rein formalen Beziehungen des 
Wcchsclgeschäfts zwischen den Mitrhcdem, welche die zu Grunde liegenden ma- 
teriellen Verhältnisse nicht zu übersehen vermögen, und dritten Personen zur 
Existenz kommen. Heim Darlehen liegt die Sache insofern ähnlich, als die Mit- 
rheder erst bei der Kechnungslegimg ersehen können, wie gross die Höhe eines 
solchen hat sein müssen. Vgl. auch KOHG XXV 49 f. 

19 Auch ist von Bedeutung, dasB der einzelne Mitrheder Dritten gegenüber 
keine directen Rechte hat, s. § 28 A III. 
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stls Versicherung für fremde Rechnung aufzufassen, da der Correspon- 
dentrheder zu derselben gesetzlich legitimirt ist (Art. 460 al. 2) 20 . 
Regelmässig wird übrigens auch eine Verpflichtung zuin Abschliessen 
solcher Verträge auf Seite des Correspondentrheders der Rhederei 
gegenüber bestehen 31 , doch kann der geiiusserte oder präsumtive 
Wille der Rhederei ein anderer sein. 

II. Hat der Correspondentrheder innerhalb seiner gesetzlichen 
Befugnisse ä * gehandelt, so kann die Rhederei nur dann einwenden, 
dass die von demselben Dritten gegenüber vorgenommenen Rechts- 
geschäfte sie nichts angehen, wenn sie lieweist (Art. 462): 

1. dass sie die gesetzlichen Befugnisse desselben dahin beschränkt 
habe, sei es ganz allgemein oder für einen concreten Fall, sei es bei 
seiner Bestellung oder später; 

2. dass diese Beschränkung dem I »ritten zur Zeit des Abschlusses 
des Geschäfts bekannt war. und diesem Fall ist der gleiclizustellen, 
wenn ihm dieselbe hätte bekannt sein müssen (Brot IV 1531 f.)*®. 

III. Ist dies nicht der Fall, so wird die Rhederei durch ein 
Rechtsgeschäft, welches der Correspondentrheder als solcher innerhalb 
der Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse abgeschlossen hat, dem 
Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet , und zwar letzteres in 
gleichem Umfange, als wenn das Geschäft von den Mitrhedem selbst 
abgeschlossen worden wärt» (Art. 461), während ztrischen dem Dritten 
und dem Correspondentrheder als solchem an und für sich weder 
Rechte noch Verbindlichkeiten entstehen. Hieraus folgt: 

1. die Rhederei haftet nur für Rechtsgeschäfte des Corres] tondent- 
rheders, nicht für Delicte desselben, vgl. auch Prot IV 1580 f.; 

2. der Correspondentrheder muss als solcher, d. h. als Stellver- 
treter contrahirt haben, dazu genügt Bezugnahme auf ein bestimmtes 
Schiff, die Namen der einzelnen Mitrheder brauchen nicht genannt zu 
werden (Art. 461 al. 1). Tritt er als Bote auf oder contrahirt er in 

>0 Vgl. HOHO XV 119 — 122. Dagegen wird bei der Versicherung von Schifls- 
parten durch den Correspondentrheder eine Versicherung für fremde Rechnung vor- 
liegen (Art. 786 f.)k 

*' Niederlande 334. Vgl. KOHG YÜI 66. XV 118 f. 

** Contrahirt der Correspondentrheder als solcher ausserhalb seiner gesetz- 
lichen Befugnisse , so hat der Dritte gar kein Klagrecht, auch nicht gegen den 
Correspondentrheder als falsus procurator, da der Umfang der Vertretungsbefugniss 
gesetzlich feststeht (Art- 65 al. 2 , 298 al. 2). Anders ist diese Krage beim 
Schiffer zu entscheiden, s. § 37 III 3. 

Ja And. Ansicht Laband in der Z f. I1R X 29; Jebens a. 0. S 384; 
s. aber Lewis 1 77 und unten $ 37 IV 2. 
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eigenem Namen 24 oder als Spedalmandatar säinmtlirher oder einzelner 
Mitrheder, so gelten die allgemeinen Grundsätze; 

3. hat der Correspondentrheder als solcher gehandelt, so werden 
berechtigt diejenigen Personen, die zur Zeit des Handelns Mitrheder 
waren, s. darüber tj 28 B, sie können aber dieses Recht Dritten gegen- 
über nicht einzeln geltend machen, s. § 28 A HI. Soweit es sich 
um eine Verpflichtung handelt 25 , ist die Frage, ob eine Haftung mit 
der fortune de iner oder unbeschränkte eintritt, danach zu beurtheilen, 
welche Art der Haftung eingetreten wäre, wenn die Rheder selbst ge- 
handelt hätten 26 . 

C. Gegenüber der Rhederei hat der Correspondentrheder die 
Stellung eines Mandatars mit weitgehenden Befugnissen. Infolge- 
dessen hat er nicht das Recht, dem sei es allgemein, sei es in 
einem concreten Falle ausgesprochenen Willen der Rhederei entgegen 
zu handeln, sondern hat denselben zur Ausführung zu bringen. Im 
übrigen hat er zwar im allgemeinen auch gegenüber der Rhederei 
dieselben Befugnisse wie gegenüber Dritten, doch darf er gewisse 
Handlungen, das Veranstaltern von neuen Reisen 27 und Unternehmun- 
gen, die Vornahme aussergewöhnlicher Reparaturen, die Anstellung 
und Entlassung des Schiffers, nicht selbständig vornehmen, sondern 
hat vorher die Beschlüsse der Rhederei einzuholen (Art.. 463). Bei 
der Vornahme aller Handlungen in den Angelegenheiten der Rhederei 28 
ist er verpflichtet die Sorgfalt eines ordentlichen Rheders anzuwenden 
(Art. 464), d. h. er haftet für abstracte, nicht hlos für concrete 
culpa. W r ann diese Sorgfalt nicht angewendet ist, kann nur aus den 



84 Der Kall, dass der Correspondentrheder in eigenem Namen für Rechnung 
der Mitrheder contrahirt. wird bei gewissen Geschäften der regelmässige sein: die 
Anschauungen des Verkehrs, welche hier andere sind, als hinsichtlich des Schiffers, 
werden dabei zu beachten sein. 

85 lieber die ältere Rechtsprechung s. Asher, Rechtsfälle 1 98—108. 

86 Das Ci tat Art. 452 ist von Bedeutung einmal wegen der Nr 2 dieses Ar- 
tikels und sodann insofern, als ein Verschulden des Correspondentrheders in An- 
sehung der Vertragserfüllung (Art. 452 al. 2) den Mitrhedem pnyudicirlieh ist. 
Dagegen wird man den Correspondentrheder nicht für befugt halten dürfen einen 
Gewährleistungsvertrag (Art 452 al. 2) abzuschliessen , da derartige Verträge un- 
gewöhnliche sind. Ganz allgemein blosse Haftung mit der fortune de mer gilt nach 
niederländischem Recht Art 335. 

87 Vgl. ROHG XXII 290 f. Dem Majoritätsbeschluss steht Ratihabition gleich 
mit der Maassgabe, dass auch bei letzterer die Mehrheit die Minderheit bindet 
ebenda S 295. 

88 Bei Rechtsgeschäften ist es gleichgiltig, ob er sie in eigenem Namen oder 
als Correspondentrheder vorgenommen hat, s. auch Lewis I 78 f. 
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Umständen des einzelnen Falles mit Berücksichtigung der in den 
Interessentenkreisen herrschenden Anschauungen entnommen werden. 
Einzelne besondere Vorschriften enthält das HGB: 

1. Der Correspondentrbeder hat über seine die. Rhederei be- 
treffende Geschäftsführung abgesondert Buch zu führen und die dazu 
gehörigen Beläge aufzubewahren (Art. 4G5 Satz 1), er darf also die 
Buchführung der Rhederei nicht mit der über seine eigenen Handels- 
geschäfte, noch weniger mit der anderer Personen, insbesondere des 
Schiffers, vermischen ; es genügt indess vollständige innere Absonderung 
der Buchführung, das Halten besonderer Bücher ist nicht unbedingt 
erforderlich. 

2. Der Correspondentrheder muss jedem Mitrheder, aber nur 
auf dessen Verlangen 4B , Kenntniss von allen Verhältnissen geben, 
die sich auf die Rhederei beziehen (Art. 465 Satz 2). Insbesondere 
ist er verpflichtet , alle diejenige Auskunft zu ertheileu, welche den 
Mitrheder in den Stand setzt, seine I’art zu versichern und die ihm 
dabei obliegende Anzeigepflicht zu erfüllen: er muss demnach von 
allen das Schiff, die Reise und Ausrüstung angehenden Verhältnissen 
Nachricht geben und vor allein das Auslaufen des Schiffs anzeigen. 
Unter Umständen kann er hierzu auch, ohne dass die Mitrheder es 
besonders verlangen, verpflichtet sein . nämlich dann, wenn er eine 
solche Verpflichtung ausdrücklich übernommen hat und wenn in dem 
betreffenden Hafen, ja selbst auch nur in der betreffenden Rhederei 
eine solche Anzeige üblich ist 80 . 

3. Er hat jedem einzelnen Mitrheder jederzeit die Einsicht der 
die Rhederei betreffenden Bücher, Briefe und Papiere zu gestatten 
(Art. 465 Satz 3). 

4. Endlich ist er verpflichtet, jederzeit auf Beschluss der Rhederei 
derselben Rechnung zu legen 81 . Erforderlich ist hierzu ein Majoritäts- 
beschluss; auch wenn ein solcher nicht zu erreichen ist, besteht 
jedem einzelnen Mitrheder gegenüber die aus dem Mandatsverhältniss 
entspringende Veqiflichtung zur Rechnungsablegung selbstverständlich 
fort, auch kann die Majorität durch einen Beschluss der Minorität 
nicht das Recht rauben, bereits begründete Schadensersatzausprüche 
dem Correspondentrheder gegenüber geltend zu machen (Art. 466). 

5. In Bezug auf die Rechte der Mitrheder an der Schiffsjiart des 

29 So auch Ni cdcr lande 337. 

20 Vgl. OTr XXII 52, Jebcns a. 0. S 38s . auch Koch zu Art 465 und 
Striethorst III 333 ff. 

21 Niederlande 338-340. 

Binding, Handbuch. III. 3. 1: Wagner. Seerecht, 1. 14 
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Corrcspondentrheders ist jetzt S? 44 der ConcO maassgebend 32 , darüber 
s. tj 23 B. 

Die Frage, ob der Correspondentrheder für seine Geschäftsführung 
eine Geldentschädiguug zu erhalten hat, ist zunächst nach dem zwi- 
schen ihm und der Rhederei abgeschlossenen Anstellungsvertrage zu 
entscheiden. Enthält derselbe keine Bestimmungen, so ist ein Unter- 
schied zu machen, je nachdem er Kaufmann ist oder nicht. Im ersteren 
Falle kann er ohne weiteres eine Provision beanspruchen (Art. 290 
al. 1), im letzteren nur dann, wenn die Erhebung einer solchen in 
dem Heimatshafen des Schiffs üblich ist, was wohl überall der Fall 
sein wird. Auch über die Höhe der Provision entscheidet in Ermange- 
lung besonderer vertragsmässiger Abmachungen der Ortsgebraueh. 

tj 27. Verbindlichkeiten der einzelnen Mitrheder der 
Majorität gegenüber. 

Jeder Mitrheder ist seinen Mitrhedern gegenüber verpflichtet, nach 
Verhältniss seiner Schiffspart zu den Ausgaben der Rhederei, ins- 
besondere zu den Kosten der Ausrüstung und der Reparatur des 
Schiffes beizutragen (Art. 467 al. 1). Ueber die Art der Ausgaben 
entscheidet die Majorität der Mitrheder, bezw. der Corres|>ondent- 
rheder, wenn er innerhalb der Grenzen seines Mandats thätig ge- 
worden ist. Der Majorität steht insbesondere auch das Recht zu, die 
Minorität zu zwingen, Gläubiger aus ihrer fortune de terre zu be- 
friedigen, denen an sich nur die fortune de mer verhaftet ist, doch 
haben die der Minorität angehörigen Mitrheder in diesem und einigen 
anderen Fällen besondere Rechte, s. jj 29. Für den Seeverkehr ist 
es von Wichtigkeit, dass die erforderlichen Beiträge der Mitrheder 
unverzüglich eingchen, und es haben daher die meisten älteren und 
neueren Seerechte 1 Vorsorge für den Fall getroffen, dass die Mit- 
rheder mit der Leistung derselben in Verzug gerathon. Die älteren 
Seerechte geben meist dem Schiffer, zuweilen nur auf Grund einer 
Genehmigung der Mitrheder, das Recht, das Geld verzinslich aufzu- 
nehmen und die Part des säumigen Mitrheders zu verbodmen. Viele 
Seerechte verlangen eine vorhergehende gerichtliche Autorisation, die 
aber meist schon auf einseitigen Antrag des Schiffers ertheilt zu wer- 

32 Vgl. prcuss. Kntw zum HOB 405 und Niederlande 332. 

' Vgl. Cons. eap. 3 (= Tortosa 4) und 195, Hans. Ree. von 1591 Art. 57. 
Hans. Seer. V 7, Ord. de la mar. II 1, 18, Scliwed. Seer. III 2, PSR II 6 vgl. I )anz. 
Willk. I 4. 1, 7 und 4. 2, Sckwed.-Ponun. Seer. III 2, Ord. von Bilbao 24 , 35. 
Frankreich 233, Niedert 342. Spanien 643, Belg. 23, Italien 507, Norwegen 11. 
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den pflegt. Das deutsche HUB sieht liier wie in den meisten sonstigen 
Fällen von einer Mitwirkung gerichtlicher Behörden ab, ebenso aber 
auch von einer Verbodmung, da es die uneigentliche Verbodmung 
überhaupt nicht kennt; dagegen giebt es jedem Mitrheder das Recht 
in Vorschuss zu gehen und die Schiffspart des betreffenden Rheders 
bis zum Betrage jenes Vorschusses versichern lassen zu dürfen (Art. 
467 al. 2). Im einzelnen gelten hierüber folgende Bestimmungen: 

1. In Vorschuss zu gehen mit den in Art. 467 al. 2 festgesetzten 
besonderen Wirkungen ist zwar nach den Wollen des HUB nur der 
Mitrheder, daher der Correspondentrheder nur, wenn er zugleich Mit- 
rheder ist, berechtigt, doch versteht es sich von selbst, dass auch der 
Correspondentrheder, welcher nicht Mitrheder ist, die gleichen Rechte 
hat, mag er nun im Namen aller übrigen Mitrheder in Voischuss gehen, 
oder in eigenem Namen für Rechnung der Rhederei -. Ist es der 
Schiffer, der in Vorschuss geht, so ist überdies die Vorschrift des 
Art. 501 zu beachten. 

2. Durch das In-Vorschuss-gehen entsteht für den Vorschiessenden 
in allen Fällen ein versicherbares Interesse (Art. 467 al. 2 und 782) 
hinsichtlich der lietreffendeu Schiffspart. Würde der Fall eintreten. 
dass nach dem Versicherungsverträge der Versicherer den Vorschuss 
zu bezahlen hätte, so würden mit der Bezaldung die Rechte des Vor- 
schiessenden gegen den betreffenden Mitrheder auf den Versicherer 
übergehen (vgl. Art. 808 und 809). 

3. Ist der Mitrheder, für welchen in Vorschuss gegangen wird, 
überdies mit Leistung seines Beitrags in Verzug, so hat er vom Zeit- 
punkte des In-Vorschuss-gehens an gesetzliche Zinsen zu entrichten. 
Die Höhe dieser Zinsen beträgt 6 Proc. jährlich (Art. 287 al. 2). Ist 
der Mitrheder nicht in Verzug, so kann der in Vorschuss gehende 
Mitrheder selbst dann nicht Zinsen verlangen, wenn er Kaufmann ist 3 . 

4. Hat der in Vorschuss gehende Mitrheder sein Interesse versichert, 
so muss der säumige Mitrheder die Kosten der Versicherung ersetzen. 
Der Verzug des Mitrheders ist daher nur von Bedeutung für die Er- 
stattung der Zinsen und Kosten, nicht aber relevant in Betreff der Frage, 
ob überhaupt ein versicherbares Interesse vorhanden sei: ein solches 
besteht schon durch den geleisteten Vorschuss, ROHU XV 115 — 117. 

* Vgl. auch Prot IV 1510 f.. VIII 3721, Lewis I 83, mecklenb. KV § 54, 
KOI IG XV 116. 

* Auf Art. 290 al. 2 kann man sich » egen der in § 16 I auseinandergesetzten 
Gründe nicht berufen. Auch kommt Art. 4C>0 al. 5 in Betracht, wonach dem Corre- 
si>ondentrheder die Aufnalune von Darlehen untersagt ist : diese Bestimmung würde 
illusorisch werden, wenn er ohne weiteres Darlehnszinsen berechnen dürfte. 

14* 
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5. Soweit uugetheiltes Gesellschaftsvermögen besteht 4 , kann jeder 
Mitrheder beim Coneurse des Mitrheders, für den er in Vorschuss ge- 
gangen ist, sich auf das Vorzugsrecht des § 44 der ConcO berufen, 
durch welches selbstverständlich die Rechte der Schiffsglilubiger nicht 
beeinträchtigt werden können. 

6. Hierdurch ist auch die clausula salvatoria, welche der Art 467 
al. 2 für die Landesgesetzgebung macht, praktisch grösstentheils be- 
deutungslos geworden, zumal nur die mecklenburgische Gesetzgebung 
von ihr Gebrauch gemacht hat *. Es ging dieser Vorbehalt da- 
hin, dass nach Particularrecht zu beurtheilen sei, ob durch einen 
solchen Vorschuss ein Pfandrecht an der Part des säumigen Mit- 
rheders entstehe. Dieses Pfandrecht des mecklenburgischen Particular- 
rechts ist von Bedeutung einmal ausserhalb des Concurses, und sodann 
in demselben, wenn ein Correspondentrheder in Vorschuss gegangen 
ist, der nicht Mitrheder ist 8 . Es ist aufrecht erhalten durch ConcO 
§ 41 unter 8, steht übrigens siimmtlichen Forderungen der Schiffs- 
gläubiger nach’. 

§ 28. Sonderrechte jedes einzelnen Mitrheders gegen- 
über der Majorität. 

Sonderrechte sind diejenigen Rechte der einzelnen Mitrheder, auf 
welche sich die Herrschaft der Majorität nicht erstreckt. Zu den- 
selben gehört: 

A. das Recht auf Gewinnauszahlung. Ebenso wie jeder 
Mitrheder zu den Ausgaben der Rhederei nach dem Verhältniss seiner 
Schiffspart beizutragen hat und nach dem gleichen Verhältnisse ihn 
der Verlust trifft, ebenso hat er auf der anderen Seite das Recht zu 
verlangen, dass ihm der gemachte Gewinn nach dem gleichen Ver- 
hältnisse ausgezahlt werde (Art. 469 al. 1). Ebenso aber wie bei 
der offenen Handelsgesellschaft würde an sich auch bei der Rhederei 
die Frage, ob Gewinn vorhanden sei, erst nach der Auflösung der 
Gesellschaft mit Sicherheit zu beantworten sein, weil auch bei der 

4 Vgl. § 28 B, insbes. Anm 7. 

5 Diese Bedeutung des § 44 der ConcO wird von I.ewis ignorirt I 88 : unter 
3 wird daselbst die auf 8 61 unter 8 der ersten Auflage anfgestelltc unhaltbare 
Ansicht aufgegel>en. 

6 Mecklenb. KV § 54: , Durch die in dem Art 467 Abs. 2 des 1IGB er- 
wähnten Vorschüsse der Mitrheder, daher auch des Correspondentrheders 
wird ein Pfandrecht an den Parten der säumigen Mitrheder erworben.“ 

7 Ein ähnliches Pfandrecht erkennen an: Norwegen 6, Finland 21 al. 1 und 
18 unter 8. 



Digitized by Google 




gegenüber der Majorität. 



213 



Rhederei immer neue Verbindlichkeiten entstehen können. Es lag 
nahe, wenn man eine periodische Gewinnverteilung gesetzlich sta- 
tuiren wollte, nach dem Vorgänge anderer Gesetzgebungen jede Reise 
als einen solchen Abschnitt zu betrachten, dessen Vollendung dem Mit- 
rheder das Recht auf Auszahlung seines Gewinnanteils gewähre ; weil 
aber der Erfolg einer beendigten Reise durch den Verlauf einer spä- 
teren immer noch geändert werden kann und die Rechnungsverhältnisse 
mehrerer Reisen, die das Schiff mitunter schnell hinter einander, ohne 
in die Heimat zurttckzukehren, unternehmen muss, oft so in einander 
greifen, dass eine Ausscheidung schwierig ist, gewährt das HGB 
jedem einzelnen Mitrheder ein Recht auf Auszahlung des Gewinns in 
doppelter Weise: 

I. Ist das Schiff in den Heimatshafen zurückgekehrt, oder hat es 
seine Reise in einem anderen Hafen beendigt und ist die Schiffsmann- 
schaft entlassen, so besteht unbedingt ein Recht des einzelneu Mit- 
rheders gegenüber der Majorität auf Berechnung von Gewinn und Ver- 
lust und Auszahlung des Gewinns pro rata der Schiffspart (Art. 4(59 
al. 2). Die Majorität hat nicht das Recht, die Minorität zu ver- 
pflichten, den gemachten Gewinn in bestimmter Weise z. B. zur Aus- 
rüstung des Schiffs für eine neue Reise zu verwenden '. Selbstverständ- 
lich ist als Gewinn nur dasjenige zu betrachten, was nach Abzug der 
Forderungen der Schiffsgläubiger übrig bleibt, und es kann demjenigen 
Mitrheder gegenüber, welcher die Auszahlung des Gewinnes verlangt, 
alles dasjenige abgezogen werden, was er selbst der Rhederei oder 
einzelnen Mitrhedem als solchen schuldig ist. 

H. Der einzelne Mitrheder hat auch schon vor den unter 1 er- 
wähnten Zeitpunkten das Recht zu verlangen, dass der seiner Schiffs- 
part entsprechende Theil der eingehenden Gelder ihm ausgezahlt werde, 
aber nur insoweit als dieselben nicht zu späteren Ausgal>en oder zur 
Deckung von Ansprüchen einzelner Mitrheder an die Rhederei erforder- 
lich sind (Art. 469 al. 3). Liegen Fälle der letzteren Art vor, so kann 
ebenso auch jeder Mitrheder verlangen, dass die Vertheilung der Gelder 
zu unterbleiben habe. Die beiden Befugnisse sind daher Sonderrechte 
jedes einzelnen Mitrheders, und es handelt sich nicht um eine Ver- 
waltungsmaassregel. deren Vornahme oder Niehtvomahme die Majorität 

1 And. Ansicht Lewis I 90 unter 3 mit Verweisung auf Prot VI 2765. Iler 
Gewinn ist auszuzahlen, so lange es noch ungewiss ist, ob der .Mitrheder von dem 
Recht der Aufgabe der Schiffspart Gebrauch machen wird oder nicht. Erst wenn 
die Frist des Art. 468 al. 2 altgelaufen ist, erwirbt die Majorität eine corapen- 
sahle Gegenforderung gegenüber dem Ansprüche auf Auszahlung des Gewinns, s. 
§ 29 A. 
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mit für die Minorität verpflichtender Wirkung beschliessen könnte-’. 
Es kann aber das Recht auf provisorische Auszahlung dem einzelnen 
Mitrheder dadurch von der Majorität entzogen werden, dass dieselbe 
neue Unternehmungen beschliesst, vorausgesetzt , dass infolge dessen 
das Bedtlrfniss entsteht, die vorhandenen Gelder zuriirkzubehalten. 
Was die Beweislast anlangt, so ist zu beachten, dass die Klage sich 
entweder gegen einen reinen Geschäftsführer richtet oder gegen einen 
geschäftsführenden socius. in beiden Fällen kann daher Rechnungs- 
legung und Auszahlung des Antheils verlangt werden; es liegt sonach 
der Beweis, dass die Auszahlung unstatthaft sei, nicht dem klagenden 
Mitrheder, sondern demjenigen ob. der die Geschäfte der Rhederei 
betrieben und in dieser Eigenschaft Gelder erhalten hat 3 . 

III. Obwohl die Bestimmungen des Art. 469 sich zunächst nur 
auf die Stellung der Mitrheder unter einander beziehen, so ist doch 
aus ihnen auch ein wichtiger Satz für die Stellung der einzelnen Mit- 
rheder dritten Personen gegenüber zu entnehmen, nämlich der, dass 
sie solchen gegenüber nicht ohne weiteres einzeln Ansprüche ge- 
richtlich oder aussergerichtlich geltend zu machen befugt sind 4 , sondern 
nur dann, wenn der oder die Mitrheder über die Majorität der Schifls- 
parten verfügen, oder durch bestellte Vertreter, den Correspondent- 
rheder, Schiffer oder einen gewöhnlichen Mandatar. Dann aber sind 
sie berechtigt, die ganze Forderung geltend zu machen. Hat der 
Dritte an die Majorität gezahlt, so ist er ganz liberirt, hat er an einen 
Mitrheder gezahlt, der nicht den Auftrag hatte, im Kamen der übrigen 
die Zahlung zu empfangen, so ist er den letzteren gegenüber gar nicht 
liberirt, es müsste denn der Betreffende entweder allein oder durch 
nachträgliche Ratihabition anderer Mitrheder die Mehrheit repräsen- 
tiren, in welchem Falle der Zahlende vollständig befreit sein würde. 
Der Grundsatz, dass dritten Personen gegenüber nur die Majorität in 
Betracht kommt , soweit Rechte geltend gemacht werden , die der 
Rhederei zustehen, steht im Gegensätze zu der Behandlung des Falles, 
wenn dritte Personen Ansprüche gegen die einzelnen Mitrheder geltend 
machen, für welche diese unbeschränkt haften. Im letzteren Falle be- 



* Diese Auffassung wurde fallen gelassen, vgl. I’rot. VI 2764 - 2766. 

* Vgl. RÜHG XXIV 60 f. Der Schiffer, zugleich Mitrlieder, hatte eine in 
seinen Händen befindliche Geldsumme auf seinen Antheil am Gewinn aufgerechnet: 
der klagende (,'orrespondentrheder hat zu beweisen, dass die betreffenden Gelder 
für die Zwecke der Khederei nothweiulig seien. 

* Dies war schon vor dem IIGB anerkannt: .der einzelne Rheder hat nicht 
die Auskehrung der Bruttofracht, sondern nur eine Rate vom Reinerträge zu fordern“, 
rost. Samml. I 216, vgl. das. III 90. 
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steht die Möglichkeit den einzelnen Mitrheder pro rata seiner Schiffs- 
part zu belangeu, und diese seine Haftung besteht unabhängig von 
der der übrigen Mitrheder. In der letzteren Beziehung sind demnach 
die Grundsätze des römischen Rechts durchgedrungen, während in der 
ersteren die Grundsätze des älteren deutschen Rechts, wonach Rechte 
der Ges&inmtheit nur durch die Gesammtheit, nicht durch den ein- 
zelnen Angehörigen derselben pro rata seines Antheils geltend ge- 
macht werden können, mit der Modification Geltung behalten haben, 
dass die Majorität genügt. Das Gleiche muss aber gelten auch bei 
Ansprüchen gegen die Rhederei. Hier besteht ausser dem Anspruch 
gegen den einzelnen Mitrheder pro rata immer auch noch ein An- 
spruch gegen die Majorität und ein Urtheil gegen die letztere sclmfft 
Rechtskraft nicht nur den Mitgliedern der Majorität, sondern auch denen 
der Minorität gegenüber, so dass auf Grund eines solchen, soweit 
die unbeschränkte Haftung der Mitrheder in Frage steht, auch gegen 
den einzelnen Mitrheder vorgegangen werden kann. Auch in diesem 
letzteren Falle ist die Belangung der einzelnen Mitrheder facultativ, 
nicht obligatorisch. Nach dem soeben Gesagten dürfte es nicht schwer 
sein, die rechtliche Natur der Rhederei zu bestimmen: sie ist eine 
Gesellschaft, deren rechtliche Beziehungen nach innen und aussen im 
allgemeinen der Herrschaft der Majorität unterliegen, während in ge- 
wissen Fällen auch ein directes Klagrecht gegen den einzelnen Mit- 
rheder besteht: dagegen gieht es kein Rhedereivermögen, welches für 
gewisse Forderungen vorzugsweise haftete, wohl aber hat der einzelne 
Mitrheder, und folgeweise auch sein Gläubiger, kein directes Verfügungs- 
recht an der ihm zukonunenden Rate der Gegenstände und Forderun- 
gen. sondern nur am Societätsantheil, d. h. an dem. was ihm nach Be- 
friedigung der Gläubiger und seiner Mitrheder auszuantworten ist 
(Conc.O § 44). Der letztere Grundsatz hat zur Folge, dass die Com- 
pensationsbefugniss in weitem Umfange zu eessiren hat. 5 . 

B. Das Recht der Veräusserung des Societätsantheils (der • 
Schiffspart ). Gegenüber der durch den Ausschluss der Aufkündigungs- 
befugniss noch verstärkten Macht der Majorität innerhalb der Rhederei 
ist das Recht der Veräusserung die Schutzwehr des einzelnen Mit- 
rheders, und es hat daher auch die Gesetzgebung ein solches Recht 
principiell anerkannt, ohne dasselbe, wie viele älteren und neueren 

6 Der einzelne Mitrheder. welcher von einem Rhedereiglaubiger pro rata be- 
langt wird, kann nicht mit der ihm zukommenden Hatc einer Forderung eom- 
pensiren, welche der Rhederei gegen den ersteren zusteht: ebensowenig kann um- 
gekehrt der (iläubiger, welcher von einem Mitrheder belangt wird, mit der Rate 
einer Forderung compensiren, welche ihm der Rhederei gegenüber zusteht. 
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Seerechte bestimmen®, durch ein Vorkaufsrecht der Mitrheder eiuzu- 
engen (Art. 470 al. 2). Dagegen steht nichts im Wege, dass die 
Mitrheder im Rhedereivertrage oder durch spätere einstimmige Ver- 
einbarung vertragsmiissig ein solches Vorkaufsrecht statuiren, und eine 
solche Bestimmung würde auch idle diejenigen Personen binden, welche 
später als Mitrheder in die Rhederei eintreten; sie kann indessen 
nur obligatorische Wirkung haben, die Mitrheder würden bei Ver- 
letzung derselben nur einen Ersatzanspruch gegenüber dem Veräusserer 
erhalten und nicht dem Erwerber gegenüber geltend machen können, er 
sei nicht Mitrheder geworden : wohl aber müsste dieser das bestehende 
Vorkaufsrecht auch sich gegenüber gelten lassen, und es wäre da- 
her, wenn er später dasselbe verletzt, gegen ihn als Veräusserer 
ein Ersatzanspruch begründet. Die näheren Modalitäten darüber, wie 
das Vorkaufsrecht auszuüben sei, sind zunächst nach dem Rhederei- 
vertrage oder später festgesetzten demselben gleichstehenden Bestim- 
mungen zu beurtheilen, in Ermanglung von solchen ist auf die Landes- 
gesetze zu recurriren 7 . Abgesehen von der vertragsmässigen Be- 
schränkung des Veräusserungsrechts muss dasselbe cessiren, wenn durch 
seine Ausübung die Interessen der übrigen Mitrheder direct geschädigt 
werden. Dies ist der Fall, wenn durch eine solche Veräusserung das 
Schilf das Recht verlieren würde, überhaupt eine Flagge oder diejenige 
zu führen, unter welcher es bereits gefahren ist. Daher fordert das 
deutsche Recht zur Rechtsgiltigkeit einer solchen Veräusserung Zu- 
stimmung sänuntlicher Mitrheder (Art. 470 al. 2 Satz 2), und zwar 
wird dieselbe ausdrücklich ertheilt sein müssen, wenn nicht das 

8 Gragas 8, 2, Norw. Stadtr. von 1274 VIII 18, C'ons. cap. 10 (=■ Tortosa 6). 
Stat. von Bari A rabr. 11, B nibr. 37 (bei Alianelli a. 0. 8 150 und 154), Stadtr. 
von Wisby 111 3. 17 (die Bemerkung von Ami ras Uber diese Stelle. Altschwed. 
Oblig. Recht 8 578 Anin 8 ist nicht ganz zutreffend). Coutume von Olcron c. 04 
(bei Twiss, Man. jur. 11 342 f.), Hans. Rcc. von 1591 Art. 54 = Hans. Seer. 
III 14, Sehwed. Seer. UI 5, Banske bov IV 2. 14, Hamb. Stat II 14, 31. PSK 
II 5 , PLB II 8 § 1437—1444. Cod. per la ven. mar. I 1, IC und 11, 8. Ein 
Iletract der Einheimischen gegenüber Fremden kennt die Danziger Willk. IV 2, 1 
(= Wilik. von 1597 I 4, 3). Von neueren Gesetzen kennen ein Vorkaufsrecht 
Spanien 612, Norwegen 7, Schweden 10. Finland 9. 

’ In den Gebieten des gemeinen Rechts sind dies besonders cst. 1 Cod. 11, 6. 
cst 3 Cod. 4, 66, 1 16 I)ig. 42, 5, 1 60 Dig. 2, 14. in denen tles preuss. Landrechts 
der dritte Abschnitt des 20. Titels des ersten Theils dieses Gesetzbuchs. Danach 
würde der Mitrheder, welcher seine I’art veräussem wollte, die Wahl haben, wem 
von den Mitrbedem er dieselbe überlassen will, falls mehrere von ihnen das Vor- 
kaufsrecht geltend machen wollen; würde er sich hierüber nicht entscheiden, so 
müsste geloost werden. Dagegen ist das frühere Priucip der Prävention in einem 
solchen Falle aufgehoben. PLR II 8 tj 1441 und EG zum HGH Art. 60 SP 
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Präjudiz. Nichtigkeit der Veräußerung, eintreten soll 8 . Ganz abge- 
sehen von dieser Beschränkung des Privatrechts darf die Veräusserung 
von dem Landesrechte, welches in Betracht kommt, nicht ausserdem 
noch aus öffentlichen Gründen untersagt sein, da einem solchen staats- 
rechtlichen Verbot gegenlllter die Zustimmung aller Mitrheder nichts 
helfen kann". 

Wenn wir bisher von Veräusserung gesprochen haben, so ist zu 
beachten, dass bei einer solchen es sich nicht nur um die Eigenthums- 
übertragung der Schiffspart handelt, sondern immer zugleich auch um 
den Eintritt in ein Societätsverhältniss an die Stelle des Veräusserers. 
Obwohl nun bei der Ithederei das dingliche Substrat derselben der- 
artig tiberwiegt, dass ohne Eigenthumsübertragung ein Eintritt in die 
Rhederei unmöglich ist. so ist doch diese Uebertragung nicht ge- 
nügend, um dem Erwerber die vollen Rechte als Societätsmitglied zu 
gewähren, sondern es ist ausserdem noch ein anderer Zeitpunkt von 
juristischer Bedeutung, nämlich der Zeitpunkt der Denunciation, 
also der Zeitpunkt, in welchem die Veräusserung von dem Veräusserer 
und dem Erwerber den Mitrhedem oder dem Correspondentrheder an- 
gezeigt wird (Art. 471 al. 1, 474 al. 2). Diese Anzeige muss von dem 
Veräusserer sowohl als von dem Erwerber aasgehen, doch brauchen 
nicht gerade beide in Person zu erscheinen, es genügt, wenn dieselbe 
von dem einen zugleich im Auftrag des anderen geschehen ist. Einer 
besonderen Form bedarf es nicht, die Anzeige kann daher mündlich 
oder schriftlich, insbesondere auch durch Circular an die Mitrheder 10 , 
geschehen. Die Rechtsverhältnisse, die sich in Bezug auf den Ver- 
äusserer und den Erwerber im Verhältniss zu Dritten und zur Rhe- 
derei ergeben, lassen sich in fünf Grupjten theilen: 

1. Was zunächst das Verhältniss zwischen dem Ver- 
äusserer und dem Erwerber anlangt, so gelten in erster Linie 
die vertragsmässigen Festsetzungen, in Ermanglung solcher kommt, 
wenn das Schiff sich zur Zeit des Eigenthumsübergangs auf der Reise 
befand, die Präsumtion des Art. 441 (s. Buch II) zur Anwendung, im 
übrigen aber und soweit sie durch diese Präsumtion nicht ausgeschlossen 
werden, sind die allgemeinen Grundsätze über Verüusserungsgeschäfte 
und insbesondere über Eviction anzuwenden. 

" ROHG XXIV 44 — 47. s. auch RG VII 10—19. 

* Ein solches Verbot besteht für Schleswig-Holstein: V vom 4. Mai 1803 und 
Itescript vom 6. Juni 1806. Vgl. oben S 168 Anm 19, im übrigen auch S 139 
Anm 21. 

'° Wann in letzterem Kalle <lie Anzeige als geschehen zu betrachten ist, richtet 
sich nach allgemeinen Grundsätzen. 
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jä 28. Sonderrechte jedes einzelnen Mitrheders 



2. Verhältniss des Veräusserers zu Dritten. Da der- 
selbe Dritten gegenüber Rechte geltend zu machen nicht befugt war 
(oben A III), sind nur seine Verbindlichkeiten zu betrachten: von 
diesen gehen diejenigen, für welche er nur mit Schiff und Fracht 
haftet, sofort mit dem Eigenthumsübergange auf den Erwerber über", 
während an den persönlichen Verpflichtungen des Veräusserers, mag 
er beschränkt oder unbeschränkt haften, nicht nur nichts geändert 
wird, sondern er sogar kraft positiver Bestimmung (Art.. 474 al. 2) 
für alle persönlichen Verbindlichkeiten zu haften hat, welche rück- 
sichtlich der veräusserten Schiffspart in der Zeit zwischen der Ver- 
äusserung und der Denunciation begründet worden sind. 

3. Verhältniss des Erwerbers zu Dritten. Da derselbe 
Dritten gegenüber Rechte geltend zu machen nicht befugt ist (oben 
A III), sind ebenfalls nur die Verbindlichkeiten zu betrachten: von 
diesen gehen diejenigen, für welche nur mit Schiff und Fracht ge- 
haftet wird, durch den Fugenthumsübergang auf den Erwerber über, 
ausserdem haftet er Dritten von demselben Moment an für alle seit 
demselben entstandenen i>ersönlichen Verbindlichkeiten. In der Zwi- 
schenzeit zwischen Eigenthumsübergang und Denunciation haften also 
Dritten gegenüber sowohl der Veräusserer als auch der Erwerber und 
zwar in solidum (Art. 474 al. 2) 11! . 

4. Verhältniss des Veräusserers zur Rhederei. In 
Bezug auf dieses ist der Zeitpunkt der Fugenthumsübertragung völlig 
irrelevant, es kommt vielmehr lediglich auf den Zeitpunkt der Denun- 
ciation an. Bis zu demselben wird der Veräusserer immer noch als 
Mitrheder betrachtet und bleibt der Rhederei wegen aller bis dahin 
begründeten Verbindlichkeiten als Mitrheder verhaftet (Art. 471 al. 1). 
Er kann daher sein Stimmrecht ausüben und darf die Auszahlung 
seines Gewinnantheils verlangen, muss aber auf der anderen Seite 
auch die etwa beschlossenen Funzahlungen leisten. 

5. Verhältniss des Erwerbers zur Rhederei. Für dieses 
Verhältniss ist sowohl der Zeitpunkt des Eigenthumsübergangs als der 
der Denunciation von Bedeutung, der erstere insofern, als der Er- 
werber schon von diesem Zeitpunkte an im Verhältnisse zur Rhederei 
als Mitrheder verpflichtet ist (Art. 471 al. 2), der letztere insofern. 



11 An sich würde er demnach aufhören, der rechte Beklagte bezw. Mitbekiagte 
zu sein: doch ist hier von Bedeutung die Publicität des Schiffsregisters , s. oben 
§ 21 V. 

14 Diese Begünstigung der lthedereigläubiger wurde erst in zweiter Lesung 
beschlossen. 
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als seine Berechtigung als Mitrheder erst von ihm an datirt. Auch 
hier sind die Mitrheder insofern begünstigt, als ihnen wegen Verbind- 
lichkeiten, die zwischen jenen beiden Momenten begründet wurden, so- 
wohl der Veräusserer als der Krwerber und zwar in solidum haften. 
Weiter ist noch zu bemerken: 

a. Die Mitrheder haben die Wahl, wegen der zwischen Eigen- 
thumsübergang und Denuneiation der Rhederei gegenüber entstandenen 
Verbindlichkeiten den Veräusserer oder den Krwerber auf das Ganze 
zu belangen, durch die von dem einen geleistete Zahlung wird der 
andere liberirt. Ob deijenige, welcher gezahlt hat. Regress gegen den 
anderen nehmen darf, muss nach dem zwischen ihnen geschlossenen 
Veräusserungsvertrnge beurtheilt werden. 

b. Der Erwerber muss ferner die Bestimmungen des Rhederei- 
vertrags. die gefassten Beschlüsse und eingegangenen Geschäfte ebenso 
wie der Veräusserer gegen sich gelten lassen (Art. 471 al. 8): in Be- 
zug auf die Verbindlichkeiten, die ihm hieraus entstehen, wird er dem 
Veräusserer gleichgeachtet, Sonderrechte dagegen, die dem Veräusserer 
zustanden, darf der Krwerber erst von dem Zeitpunkte der Denuneiation 
an geltend machen. Ist daher der Veräusserer in einem der in Art. 
468 aufgezählten Fälle überstimmt worden, so kann der Erwerber das 
Recht der unentgeltlichen Aufgabe seiner Schiffspart (§20 A) erst 
nach der Denuneiation geltend machen, vorausgesetzt, dass dieses 
Recht nicht aus anderen Gründen schon vorher erloschen war. P’.benso 
ist er erst nach der Anzeige berechtigt , Widerspruch gegen Ab- 
weichungen von dem Rhedereivertrage oder gegen Abänderungen des- 
selben einzulegen, und wenn die Mitrheder solche vorher einstimmig '* 
beschlossen haben, so kann er nichts dagegen tliun. 

c. Endlich haben die Mitrheder das Recht, alle gegen den Ver- 
äusserer als Mitrhcder begründeten Forderungen in Bezug auf die 
veräusserte Schifispart gegen den Erwerber zur Aufrechnung zu brin- 
gen (Art. 471 al. 3), insbesondere also können die Mitrheder, welche 
für Rechnung des Veräusserers in Vorschuss gegangen sind, ihre 
Forderung auf Rückzahlung desselben compensiren gegenüber der 
Forderung des Erwerbers auf Auszahlung des Gewinns, ja es ist in 
einem solchen Falle der Correspondentrheder verpflichtet, auf Gesuch 
eines in Vorschuss gegangenen Rheders die Auszahlung des Gewinns 
an den Erwerber soweit zu beschränken. 



'* Unter Zustimmung des Veräusserers, gegen welchen der Krwerber eventuell 
seinen Regress nehmen kann. 
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§ 29. Sonderrechte der überstimmten Mitrheder 



C. Weitere Sonderrechte jedes Mitrheders sind schon oben be- 
sprochen worden, s. § 25 B 2 und § 26 C 4. 

§ 29. Sonderrechte der Überstimmten Mitrheder gegen- 
über den Mitgliedern der Majorität. 

Die bisher besprochenen Sonderrechte stehen jedem Mitrheder 
zu, sie sind dem Bereich der Majoritätsherrschaft schlechthin entzogen : 
nunmehr sind noch solche Sonderrechte zu besprechen, die erst 
entstehen, wenn die Majorität innerhalb ihrer Herrschaftssphäre thätig 
geworden ist: diese Rechte charakterisiren sich dadurch, dass es In- 
dividualrechte nicht aller Mitrheder, sondern nur derjenigen Mitrheder 
sind, welche durch einen Majoritätsbeschluss überstimmt worden sind. 
Solcher Rechte giebt es zwei, das Recht der unentgeltlichen Aufgabe 
der Schiffspart, ein Institut des gemeinen deutschen Seerechts, und 
das Setzungsrecht, ein Institut des mecklenburgischen Partirularrerhts. 

A. In gewissen Fällen, namentlich wenn die Majorität von der 
ihr zustehenden Befugniss Gebrauch macht, grössere Beiträge auszu- 
schreiben, deren Erfolg oder Nichterfolg zweifelhaft ist, gewährt das 
11GB demjenigen Mitrheder, welcher bei der Bildung des Majoritäts- 
beschlusses nicht hetheiligt gewesen ist, das Recht, sich von der 
Verpflichtung zu der ihm neu auferlegten Verbindlichkeit dadurch 
zu befreien, dass er seine Schiffspart ohne Anspruch auf Entgelt 
aufgiebt (Art. 468). Das Handelsgesetzbuch gewährt dieses Recht 
übrigens nur bei dem Vorhandensein gewisser materieller und for- 
meller Voraussetzungen, die wesentlich enger gezogen sind, als in 
fremden Gesetzgebungen, von denen namentlich die niederländische 
in Betracht kommt. 

I. Das Recht der unentgeltlichen Aufgabe der Schiffspart darf 
ausgeübt werden bei drei Arten von Beschlüssen: 

1. wenn eine neue Reise beschlossen worden ist. Enter einer 
solchen haben wir hier, ebenso wie in dem Falle unter 2, eine solche 
zu verstehen, zu welcher das Schiff von neuem ausgerüstet oder welche 
entweder auf Grund eines neuen Frachtvertrags oder nach vollständiger 
Löschung der Ladung angetreten wird (Art. 760). Es kommt also 
darauf an, wann der Beschluss von Seiten der Mitrheder gefasst und 
dem betreffenden Mitrheder mitgetheilt worden ist; beschliesst die 
Majorität das Unternehmen mehrerer Reisen uno actu, so ist maass- 
gebend die Bekanntmachung des Beschlusses , nicht der Moment , in 
dem die Höhe der Einzahlung dem Mitrheder hekannt gemacht wird '. 

> HOHO XXII 290 f. 
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Als neue Reise gilt ferner nicht eine solche, welche auf Grund eines 
neuen vom Schiffer abgeschlossenen Frachtvertrags unternommen ist: 
hier haftet der Mitrheder der Rhederei gegenüber noch gar nicht ; erst 
nachdem die Rhederei beschlossen hat, die dadurch nöthig gewordenen 
Einzahlungen zu leisten, nachdem sie also die Reise zu einer von ihr 
beschlossenen gemacht hat, kann von dem Recht der Aufgabe der 
Schiffspart die Rede sein. 

2. wenn nach Beendigung einer Reise die Reparatur des Schiffes 
beschlossen worden ist. Die Reise ist beendigt, wenn der Frachtver- 
trag erfüllt, und auch wenn er ausser Kraft getreten ist (Art. 630), 
nicht dagegen in den Pallen des Art. 639, wenn es sich um eine Re- 
paratur im Nothhafen handelt und der Befrachter von dem ihm zu- 
stehenden Rücktrittsrecht (Art. 640) keinen Gebrauch macht. Die 
Ansicht, dass durch solche Zwischenfalle die Weiterreise ein ganz 
neues Unternehmen werde, ist nicht die des deutschen Rechts, sondern 
es gehören dieselben zu dem Risico. welches die Rheder mit der Zu- 
stimmung zur Reise überhaupt bereits übernommen haben 2 . 

3. wenn die Befriedigung eines Gläubigers beschlossen worden 
ist, welchem die Ithederei nur mit Schiff und Fracht haftet. Von der 
Befugniss der Majorität, die Minorität zu solchen Einzahlungen zu 
zwingen, muss die Stellung des Schiffsgläubigers der Rhederei gegen- 
über wohl unterschieden werden. Der letztere erlangt durch den 
blossen Majoritätsbeschluss gar kein Recht, sondern erst dadurch, dass 
auf Grund jenes Beschlusses die Rhederei ihm Befriedigung aus der 
fortune de terre verspricht und er dieses Versprechen acceptirt. Er 
erwirbt dadurch einen neuen Anspruch, welchen er pro rata gegen 
die Mitrheder geltend machen kann; wer ihm als Beklagter in Bezug 
auf diesen Anspruch gegenübersteht , ist nur in Bezug auf die Mit- 
rheder der Majorität von Anfang an gewiss, während es im übrigen 
auf das Erlöschen des Rechts der unentgeltlichen Aufgabe der Schiffs- 
part bezw. auf die Geltendmachung desselben aukommt. Der neu 
hinzutretende Anspruch ändert nichts an den bestehenden Rechten des 
Schiffsgläubigers: er kann daher die beschränkte Haftung nach wie 
vor in vollem Maasse in Anspruch nehmen, daher auch klagend gegen 
die Mitrheder der Minorität Vorgehen, soweit ihre beschränkte ding- 
liche Haftung eine beschränkte persönliche geworden ist 



* Prot IV 1514 — 1519, ROIKi XXII 294 t'. Dagegen gewährt das niederländische 
Recht (Art. 324) gerade flir diesen wichtigsten Fall (Reparatur im Nothhafen) der 
Minderheit sogar das Recht, ßezahlung ihrer Antheile nach der Schätzung Sach- 
verständiger von der Majorität zu verlangen. 
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§ 29. Sonderrechte der überstimmten Mitrheder 



II. Zur Ausübung dieses Rechts ist jeder Mitrheder berechtigt, 
welcher an der Bildung des Majoritätsbeschlusses nicht betheiligt ist, iu 
dem unter I 3 besprochenen Falle ist es insbesondere gleichgiltig, ob der 
Mitrheder der Minorität vorher für den Beschluss gestimmt hatte, auf 
Grund dessen die Verpflichtung (mit Schiff und Fracht) 'entstanden ist. 
Will ein Mitrheder von dem Recht der unentgeltlichen Aufgabe seiner 
Schiffspart Gebrauch machen, so hat er zu erklären, dass er dieselbe 
ohne Anspruch auf Entgelt aufgebe, und zwar genügt nicht eine ein- 
fache Erklärung, sondern es muss folgenden Erfordernissen Genüge 
geschehen sein: 

a. der Mitrheder muss seine Absicht allen Mitrhedem, oder wenn 
ein Correspondentrheder bestellt ist. diesen) mittheilen : 

b. dies muss gerichtlich oder notariell geschehen, endlich 

c. muss die Erklärung erfolgt, sein innerhalb einer Frist von drei 
Tagen, welche verschieden zu berechnen ist, je nachdem der Mitrheder 
bei der Beschlussfassung entweder selbst anwesend bezw. vertreten 
war. oder der Beschluss ihm später initgetheilt wurde. In erstereni 
Falle läuft .die Frist von dem dem Tage des Beschlusses folgenden 
Tage an, und es präjudieirt die Kenntniss des Vertreters dem Ver- 
tretenen. Dagegen kommt es in den übrigen Fällen auf die Mit- 
theilung des Beschlusses an: erfolgte dieselbe schriftlich, so gilt als 
Tag der Mittheilung der Tag, an welchem der Mitrheder das Schrei- 
ben empfing, gleichgiltig ist. es, ob er Kenntniss von dem Inhalte des- 
selben nahm, während andererseits auch vorher durch dritte Personen 
erlangte Kenntniss nicht in Betracht kommt (Art. 468 al. 2). Inner- 
halb der drei Tage muss die Erklärung gerichtlich oder notariell be- 
glaubigt sein und der Mitrheder, falls er an einem anderen Orte 
wohnt, dieselbe behufs der Absendung an die unter a genannten Per- 
sonen abgegeben haben (Art. 321), dagegen darf sie erst nach Ablauf 
des Termins bei jenen Personen angelangt sein. 

III. Die ordnungsmässig geschehene Mittlieilung der Aufgabe der 
Schiffspart wirkt nur innerhalb der Rhederei, t>erührt also das Ver- 
hältniss der Gläubiger, insbesondere der Schiffsgläubiger nicht. Auch 
unter den Mitrhedem hat sie nur folgende Wirkungen: 

1. für den Ab tretenden, dass er das Eigenthum an der 
Schiffspart und das demselben entsprechende Mitgliedschaftsrecht in 
der Rhederei verliert, dagegen aber auch von der Verpflichtung frei 
wird, die beschlossenen Einzahlungen zu leisten. Die sonstigen Rechte 
und Verbindlichkeiten bleiben Imst eben, insbesondere sein Recht auf 
Auszahlimg des Gewinns aus früheren Reisen und die Rechtsverhält- 
nisse, welche durch In-Vorschuss-gehen entstanden sind. 
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2. Für die Übrigen Mitrheder hat die Erklärung zunächst 
zur Folge, dass das Eigenthiun der aufgegebenen Schiffspart nach Ver- 
hältniss der ihnen selbst zustehenden Schiffsparten ipso jure auf sie 
übergeht. Es liegt liier ein besonders gearteter Fall derivativen Eigen* 
thumsübergangs vor, also eine Succession, imd infolge dessen bleiben 
auch die etwa begründeten vertragsmässigen Pfandrechte bestehen. 
Neben dem Eigentbuinsantheil am Schiffe und dem entsprechenden 
Antheile an Societätsrechten gehen natürlich auch die Verpflich- 
tungen der Rhederei gegenüber, insbesondere die Verpflichtung zur 
Leistung der zur Ausführung des gefassten Beschlusses erforder- 
lichen Einzahlungen, auf die Mitrheder nach dem gleichen Verhält- 
nisse pro rata über. Ein jus abstinendi steht ihnen nicht zu: sie 
haben vielmehr nur dann die Möglichkeit, von diesen neuen Ver- 
pflichtungen loszukommen, wenn sie selbst in der Lage sind, von dem 
Recht der Aufgabe der Schiffspart Gebrauch machen zu können, und 
dieses Recht auch wirklich ausüben. 

B. Einen viel weiter gehenden Schutz der Minorität gegen die 
Herrschaft der Majorität innerhalb der Rhederei gewährt das mecklen- 
burgische l’arti cularreeht durch das Institut des Setzungsrechts 3 , EV 
zum HGB § 53 (aufrecht erhalten durch Ges vom 5. Juni 1869 § 4) 
und V vom 22. Oct. 1869. s. darüber meine Beiträge zum Seereeht. 
1880, S 1 — 42. Andererseits ist das Recht der unentgeltlichen Auf- 
gabe der Srhiffspart im mecklenburgischen Particularrecht nicht an- 
erkannt, EV zum HGB § 55 (durch die Reichsgesetzgebung aufrecht 
erhalteu) 4 . 



* Ausser den daselbst angeführten liechtsquellen kennen noch folgende" ältere 
das Setzungsrecht bei Seeschiffen: Kämpen, Bo eck van Rechten f. 17, Golden 
Boeck f. 26 (Overijsselsche Stad-, Dyk- en Marke-Rechten I 1, Zwolle 1875), Keure 
von Enkhuizen 143 (ed. Soutendani in N. Bijdr. t. It. en W. N.R. IV). Older- 
mannshoek van Groningen II 15 (ed. Feith 1850k Keure van den Briel XXVI 
21 (cd. de Jager N. Bydr. t R. en W. N.R. Ulk Stadlrecht von /wolle Art. 206. 
(ed. G. J. Dozy, Zaltbomiuel 1867, 8. auch daselbst S 122 Anin 1). 

4 Ein sehr eigenthümliches Schutzmittel gewährt das englische Recht der 
überstimmten Minorität, s. Maclaehlan S 99 f.: sie kann von der Majorität 
Cautinnsleistung verlangen und nimmt dann weder am Gewinn noch am Ver- 
lust Theil. 
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Abschnitt II. 

Der Ladungsinteressent 



§ 30. Begriff des Ladungsinteressenten '. 

I. Unter Ladung versteht man Gitter, die einen Seetransport 
mitmachen, mitmachen sollen oder mitgemacht haben. Unter einem 
Ladungsinteressenten ist daher derjenige zu verstehen, der diese Güter 
zutn Transport liefert oder liefern soll oder sie, nachdem sie in 
der Detention des Schiffers gewesen sind, zurück erhalt, mag dieser 
Rückempfang 2 nun ein legitimirter gewesen oder unrechtmässig ge- 
schehen sein. Ladungsinteressent ist in diesen Fallen aber nur die- 
jenige Person, in deren Namen das betreffende Rechtsgeschäft vor- 
genommen wird, nicht der Vertreter einer solchen. Ist daher die 
Lieferung der Güter auf Grund eines Frachtvertrags eifolgt, so ist der- 
jenige Ladungsinteressent, in dessen Namen der Vertrag abgeschlossen 
ist; hat der Schiffer oder eine andere Person der Schiffsbesatzung 
oder ein Reisender Güter an Bord gebracht, wenn auch unerlaubter- 
weise, so sind sie insoweit Ladungsinteressenten, dagegen ist der 
Schiffer im übrigen Vertreter der Ladungsinteressenten, mögen diese 
nun mit dem Rheder in vertragsmässigem Verhältniss stehen oder nicht. 

1 Die gesetzlichen Bestimmungen sind zerstreut, auch die Wissenschaft hat 
sich noch wenig mit diesem Begriffe beschäftigt, s. aber Khrenb erg, Beschränkte 
Haftung 8 3ö— 89. 

ä Dagegen ist von Ktickempfang nicht die Rede, wenn der Schiffer auf Grund 
seiner gesetzlichen Befugnisse Ladungstheile oder ilie ganze Ladung verüussert. Die 
Wirkungen einer solchen Veräusserung siml die nämlichen wie bei der Zwangs- 
versteigerung: der Erwerlier wird EigenthQmer der veräusserten Gegenstände, welche 
dadurch aulhOren, Ladungsipmlität zu haben, wahrem! für die Ladungsgläubiger 
der Kaufpreis an ihre Stelle tritt, s. Art 781 al. 2 und 767 unter 2, vgl. Kliren- 
berg 8 llö f. 
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Ladungsintcresscnt ist ferner der legitimirte Inhaber eines Connosse- 
inents, daher auch der Schiffer, wenn dasselbe auf seinen Namen als 
Empfänger lautet (Art. 646 al. 2), und ebenso der Ablader 3 , so lange 
er sich im Besitze sämmtlicher Connossementsexemplare befindet. 
Andererseits ist Ladungsinteressent Jeder, der solche Güter empfangen 
hat, sei es der auf Grund des Frachtvertrags oder Connossements 
tegitimirte Empfänger, oder Jemand, der auf irgend eine andere Weise 
die Detention der Güter erlangt hat. 

II. Dadurch, dass dem Schilfer solche Güter zum Transport über- 
geben werden oder dass sie während eines Transports in seine factisehe 
Herrschaft gelangen, entsteht ein besonderes Vermögen, die fortune de 
mer des Ladungsinteressenten, welches besondere rechtliche Schicksale 
haben kann. Es genügt aber nicht schon, dass der Rheder oder andere 
als nautische Vertreter desselben die Gewahrsam der Güter erlangen, 
sondern so lange als nur das letztere der Fall ist, gelten zwar die 
Grundsätze des Handelsrechts im engeren Sinne, es kann der Rheder 
insbesondere ein Pfandrecht an den Gütern erwerben, aber die see- 
rechtliche n Grundsätze treten erst in Kraft, wenn die Güter in un- 
mittelbare Beziehung zum Schilfe getreten sind, und dies ist der Fall, 
sobald sie in die Detention von seerechtlichen Stellvertretern des- 
selben 4 gelangt sind. Die Unterscheidung ist wichtig, weil hinsicht- 
lich der seerechtlichen Pfandrechte der Grundsatz: res succedit in 
locum pretii, bei den landrechtlichen dagegen dieser Grundsatz nicht, 
gilt*. Ein weiterer wichtiger Unterschied besteht darin, dass in Be- 
zug auf die Entstehung von Forderungen gegen die fortune de mer 
des Ladungsinteressenteil weit günstigere Grundsätze herrschen, als in 
Betreff der Entstehung von Pfandrechten im Landfrachtverkehr. Es 
muss in dieser Beziehung behauptet werden, dass der gleiche Grund- 
satz, welchen Art. 477 bezüglich der fortune de mer des Rheders 
ausspricht, auch gilt., soweit es sich um Ladungsschulden handelt*. 
Der Eigeuthümer der Ladung kann daher nur dann gegenüber solchen 
Pfandrechten mit seinem Eigenthumsanspruch durchdringen, wenn er 
beweist, dass die Verwendung der Güter zum Seetransport ihm gegen- 
über eine unrechtmässige und dass der Ladungsgläubiger bezw. sein 
Vertreter nicht in gutem Glauben war. Dagegen dringt er in allen 

* Es kann daher der Ablader sein entweder selbst Ladungsinteressent, oder 
Vertreter dis Ladungsinteressenten: das Genauere ist in § 42 zu erörtern. 

* Deshalb ist es von grösster Wichtigkeit diese seereehtliehe Stellvertretung 
abzugrenzen, s. darüber § 39 und 4L 

8 Vgl. Art. 781 al. 2 verglichen mit Art. 409. 

8 Per Seetransport muss aber bereits begonnen haben, s. § 31 III 2. 

Binding. Handbuch. III. 8. I: Wagner, Seerecht. I. 15 
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§ 30. Begriff des Ladungsinteressenten. 



übrigen Fällen nur salvo jure pignoris durch, es nützt ihm nichts der 
Beweis, dass sein F.igenthum ohne seinen Willen aus seinem Gewahr- 
sam gekommen sei, dass ihm die Güter gestohlen oder von ihm ver- 
loren worden sind. Dieser Grundsatz ist zwar im HGB nicht aus- 
drücklich aasgesprochen, er entspricht aber der allgemeinen Verkehrs- 
ansicht, lässt sich historisch bis ins Mittelalter zurückverfolgen und er- 
giebt sich mit Nothwendigkeit aus der analogen Anwendung einzelner 
Bestimmungen des HGB ’. 

IH. Zwischen dem Seevennögen des Rheders und dem des La- 
dungsinteressenten besteht der wichtige Unterschied, dass das ersten* 
in dem Schiffe einen dauernden Zusammenhalt hat, während ein solcher 
der Ladung fehlt. Indess bleibt die fortuue de iner des Ladungs- 
interessenten auch nach der Ablieferung von Seiten des Schiffers 
juristisch in der Regel bestehen und verschwindet erst durch gut- 
gläubigen Erwerb seitens dritter Personen und durch die seerecht- 
liche Veijähruug. Ein weiterer Unterschied zwischen Schiffs- und 
Ladungsinteressenten besteht darin, dass, wenn eine Mehrzahl der- 
selben vorhanden ist, die erstereu nothwendigerweise in einer ideellen, 
ilie letzteren ebenso nothwendig in einer reellen Gemeinschaft stehen, 
darüber s. unten ij 32. Im Folgenden ist zunächst der Full zu be- 
sprechen, dass nur ein einziger Ladungsinteressent in Fragt* steht, 
und es ist sodann das Verhältniss mehrerer. Ladungsiuteressenten so- 
wohl unter einander als auch dritten Personen gegenüber zu be- 
trachten. 



* 1 I>as Handelsgesetzbuch erkennt den Grundsatz, dass es auf den Besitzverlust 
wider Willen im Seeverkehr nicht ankomme, ausdrücklich an, soweit es sich um 
das Erlöschen von I,adungsschulden handelt (Art. HOT al. 3, 7Ö3 al. 2. s. auch 
Alt. 727 Satz 8), vgl. Ehrenberg S 120 f. Man wird aber viel weiter gehen 
müssen, und hierin ein allgemeines seerechtliches l*rincip ausgesprochen linden, 
welches in älterer Zeit ganz allgemein anerkannt war und in den besonderen Ver- 
hältnissen des Seeverkehrs seine Begründung findet: danach entstehen dingliche 
Hechte an der Ladung, sobald nur der Berechtigte selbst iu bona tide ist, ohne 
dass es ilarauf ankäme, ob derjenige, dessen Rechte dadurch beeinträchtigt werden, 
den Besitz der Ladungsgüter mit Absicht oder ohne seinen Willen aufgegeben hat. 
Zweifellos ist dieser Satz, soweit die speeifisrh seerechtlichen Verhältnisse in Frage 
stehen, soweit es sich also um Begründung und »löschen von Ladungsschuhirn 
handelt, ebenso aber war der Grundsatz, wenigstens in älterer Zeit, auch in Be- 
zug auf den Eigentlmmserwerb und landrechtliche Pfandrechte an der Ladung an- 
erkannt Bas Genauere gehört in Buch 11. 
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§ 31. Die Haftuug des Ladungsinteressenteu 

Die Haftung des Ladungsinteressenten ist im deutschen HOB der 
des Rheders genau nachgebildet, wie denn diese Lehre sich schon in 
älteren Rechtsquellen analog behandelt findet, jedoch ohne eine ge- 
nauere Durchbildung zu erfahren 2 . Es ist daher zwischen dem der 
See auvertrauten Vermögen des Ladungsinteressenteu, der fortune de 
mer, und seinem sonstigen Vermögen zu unterscheiden. Zu dem 
letzteren gehört auch, was nach Bezahlung der Ladungsschulden von 
der fortune de mer Übrig bleibt. Ladungsschulden sind diejenigen 
Schulden, welche infolge der Verwendung der Güter ziuu Seetransport 
entstanden sind : sie gewähren ein absolutes Vorzugsrecht an der for- 
tune de mer gegenüber allen sonstigen Gläubigem des Ladungsinter- 
essenten, welch letzteren zwar der directe Zugriff 1 zu dem Sonderver- 
mögen rechtlich nicht verschlossen ist, die aber niemals ein eben so 
gutes Recht, wie das der Ladungsgläubiger ist, erlangen können. Das 
Sondervermögen des Ladungsinteressenten besteht aus der Ladung und 
gewissen Forderungen, welche au ihre Stelle treten (Art. 781 al. 2). 
Das Genauere ist in Buch II darzustellen. Hier sind nur die ver- 
schiedenen Arten der Haftung zu besprechen, deren es nach deutschem 
Recht drei giebt, entweder nämlich haftet der Ladungsinteressent nur 
mit der fortune de mer, oder aber nur mit der fortune de terre, oder 
endlich er haftet zwar unbeschränkt, ausserdem aber hat der Gläubiger 
ein absolutes Vorzugsrecht an der fortune de mer. ist also Ladungs- 
gläubiger. Was das Verhältniss dieser drei Arten unter einander an- 
langt, so bildet juristisch die Haftung mit der fortune de terre die 
Regel, d. b. die beiden anderen Arten kommen nur dann iu Betracht, 
wenn sie gesetzlich besonders statuirt sind. Wirtschaftlich freilich 
überwiegt hinsichtlich des Ladungsinteressenten die unbeschränkte 
Haftung mit Vorzugsrecht an der Ladung. Im einzelnen sind zu 
unterscheiden : 

I. Forderungen, für welche der Ladungsinteressent 
nur mit der fortune de mer haftet. Solche liegen vor: 

1. Wenn der Anspnich auf ein Rechtsgeschäft gegründet ist. 
welches der Schiffer als gesetzlicher Vertreter des Ladungsinteressenten 

1 Ehrenberg, Besclir. Haftung S 40—97. bespricht in der Hauptsache nur 
die Fälle der beschränkten Haftung. 

s Insbesondere wurde den Schiffs- und den Ladungsinteressenten wegen ihrer 
Forderungen ein gegenseitiges Vorzugsrecht zuerkannt, s. schon Tab. Aimdpli. c. 6. 
ferner Cleirac zu Üleron 2t : „Pur la Coustmue le batel est oblige ä la inarcbundise 
et la murchandise au batel.“ (Ausg. von 1661 S 86.) 

15 * 
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§ 31. Die Haftung des Ladungsinteressenten. 



vorgenommen hat (Art 504 ff.), gleichgiltig ist es, ob ein Fracht- 
vertrag abgeschlossen war oder nicht, und ob er erloschen ist oder 
noch weiter besteht, das Nähere s. § 43. Eine besondere Ausbildung 
hat das Institut der Verbodmung der Ladung gefunden. 

2. Bei allen Ansprüchen aus einer Bergung oder Hilfeleistung 
(Art. 755 al. 1), auch wenn der Ladungsinteressent selbst einen Ver- 
trag über eine solche abgeschlossen hat. Es gilt das § 22 B I unter 
3 Gesagte. 

3. Bei allen Ansprüchen, welche dem Rheder (und falls mehrere 
Ladungsinteressenten vorhanden sind, auch diesen gegen einander) aus 
tler seerechtlichen Gemeinschaft zustehen (Art. 728 al. 1). 

4. Bei Ansprüchen, welche auf Grund des Art. 564 gegen einen 
Ladungsempfänger zustehen, den persönlich kein Verschulden im 
Sinne jenes Artikels trifft. Dass ein solcher Anspruch als Ladungs- 
schuld aufzufassen sei, ist zwar iiu HGB nicht ausdrücklich bestimmt, 
muss aber aus den in § 42 IV a. E. entwickelten Gründen ange- 
nommen werden. 

5. Ueber einen weiteren Fall s. unter II 1 °. 

U. Forderungen, welche ein Vorzugsrecht an der 
fortune de mer gewähren, bei welchen aber ausserdem 
der Ladungsinteressent unbeschränkt haftet. 

1. Die Fordeningen des Verfrachters aus dem Frachtverträge, 
sofern Ladung geliefert und die Reise augetreten ist. Voraussetzung 
ist daher, dass der Transport begonnen hat, und dass nicht der Be- 
frachter auf Grund des ihm zustehenden Rücktrittsrechts (Art. 581 
bis 585), sondern der Ladungsempfiinger bezw. der an seine Stelle 
tretende Befrachter (Art. 629) es ist, gegen welchen die Forderung 
geltend gemacht wird. Würde der Befrachter nach Lieferung von 
Ladung von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so würde zwar 
diesem gegenüber der Verfrachter regelmässig ein nach den Grund- 
sätzen des Civilrechts zu beurtheilendes Retentionsrecht geltend machen 
können, nämlich dann, wenn nicht eine besondere Creditbewilligung 
zu Gunsten desselben vorliegt, das viel weiter gehende Pfandrecht des 
Art. 628 steht ihm jedoch dann nicht zu 4 , er hat also nicht ein Se- 

* Früher gehörte hierher noch der Fall, wenn der Ladungsinteressent wegen 
Ansegelung dem Rheder und den Ladungsinteressenten eines anderen Schiffes zu 
hatten hatte: Oleron 15, Ordinancie 2 (der Rednction ftir das hrügger Contor = 
Wishy 68). vgl. v. Kaltenborn II 10 und die das, citirten, und oben tj 2 Anm 67. 

* And. Ansicht Lewis 1 211. mit Bezugnahme auf eine Aeusserung eines 
Conferenzmitglieds (I’rot V 2121): dieselbe bezieht sich aber lediglich auf ein et- 
waiges Retentionsrecht. 
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parationsrecht im Concuree, es ist die Thntsaehe relevant, «ob die ab- 
geladenen Güter im Eigenthume des Befrachters stehen u. s. w. Von 
dem Grundsätze, dass der Ladungsinteressent dem Verfrachter un- 
beschränkt haftet, gieht es zwei Ausnahmen: 

a. Ist nur Distanzfracht zu zahlen, so ist die persönliche For- 
derung eine auf den geretteten Werth der Güter beschränkte (Art. 
632 al. 2). Es gilt also schon primär beschränkte persönliche 
Haftung*. 

b. Auf Grund einer seit alter Zeit bestehenden Rechtsanschauung B 
ist auch nach deutschem Recht in einem Falle der Ladungsinteressent 
berechtigt , einen Abandon von Ladungstheilen zu erklären und da- 
durch von der Zahlung des entsprechenden Theils seiner Verbindlich- 
keiten dem Verfrachter gegenüber loszukommen, nämlich dann, wenn 
Behältnisse mit flüssigen Waaren angefüllt waren und während der 
Reise ganz oder zum grösseren Theile ausgelaufen sind (Art. 617) 7 . 
Die Behältnisse müssen die Flüssigkeit, unmittelbar enthalten, daher 
findet das Recht des Abandons nicht Anwendung bei Flaschen, welche 
in Körbe oder Kisten gepackt sind, andererseits nicht nur bei Fässern, 
sondern z. B. auch bei Ballons. Der Ladungsinteressent hat zu er- 
klären, dass er die betreffenden Gefässe dem Verfrachter für die 
Fracht und seine übrigen Forderungen an Zahlungsstatt überlasse, 
eine einfache Annahmeverweigerung ist nicht genügend 8 , die Er- 
klärung muss überdies erfolgt sein, bevor die Behältnisse in den Ge- 
wahrsam des Ladungsinteressenten gelangt sind. Das Abandonrecht 
kann vertragsmässig ausgeschlossen werden; dies ist nicht schon der 



* Ueber die Beweislast in diesem Kalle s. Hans. HZ I 196 ff. 

6 Nachrichten nichtjnristischer Schriftsteller über ein allgemeines Abandon- 
recht der Ladungsinteressenten sind mit Vorsicht aufzunehmen, s. schon Livius 
XXX 38, Caspar Weinreichs Danziger Chronik (ed. Hirsch, Berlin 1855) S 8. 
Anerkannt ist ein solches Recht ganz allgemein von Tortosa c. 41 (verändert im 
Konsulat c. 77, 94, auch 225), Hamb. Stat. von 1603 11 15, 1 (nicht in den früheren, 
vgl, Langcnheck, Anm S 147 f.), Schwed. Seer. von 1667 II 12, 2, wohl uueh 
in den Niederl. Ord. von 1551 Art. 44 und von 1563 II 9, vgl. Antw. Compil. 
39—43. im Ihtnske Lov Abandon nur bei Distanzfracht IV 4, 6. Kür ein solches 
allgemeines Abandonrecht sprechen sich von altere n Schriftstellern aus u. a. Ca- 
saregis, Disc. leg. de comm. XXn Nr 46, XXIII Nr 86 f.; Valin I 6701'.; von 
neueren de Courcy I 164. 

1 Die Bestimmung geht zurück auf Guidon VII 11 =* Ord. III 3, 26. PSR 
V 23, Danz. Willk. 1 4, 7, 8, I’LR II 8 § 1730 f. Die geltenden Bestimmungen 
sind iiei Ehrenberg S 94 Anm 103 aufgefiihrt. dazu Belgien 77, Italien jetzt 581. 

8 OAG Lübeck vom 29. April 1867 (Kierulff III 322 — Hermann und 
Hirsch Nr 193). 
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Fall , wenn die Clausel „ frei von Leckage “ gebraucht wird , wohl 
aber, wenn ausgemacht ist, dass die Fracht .auch für nur theil weist; 
voll abgelieferte und für leergeleckte Fässer“ zu bezahlen ist, oder 
wenn die Clausel gebraucht ist „freight payable barreis fall or not 
full“ 9 . Das Recht des Abandons hat der Ladungsinteressent hinsicht- 
lich jedes einzelnen Behältnisses, aber auch nur hinsichtlich der 
einzelnen Behältnisse. War die Fracht in Bausch und Bogen be- 
dungen und sind nur einige Behältnisse ganz oder zum grösseren 
Theile ausgelaufen, so muss eventuell eine Repartirung der Fracht 
und der sonstigen Forderungen des Verfrachters erfolgen. 

2. Alle unter I aufgeführten Forderungen, sofern der Ladungs- 
interessent ihre Erfüllung persönlich gewährleistet hat, mag er diese 
Gewährleistung in Person oder durch einen Bevollmächtigten, etwa 
den Schiffer (Art. 506), übernommen haben, weiter alle unter I auf- 
gefahrten Forderungen, soweit zu denselben durch ein Verschulden 
des Ladungsinteressenten selbst eine unbeschränkte Haftung hinzutritt. 
Es ist von Wichtigkeit, diese Forderungen von den unter in zu 
nennenden abzusondern, weil die Grundsätze der soe rechtlichen Ver- 
jährung auf sie, nicht aber auf die unter III zu nennenden Forde- 
rungen Anwendung finden (Art. 909), auch wegen des Pfandrechts an 
der Ladung, welches ein Sejmrationsrecht im Concurse gewährt. 

III. Forderungen, für welche der Ladungsinteressent 
unbeschränkt haftet, ohne dass sie die Rechte eines 
Ladungsgläubigers gewähren. Hierzu gehören alle Forde- 
rungen, welche nicht unter I und II aufgeführt sind. Von denselben 
mögen folgende besonders erwähnt werden: 

1. Alle Forderungen gegen den Befrachter, bevor die Ladungs- 
güter dem Schiffer übergeben sind, mögen sie auch speciell bezeichnet 
sein (vgl. Art. 630 unter 2), ans dem Grunde, weil die fortune de 
mer des Ladungsinteressenten vorher nicht existirt, ferner 

2. alle Forderungen des Verfrachters, welche gegen den Ladungs- 
interessenten vordem wirklichen Antritt der Reise geltend gemacht 
werden. Erst durch den Beginn der Reise, nicht im Sinne des Art 581 
al. 2, welches eine Ausnahmebestimmung ist, sondern dadurch, dass 
das Schiff mit der ganzen oder einem Theile der Ladung die Fahrt 
antritt, wird der Verfrachter Ladungsgläubiger und hat nunmehr das 
Separationsrecht im Concurse, vorher ni'cht; entstehen vor diesem 
Moment Streitigkeiten mit. dem Befrachter bezw. Ablader, so haftet 
derselbe unbeschränkt, ohne dass der Verfrachter ein Pfandrecht selbst 

9 HOHG XIX 267, Hermann und Hirsch Nr 146. 
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an den ihm übergebenen Gütern auszuüben berechtigt wäre, wohl 
aber würde er ein meist civilrechtliches Retentionsrecht geltend machen 
können. Ist aber die Reise begonnen, ist das Schiff „ovcrzee und 
sand“ ,u gewesen, so hat der Verfrachter wegen aller Forderungen, die 
ihm gegen den Befruchter materiell zustanden, vorausgesetzt, dass 
er sie dem Empfänger gegenüber überhaupt geltend machen kann, 
auch ein Pfandrecht wegen derselben an der Ladung; waren z. B. 
Liegegelder im Abladungshafen entstanden und in das Connossement 
ausgenommen worden, so umfasst das Pfandrecht auch diese Forderung, 
für welche au sich dem Verfrachter dem Befrachter gegenüber ein 
Pfandrecht nicht zustand, s. noch oben unter II 1. 

3. Alle Forderungen, welche durch das Verschulden des Be- 
frachters entstanden sind, soweit nicht die unter I 4 und II 2 be- 
sprochenen Voraussetzungen vorliegen. 

4. Alle Forderungen aus dem Versicherungsverträge. Auch der 
Versicherer von Ladungsgütern hat nach deutschem Recht wegen der 
Prämie kein Pfandrecht an denselben. 

§ 32. Das Verhältnis mehrerer Ladungsinteressenten. 

I. Damit von mehreren Ladungsinteressenten im seerechtlicheu 
Sinne gesprochen werden könne, genügt nicht der Umstand, dass 
mehrere Personen an der Ladung materiell berechtigt sind, sondern 
das Vorhandensein mehrerer Interessenten muss formell zu Tage treten. 
Dies geschieht dadurch, dass das Verhältniss derselben zum Rheder 
auf verschiedenem Rechtsgrunde beruht, regelmässig entweder da- 
durch, dass mehrere Frachtverträge mit denselben abgeschlossen oder, 
wenn auch auf Grund nur eines einzigen Frachtvertrags, mehrere Con- 
nossemente ausgestellt sind. Während in älterer Zeit, so lange die 
Ladungsinteressenten die Reise mitzumachen pflegten, das Verhältniss 
derselben unter einander das einer besondere gestalteten Gelegenheits- 
gesellschaft war, innerhalb welcher der Wille der Majorität, mochte 
dieselbe nun nach Köpfen oder nach dem Gewicht oder dem Werth der 
Ladungsgüter berechnet werden, eine weitgehende Herrschaft ausübte 
hat sich dasselbe gegenwärtig zu einer ebenfalls eigenthümlich ge- 
arteten communio incidens abgeschwächt. Diese Gemeinschaft ist wohl 

10 Dieser alte Kechtsausdruck , der in den germanischen (Quellen des mittel- 
alterlichen Seerechts eine wichtige Bedeutung hat, ist noch jetzt am besten zu ge- 
brauchen, um die Abgrenzung der seerechtlichen Grundsätze in Betreff der Ladung 
von den landrechtlichen zu bezeichnen. 

1 Vgl. § 2 Anm 47. 
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zu unterscheiden von der coinmunio incideus des Civilrechts, welche 
gerade bei Schiffsladungen häufig ebenfalls einzutreten pflegt, ins- 
besondere wenn durch zufällige Ereignisse Ladungsgüter verschiedener 
Interessenten nicht mehr identificirt werden können 2 . Für diesen 
Fall sind jedoch die Grundsätze des Civilrechts maassgebend. Die 
seerechtliche Gemeinschaft der Ladungsinteressenten hat zur Voraus- 
setzung gerade die Möglichkeit der Identificirung der den einzelnen 
zustehenden Ladungsgüter, sie ist begrifflich eine coinmunio pro 
diviso. Uebrigens besteht dieselbe bereits vor der Uebergabe der 
Ladungsgüter an den Schiffer, wiewohl ihre Hauptwirkungen erst nach 
der letzteren eintreten. Neben dieser coinmunio unter den Ladungs- 
interessenten besteht noch eine weitere zwischen ihnen und dem 
Rheder, welche im speciellen Theile bei der Lehre von der Bodmerei 
und der havarie-grosse zu besprechen ist. diese setzt Detention der 
Ladung von Seiten des Schiffers voraus. 

II. Was nun das Verhftltniss der Ladungsinteressenten unter ein- 
ander anlangt, so kann von einer Herrschaft der Majorität über die 
Minorität gegenwärtig in keiner Weise mehr die Rede sein 8 , sondern 
es muss Einstimmigkeit vorhanden sein, wenn die Anordnungen der- 
selben die gleiche Bedeutung haben sollen, wie die Anordnung des all- 
einigen Ladungsinteressenten, vorausgesetzt, dass durch gesetzliche Be- 
stimmung nicht diese den allgemeinen Rocbtsgrundsätzen entsprechende 
Wirkung ausgeschlossen ist. Das Handelsgesetzbuch macht in dieser 
Beziehung einen Unterschied zwischen der Stückgüterladung einerseits 
und den Ladungsinteressenten, welche verhältnissmässige Theile oder 
einen bestimmt bezeichneten Raum des Schiffs befrachtet haben 
(Art. 557), andererseits und gewährt nur im letzteren Falle dem ein- 
stimmigen Willen derselben gleiche Rechtswirkung, wie dem Willen 
des alleinigen Ladungsinteressenten (vgl. Art. 561, 588, 593, 604, 643 
unter 3 und andererseits Art. 589 — 592. 593, 605, 643), und auch 
dann nicht immer (Art. 643). Jede Rechtshandlung ferner, die der 
Schiffer innerhalb seiner gesetzlichen Befugnisse in Bezug auf die 
ganze Ladung 4 vorgenommen hat, hat dieselben Rechtswirkungen, als 



* S. z. B. den Fall HGZ I 322 ff., sodann HG IV 40 f„ Hans. G Z I 348 f, 
II 178 ff, V !l f. 

s Vgl. alter noch lttb. Bek. . das Ein- und Auseisen von Schiffen lietr. vom 
1. Doc. 1841: Zustimmung der Interessenten von */« der Ladung, diese nach 
Lasten der geladenen Güter berechnet. Der KostenantheU (zwei Drittel trügt die 
Ladung) wird unter die verschiedenen Interessenten derselben nach Verhältnis« der 
Lastenzahl ihrer Güter vertheilt (llib. EG zum 1IGB 18). Jetzt jedenfalls wegen 
HOB 622 als objective Rechtsquelle ungiltig (vgl. auch 1. V vom 17. Scpt. 1880). 

4 Vgl. § 4)3 Anm 12. 
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oh sie durch deu einstimmigen Willen der Ladungsinteressenten vor- 
genommen worden wäre®, und begründet die gegenseitige Verpflichtung, 
gleichniilssig die Folgen derselben zu tragen (Art. 734). Weitere 
Regressrechte zwischen den Ladungsbetheiligten bestehen auch dann, 
wenn sie dritten Personen gegenüber solidarisch haften uud die 
letzteren dies«' solidarische Haftung in einer Weise in Anspruch ge- 
nommen haben, welche den einen Ladungsiuteressenten zu Gunsten 
der übrigen beschwert hat. Was die Frage anlangt, ob diese Rogress- 
forderung nur aus der fortune de mer der Ladungsinteressenten be- 
friedigt zu werden braucht , oder ob bei ihr wie bei der Rhederei 
eine unbeschränkte Haftung anzunehmen ist, so ist dieselbe im ersteren 
Sinne zu beantworten, da hier die Grundsätze, welche hinsichtlich der 
Gemeinschaft von Schiff. Fracht und Ladung gelten, analog anzu- 
wenden sind“. 

ni. Bezüglich der Haftung mehrerer Ladungsinteressenten 
dritten Personen gegenüber ist zu unterscheiden. 

1. In den Fällen, in denen die Ladungsiuteressenten nur mit 
der Ladung haften, findet eine sehr verschiedene rechtliche Behand- 
lung statt, welche aus der Natur der Sache sich erklärt. 

a. Beruht die Haftung derselben auf einem Rechtsgeschäft, 
welches der Schiffer als ihr Vertreter abgeschlossen hat, so wird 
zunächst zu untersuchen sein, ob der Schiffer dasselbe mit Bezug 
auf die ganze Ladung abgeschlossen hat, oder ob die Intention 
der Parteien dahin gegangen ist, für jeden einzelnen oder mehrere 
Ladungsiuteressenten besonders zu eontrahiren. Bei der Verbodmung 
der Ladung ist das erstere stets (Art. 692), sonst wenigstens im 
Zweifel anzunehmen, da der Schiffer verpflichtet ist möglichst gleich- 
mässig für iille Ladungsinteressenten zu sorgen. Würde daher nicht 
ausdrücklich ausgemacht worden sein, dass der Dritte mit jedem 
Ladungsinteressenten ein besonderes Rechtsgeschäft eingehen solle, so 
würde der Grundsatz: „pignoris causa individua est“, zur Geltung 
kommen und es würde der Dritte ein Pfandrecht an säimutlichen 
Laduugstheilen wegen der ganzen Forderung geltend machen können, 
die ihm gegen die Ladungsinteressenten zusteht. Von Wichtigkeit ist 
diese Unterscheidung namentlich auch wegen der beschränkten persön- 
lichen Haftung, die den Empfänger solcher Güter trifft, der Kenntniss 

5 Dagegen ist dies nicht der Kall, wenn der Schiffer zu der Handlung nicht 
berechtigt war. s. hamburger Sammlung II 2 S 917 — 936 (jetzt modificirt durch 
Art. 734). 

ö Vgl. hamb. Sammlung II 2 S 850— 862. 
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hatte“, dass ein solches Pfandrecht auf ihnen nihte (Art. 698): ihm 
gegenüber wird der Dritte seine ganze Forderung geltend machen 
können, die Forderung wird daher nicht ipso jure nach dem Ver- 
hältniss getheilt, in welchem die abgelieferten zu sämmtlichen La- 
dungsgütern stehen \ 

b. Handelt es sich tun Ansprüche wegen Bergungs- uud Hilfs- 
kosten, welche gegen mehrere Ladungsinteressenten entstanden sind, 
so gilt ebenfalls der Grundsatz: „pignoris causa individua est“, es 
kann daher Jeder, welcher einen solchen Anspruch hat, denselben 
aus irgend welchen Ladungsgütern , welche geborgen wurden oder 
denen Hilfe geleistet wurde, befriedigen, so lange das Pfandrecht be- 
steht, und es kann derjenige, welcher Bergelohn zu erhalten hat, 
ohne dass er Güter in seinen Gewahrsam bekommen hat, auf jedes 
Ladungsstück , das dem Pfandnexus noch unterworfen ist (Art. 753 
al. 2 und 697 al. 3), Arrest legen lassen, um daraus seine Be- 
friedigung zu suchen. Dagegen gilt liier ein anderer Grundsatz, so- 
weit es sich um die beschränkte jiersönliche Haftung handelt, welche 
auch hier den Empfänger von Gütern trifft, welcher wusste, dass 
Bergungs- oder Hilfskosten auf ihnen ruhten (Art. 755 al. 2), denn 
hier wird, wenn, abgesehen von den Gütern, welche der Empfänger 
erhalten hat, noch andere geborgen oder gerettet worden sind, die Ge- 
sannntforderung auch auf die letzteren repartirt und es haftet daher 
der Empfänger persönlich nur für den Betrag, welcher bei Yertheilung 
der Kosten über sämmtliche Gegenstände auf die ausgelieferten Gegen- 
stände fällt (Art. 755 al. 3) 8 . 

c. Wieder andere Grundsätze gelten bei Ansprüchen aus der 
seerechtlichen Gemeinschaft gegen mehrere Ladungsinteressenten: hier 
haben zwar die Vergütuugsberechtigten für ihre Forderung ein Iffand- 
ieeht au den beitragspflichtigen Gütern, aber es besteht eine Aus- 
nahme von der Hegel: „pignoris causa individua est“, denn es ruht 
das Pfandrecht auf den einzelnen Gütern nur wegen des von 



1 Die Pailung im Werth von 20000 Mark ist mit einer Bodmereisohuld von 
10000 Mark belastet, zwei Empfänger haben je Endung im Werth von 10 000 Mark 
erhalten und weiter veränssert, fällt der eine in Concurs. so kann der Bodmerei- 
gläubiger doch von dem anderen volle 10 000 Mark verlangen, nicht etwa blas 5000: 
betrüge aber die Bodmereischuld 12 000 . so könnte der Bodmereigläubiger doch 
nicht mein- als 10000 verlangen. 

8 Auf laidungsgütern von 20 000 Mark Werth ruht ein Bergelohn von 10000 
Mark, zwei Empfänger haben Ladung im Werth von je 10 000 Mark empfangen 
und weiter veräussert: es kann von jedem nur ">000 Mark Bergelohn gefordert wer- 
den, fällt der eine in Concurs. so würden die Berger einen Ausfall erleiden. 
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diesen zu entrichtenden Beitrags (Art. 727 Satz 2). Der gleiche 
Grundsatz gilt hier natürlich erst recht, soweit die beschränkte per- 
sönliche Haftung derjenigen Empfänger in Frage steht, welchen bei 
der Annahme der Güter bekannt war, dass davon ein Beitrag zu ent- 
richten sei (Art. 728 al. 2). 

2. Was die Haftung mehrerer Ladungsinteressenten aus den 
zwischen ihnen und dem Verfrachter abgeschlossenen Frachtverträgen 
anlangt, so ist sie hinsichtlich jedes derselben von der des anderen 
unabhängig, gleichviel ob eine persönliche Klage angestellt oder von 
dem Pfandrecht Gebrauch gemacht wird, ja in einem Falle wird 
noch weiter gegangen, s. § 31 II 1 li a. E. Eine Ausnahme be- 
steht nur hinsichtlich des Liegegeldes, wobei es gleichgiltig ist, ob 
dasselbe bei der Abladung oder Löschung entstanden, vertragsmässig 
oder gesetzlich zu entrichten ist. Dasselbe ist nach der richtigen An- 
sicht nicht aufzufassen als eine Conventionalstrafe, sondern als ein 
Accessorium der Frachtforderung. Es entsteht hierbei die Frage, wie 
mehrere Ladungsinteressenten zu haften haben, wenn das Liegegeld 
entweder ein gesetzlich zu bestimmendes ist oder vertragsmässig in 
der Weise ausgemacht ist , dass der Rheder den Betrag nur einmal 
fordern darf. Zunächst ist hier als Zeiteinheit des Fälligwerdens 
dieser im Verhältniss zur Fracht accessorischen Forderung der ein- 
zelne Tag zu Grande zu legen ”, an dessen Stelle vertragsmässig 
freilich ein anderes Maass gesetzt werden könnte. Sodann ist hin- 
sichtlich jeder solchen Zeiteinheit zu untersuchen, ob die Erforder- 
nisse des Fälligwerdens dieser Forderung nur bei einem oder bei 
allen Ladungsiuteresseuten vorliegen. Ist das letztere der Fall, so 
haften sie für den Betrag dieser Zeiteinheit in solidum 10 . Sobald 
man zu Zeiteinheiten gelangt, wo nur für einen Laduugsinteressenteu 
jene Erfordernisse vorliegen, cessirt natürlich die solidarische Haftung. 
Hat man nun die Höhe der Forderungen berechnet . welche dem 
Rheder gegen jeden Ladungsinteressenten zustehen, so kann derselbe 
diese ganze Forderung gegen den betreffenden einklagen und die 
j>ersönliche Haftung desselben in Anspruch nehmen, ebenso aber auch 
wegen der ganzen Forderung sein Pfandrecht an dem betreffenden 
Ladungstheil geltend machen 11 . Durch die Befriedigung eines Theiles 

• ROH« XU 130. 

10 ROHG XV 224, XIX 298. 

11 Das Liegegeld lieträgt 800 Mark, es sind drei gleichberechtigte Ladungs- 
interessenten vorhanden, von denen einer (A) 3. der zweite (B) 6, der dritte (C) 
10 Liegetage gebraucht: es hattet A auf 900, B aut 1800. C auf 3000 Mark, 
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erlischt die Forderung soweit. Lieber die Regressrechte der Ladungs- 
interessenten s. oben unter II. 

3. In den übrigen Fallen bietet die Haltung mehrerer Laduugs- 
intoressenten keine Besonderheiten dar, es kommt lediglich auf den 
Veqtflifhtungsgrund an, der int einzelnen Falle vorliegt. 

alle zusammen ebenfalls nur auf 3000 Mark. Beim Regress zahlt A 300, B 750, 
C 1950. Zahlt B die 1800 an den Rheder, so wird die Forderung auf 1200 re- 
ducirt. bis auf 900 kann sich der Rheder aber trotzdem an A halten. 
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